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bei Herrn Prof. Dr. Thomas Straubhaar und den Teilnehmern des Graduiertenkolleg 
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ken. 

Mein Dank gebührt in nicht geringerem Maße Herrn Prof. Dr. Herwig Birg vom In-

stitut für Bevölkerungsforschung und Sozialpolitik (IBS) der Universität Bielefeld. 

Er hat meine Ausbildung und Tätigkeit im Arbeitsfeld der Demographie von der Ein-

stellung als studentische Hilfskraft über die Tätigkeit als wissenschaftliche Mitarbei-

terin bis zur Fertigstellung dieser Dissertation begleitet. Ihm möchte ich an dieser 

Stelle nicht nur für viele Hilfestellungen und wichtige Ratschläge im Rahmen meiner 

Promotion bedanken, sondern auch für die wohlwollende Unterstützung während der 

gesamten Zusammenarbeit am IBS herzlichen Dank sagen. 

Danken möchte ich Herrn Dr. Jürgen E. Flöthmann vom IBS der Universität Biele-

feld für wichtige Hilfestellungen bei der Modellbildung. Das IBS bot mir ferner nicht 

nur eine perfekte Ressourcenlage im Bezug auf demographische Daten, sondern auch 

im Rahmen des demographischen Kolloquiums die Möglichkeit zu einem regen wis-

senschaftlichen Austausch. 

Durch Frau Prof. Dr. Jolanta Polakowska-Kujawa, vom Fachbereich Soziologie an 

der Warsaw School of Economics wurde mir ein Forschungsaufenthalt im Okto-
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ber/November 1998 an der Warsaw School of Economics ermöglicht. Für ihre Hilfe 

bei der Vermittlung von kompetenten Gesprächspartnern und die Beschaffung von 

statistischen Informationen bedanke ich mich ebenso wie für ihre Unterstützung bei 

Wohnungssuche und Bewältigung des Warschauer Alltags. Dank gilt auch Martin 

Mácha, dem Direktor des Research Institute of Labour and Social Affairs in Prag, der 

ein wichtiger Anlaufpunkt während meines Aufenthalts in Prag war. 

Den Graduierten und Lehrenden des Graduiertenkollegs „Migration im modernen 

Europa“ und insbesondere Herr Dr. Peter Marschalck danke ich für Anregungen, 

Kritik und ihre Bereitschaft, sich auf ein für viele doch sehr ungewöhnliches Thema 

einzulassen. 

Für die Korrekturarbeiten möchte ich meinen Dank Frau Ruth Freitag vom Fachbe-

reich Mathematik an der Universität Kassel aussprechen. 

Ein „dickes“ Dankeschön geht an Klaus und Fabio nicht nur für deren Ausdauer und 

Geduld. Sie wissen, welchen Beitrag sie geleistet haben. 
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1 Einleitung 

1.1 Problemstellung und Zielsetzung 

Die Erweiterung der Europäischen Union (EU) steht nach nahezu fünfjähriger Ver-

handlungsphase unmittelbar bevor. Die 15 EU-Mitglieder haben in Kopenhagen am 

13. Dezember 2002 die Übereinkunft getroffen, dass zum 1. Mai 2004 die Länder 

Estland, Lettland, Litauen, Polen, Ungarn, die Tschechische Republik, Slowenien, 

die Slowakei, Zypern und Malta1 in die Gemeinschaft aufgenommen werden. Am 13. 

April 2003 fand in Athen die Unterzeichnung der entsprechenden vertraglichen Ver-

einbarungen mit den Beitrittsländern statt. Deren Ratifizierung erfolgte in den Bei-

trittsländern zwischen März 2003 und September 2003 durch Volksabstimmungen, 

in Zypern durch die Zustimmung des Parlaments. 

Der Prozess von den ersten Beitrittsbemühungen bis zum heutigen Zeitpunkt ist so-

wohl in den Kandidatenländern als auch in den Ländern der Gemeinschaft von Vor-

behalten und Ängsten gegenüber den Konsequenzen einer EU-Ost-Erweiterung be-

gleitet worden. In den Ländern der bisherigen EU umfassen die Bedenken gegenüber 

dieser Integration ein breites Spektrum und betreffen z.B. die Bereiche der Finanzpo-

litik ebenso wie die der Energie-, Umwelt- oder Arbeitsmarktpolitik. Ein Aspekt, der 

insbesondere in den Ländern, welche den Kandidaten geographisch am nächsten lie-

gen, einen hohen Stellenwert herausgebildet hat, betrifft die Entwicklung der Zu-

wanderungen aus den Beitrittsländern nach deren EU-Eintritt. Durch die Mitglied-

schaft erhalten die neuen Unionsbürger das Recht, sich im Hoheitsgebiet der EU-

Staaten frei aufzuhalten und zu bewegen (Art. 18 (8a) EGV).2 Aufgrund dieser Rege-

lung wird erwartet, dass sich die Wanderungsprozesse insbesondere von Ost nach 

West intensivieren, da die Beitrittsländer mit Ausnahme von Zypern in Mittelosteu-

ropa liegen. 

                                                 
1 Bulgarien und Rumänien, bei denen die Verhandlungen bisher noch nicht weit genug gediehen sind, wurde ein Beitritt im Jahr 
2007 in Aussicht gestellt. 
2 Diese Freizügigkeit war früher auf Wirtschaftssubjekte, entweder als Arbeitnehmer oder als Dienstleistungserbringer be-
schränkt und ist heute i.S. einer Unionsbürgerschaft erweitert worden, d.h. sie steht damit nicht in Abhängigkeit einer Erwerbs-
tätigkeit, sondern es genügt, die Staatsangehörigkeit eines EU-Landes zu besitzen. 
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Ost-West-Wanderungen hatten bis zum politischen Zusammenbruch der mittel- und 

osteuropäischen Länder Anfang der 90er Jahre durch erhebliche Einschränkungen 

der Reisefreiheit für die Bürger der ehemaligen Ostblockstaaten einen eher geringen 

Umfang. Das singuläre Ereignis der politischen Wende löste verstärkte Wanderungs-

bewegungen von Ost nach West aus, bei denen Deutschland den größten Teil der 

Emigranten aufnahm, der überwiegend aus Asylbewerbern und Aussiedlern bestand. 

Die Demokratisierung von mittel- und osteuropäischen Ländern bewirkte jedoch, 

dass die Bewilligung eines Asylantrages aus politischen Gründen für Personen aus 

diesen Staaten kaum mehr gegeben war. Daneben gab es durch eine veränderte Hal-

tung Deutschlands zur Aussiedlerpolitik seit 1993 praktisch keinerlei Möglichkeit 

mehr, den Aussiedlerstatus für Bürger aus den betreffenden Ländern zu beantragen. 

Der aktuell bestehende rechtliche Rahmen lässt Migrationsprozesse von Mittel- und 

Osteuropa nach Deutschland zu, die im Wesentlichen als Arbeitsmigration zum Aus-

druck kommen. Die Bestimmungen des Anwerbestopps - welcher 1973 im Kontext 

der ökonomischen Krise für Westdeutschland beschlossen wurde und die Rekrutie-

rung von Arbeitskräften aus dem Nicht-EU-Ausland ausschließt - wurden seit Ende 

der 80er Jahre teilweise aufgehoben. Bilaterale Vereinbarungen zwischen Deutsch-

land und den entsprechenden osteuropäischen Ländern erlauben - ohne an dieser 

Stelle auf nähere Details einzugehen - Bürgern dieser Staaten, für einen befristeten 

Zeitraum Beschäftigungen als Werkvertrags-, Saison- und Gastarbeitnehmer sowie 

als Grenzgänger in Deutschland wahrzunehmen. Darüber hinaus existiert seit August 

2000 die Möglichkeit, für einen befristeten Zeitraum als IT-Fachkraft durch die Inan-

spruchnahme einer so genannten Greencard in Deutschland zu arbeiten. 

Durch die EU-Erweiterung werden für die Beitrittsländer sämtliche Migrations-

restriktionen gegenüber den Alt-EU-Ländern dauerhaft wegfallen, so dass eine Ver-

änderung der bisherigen Migrationsprozesse denkbar ist. Allgemein wird dabei ein 

Anstieg der Ost-West-Wanderungen erwartet. Die Auseinandersetzung mit der Fra-

ge, inwieweit sich ein solcher Anstieg auch tatsächlich realisiert, ist besonders des-

halb von herausragendem Interesse, da die Bewertung einer Vielzahl potenzieller 

Auswirkungen, welche mit einem Ansteigen bzw. Sinken von Emigration und Im-

migration für Aufnahme- aber auch für die Herkunftsländer einhergehen können, nur 

vor dem Hintergrund einer realistischen Schätzung der Größenordnung des zu erwar-
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tenden Migrationspotenzials möglich wird. Eine Reihe von Studien haben in dieser 

Richtung bereits differenzierte wissenschaftliche Ergebnisse z.B. bezogen auf die 

Gesamt-EU bzw. auf Deutschland herausarbeiten können. Die meisten dieser Arbei-

ten stammen aus dem ökonomischen Bereich und haben Migrationspotenziale mit 

der dort angesiedelten ökonometrischen Methodik geschätzt. Die Auswirkungen der 

so ermittelten Potenziale wurden dann in erster Linie im Zusammenhang des EU 

bzw. deutschen Arbeitsmarktes analysiert (Bauer & Zimmermann 1999, Brücker & 

Boeri 2000, Sinn et al. 20003, Straubhaar 2001). 

Demgegenüber sind Schätzungen von Migrationpotenzialen und die Betrachtung 

ihrer Auswirkungen unter einer nicht ausschließlich ökonomischen Sicht bisher ten-

denziell selten anzutreffen.4 Dieses wird aber der Relevanz des Themas nicht ge-

recht, denn nur so können Migrationsmotive und -typen außerhalb der Ökonomie 

hinreichend einbezogen werden. Die vorliegende Arbeit greift in ihrer Problemstel-

lung dieses Defizit auf. Es sollen jedoch existierende Studien nicht ergänzt, sondern 

primär ein Gesamtkonzept entwickelt werden, das die für Migration relevanten As-

pekte konstruktiv in die Modellierung von Wanderungsprozessen integriert. Diese 

Entwicklungsarbeit ist Grundlage für die Beantwortung der übergeordneten Frage-

stellung, die darauf abzielt, das Gesamtpotenzial möglicher Migrationen zwischen 

Herkunfts- und Zielland vorauszuschätzen. Sie soll aber auch als ein Beitrag dazu 

angesehen werden, durch die Auflösung der o.a. Problematik die Perspektive für die 

Analyse möglicher Auswirkungen von Migrationen sinnvoll zu erweitern. 

1.2 Vorgehensweise 

Zum Zeitpunkt der Planung dieses Projekts bestand für die Kandidatenländer der so 

genannten Luxemburg-Gruppe5 eine sehr hohe Beitrittswahrscheinlichkeit im Rah-

men der ersten Erweiterungsrunde der EU. Mit Ausnahme von Zypern sind deshalb 

                                                 
3 Sie thematisieren auch fiskalische Wirkungen der Zuwanderungen. 
4 Einige Studien basieren nicht auf ökonometrischen Schätzungen, sondern beziehen als Methode repräsentative Umfragen für 
die Schätzung des Migrationspotenzials ein (IOM 1998, Fassmann & Hintermann 1997). Sie betrachten jedoch nicht die Aus-
wirkungen der Wanderungen, sondern Motivation und Migrantenstruktur. 
5 Auf dem Gipfeltreffen in Luxemburg im Dezember 1997 haben die Mitglieder der EU beschlossen, für eine Reihe von mittel- 
und osteuropäischen Staaten Beitrittsverhandlungen einzuleiten. Für eine erste Erweiterungsrunde wurden mit den Ländern 
Estland, Polen, Tschechien, Slowenien, Ungarn und Zypern ab März 1998 Beitrittsverhandlungen aufgenommen. Die Ausdeh-
nung der Beitrittsverhandlungen auf weitere Länder (Bulgarien, Lettland, Litauen, Malta, Rumänien und Slowakei) ist im 
Dezember 1999 in Helsinki beschlossen worden.  
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diese Länder für die Bearbeitung der Fragestellung als Herkunftsländer ausgewählt 

worden. Es handelt sich um Estland, Polen, Tschechien, Slowenien und Ungarn. Der 

Ausschluss von Zypern begründet sich dadurch, dass sich die Analyse auf die Verän-

derungen von Ost-West-Wanderungen konzentrieren wird. Die Festlegung auf das 

Zielland Deutschland findet die Begründung in der letzten Ost-West-Wanderungs-

welle, bei der Deutschland die meisten Zuwanderungen aufnahm. Dieses lässt erwar-

ten, dass auch bei Wanderungen, die durch die EU-Erweiterung ausgelöst werden, 

Deutschland als ein bevorzugtes Aufnahmeland dient. 

Die Perspektive, unter der die Fragestellung bearbeitet wird, ist auf die langfristigen 

Veränderungen von Wanderungsprozessen ausgelegt. Deshalb finden Übergangsre-

gelungen6, welche die Gewährung der uneingeschränkten Freizügigkeit und Nieder-

lassungsfreiheit außer Kraft setzen, keine Berücksichtigung. Es ist vielmehr anzu-

nehmen, und dieses zeigen auch die Erfahrungen mit der Süderweiterung der 

Europäischen Union, dass zu Beginn der Umsetzung der völligen Freizügigkeit die 

Wanderungsbewegungen aus Beitrittsländern eine verstärkte Dynamik erhalten wer-

den, sie dann langfristig aber wieder abnehmen. 

Aus dem zuvor Angeführten ergibt sich unmittelbar, dass auch die Schätzung des 

konkreten Migrationspotenzials für einen langfristigen Zeitraum geschieht. In Kapi-

tel 2 werden zunächst die Anforderungen, die ein solches Schätzmodell erfüllen 

muss, aufgestellt und eine Analyse geführt, ob existierende Wanderungsmodelle in 

der Lage sind, diese zu erfüllen. Aufgrund der Analyseergebnisse wird dann die 

Entwicklungskonzeption eines alternativen Modells formuliert, die auf der Konzepti-

on des Push-Pull-Ansatzes aufbaut und zunächst die Identifikation von Push-Pull-

Faktoren verlangt. Es folgt dazu in Kapitel 3 eine theoretisch geleitete und in Kapitel 

4 eine empirisch geführte Analyse. In Kapitel 5 münden diese Ergebnisse in eine 

Gesamtanalyse der Identifizierung relevanter Push-Pull-Faktoren. Die Operationali-

sierung der Push-Pull-Faktoren findet in Kapitel 6 statt, die Annahmensetzung für 

diese schließt sich in Kapitel 7 an. Die Kategorienbildung dieser Annahmen, welche 

durch eine Bewertung anhand von Vergleichswerten geschieht, wird in diesem Kapi-

tel einen wichtigen Ergebnisschritt darstellen und in einen Push-Pull-Index münden. 

                                                 
6 Über einen Zeitraum von fünf Jahren, der nochmals um zwei Jahre verlängert werden kann, sind diese Übergangsfristen 
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Die Anwendung dieses Indexes auf ein zuvor geschätztes „absolutes7 Migrationspo-

tenzial“ führt danach zur Schätzung des Migrationspotenzials in verschiedenen 

Migrationsszenarien für jedes Beitrittsland. 

Das Kapitel 8 beinhaltet einen kurzen demographisch ausgerichteten Blick auf mög-

liche Auswirkungen für Beitrittsland und Aufnahmeland bei Eintreten dieser Szena-

rien. Im letzten Kapitel werden dann die wesentlichen Ergebnisse dieser Arbeit re-

sümiert. 

                                                                                                                                          

einsetzbar. Damit wird es eine völlige Freizügigkeit erst ab 2011 für die neuen EU-Länder geben.  
7 Es stellt das maximal mögliche Migrationspotenzial dar. 
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2 Entwicklung eines Migrationsszenarienmodells 

Eine Schätzung des Migrationspotenzials kann nur die Annährung an eine Größen-

ordnung solcher Wanderungsbewegungen darstellen. Die exakte Voraussage solcher 

Bewegungen ist nicht möglich und wird hier auch nicht angestrebt. Unter den demo-

graphischen Prozessen muss die Schätzung von Wanderungsbewegungen als beson-

ders anspruchsvoll eingestuft werden, da die Parameter, die eine Wanderungsent-

scheidung bedingen, zum einen lokalisiert werden müssen und diese zum anderen 

gravierenden dynamischen Änderungen unterliegen können.  

Üblicherweise werden solche Berechnungen mit Hilfe von Wanderungsmodellen8 

vorgenommen. Der Gehalt einer Schätzung hängt im hohen Maße davon ab, mittels 

welcher Verfahren ein derartiges Potenzial berechnet wird und zwar in dem Sinne, 

ob gewähltes Verfahren und vorliegende Fragestellung synchronisierbar sind oder 

zumindest eine angemessene Adaptation des Verfahrens an die Fragestellung gelingt. 

In der Literatur trifft man auf sehr verschieden ausgerichtete Modelle, die andersarti-

ge Schwerpunkte setzen und damit die Beantwortung unterschiedlichster Fragestel-

lungen erlauben. Einen Überblick hierzu liefert Termote (1972, S. 141f.). Wesentli-

che Unterscheidungsmerkmale sieht er einerseits in den Eigenschaften des jeweils 

untersuchten Wanderungsphänomens und andererseits in den Eigenschaften des Mo-

dells selbst. So existieren z.B. Modelle, die sich in erster Linie auf interregionale 

Wanderungen beziehen oder ihren Fokus auf internationale Wanderungsverflechtun-

gen setzen. Andere bestimmen als endogene Variable Wanderungen bestimmter Per-

sonenkreise (Arbeitsmigration, Familienwanderungen, bzw. untergliedert in Gruppen 

nach Alter, Geschlecht o.ä.) oder Gesamtwanderungen. Des Weiteren kann ein Mo-

dell darauf ausgerichtet sein, Bruttowanderungsströme (nur Zuzüge) oder Wande-

rungssalden (Zuzüge abzüglich Fortzüge) zu berechnen (vgl. Feithen 1985). Weitere 

Unterschiede lassen sich im Modellaufbau finden, der einerseits deterministisch (de-

skriptive, erklärende Modelle) oder aber probabilistisch (stochastische Modelle) aus-

gerichtet ist: „Ein deterministisches Modell drückt genaue Relationen zwischen dem 

                                                 
8 In der Migrationsliteratur findet der Begriff „Modell“ keine einheitliche Verwendung. Er wird für ein rein formales System, 
welches aus mathematischen Gleichungen besteht, ebenso verwendet wie für Theorien, die sich durch einen hohen Grad an 
Formalisierung und Präzisierung auszeichnen (vgl. Gatzweiler 1975, Marel 1980). 
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Phänomen und gewissen Variablen aus [...]. Ein probabilistisches Modell beschreibt 

die Wanderungsentscheidungen unter Unsicherheitsbedingungen und bezieht sich 

wesentlich auf das individuelle Verhalten“ (Termote 1972, S. 142).  

Welche Ausrichtung der o. a. Wanderungsmodelle ist für die Bearbeitung der hier 

gestellten Frage, nämlich inwiefern sich langfristig der Umfang der Emigrationen 

aus den Kandidatenländern mit Ziel Deutschland durch den EU-Beitritt verändern 

wird, als zweckmäßig anzusehen? 

Zur Beantwortung muss zunächst konkretisiert werden, welche Anforderungen an 

das zu verwendende Wanderungsmodell unmittelbar aus der Fragestellung abgeleitet 

werden können: 

1. Anforderung: 

Eine Grundvoraussetzung bildet die makroanalytische Ausrichtung des Mo-

dells. Sie begründet sich vor allem dadurch, dass ein zukünftiges Migrationspo-

tenzial geschätzt werden soll, welches sich von bestimmten Herkunftsländern 

in ein bestimmtes Zielland bewegt. Es handelt sich hierbei um einen Migrati-

onsstrom, der durch internationale Wanderungsbewegungen entsteht und sämt-

liche Typen von Migrationsformen umfasst, d.h. der Fokus ist auf Gesamtwan-

derungen ausgerichtet und nicht reduziert auf einzelne Wanderungstypen. Un-

ter Gesamtwanderungen werden hier illegale Wanderungen oder derartige, die 

zu einen Asyl- bzw. Aussiedlerstatus führen, nicht gefasst. Derartige Gesamt-

wanderungsströme sind nur durch Modelle bzw. Ansätze schätzbar, die auf ag-

gregierten Daten aufbauen, d.h. eine makroanalytische Ausrichtung haben. 

Mikroanalytische Ansätze können hier nicht zum Einsatz kommen, denn sie 

stellen das Individuum in den Vordergrund und beleuchten in erster Linie die 

Heterogenität der Migranten sowie die individuellen Migrationsentscheidun-

gen. Aussagen über die Dimension eines Migrationsstroms können sie i.d.R. 

nur dann leisten, wenn Individualdaten aggregiert oder mit aggregierten Daten 

gekoppelt werden, wobei dann aber die Mikroebene verlassen wird. 

2. Anforderung: 

Eine weitere Anforderung an das Modell ergibt sich daraus, dass es zukünftige 

Wanderungsprozesse schätzen soll. Ein Modell, welches Vorausschätzungen 
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leistet, muss die Determinanten der zu schätzenden Wanderungen mittels theo-

retischer Erklärungen stützen können. Mit Schätzungen von Wanderungspro-

zessen ohne Einbindung theoretischer Erklärungen ist nur die empirische Be-

schreibung von Ergebnissen aber keine Vorhersage möglich. Deshalb muss ein 

Modell zur Anwendung kommen, dass neben formalen Ansätzen auch die 

adäquate Integration von Theorien erlaubt. 

3. Anforderung: 

Die Schätzung soll für einen längeren Zeitraum bzw. einen diskreten Zeit-

punkt in der „ferneren“ Zukunft durchgeführt werden. Demzufolge muss das 

Modell Migrationsströme für einen solchen Zeitraum/-punkt schätzen können. 

Deshalb sind Ansätze auszuschließen, die auf Befragungsergebnissen basieren, 

denn sie können nur momentane Migrationswünsche/-bestrebungen erheben 

und keine Datengrundlage für einen langfristigen Zeithorizont bieten. Zukünf-

tige Änderungen angemessen zu berücksichtigen ist auch in Bezug auf die Re-

präsentativität der Stichprobe schwierig, da Personen, die in der fernen Zukunft 

wandern, heute noch nicht geboren bzw. noch zu jung für eine Befragung sind. 

4. Anforderung: 

Der Einfluss, der sich bedingt durch die spezifische Situation der Beitritts-

kandidaten auf Wanderungsbewegungen ergibt, muss im Modell integrierbar 

sein. Die durch massive Transformationsprozesse in den Beitrittsländern 

ausgelösten Veränderungen müssen in ihrer Bedeutung für Wan-

derungsprozesse ebenso wie die durch den EU-Beitritt noch zu erwartenden 

Veränderungen angemessen berücksichtigt werden können. Im konkreten Fall 

betrifft es z.B. die Problematik, aus zurückliegenden Wanderungsprozessen, 

insbesondere der jüngsten Vergangenheit, seriöse Parameter für eine 

Modellierung zukünftiger Entwicklungen abzuleiten. 

5. Anforderung: 

Das Modell muss in seiner Anforderung an das Datenmaterial eine beschränk-

te Ressourcenlage berücksichtigen können. Akzeptable Datenbestände stehen 

für die Beitrittskandidaten erst ab den 90er Jahren zur Verfügung. Die Güte 

statistischer Datenbestände vor diesem Zeitraum ist aufgrund der damaligen 
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Regierungen anzuzweifeln. Hinzu kommt, dass einige Staaten erst Anfang der 

90er Jahre ihre Souveränität erhalten haben9 und aus diesem Grund für davor 

liegende Zeiträume kein geeignetes Datenmaterial existiert. 

Die genannten aus der Fragestellung abgeleiteten fünf Kernanforderungen an das 

Modell erlauben die angemessene Vorausschätzung des Migrationspotenzials. Eine 

darüber hinaus gehende Integration weiterer Anforderungen ist mit Blick auf eine 

substanzielle Verbesserung des Modells nicht notwendig. Im Weiteren soll eine Klä-

rung stattfinden, welche Migrationsmodelle derartige Anforderungen erfüllen und 

ggf. eine sinnvolle Anwendung darstellen. 

2.1 Wanderungsmodelle 

Die folgende Diskussion von Wanderungsmodellen beschränkt sich wegen der exis-

tierenden Vielzahl unterschiedlicher Modelle bzw. Ansätzen zur Schätzung von 

Migrationsströmen auf das Spektrum derjenigen, welche die Grundanforderung eines 

„makroanalytischen Aufbaues“ aufweisen. Ein solches Kriterium wird von Gravitati-

onsmodellen, von regressionsanalytischen Modellen, die z.B. auf Push-Pull-Ansätze 

oder ökonometrischen Schätzungen basieren, dem Zufallsnutzenansatz und dem 

Markov-Ketten-Modell erfüllt. Der Fokus der folgenden Analyse richtet sich darauf, 

inwieweit diese Modelle die Integration der weiteren aufgestellten Anforderungen 

ermöglichen. 

2.1.1 Gravitationsmodelle 

Im Vordergrund klassischer Gravitationsmodelle steht der bereits von Ravenstein 

aufgestellte Zusammenhang (Ravenstein 1885/1889), dass eine Beziehung zwischen 

Wanderungshäufigkeit und Entfernung existiert (vgl. Bähr 1992, S. 293). Dem Gra-

vitationsmodell unterliegt die Annahme, „dass Wanderungsbewegungen zwischen 

zwei Regionen von der Bevölkerungszahl der Herkunfts- und Zielregion sowie der 

Entfernung zwischen den Bevölkerungsschwerpunkten der jeweiligen Region abhän-

gen“ (Feithen 1989, S. 53). Sie erhält durch eine Analogiebildung zum physikali-

                                                 
9 Ihre Unabhängigkeit konnte Anfang der 90er Jahre erreichen: Estland (20.08.1991), Slowenien (7.10.1991) und die Tschechi-
sche Republik (eigene Verfassung trat am 01.01.1993 in Kraft). 
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schen Gravitationsgesetz, in der die Anziehungskraft zwischen zwei Massen quanti-

fiziert wird, ihre Formalisierung. 

Das Grundmodell lautet: 

( )ˆ ab
i j i j i jW K B B D −= ⋅ ⋅ ⋅ , 

wobei Wij die Zahl der Wandernden zwischen i (Herkunfts-) und j (Zielregion), Bi 

und Bj die Bevölkerungszahlen in Herkunfts- und Zielregion, Dij die Distanz zwi-

schen Herkunfts- und Zielregion, a den Gravitationsfaktor, b den Distanzfaktor und k 

eine Konstante darstellen (vgl. Gatzweiler 1975). 

Der o.a. so genannte „einfache Ansatz“ kann Wanderungsströme in Abhängigkeit der 

Entfernung zwischen Herkunfts- und Zielregion sowie der Bevölkerungsgröße der 

beobachteten Länder bzw. Regionen deskriptiv erfassen. Dabei ist der Fokus auf ei-

nen Gesamtwanderungsstrom gerichtet und eine Einschränkung auf bestimmte Wan-

derungstypen findet nicht statt. Die erste Anforderung erfüllt dieses Modell damit 

vollständig. 

Wie verhalten sich Gravitationsmodelle gegenüber den anderen formulierten Anfor-

derungen, z.B. Aussagen über Wanderungsprozesse durch theoretische Erklärungen 

zu stützen? 

Der „einfache Ansatz“ lässt ausschließlich eine deskriptive Beschreibung eines Wan-

derungsstroms zu, da er in seinem Modellaufbau keine erklärende Komponente 

aufweist. Auch der Gravitationsfaktor bildet hierbei nur die Analogie zu einem na-

turwissenschaftlichen Gesetz. Es ist hervorzuheben, dass dieses Grundmodell zwar 

gute Annäherungen an empirische Prozesse leisten kann, sich bei ihrer empirischen 

Überprüfung jedoch Grenzen aufzeigen (vgl. Zipf 1946). 

Wie ist die Situation bei Gravitationsmodellen, die in ihrem Ansatz eine Erweiterung 

durch zusätzliche Parameter vorsehen? Erreichen solche eine höhere Erklärungsfä-

higkeit? Diesbezüglich sind z.B. die Arbeiten von Stouffer zu nennen (Stouffer 

1940/1960). Er verfolgt die Zielsetzung, dem Gravitationsansatz eine höhere Erklä-

rungsfähigkeit zu geben, indem er die Begriffe der „opportunities“ (Gelegenheiten, 

Möglichkeiten) und der „intervening opportunities“ (intervenierende Gelegenheiten, 

konkurrierende Möglichkeiten) einführt. Seine grundlegende Annahme basiert da-
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rauf, dass die Zahl der Personen, die über eine bestimmte Entfernung wandert, pro-

portional zur Zahl der „opportunities“ am Wanderungsziel und umgekehrt proportio-

nal zur Zahl der „intervening opportunities“ ist. Die „opportunities“ der Zielregion 

geben dem Wanderer den Anlass dieses Zielgebiet zu wählen, daneben können aber 

„intervening opportunities“ dazu führen, dass Regionen zwischen Herkunfts- und 

Zielregionen als ein attraktives Ziel eingeschätzt werden (vgl. Bähr 1992). 

Andere Arbeiten versuchen den Erklärungswert des Gravitationsmodells zu erhöhen, 

indem sie weitere „erklärende“ Variablen hinzufügen (Hoppen & Käshammer 1976, 

Killisch 1976). Derartige Variablen beziehen sich im Wesentlichen auf die Attrakti-

vität der Länder/Regionen bzw. gehen aus Push-Pull-Ansätzen (d.h. Variablen, die 

anziehende bzw. abstoßende Faktoren der Herkunfts- bzw. Zielregion darstellen) 

hervor (vgl. z.B. Sommermeijer 1961, Birg et al. 1991a, Birg et al. 1991b).  

Hinsichtlich derartiger Modellerweiterungen muss feststellt werden, dass solche Mo-

delle zwar in der Lage sind, die Exaktheit der Modellierung zu erhöhen, aber auf-

grund der Auswahl dieser Faktoren, die i.d.R. durch ad hoc Verfahren stattfindet, 

keine im eigentlichen Sinne theoretischen Erklärungen liefern. Der deskriptive Cha-

rakter solcher Modelle bleibt bestehen. 

Kann eine Berücksichtigung der speziellen Situation der Beitrittsländer im Gravitati-

onsmodell ausreichend einfließen? Obgleich die Möglichkeit der Einbeziehung ande-

rer Variablen bzw. Parameter existiert, bleiben der Distanzfaktor im Zusammenhang 

mit der Bevölkerungsgröße die essentiellen Faktoren des Modells. Die Fragestellung 

dieser Arbeit lässt aber auf den ersten Blick die zentrale Bedeutung dieser Determi-

nanten nicht erkennen. Stellen Distanz oder Bevölkerungsgröße in diesem Zusam-

menhang dennoch dominante Faktoren dar, müssen sie auch dem Anspruch genügen, 

unabhängig vom Gravitationsansatz theoretisch bzw. empirisch ableitbar zu sein. 

Sind solche Modelle damit für langfristig ausgerichtete Projektionen als ungeeignet 

einzustufen? In der Literatur trifft man überwiegend auf Graviationsmodelle, die 

genutzt werden, um ex post Wanderungsprozesse darzustellen bzw. zu erklären. Ver-

einzelt sind auch erweiterte Ansätze des Gravitationsmodells anzutreffen, die bei 

Projektionen Anwendung finden. So z.B. bei Weidlich (1988) für interregionale 

Wanderungsbewegungen, dessen Modellierung eine linearisierte Cobb-Douglas-

Funktion beinhaltet (vgl. Delbrück & Raffelhüschen 1993). Des Weiteren existieren 
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Arbeiten, die mit einem Bevölkerungsmodell, welches auf einem Gravitationsansatz 

basiert, Projektionen erstellen, die langfristig bis zum Jahr 2100 angelegt sind. Ziel-

setzung dieser Arbeiten liegt in einer Analyse der demographischen Eigendynamik 

der Bevölkerungsverteilung (Birg et al. 1997, Frein 1997)10. Insofern kann festgehal-

ten werden, dass langfristige Schätzungen demographischer Entwicklungen mit der-

artigen Modellen bereits vorgenommen wurden. Allerdings beziehen sich derartige 

Anwendungen bevorzugt auf interregionale Wanderungsprojektionen, Erfahrungen 

mit Wanderungsprojektionen auf der internationalen Ebene sind hingegen nur selten 

anzutreffen. 

Probleme anderer Art können bei der Verwendung des Gravitationsmodells in Bezug 

auf das Datenmaterial auftauchen. Es ist zu erwarten, dass hinsichtlich der Parame-

terschätzung, die für die Wanderungsmatrix eine Notwendigkeit darstellt, relevante 

Daten nicht zur Verfügung stehen. Für die Schätzung solcher Parameter benötigt 

man besonders bei Projektionen statistisches Datenmaterial über einen möglichst 

langen Zeitraum, für diese Arbeit liegt es aus bekannten Gründen erst ab den 90er 

Jahren vor. 

Es kann resümiert werden, dass Gravitationsmodelle darauf ausgerichtet sind, Wan-

derungsprozesse durch mathematische Modellierungen zu beschreiben. Sie ermögli-

chen grundsätzlich Wanderungsprozesse über eine langfristige zukünftige Zeitdi-

mension zu schätzen, jedoch beinhalten sogar die modifizierten Ansätze i.d.R. keine 

ausreichende theoretische Begründung hinsichtlich der verwendeten Determinanten. 

Stattdessen trifft man zumeist auf einen ad hoc Charakter bei deren Auswahl. Inso-

fern ist die Möglichkeit einer Projektion mit einem derartigen Modell kritisch zu 

betrachten (vgl. Albrecht 1972, Killisch 1976, Franz 1984), hinzukommt, dass die 

aufgestellten Anforderungen abgesehen von der ersten und dritten Anforderung nicht 

erfüllt werden. 

                                                 
10 Birg u.a. haben dieses für die 16 Bundesländer der Bundesrepublik Deutschland und Frein (unveröffentlichte Diplomarbeit) 
für die 15 EU-Länder durchgeführt. 
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2.1.2 Regressionsanalytische Modelle 

An dieser Stelle sind Modelle zu nennen, die ähnlich wie die Gravitationsmodelle 

mathematisch formalisiert sind. Jedoch wurden sie aus ökonomischen Theorien he-

raus entwickelt und bauen in erster Linie auf Einkommensunterschieden (income 

thesis) in der Ziel- und Herkunftsregion auf (Sjastaad 1962). Auch andere wande-

rungshemmende und wanderungsfördernde Faktoren wie z.B. Angebot und Nachfra-

ge von Arbeitskräften (job vacancy thesis) fließen in solche Modelle. Sie stellen im 

Wesentlichen Push-Pull-Konzepte dar und beziehen sich dabei auf makroökonomi-

sche Faktoren, die Wanderungsverhalten zu erklären versuchen. Aufgrund der rein 

ökonomischen Betrachtung werden sie als ökonometrische Schätzungen bezeichnet, 

die auf allgemeine Gleichgewichtsmodelle aufbauen, bei denen Regressionsanalysen 

zur Anwendung kommen. 

In der Literatur wird das Push-Pull-Konzept häufig als handlungstheoretischer An-

satz charakterisiert (vgl. Birg 1979, Feithen 1980).11 Hierzu ist anzuführen, dass 

Push-Pull-Konzepte im eigentlichen Sinne keinen eigenen theoretischen Ansatz bil-

den (vgl. Kalter 1997). Sie basieren auf der Hypothese, dass Wanderungen zum ei-

nen durch abstoßende Faktoren am Herkunftsort und zum anderen durch anziehende 

Faktoren am Zielort hervorgerufen werden. Welche Determinanten diese Wirkung in 

der spezifischen Situation aufzeigen, lässt sich aus dem Ansatz selbst nicht ableiten, 

sondern wird i.d.R. theoretisch z.B. durch eine Ergänzung eines makroökonomischen 

Gleichgewichtsmodells spezifiziert (vgl. Saunders 1956).12 Allerdings bietet das 

Push-Pull-Konzept im Gegensatz zur ökonomischen Gleichgewichtsidee den wesent-

lichen Vorteil, dass sich die Determinanten nicht auf den ökonomischen Bereich be-

schränken müssen (vgl. Kalter 1997). Eine Reihe von Studien konnte bereits un-

terstreichen, dass eine derartige Beschränkung auf ökonomische Faktoren unzurei-

chend sein kann und entscheidende erklärende Variablen stattdessen z.B. beim Klima 

(vgl. Clark 1982) oder beim Urbanisierungsgrad (vgl. Shaw 1975) liegen. So ist es 

möglich, das Push-Pull-Konzept auch als konzeptionelle Basis eines Erklärungsan-

                                                 
11 Der handlungstheoretische Ansatz wird hier derart aufgestellt, dass ein Vergleich der wandernden Personen bei der Wahl der 
Zielregion stattfindet, hinsichtlich der Merkmale der Herkunftsregion und der potenziellen Zielregion. 
12 Push-Pull-Konzepte können auf der Mikro- wie auch auf der Makroebene eine Verwendung finden. Hinweise auf Push-Pull-
Konzepte sind bereits in der Arbeit von Hick (1932) zu finden. Lee´s Beitrag „A Theory of Migration“ (1966) beschäftigt sich 
ebenfalls mit dem Push-Pull-Modell. Zentral in seiner Arbeit ist die Entwicklung einer Vielzahl von Hypothesen (u.a. über 
Umfang der Wanderung, das Verhältnis von Strom und Gegenstrom sowie über bestimmte Merkmale des Wanderers). 
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satzes zu interpretieren, welches durch weitere der Fragestellung angepasste Theo-

rieansätze komplementiert werden kann. Insofern besitzen Push-Pull-Konzepte einen 

hohen Flexibilisierungsgrad. 

Erfüllen derartige Ansätze die aufgestellten Anforderungen? 

Im Vergleich zu den Gravitationsmodellen kann bei Modellen, die sich auf Regressi-

onsanalysen stützen, eine stärkere Möglichkeit der Einbeziehung von Theorien 

(zweite Anforderung) festgestellt werden. Allerdings bleibt bei diesen Anwendungen 

kritisch zu hinterfragen, ob sie, bedingt durch die fast ausschließlich ökonomische 

Perspektive, auch in der Lage sind, Gesamtwanderungsprozesse (erste Anforderung) 

zu schätzen. Vielmehr ist gerade hier anzunehmen, dass derartige Modelle stärker 

Teilprozesse von Wanderungsbewegungen akzentuieren, die unmittelbar mit dem 

Bereich der Ökonomie in Verbindung stehen und ihren Fokus deshalb in Richtung 

Arbeitsmigration stellen. Darüber hinaus gilt es anzuzweifeln, ob eine adäquate Be-

rücksichtigung der spezifischen Situation der Beitrittsländer (vierte Anforderung) 

durch Ansätze, die ausschließlich auf ökonomischen Theorien basieren, möglich ist. 

Ferner müssen Vorausschätzungen, die mittels Regressionsanalysen durchgeführt 

werden, Zeitreihen einsetzen, die einen langen Zeithorizont aufweisen, um angemes-

sene Ergebnisse zu erreichen. Hierdurch können gleich mehrere Anforderungen nicht 

erfüllt werden: Das Modell ist nicht in der Lage, bei einer eingeschränkten Ressour-

cenlage (fünfte Anforderung) eine adäquate langfristige Schätzung (dritte Anforde-

rung) zu realisieren. 

Obwohl hier neben der ersten nur die zweite Anforderung erfüllt wird, muss heraus-

gestellt werden, dass in einem solchen Ansatz das Potenzial hoher Flexibilisierung 

steckt und ausdrücklich hinsichtlich der Push-Pull-Konzepte anzumerken ist. Derar-

tige Konzepte bieten explizit die Möglichkeit einer Einbeziehung weiterer Theorie-

ansätze und damit u.U. auch eine umfassende Anpassung an die oben aufgestellten 

Anforderungen. 

2.1.3 Zufallsnutzenkonzept  

Dieses Konzept basiert auf dem Grundgedanken, die Heterogenität individueller 

Nutzenfunktionen in Verbindung mit diskreten Handlungsalternativen zum Ausdruck 

zu bringen. Das Besondere am Zufallsnutzenkonzept liegt darin, dass es aufzeigt, 
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inwieweit ein individuelles Verhalten von einem Normtyp (d.h. mit hypothetischem 

durchschnittlichen Verhalten) abweicht. Dafür findet eine Trennung der individuel-

len Wohlfahrtsfunktionen in eine deterministische und eine stochastische Wahlhand-

lungskomponente statt, wobei angenommen wird, dass die probabilistische Zufalls-

variable loglinear-(logit) bzw. normverteilt-(probit) ist. Ein Zufallsnutzenkonzept 

kann man daher durch das folgende Wahrscheinlichkeitsmodell beschreiben 

, , , , ,i b l b l i b lU V Z= +  

mit , ,i b lU  als Nutzenniveau eines Individuums i nach Migration von b nach l. ,b lV als 

repräsentative Komponente (beschreibt den Einfluss aller Schlüsselvariablen auf ein 

hypothetisches „durchschnittliches“ Individuum) und , ,i b lZ  als individuelle Zufalls-

abweichung (beschreibt die individuellen Charakteristika, die vom Normtyp abwei-

chen). Dabei wird das Individuum ausschließlich als Wirtschaftssubjekt betrachtet 

(vgl. Delbrück & Raffelhüschen 1993). 

Um in dieser Modellierung möglichen Migrationsentscheidungen die individuellen 

Eintrittswahrscheinlichkeiten zuzuordnen, welche dann zu makroökonomischen 

Wanderungsbewegungen aggregiert werden können, müssen Struktur und Parameter 

der stochastischen Zufallskomponente bekannt sein. Hierfür ist eine empirische 

Schätzung notwendig. 

Hinsichtlich der Einschätzung, ob bzw. inwieweit die o.a. Anforderungen von die-

sem Modellansatz erfüllt werden, zeigt die Studie von Raffelhüschen, der zur Unter-

suchung der deutschen Binnenwanderung nach der Wiedervereinigung ein Zufalls-

nutzenkonzept verwendet (Raffelhüschen 1992a/1992b), dass bestehende wechselsei-

tige Wanderungsbewegungen beschrieben bzw. aus einer ökonomischen Perspektive 

erklärt werden können. Die erste und zweite Anforderung wären somit durch dieses 

Modell abgedeckt, wenn man den theoretischen Erklärungswert, der sich aus einer 

rein ökonomischen Perspektive ergibt, akzeptiert. Der Ansatz des Modells lässt 

grundsätzlich auch eine Projektion von zukünftigen Migrationsbewegungen zu (drit-

te Anforderung). Es muss aber beachtet werden, dass durch die Notwendigkeit eine 

empirische Schätzung der Struktur und Parameter der stochastischen Zufallskompo-

nente vorzunehmen, ein solches Konzept insbesondere für die Schätzung von 

zukünftigen Wanderungsprozessen auf exaktes und hoch differenziertes Datenmate-

rial angewiesen ist. Bei der vorhandenen Datenlage lässt sich deshalb eine seriöse 
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angewiesen ist. Bei der vorhandenen Datenlage lässt sich deshalb eine seriöse Schät-

zung mit einem derartigen Modell nicht realisieren. Die Einbeziehung der vierten 

Anforderung, die spezifische Situation der Beitrittsländer zu berücksichtigen, muss 

angezweifelt werden, da dieses Modell ausschließlich im Kontext ökonomischer 

Theorien bzw. Ansätze anzutreffen ist. 

2.1.4 Markov-Ketten-Modell 

Das Markov-Ketten-Modell betrachtet Wanderungen als Ergebnis stochastischer 

Prozesse. Dabei liegt die Annahme zugrunde, dass Wanderungen Markov-

Eigenschaften besitzen und zukünftige Entwicklungen des Wanderungsprozesses aus 

der Kenntnis über seinen gegenwärtigen Zustand hergeleitet werden können (vgl. 

Gatzweiler 1975). 

Die Berechnung zukünftiger Wanderungsbewegungen beruht grundlegend auf einer 

Matrix mit Übergangswahrscheinlichkeiten. Diese beinhalteten Wanderungswahr-

scheinlichkeiten, und deshalb ist die Schätzung dieser Matrix von besonderer Wich-

tigkeit. Die Verfügbarkeit eines detaillierten Datenmaterials über existierende Wan-

derungsverflechtungen ist als Grundlage für die Schätzung unabdingbar, liegen der-

artige Daten nicht vor, sinkt ihre Qualität. Hinzu kommt das Problem, dass Wande-

rungswahrscheinlichkeiten in ihrem Zeitablauf i.d.R. als konstant betrachtet werden, 

dieses empirisch allerdings nicht anzutreffen ist. Würde man für zukünftige Wande-

rungsbewegungen unterschiedliche Wanderungswahrscheinlichkeiten unterstellen, 

nimmt auch die Schwierigkeit der Schätzung dieser Matrix zu (vgl. Straubhaar 

1995). 

Welche der o.a. Anforderungen können von einem derartigen Modell erfüllt werden? 

Mit diesem Modell lassen sich zukünftige Wanderungsbewegungen berechnen, die 

sich auf Gesamtwanderungen beziehen (erste und dritte Anforderung). Einen theore-

tischen Erklärungswert besitzt dieses Modell im eigentlichen Sinne nicht, da es sich 

ausschließlich auf eine mathematische Annahme (Markov-Eigenschaft) stützt (zweite 

Anforderung). Akzeptiert man diese Annahme, muss jedoch geprüft werden, ob die 

Bedingung, dass zukünftige Wanderungen ausschließlich aus der Kenntnis über den 

gegenwärtige Zustand ableitbar sind, für die zu berechnenden bzw. zu schätzenden 
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Wanderungsbewegungen zutrifft. Ohne eine theoretische bzw. empirische Erklärung 

ist eine solche Annahme kritisch zu betrachten. Hinzu tritt die Schwierigkeit, variie-

rende Wanderungswahrscheinlichkeiten einzubauen, die für langfristige Schätzungen 

als notwendig angesehen werden. Die qualitativ hohe Anforderung an das empirische 

Datenmaterial bezüglich der Schätzung der Übergangswahrscheinlichkeiten lässt 

bezweifeln, ob dieses Modell mit der eingeschränkten Ressourcenlage adäquate 

Schätzungen hervorbringen kann (fünfte Anorderung).  

Der Anwendungsbereich dieses Modells wird eher im Kontext von Binnenwande-

rungen als bei internationalen Wanderungsverflechtungen gesehen, da erstere einem 

nicht so hohen Wandel unterliegen. 

2.1.5 Fazit 

Es kann festgestellt werden, dass die aufgestellten Anforderungen an ein Migrati-

onsmodell zur Schätzung des hier interessierenden Migrationspotenzials von keinem 

der betrachteten Modelle vollständig erfüllt werden können. 

Wesentlich ist dabei, dass makroanalytische Modelle allgemein nur geringe Anteile 

an erklärenden Elementen aufweisen. Die Begründung hierfür ist einfach: Es existiert 

keine Makrotheorie, die sich direkt auf Wanderungszusammenhänge bezieht. Theo-

retische Erklärungen werden stattdessen i.d.R. über den Weg der Mikroperspektive 

eingebaut, welche durch Aggregation eine Makroperspektive erhalten. Derartige 

Theorieansätze besitzen immer eine spezielle Ausrichtung und stammen im Zusam-

menhang mit Wanderungen überwiegend aus dem ökonomischen Bereich. Deshalb 

wird besonders die Möglichkeit zur Berücksichtigung der spezifischen Situation der 

Beitrittsländer durch derartige Modelle als unzureichend eingestuft. Auch setzen 

solche Modelle, statt Gesamtwanderungen zu betrachten, den Fokus verstärkt auf den 

Typ der Arbeitsmigration. Hier ist eine größere Flexibilität des Modells zu fordern.  

Konzepte wie das Gravitationsmodell oder der Markov-Ansatz müssen hinsichtlich 

ihres Modellaufbaus kritisch gesehen werden, da bei ihnen die mathematische For-
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malisierung im Mittelpunkt steht und die Einbeziehung von theoretischen Erklärun-

gen häufig fehlt.13 

Ein weiteres wesentliches Problem stellt sich bei allen klassischen Makromodellen: 

Die Anforderung an das Datenmaterial für langfristige Schätzungen ist sehr an-

spruchsvoll. Mit einer eingeschränkten Ressourcenlage sind die betrachteten Modelle 

nicht in der Lage, sinnvolle Schätzungen von Migrationspotenzialen für die Zukunft 

zu liefern.  

Hieraus lässt sich folgern, dass nur ein Modell, welches sehr flexibel an die Frage-

stellung anpassbar ist, geeignet erscheint. Ein solches Konzept mit einer hohen Aus-

baufähigkeit trifft man wie oben dargelegt im Zusammenhang mit Push-Pull-

Hypothesen an. Könnte das Push-Pull-Konzept eine geeignete konzeptionelle Basis 

für eine eigenständige Modellierung darstellen? 

2.2 Entwicklungskonzeption 

Wie kann eine derartige Modellierung bezogen auf die Integrierung der aufgestellten 

Anforderungen und die Umsetzbarkeit der zugrunde liegenden Fragestellung adäquat 

durchführt werden? 

Zunächst ist festzuhalten, dass die Grundhypothese des Push-Pull-Konzeptes - Wan-

derungen werden durch abstoßende Kräfte der Herkunftsländer und anziehende 

Kräfte der Zielregion determiniert -, in vielen Arbeiten konstatiert und auch in dieser 

generellen Form nicht angezweifelt wird (vgl. Röder 1972). 

Eine Erweiterung dieser Grundhypothese stellt Lee (1966) auf, der in seiner Arbeit 

einen Interpretationsversuch liefert. Die Erweiterung liegt darin, dass intervenierende 

Hindernisse und persönliche Faktoren ebenfalls Einfluss auf Wanderungsprozesse 

bzw. auf Wanderungsentscheidungen nehmen. Intervenierende Hindernisse stellen 

aus heutiger Sicht insbesondere gesetzliche Bestimmungen dar, die internationale 

Wanderungsprozesse regeln. Persönliche Faktoren gibt es in großer Vielfalt, als 

wichtig werden von Lee solche herausgestellt, die in Zusammenhang mit der Wahr-

                                                 
13 Zur Vervollständigung soll darauf hingewiesen werden, dass es eine Reihe von Ansätzen im Zusammenhang mit dem Gravi-
tationsmodell gibt, die eine Regressionsanalyse einschließen, wobei auch ökonomische Theorien zur Anwendung kommen.  
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nehmung der strukturellen Faktoren in den Herkunfts- und Zielregionen stehen (z.B. 

persönliche Kontakte, Intelligenz u.ä.).  

Hinsichtlich der Fragestellung dieser Arbeit kann sich die Modellkonzeption auf die 

Grundhypothese des Push-Pull-Ansatzes beschränken. Intervenierende Hindernisse 

besitzen für eine derartig ausgerichtete Frage keine Bedeutung und bleiben deshalb 

unberücksichtigt. Persönliche Faktoren sind in einem makroanalytischen Aufbau, der 

hier als Grundvoraussetzung gilt (erste Anforderung), nicht zielgerecht integrierbar.  

Das skizzierte Konzept ist damit zunächst sehr allgemein gefasst. Insbesondere eine 

Konkretisierung des Einflusses, der die Wanderungsprozesse determiniert, fehlt. Die 

Einfachheit einer solchen Hypothese stellt sich für diesen Zusammenhang aber gera-

de positiv dar. So liefert dieses Konzept zunächst die „Basis“ für eine Modellent-

wicklung, und die Konkretisierung, die für die Umsetzung der Fragestellung not-

wendig ist, kann dann durch die Integration weiterer Theorieansätze (zweite Anforde-

rung) erreicht werden. 

Die überwiegende Zahl der Arbeiten, die einen solchen Ansatz verwenden, unterstel-

len, dass die Determinanten, welche die Migration beeinflussen, ihren Schwerpunkt 

im ökonomischen Spektrum haben (z.B. Feithen 1985). Derartiges gibt dieses Kon-

zept prinzipiell aber nicht vor, da es sich formal bezogen auf die Wanderungsdeter-

minanten und nicht auf bestimmte Theorien stützt. Das heißt es besteht keine Festle-

gung über die Art des Einflusses oder die Einschränkung auf bestimmte Wande-

rungsprozesse. Es entsteht so die Option, ein Modell zu konzipieren, das einen inter-

disziplinären theoretischen Bezug erhalten kann und dadurch einerseits die Fokussie-

rung auf Gesamtwanderungen (erste Anforderung) erlaubt. Andererseits erscheint ein 

solches Konzept in der Lage, die spezifische Situation der Transformation der Län-

der sowie die der EU-Osterweiterung zu berücksichtigen (vierte Anforderung). Um-

setzen lässt sich letzteres im Modell insofern, dass neben relevanten theoretischen 

Erklärungen auch empirische Analysen einfließen können. 

Kommt ein solches Modell auch mit einer beschränkten Ressourcenlage (fünfte An-

forderung) aus? Push-Pull-Konzepte werden vorzugsweise mit Hilfe von Regressi-

onsanalysen modelliert, wodurch ein hoher Anspruch an das Datenmaterial voraus-

zusetzen ist. Eine Lösung wird in der Verwendung einer eher unüblichen Vorge-

hensweise gesehen. Dieses Verfahren lehnt sich an den Ansatz von Steinmann 
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(1996) zur Erklärung von internationalen Migrationsprozessen an. Steinmann ermit-

telt mit seinem Ansatz, einem Pull-Push-Konzept, das ausdrücklich auf eine Regres-

sionsanalyse verzichtet, das Migrationsangebot der europäischen und nordafrikani-

schen Auswanderungsländer sowie die Migrationsnachfrage der europäischen Ein-

wanderungsländer. Das interessante an seinem Vorgehen in Bezug auf diese Arbeit 

ist, dass er auf die Intensität der Push-Faktoren der Herkunftsländer und auf die In-

tensität der Pull-Faktoren der Zielländer abstellt, wobei die Intensitäten durch Heran-

ziehen von Vergleichsgrößen bestimmt und durch die Vergabe von Punkten einge-

stuft werden. Der Anspruch an das Datenmaterial bleibt dabei vergleichsweise ge-

ring: Er benötigt z.B. keine langen Zeitreihen wie sie bei reinen Regressionsanalysen 

erforderlich sind. Demzufolge kann ein solcher Ansatz auch bei schlechteren Daten-

lagen eine Verwendung finden und soll deshalb in das hier zu entwickelnde Modell 

integriert werden. 

Allerdings verwendet Steinmann seinen Ansatz nicht für eine Vorausschätzung, son-

dern ermittelt mit seinen Modellrechnungen das aktuelle „potenzielle Emigrations-

angebot bzw. die potenzielle Immigrationsnachfrage“. Steinmanns Ansatz verzichtet 

dabei auch auf eine Einbindung von theoretischen Erklärungen. Dieses wird als we-

sentlicher Unterschied zum geplanten Vorgehen in dieser Arbeit gesehen, da eine 

solche theoretische Komponente, die zur Stützung von Aussagen über zukünftige 

Wanderungseinflüsse dient, als ebenso wichtige wie sinnvolle Anforderung an das 

Modell aufgestellt wurde. Letzteres lässt damit das geplante Konzept als eine geeig-

nete Anwendung für eine Schätzung mit einer langfristigen Perspektive (dritte An-

forderung) erscheinen. 

Insgesamt ist festzustellen, dass mit Hilfe des Push-Pull-Konzepts ein Migrations-

modell entwickelt werden kann, welches die aufgestellten Anforderungen erfüllt. Im 

Folgenden wird die Konzeption in ihren einzelnen Schritten überblicksartig darge-

legt: 
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Schaubild 2.1: Entwicklungskonzept 

Theoretische Analyse Empirische Analyse

Operationalisierung

Identifizierung
Push-Pull-Faktoren

Annahmensetzung

Kategoriebildung

Push-Pull-Index

absolutes Migrationspotenzial

konkretes Migrationspotenzial

Theoretische Analyse Empirische Analyse

Operationalisierung

Identifizierung
Push-Pull-Faktoren

Annahmensetzung

Kategoriebildung

Push-Pull-Index

absolutes Migrationspotenzial

konkretes Migrationspotenzial  

Grundzüge des Migrationsszenarienmodells: 

Geht man vom Grundkonzept des Steinmannschen Ansatzes aus, bei dem die Intensi-

tät der Pull-Faktoren im Zielland und die Intensität der Push-Faktoren in den Her-

kunftsländern im Mittelpunkt stehen, wird als erstes eine Bestimmung der relevanten 

Faktoren erforderlich. 

Diese Identifizierung stellt einen wichtigen Bestandteil der Modellkonzeption dar. 

Zwei Punkte sind hier besonders zu berücksichtigen: Die Faktoren sollen einerseits 

theoretisch hergeleitet und andererseits im Zusammenhang mit der spezifischen Situ-

ation der Kandidatenländer bestimmt, d.h. empirisch hergeleitet werden. Beides wird 

in einer umfassenden Analyse durchgeführt. 

Die theoretische Herleitung der Determinanten ist erforderlich, da ein Modell, wel-

ches Vorausschätzungen leisten soll, theoretische Erklärungen für die Push-Pull-

Faktoren benötigt, da es ansonsten anzuzweifeln ist. Bei einem Verzicht würde die 

Festlegung der Faktoren einen ad-hoc-Character aufweisen, und die ermittelten Vor-

ausschätzungen würden an Aussagekraft verlieren. Um das auszuschließen, muss die 

theoretische Identifizierung auf eine Untersuchung für diesen Kontext relevanter 

Theorien aufbauen.  
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Die Identifizierung der Faktoren, die anhand der empirischen Analysen erfolgt, muss 

einerseits auf die aktuelle Ausgangssituation und andererseits auf die zurückliegen-

den Migrationsprozesse aufbauen. So werden in einem Teil der Analyse die struktu-

rellen Rahmenbedingungen der Beitrittsländer beleuchtet. Hier soll der Einfluss von 

länderspezifischen Faktoren in Bezug auf Wanderungen untersucht werden. Dieser 

Analyseteil wird sich in erster Linie auf die aktuelle Ausgangssituation richten, wo-

bei auch Entwicklungstendenzen herauszuarbeiten sind, die für die spätere Annah-

mensetzung relevant werden. Eine solche Untersuchung empirischer Dokumente 

erscheint in diesem Zusammenhang unerlässlich zu sein, denn es ist anzunehmen, 

dass bedingt durch die Transformationsprozesse in den einzelnen Beitrittsländern 

besondere Wanderungsmotive hervortreten. 

Analog dazu gestaltet sich die Untersuchung des Ziellandes. Auch hier ist es mög-

lich, dass Wanderungsfaktoren dominieren, die eine länderspezifische Besonderheit 

darstellen.  

Den zweiten Teil der empirischen Untersuchung wird eine Betrachtung migrations-

historischer Bezüge zwischen den Herkunftsländern und Deutschland als Zielland 

umfassen. Dieses ermöglicht Entwicklungen und Aspekte aufzudecken, die auch für 

die Zukunft relevant sein können. Daneben bietet es eine Bestandsaufnahme der bis-

herigen Migrationstypen und -determinaten, so dass sich hier u.U. Migrationsmuster 

erkennen lassen.  

Im nächsten Schritt wird dann eine Operationalisierung der identifizierten Faktoren 

erfolgen, für die danach Annahmen über die Zukunft zu entwickeln sind. Da der zu-

künftige Entwicklungsverlauf der betreffenden Länder aus heutiger Sicht nicht fest-

steht, findet die Annahmensetzung in einem zu erwartenden Korridor statt. Um un-

terschiedliche Entwicklungspfade aufzeigen zu können, wird eine hohe, mittlere und 

niedrige Annahme aufgestellt.  

Hinsichtlich der Annahmenentwicklung ist es bereits notwendig, den zu betrachten-

den Zeithorizont des Modells einzugrenzen. Eine Festlegung der Intervallgrenze auf 

das Jahr 2030 wird als angemessene für die langfristige Perspektive der Fragestel-

lung dieser Arbeit erachtet. Ein solches Intervall gewährleistet, dass einerseits lang-

fristige Auswirkungen der Schätzergebnisse analysiert werden können und anderer-

seits solche auch für heute lebende Generationen von Bedeutung sind. 
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Das weitere Vorgehen sieht für die Festlegung der Intensität der Push- bzw. Pull-

Faktoren die Bildung einer Kategorisierung möglicher Entwicklungsverläufe vor. 

Die Aufstellung von vier Kategorien erfolgt analog zu Steinmann unter Heranzie-

hung von Vergleichsgrößen und Vergabe von Punktzahlen. Eine Zuordnung der 

möglichen Entwicklungsverläufe in diese Kategorien zeigt an, ob bei der einzelnen 

Annahme eine hohe, eine mittlere, eine niedrige Migrationsmotivation durch das 

Beitrittsland bzw. durch das Aufnahmeland gegeben oder u.U. überhaupt nicht vor-

handen ist. Durch die Addition aller vergebenen Kategoriewerte kann für jedes Bei-

trittsland in allen Szenarien ein Push-Index gebildet werden. Analog geschieht dieses 

auch für die Bildung eines Pull-Indexes, der sich auf das Zielland bezieht. Die Sum-

me der einzelnen Push-Indexe und der möglichen Pull-Indexe ergibt dann einen 

Push-Pull-Index für die neun Szenarien.  

Mit Hilfe dieses Push-Pull-Indexes wird dann das Migrationspotential ermittelt. Zu-

nächst muss für diese Berechnung die Kenntnis über das maximal mögliche Migrati-

onspotenzial für die jeweiligen Beitrittskandidaten vorliegen. Letzteres umfasst alle 

Personen der fünf Beitrittsländer, die eine Emigration nach Deutschland in Erwägung 

ziehen, deren Umsetzung aber nicht definitiv ist und erhält die Bezeichnung „absolu-

tes Migrationspotenzial“. Ein derartiges Potenzial kann allerdings nur durch eine 

Schätzung ermittelt werden, die sich überwiegend auf empirisches Vorwissen auf-

baut. 

An dieser Stelle muss Folgendes berücksichtigt werden: Die Berechnung des „abso-

luten Migrationspotenzials“ sieht die Einbeziehung einer Bevölkerungsvorausschät-

zung vor (vgl. Kapitel 7.3.4). Hier soll, auch aus arbeitsökonomischen Gründen14, die 

Bevölkerungsvorausschätzung der UN als anerkannte Projektion zur Anwendung 

kommen (vgl. Birg 2001). Die Problematik, dass die Bevölkerungsvorausschätzung 

der UN auf Annahmen basiert, die bereits Wanderungen beinhalten, wird dadurch 

aufgelöst, die vorzunehmende Schätzung nicht über ein Zeitintervall, sondern für 

einen diskreten Zeitpunkt vorzunehmen. Dieser wird auf das Jahr 2030 festgesetzt, 

da so die Fragestellung dieser Arbeit umfassend bearbeitet werden kann. 

                                                 
14 Eine eigenständig durchgeführte Projektion für alle Beitrittsländer und für das Zielland Deutschland würde für diese Arbeit 
einen erheblichen Aufwand bedeuten. Aus diesem Grund wird von einem solchen Vorhaben an dieser Stelle abgesehen. 
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Den letzten Schritt bildet die Berechnung des hier zu bestimmenden Migrationspo-

tenzials, d.h. das Potenzial, dessen Eintreten nach diesem Modell unter Vorausset-

zung der einzelnen Szenarien für das Jahr 2030 wahrscheinlich ist. Seine Bestim-

mung erfolgt durch Anwendung der ermittelten Push-Pull-Indexe auf die festgesetz-

ten absoluten Migrationspotenziale. 

In den folgenden Kapiteln wird diese Entwicklungskonzeption umgesetzt. 
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3 Theoretische Analyse 

Für die Durchführung der theoretischen Analyse stellt sich zunächst die Frage, wel-

che Theorien für den hier zugrundeliegenden Zusammenhang relevant sind. Dabei 

unterscheidet sich der Gegenstand Migration in Bezug auf eine Theoriebildung 

grundlegend von anderen. Bommes unterstreicht explizit dass „es keine allgemeine 

Theorie der Migration wie eine Theorie der Sozialisation, [oder] der Erziehung [...] 

geben kann, [denn] Migration steht quer zu solchen Unterscheidungen, [die] spezifi-

sche Strukturen von Gesellschaften bezeichnen, an denen sich Migrationen ausrich-

ten“ (Bommes 1999, S. 28). Diese Spezifität ist zu beachten, wenn aus der Vielzahl 

von Theorien und Ansätzen für die Erklärung von Wanderungen diejenigen ausge-

wählt werden, die Wanderungsprozesse ausschließlich auf der Makroebene analysie-

ren, was sich aus der Forschungsfrage und Perspektive dieser Arbeit zwangsläufig 

ergibt.  

Derartige Erklärungsansätze, die im Sinne des o.a. Zitats „typisierende Beschreibun-

gen von allgemeinen Merkmalen und Regelmäßigkeiten von Migrationen“ liefern, 

sind allerdings nur bei wenigen Theorien anzutreffen. Sie werden im Folgenden da-

hingehend überprüft, welche Beiträge solche Theorien hinsichtlich einer Identifizie-

rung von Push-Pull-Faktoren leisten. 

3.1 Theorieansatz von Hoffmann-Nowotny 

Ein Theorieansatz, der Determinanten und Konsequenzen von Wanderungsprozessen 

auf einer makroanalytischen Ebene erklärt, ist der soziologische Ansatz von Hoff-

mann-Nowotny (Hoffmann-Nowotny 1970/1973). Die Erklärung von Migration fin-

det dort im Rahmen der makrosoziologischen Theorie „struktureller und anomischer 

Spannungen“15 statt. Hoffmann-Nowotny strebt mit seinem Theorieansatz eine 

Mehrebenenanalyse unabhängig von Raum und Zeit an, wodurch eine Synthese der 

mikro- und makrotheoretischen Analyse erzielt werden soll (Hoffmann-Nowotny 

1973, S. 15). 

                                                 
15 Diese „Makrosoziologische Theorie sozietaler Systeme“ wurde von Peter Heintz entwickelt (Heintz 1968). 
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Zentrale Kategorien dieses Ansatzes sind „Macht“ und „Prestige“. Diese stehen in 

einem interdependenten Verhältnis. Als Macht wird der Grad definiert, zu dem ein 

Anspruch eines sozialen Subsystems16 auf Teilhabe an zentralen Werten durchgesetzt 

werden kann. Prestige wird als derjenige Faktor verstanden, der Macht legitimiert. 

Bei einem Zusammenfallen von Macht und Prestige ist die soziale Struktur konsoli-

diert, das Auseinanderfallen der beiden Faktoren lässt dagegen Veränderungen der 

sozialen Struktur erwarten (Hoffmann-Nowotny 1970, S. 26).  

Vorausgesetzt wird, dass ein Konsens über die zentralen Werte im sozietalen System 

besteht. Materielle wie immaterielle Güter, denen ein solcher zentraler Wert zuzu-

schreiben ist, benennt Hoffmann-Nowotny mit Einkommen und Bildung (Hoffmann-

Nowotny 1970, S. 28f). Diese Güter werden als besonders zentral angesehen, da sich 

um sie ein institutioneller Rahmen (Wirtschaft und Bildungssystem) gebildet hat, 

mittels dessen sowohl der Zugang als auch die Partizipationsmöglichkeiten an diesen 

Gütern gesellschaftlich geregelt und kontrolliert werden (Hoffmann-Nowotny 1973, 

S. 5). Des Weiteren wird davon ausgegangen, dass jede Einheit des sozietalen Sys-

tems (Hoffmann-Nowotny beschreibt diese Zusammenhänge auf dem Niveau der 

individuellen Ebene17) einen bestimmten Rang aufweist, der sich über den Grad sei-

ner Partizipation an anerkannten Gütern herausbildet. Ränge, die eingenommen wer-

den können, befinden sich auf Statuslinien, die als vertikale Ausrichtung aufzufassen 

sind und den Macht- und Prestigegehalt eines bestimmten Gutes bzw. Wertes auf 

einem Kontinuum beschreiben. Ein dabei auftretendes Auseinanderfallen von Presti-

ge und Macht wird als strukturelle Spannung bezeichnet.  

Es lassen sich drei Arten von struktureller Spannung unterscheiden (Hoffmann-

Nowotny 1973, S. 4-8): 

_ Rangspannung (einfache) ist das Resultat differentieller Positionen ver-
schiedener Einheiten auf einer Statuslinie. 

_ Ungleichgewichtsspannung tritt auf, wenn eine Einheit auf verschiedenen 
Statuslinien ungleiche Positionen einnimmt (z.B. hohe Qualifikation, niedrige 
Position des Berufs bzw. ausgeübter Arbeit). 

                                                 
16 Hierunter werden Einheiten aller Art und Größe verstanden wie z.B. Organisation, Nation u. auch die Weltgesellschaft (Hoff-
mann-Nowotny 1970, S. 35). Die kleinste Einheit bildet das Individuum (Hoffmann-Nowotny 1970, S. 41).  
17 Hoffmann-Nowotny (1973) weist neben der individuellen Ebene die „Nationalen Subeinheiten (Provinzen), die nationale 
Gesellschaft sowie die Internationale Gesellschaft als Ebenen aus. 
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_ Unvollständigkeitsspannung entsteht bei einer Nicht-Teilhabe einer Einheit 
an einer oder mehreren Statuslinien (z.B. Arbeitslosigkeit). 

Die strukturellen Spannungen, die somit die unterschiedliche Verteilung von Macht 

und Prestige innerhalb eines sozietalen Systems zum Ausdruck bringen, können 

gleichzeitig anomische Spannungen erzeugen. Sie treten auf, wenn strukturelle 

Spannungen eine gewisse Grenze überschreiten, d.h. wenn legitime Ziele nicht er-

reichbar sind.  

Hoffmann-Nowotny nennt verschiedene Möglichkeiten anomischen Verhaltens18, 

welches auf den Ausgleich zwischen Macht und Prestige gerichtet ist, jedoch nicht 

notwendigerweise darauf, die ursprünglichen strukturellen Spannungen zu lösen. 

Eine Möglichkeit, diesen Ausgleich und damit eine Reduktion von Spannungen zu 

erwirken, stellt eine Veränderung der Position auf gegebenen Macht- und/oder Pres-

tigelinien dar. Es kann aber auch das Verlassen der Position bedeuten. Die Verände-

rung der Position wird mit dem Begriff Mobilität beschrieben. Eine Emigration tritt 

hier als eine Form der Mobilität in Hoffmann-Nowotnys Konzept als Reaktion auf, 

wenn die Einheit eines sozietalen Systems anomische Spannungen als Systemspan-

nung erfährt19. Durch Emigration kann die Einheit zu einem anderen System, dessen 

strukturelle Spannungen geringer sind, wechseln. Dieser Abbau von Spannungen 

kann zudem auf verschiedenen der genannten Ebenen erfolgen (Hoffmann-Nowotny 

1970, S. 37/ 1973, S. 11ff). 

Durch eine Emigration von Individuen in ein Zielland mit geringeren strukturellen 

Spannungen ist einerseits ein Spannungsabbau im Herkunftsland bzw. in der Her-

kunftsregion, auf der regionalen, nationalen Ebene z.B. durch eine Verringerung der 

Arbeitslosigkeit möglich. Ebenso kann ein Spannungsabbau in der Zielregion z.B. 

durch die Besetzung von offenen Arbeitsstellen stattfinden, welches wiederum die 

regionale bzw. nationale Ebene betrifft. Andererseits findet durch eine solche Emig-

ration auch ein Spannungsabbau auf der individuellen Ebene statt, da aufgrund der 

                                                 
18 Er unterscheidet drei Formen der Anomie: Die individuelle Anomie ist dadurch gekennzeichnet, dass Machtansprüche in 
geringem Grad strukturiert sind und aus einer geringen Legitimation resultieren. Eine Tendenz zum Rückzug (Vereinzelung), 
zur Delinquenz und zur Zustimmung zu „charismatischen Führern“ zeigt sich bei den betroffenen Einheiten. Bei der kollektiven 
Anomie herrscht dagegen ein hoher Strukturierungsgrad, der eine Identifikation mit dem globalgesellschaftlichen System (z.B. 
Nation) ermöglicht und gesamtgesellschaftliche Lösungen innerhalb des gegebenen Wertesystem angestrebt werden. Daneben 
wird von Hoffmann-Nowonty die „Anomie der klassischen Linken“, welche zur Änderung der Bewertungsgrundlage (die 
angibt, ob eine Einheit benachteiligt bzw. privilegiert wird) und zu schichtspezifischen Lösungen tendiert, angeführt. 
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geringeren strukturellen Spannungen in der Zielregion davon auszugehen ist, dass 

Prestigeansprüche (z.B. Einkommen) in einem höheren Maß durchsetzbar sind, d.h. 

der Zugang zu relevanten Statuslinien gegeben ist20. Der Zugang wird optimiert, 

wenn auch eine Mitgliedschaft im Einwanderungssystem realisierbar ist (Hoffmann-

Nowotny 1973, S. 20). Dieses steht unmittelbar in Abhängigkeit von Migrations-

barrieren und rechtlichen Aufenthaltsbestimmungen im Einwanderungssystem.21  

Welche Aspekte können anhand dieser Theorie für die hier angestrebte Identifizie-

rung der Push-Pull-Faktoren eingebracht werden? 

Zentral für die Identifizierung der Faktoren ist, dass zunächst der Kontext der Ge-

samtfragestellung durch einen solchen Theorieansatz erfasst werden kann. Dieses 

leistet Hoffmann-Nowotny zum einen, indem er dem Anspruch nach einer Makro-

theorie gerecht wird und durch den Rahmen der makrosoziologischen Theorie sozie-

taler Systeme umsetzt. So operiert der Ansatz mit systemischen Kategorien, der Indi-

viduen als Einheit (Mitglieder) der sozietalen Systeme definiert und Ursachen und 

Folgen potenzieller Migration nur in einem solchen Bezugsrahmen betrachtet, d.h. 

Rahmenbedingungen aus makroanalytischer Perspektive erfahren hier eine Berück-

sichtigung. Ein derartiger Theorieansatz erlaubt daher auch Aussagen über potenziel-

le Migrationsströme. 

Zum anderen können mit dem Ansatz von Hoffman-Nowotny die Ursachen der zu 

betrachtenden Wanderungsprozesse erfasst werden: Falls strukturelle/anomische 

Spannungen in Form von Ungleichgewichts- und Unvollständigkeitsspannungen in 

den zu untersuchenden Herkunftsländern auftreten und zwar derart, dass eine gewis-

se Grenze erreicht wird, die legitime Ziele ausschließen lässt, werden Lösungen an-

gestrebt, die Partizipationsmöglichkeit an Statusgüter und -werten zu erhöhen. Eine 

derartige Lösung kann in einer Mobilität liegen. Bei einer Existenz von geringeren 

strukturellen Spannungen im Aufnahmeland Deutschland gegenüber den Beitritts-

ländern wäre durch eine Emigration die ausreichende Partizipationsmöglichkeit an 

                                                                                                                                          
19 Existieren diese Spannungen auf der individuellen Ebene, so kann als Lösung eine individuelle Änderung der Positionen 
angestrebt werden, was ebenfalls zu einer Emigration führen kann. 
20 Es ist aber auch denkbar, dass sich neue Prestigeansprüche durch die Emigration entwickeln, die dann den Spannungsabbau 
behindern. 
21 Damit haben auch innerhalb dieses Ansatzes derartige Migrationsbarrieren einen Einfluß auf Migration, was Hoffmann- 
Nowotny nicht explizit ausführt. Er nennt allerdings Faktoren, die Migration ebenfalls beeinflussen und in seiner Theorie nicht 
behandelt werden, wie Distanz, Sprache und Faktoren, die er unter dem Begriff des „historischen input“ subsumiert. 
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Statusgütern bzw. -werten erzielbar. Gründe für das Auftreten von anomischen 

Spannungen liefern z. B. die Transformationsprozesse, die in den potenziellen Bei-

trittsländern noch nicht abgeschlossen sind. 

Welche Determinanten beeinflussen nach dem Theorieansatz von Hoffmann-

Nowotny Wanderungsprozesse? 

Aufgrund eines unzureichenden Zugangs zu den gesellschaftlich zentral anerkannten 

Werten und Gütern entstehen anomische Spannungen auf der nationalen Ebene (Sys-

temspannung) und lösen nach Hoffmann-Nowotny Wanderungen aus. Als zentrale 

Werte hebt er Einkommen und Bildung heraus. Es lassen sich deshalb diese beiden 

Komponenten als relevante Determinanten identifizieren.  

Hoffmann-Nowotny bestimmt diese Wanderungsdeterminanten allerdings auf der 

individuellen Ebene. Diese Bestimmung wird daher vorgenommen, weil Migrations-

entscheidungen auf der Mikroebene getroffen werden. Die Makroperspektive erreicht 

Hoffmann-Nowotny mit seinem Ansatz, da eine kausale Verbundenheit zwischen 

Mikro - und Makroebenen existiert (Hoffmann-Nowotny 1973, S. 17). Diese Verbin-

dung besteht insofern, weil sich z.B. individuelle Motive aufgrund von Determinan-

ten, d.h. Rahmenbedingungen der Makroebene herausbilden (d.h. Spannungen des 

Systems wirken auf das Individuum).22 

An dieser Stelle muss ergänzt werden, dass Hoffmann-Nowotny bezüglich seines 

Ansatzes eingeräumt hat, dass viele Aspekte seiner Theorie aufgrund mangelnder 

Verfügbarkeit von empirischen Daten nur schwer konkret überprüfbar sind. Dennoch 

darf ein solcher Einwand nicht den theoretischen Gehalt dieses Ansatzes in Frage 

stellen. Neben Kritikpunkten, die sich im Wesentlichen auf die empirische Umset-

zung beziehen, wie Unklarheiten in der Formulierung der Axiome und die Erforder-

nis einer Umformulierung der Operationalisierung, findet sein Ansatz daher auch die 

berechtigte Anerkennung (Albrecht 1972, S. 152f; Marel 1980, S. 31).23 

Abschließend ist zum Ansatz von Hoffmann-Nowotny kritisch zu bemerken, dass 

hier die Wirkung von historischen Wanderungsverflechtungen unberücksichtigt 

                                                 
22 Vgl. hierzu Essers (1996) Grundstruktur soziologischer Erklärungen. Ansätze in der Migrationsforschung, indem eine Ver-
bindung zwischen der Mikro- und der Makroebene hergestellt wird, zeigt z.B. auch Chies (1994). 
23 Das Modell von Hoffmann-Nowotny wird nicht weiter diskutiert, da es ein Modell darstellt, welches auf eine Regression 
aufbaut und dieses bereits in Kapitel 2 als für die Arbeit nicht durchführbare Variante thematisiert wird. 
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bleibt. Die Migrationsforschung stellt aber die hohe Bedeutung des Einflusses von 

existierenden Wanderungspfaden auf Wanderungsentscheidungen explizit heraus 

(siehe hierzu Kapitel 3.4 Migrationsnetzwerke sowie Wagner 1989; Jedlicka 1978; 

Levy & Wadycki 1973). 

3.2 Ökonomische Erklärungsansätze 

Weitere theoretische Ansätze, die Migration auf einer Makroebene zu erklären ver-

suchen, findet man nur noch in der Ökonomie. Hier existieren zwei Konzepte. Beide 

Konzepte haben neben der makroanalytischen Perspektive gemeinsam, dass sie aus 

der klassischen Theorie des internationalen Handels hervorgehen und sich mit Zu-

sammenhängen von Marktintegration (Schaffung eines gemeinsamen Marktes) und 

Migrationsprozessen auseinandersetzen.  

Das erste Konzept bezieht sich auf die klassische Außenhandelstheorie. Es stellt 

eine allgemeine Erhöhung der wohlfahrtsökonomischen Effekte sowie einen Aus-

gleich zwischen den Ländern bedingt durch die Marktintegration heraus. Diese Ef-

fekte werden ausschließlich über Handelsbewegungen realisiert, die nach den Prä-

missen des Heckscher-Ohnlin-Modells24 erfolgen. Grundannahme ist folgende: In 

zwei Ländern existieren gleiche Technologiestandards (Produktionsfunktionen), die 

Produktionsfaktoren (Kapital und Arbeit) sind aber in einem unterschiedlichen rela-

tiven Verhältnis verfügbar, woraus sich länderspezifische komparative Kostenvortei-

le entwickeln. Jedes Land wird sich auf die Produktion der Güter und Dienstleistun-

gen konzentrieren (z.B. ein kapitalreiches Land auf kapitalintensive Güter sowie ein 

arbeitsreiches Land auf arbeitsintensive Güter), die es im Vergleich kostengünstiger 

produzieren kann. 

Bei Bestehen einer solchen Konstellation ist dann eine Faktorpreisausgleichswirkung 

(„Faktorpreisausgleichstheorem“25) zu erwarten, wodurch sich der Wohlstand durch 

Einkommens- und Lebensstandard der beteiligten Länder erhöht bzw. angleicht 

(Ethier 1986; Borjas 1989; Siebert 1993; Fischer & Straubhaar 1994).  

                                                 
24 Dieses Modell (H-O-S) geht auf Eli Heckscher, Bertil Ohlin (1931) und Paul Samuelson (1971) zurück (vgl. Straubhaar 
1988).  
25 Lohn-Zins- und Preis-Verhältnisse gleichen sich zwischen den Ländern an. 
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Dieser Ansatz unterstellt damit, dass (Arbeits-)Migration nicht notwendig ist, da der 

Wohlstandsausgleich allein über den Außenhandel erfolgen kann. Insofern existieren 

nach einem derartigen Ansatz auch keine Migrationsmotive, d.h. Push-Pull-Faktoren, 

sondern eine Situation der Immobilität von Personen.  

Es stellt sich hier aber Frage, ob ein solcher Ansatz, der ein sehr „idealtypisches“ 

Konzept beinhaltet, an die Realität bzw. an die jeweilige Fragestellung angepasst 

werden kann. So weist z.B. Siebert darauf hin, dass „neben der Prämisse identischer 

Technologien in beiden Ländern die Faktorausstattungen nicht allzu weit auseinan-

der liegen [dürfen]“, ansonsten könnten diese Unterschiede nur durch Faktorwande-

rungen ausgeglichen werden, d.h. eine Arbeitskräftewanderung findet unter solchen 

Gegebenheiten doch statt (Siebert 1993, S. 243). Des Weiteren ist anzunehmen, dass 

die Konzentration auf den jeweiligen komparativen Vorteil nicht sofort bei Marktin-

tegration umzusetzen ist - obgleich ein Übergang während der Zeit der Beitrittsver-

handlungen gegeben ist - sondern einen gewissen Vorlauf benötigt, wodurch sich 

auch die Erhöhung der Einkommens- und Lebensstandards verlangsamt bzw. zu-

nächst ausbleibt. Ein solcher Ausgleich ist dann nach diesem Ansatz nur durch Ar-

beitsmigration kompensierbar. 

Das andere Konzept ist an der Integrationstheorie orientiert und unterstellt eine Mo-

bilität von Arbeitskräften. Durch die Marktintegration, die Wanderungen aufgrund 

von Diskrepanzen der erzielbaren Löhne in den betrachteten Ländern einsetzen las-

sen - vorausgesetzt es gibt keine anderen Migrationsbarrieren, werden hier die wohl-

fahrtsökonomisch positiven Effekte erreicht. So können produktivitätssteigernde 

Potenziale durch Faktorwanderung in Form von Arbeitsmigration im Kontext der 

Marktintegration für die Länder erzielt werden und sich auf diesem Weg Einkom-

mens- und Lebensstandarddifferenzen aufheben. Arbeitsmigration hält in diesem 

Falle solange an, bis sich die Grenzproduktivität angeglichen hat, also Diskrepanzen 

zwischen den erzielbaren Löhnen wegfallen (Siebert 1993, S. 240f; Molle 1994, S. 

205f; Fischer & Straubhaar 1994, S. 50; Dorner 1998, S. 86ff). 

Es ist festzuhalten, dass beide Ansätze das Auftreten von Arbeitsmigration, welche 

durch das Bestreben eines Ausgleichs von Einkommensunterschieden entsteht, bein-

halten. Insofern können anhand der beiden Theorien Push-Pull-Faktoren identifiziert 

werden, die in den Bereich von Einkommensunterschieden bzw. Löhnen fallen. 
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Zu beiden Konzepten ist kritisch zu bemerken, dass sie in erster Linie darauf ausge-

richtet sind, eine ausschließlich ökonomische Perspektive anzunehmen und auch 

deshalb die Arbeitsmigration in den Mittelpunkt stellen. Lässt man sich auf eine sol-

che Sichtweise ein, überrascht es nicht, wenn mit diesen Ansätzen Push-Pull-

Faktoren identifizierbar werden, welche die Form der Arbeitsmigration determinie-

ren. 

Damit stellt sich die Identifizierung mittels makroökonomischer Theorien für die 

zugrundeliegende Fragestellung als nicht zufriedenstellend dar, denn mit ihnen ist die 

Anforderung, den Fokus in Richtung Gesamtwanderungen (neben Arbeits- z.B. auch 

Familien- und Bildungsmigration) zu setzen, nicht gegeben. Aus diesem Grund er-

scheint es an dieser Stelle sinnvoll, auch mikroökonomische Ansätze für diese Ana-

lyse einzubeziehen. Für diese Einbeziehung sind folgende Gründe zu nennen:  

Den makroökonomischen Ansätzen unterliegt, dass sie ein Aggregat von individuel-

len Entscheidungen beinhalten (Siebert 1993, S. 234f.; Massey et al. 1993, S. 435). 

Die Frage nach Migrationsmotiven, die sich für die o.a. Konzepte ergeben, finden 

somit auf der mikroanalytischen Ebene eine Beantwortung.26  

Diese Konstellation verdeutlicht, dass bei ökonomischen Ansätzen Push-Pull-

Faktoren im eigentlichen Sinne auf der Mikroebene identifizierbar sind und dann 

durch den Wechsel zur Makroperspektive einen gesamtwirtschaftlichen Rahmenbe-

zug erhalten. Solche mikroökonomischen Ansätze lassen demzufolge auch ein brei-

tes Spektrum - jedoch beschränkt auf die ökonomische Perspektive - von Migrati-

onsmotiven zu, und durch ihre Einbeziehung wird auch eine analytische Erweiterung 

erzielbar. 

Wesentliche mikroanalytische Ansätze finden sich für diesen Zusammenhang im 

Kontext neoklassischer Migrationstheorien. 

Ein Konzept bildet der Kosten-Nutzen-Ansatz. Dieser klassische Ansatz sieht Migra-

tion als Folge einer rationalen Entscheidung, die auf den Kosten (Opportunitätskos-

ten) und dem Nutzen einer Wanderung basiert. Dabei wird von einem repräsentati-

ven Individuum ausgegangen, welches eine Maximierung seines ökonomischen Nut-

                                                 
26 Soziologische Erklärungen werden ebenfalls durch einen kausalen Zusammenhang zwischen der Mikro- und der Makroebene 
hergestellt (siehe Kapitel 3.1 Theorieansatz von Hoffmann Nowotny).  
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zens (d.h. vorwiegend die Maximierung seines Einkommens) durch Migration an-

strebt. Eine Migration findet dann statt, wenn die aufgestellte Kosten-Nutzen-

Funktion positiv ausfällt27. Der klassische Ansatz geht davon aus, dass die wesentli-

che Komponente hierbei in der Höhe des erzielbaren Lohns liegt (Hicks 1932, S. 76) 

und demzufolge Wanderungen ausschließlich von Regionen mit niedrigem Lohn in 

solche mit hohem Lohn erfolgen (Siebert 1993; Massey et al. 1993; Steinmann, 

1996; Delbrück & Raffelhüschen 1993). 

Harris & Tordaro (1970) haben diesen einfachen Ansatz erweitert, indem sie zusätz-

lich die Arbeitsmarktlage berücksichtigen. So beziehen sie neben dem zu erwarten-

den Einkommen auch die Wahrscheinlichkeit, einen Arbeitsplatz zu finden, mit ein.  

Ein weiteres Konzept, welches ebenfalls eine Erweiterung des Kosten-Nutzen-

Ansatzes ist, stellt der Humankapitalansatz (Sjastaad 1962) dar. Er definiert eben-

falls Migration als Ergebnis einer Kosten-Nutzen-Berechnung, betrachtet dabei aber 

Migration als Investition: Der Einzelne bringt Ressourcen auf, um von einem Ort 

niedrigerer Produktivität zu einem Ort höherer Produktivität zu wandern und erhält 

für diese Investition eine Rendite. Dabei werden auch die mit der Auswanderung 

verbundenen Kosten28 einbezogen. Unter Humankapital wird allgemein „der Bestand 

an Wissen und Fertigkeiten eines Individuums verstanden, dessen Zunahme die Pro-

duktivität des oder der Betreffenden erhöht, wobei es sich um schulisches oder beruf-

liches Humankapital handeln kann, je nachdem, wo es erworben wurde“ (Franz 

1991, S. 88). Damit kann eine solche Investition nicht nur auf eine Rendite, d.h. auf 

einen höheren Lohn gerichtet sein, sondern auch auf die allgemeine Erhöhung der 

Ressourcen des Humankapitals in Form einer Qualifikationssteigerung (Becker 

1964) 

Aus den o.a. neoklassischen Mikrotheorien29 lassen sich verschiedene Faktoren, die 

eine Migration beeinflussen, herausfiltern. Nach dem klassischen Kosten-Nutzen-

Ansatz ist die Höhe des Lohnes bzw. Einkommens ein zentrales Migrationsmotiv, 

                                                 
27 Es finden sich hierbei eine Vielzahl von Modellansätzen, die unterschiedliche zusätzliche Aspekte des Entscheidungsprob-
lems mit aufnehmen, so z.B. unterschiedliche Zeitperspektiven oder die Annahme, dass eine vollkommene Voraussicht gegeben 
ist oder nicht besteht u.ä. (Siebert 1993, S. 230). 
28 So wird angenommen, dass in die Entscheidungsprozesse auch nicht-monetäre Faktoren wie Informations- und Suchkosten 
(für Arbeits- und Wohnplatz) oder psychische Kosten (Zurückbleiben der Familie, Sprachprobleme u.ä.) einfließen. 
29Es existiert eine Vielzahl von Studien, die diese Ansätze der neoklassischen Mikrotheorien empirisch überprüft haben (s. 
Chies 1994, S. 28-38).  
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das aber bereits bei den ökonomischen Makrotheorien herausgearbeitet werden konn-

te. Des Weiteren zeigen die Erweiterungen des klassischen Ansatzes, dass die Ar-

beitsmarktlage, d.h. Faktoren im Bereich des Arbeitsmarktes wie auch die Steige-

rungsmöglichkeit des Humankapitals bezogen auf die schulische bzw. berufliche 

Qualifikation (d.h. Bildung) Migration determinieren. Insgesamt muss festgehalten 

werden, dass sich auch die mikroanalytischen Migrationtheorien im ökonomischen 

Bereich im Wesentlichen auf die Erklärung von Arbeitsmigration beschränken. Eine 

Ausnahme bildet hier der Humankapitalansatz, der ein breiteres Spektrum der Inter-

pretation zur Erklärung von Migration zulässt. 

Es kann an dieser Stelle resümiert werden, dass im Bereich der Ökonomie die Mak-

roansätze zwar einen Beitrag zur Gesamtfragestellung liefern, jedoch für die Identifi-

zierung von Push-Pull-Faktoren nicht ausreichend erscheinen. Eine Erweiterung bei 

der Identifizierung durch ökonomische Mikrokonzepte, deren Einbeziehung durch 

eine oben beschriebene „Verknüpfung“ der Mikro-Makro-Ebene gerechtfertigt wer-

den kann, bietet ein größeres Spektrum von Erklärungsansätzen. Aufgrund der aus-

schließlichen ökonomischen Perspektive dieses Theoriensets bleibt ungeklärt, ob die 

dadurch identifizierten Wanderungsdeterminanten (Einkommen, Faktoren im Bereich 

des Arbeitsmarktes und Bildung) auch auf Gesamtwanderungen bezogen werden 

können.  

Darüber hinaus ist, wie bereits bei Hoffmann-Nowotny herausgestellt, kritisch anzu-

merken, dass der Einfluss von historischen Wanderungsverflechtungen zwischen 

Ziel- und Herkunftsländern ebenfalls keine Berücksichtigung erfährt.  

3.3 Kritik und Ergänzung der Erklärungsansätze 

Theorien, die Wanderungen auf der Makroebene behandeln, konnten nur dem Be-

reich der Soziologie und der Ökonomie entnommen werden. Um das Spektrum zu 

vergrößern, wurden ökonomische Mikrotheorien mit in die Analyse einbezogen, die 

eine Verknüpfung von der Mikro- zur Makroebene zulassen. Betrachtet man nun die 

bisherige Identifizierung, ist zu resümieren, dass die Bestimmungsfaktoren „Ein-

kommen“ und „Bildung“ bei Hoffmann-Nowotny auch in den ökonomischen Theo-

rien identifizierbar sind. Eine Identifizierung von arbeitsmarktrelevanten Faktoren 

leisten dagegen nur die ökonomischen Theorien. Hier muss aber gesehen werden, 
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dass solche Faktoren eine Teilkomponente des Faktors Einkommen bilden. Arbeits-

marktrelevante Faktoren sind somit auch indirekt bei Hoffmann-Nowotny enthalten. 

Darüber hinaus ist von Bedeutung, dass Hoffmann-Nowotny mit seiner Theorie be-

ansprucht, Gesamtwanderungen zu erklären. Folgt man diesem Anspruch, ist es mög-

lich, den identifizierten Faktoren aus den ökonomischen Theorien eine ausgeweitete 

Aussagekraft zuzusprechen, d.h. sie determinieren sämtliche Wanderungstypen und 

nicht nur die Form der Arbeitsmigration. Letzteres und der Aspekt, dass durch unter-

schiedlich ausgerichtete Theorieansätze dieselben Faktoren herausfilterbar sind, lässt 

diese Faktoren als wesentlich für den hier zu untersuchenden Zusammenhang er-

scheinen. Darüber hinaus wurde bei der Identifizierung deutlich, dass die bisher iden-

tifizierten Determinanten sowohl als Push- als auch als Pull-Faktoren Wanderungen 

beeinflussen. Dieses bedeutet, beide Faktoren müssen in einer bestimmten Konstella-

tion auftreten, um eine Emigration zu bewirken. 

Dennoch kann die theoretische Analyse zur Identifizierung der Push-Pull-Faktoren 

noch nicht als abgeschlossen angesehen werden. Dieses ist darin begründet, dass bei 

allen bisher untersuchten Theorieansätzen dieselbe Kritik angebracht werden musste: 

Sie lassen bestehende Wanderungsbeziehungen und -pfade unberücksichtigt. Dieser 

Aspekt stellt im eigentlichen Sinne kein Wanderungsmotiv dar (d.h. Push- bzw. Pull-

Faktor), fließt aber bei Wanderungsentscheidungen ein. Für die hier durchzuführende 

Identifizierung werden derartige Aspekte als wichtig eingeschätzt. Deshalb ist im 

Weiteren zu überprüfen, ob sie innerhalb dieses Kontextes eine theoretische Herlei-

tung erfahren können. Das bedeutet aber auch, einen Typ von Theorien einzubezie-

hen, der stärker die individuelle Wanderungsentscheidung beleuchtet.  

Die zuvor durchgeführte Identifizierung der Push-Pull-Faktoren basiert bisher auf 

Theorien und Ansätzen, die bei einem „inakzeptablen Zustand“ in der Herkunftsregi-

on i.d.R. Emigration als Lösungskonzept anführen (die Außenhandelstheorie bildet 

hier eine Ausnahme).30 Die o.a. Theorien zeigen daher nur ungenügende Alternativen 

zur Handlung „Migration“ auf. Ein Grund liegt darin, dass sie Konzepte darstellen, 

die in erster Linie darauf ausgerichtet sind Migration zu erklären und damit die De-

terminanten thematisieren, die eine Wanderung beeinflussen. 

                                                 
30 Es gibt weitere Konzepte, die die Immobilität einbeziehen (vgl. Fischer & Martin 1997). 
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Bezogen auf die durchzuführende Identifizierung der Faktoren ist allerdings zu se-

hen, dass die Existenz anderer Handlungsalternativen auch Auswirkungen auf die 

Wanderungsmotivation nehmen können. So erfahren hier Aspekte, die im Zusam-

menhang mit Handlungs- bzw. Entscheidungsstrategien stehen, eine Relevanz. Be-

zogen auf die Identifizierung der Push-Pull-Faktoren muss hinterfragt werden, ob 

solche Strategien auch Auswirkungen auf die identifizierten Faktoren nehmen kön-

nen bzw. weitere Determinanten hervorbringen. 

Einen theoretischen Zugang bietet Hirschman (1974). Sein Konzept besteht aus ei-

nem Handlungsset, welches drei alternative Reaktionsmöglichkeiten auf Leistungs-

abfall bei Unternehmungen, Organisationen und Staaten thematisiert. Diese Mög-

lichkeiten stellen Abwanderung, Widerspruch und Loyalität dar. Wie kann dieser 

Ansatz auf den Bereich der Migration bezogen werden?  

Eine Klärung dieses Bezugs beginnt mit der Betrachtung der folgenden Situation auf 

der Ebene „Staat“: Unter der Voraussetzung, dass ein Staat einen potenziellen Leis-

tungsabfall in Form von unzureichender Ausgestaltung bzw. Ausstattung von Rah-

menbedingungen hervorbringt, ergibt sich dort für den einzelnen Akteur eine Ent-

wicklung eines „ungünstigen Zustandes“, d.h. die eigenen Ansprüche entsprechen 

nicht den Umweltgegebenheiten (z.B. Ausstattung der Ressourcen des einzelnen Ak-

teurs).  

Nach dem Ansatz von Hirschman wird auf eine solche Situation mit einer Abwägung 

reagiert. Sie bezieht sich darauf, inwiefern ein vorliegender inakzeptabler Zustand 

veränderbar oder eine Kompensation nicht möglich erscheint. Bei der Präferenz eine 

Veränderung zu bewirken, wird die Handlungsalternative Widerspruch gewählt, die 

nach Hirschmann ihre Umsetzung durch öffentlichen Protest erreicht.31  

Bleibt allerdings der Widerspruch erfolglos, kann das Handlungsset „Abwanderung“ 

an seine Stelle treten. Es besteht aber auch eine weitere Möglichkeit, die in der drit-

ten Handlungsalternative Loyalität zu sehen ist: Es kann ein vorläufiges Abwarten, 

ob sich die Situation ändert, gewählt werden. Diese Option wird nach Hirschman 

wirksam, wenn eine starke Bindung an die Organisation bzw. den Staat, vorliegt. 

                                                 
31 Kecskes (1994) nimmt eine Erweiterung des Ansatzes von Hirschman vor. Bezüglich des Handlungssets Widerspruch sieht er 
auch die Möglichkeit der Veränderung des privaten Umfeldes gegeben. 
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Eine solche Bindung hat gleichzeitig zur Folge, dass der Handlungsalternative Wi-

derspruch mehr Raum gegeben wird und sich hierdurch auch die Kosten einer Ab-

wanderung erhöhen. Dennoch ist für den Loyalen bei der Wahrnehmung einer inak-

zeptablen Situation, die sich auch langfristig nicht ändert, eine Abwanderung denk-

bar. 

Diese Überlegungen zeigen, dass es zwei weitere Handlungsalternativen zur Migra-

tion gibt, um auf einen inakzeptablen Zustand zu reagieren. Welche Erkenntnisse 

ergeben sich hieraus hinsichtlich einer Wanderungsentscheidung? Es kann davon 

ausgegangen werden, dass die Alternative Widerspruch gewählt wird, wenn die 

Konstellation der Push-Pull-Faktoren sich derart gestaltet, dass z.B. aufgrund von 

Protesten oder anstehenden Wahlen mittelfristig eine positive Entwicklung der Push-

Faktoren zu erwarten ist und gleichzeitig von den Pull-Faktoren keine steigende An-

ziehung erfolgt. Bei einer zusätzlichen starken Bindung an die Herkunftsregion bzw. 

an das soziale Umfeld (Loyalität) ist ein längeres Abwarten auf einen positiven Ent-

wicklungstrend wahrscheinlich. Eine solche Abwägung von Handlungsalternativen 

suggeriert allerdings, dass der einzelne Akteur über eine vollständige Information der 

aktuellen wie zukünftigen Entwicklungen der Push-Pull-Faktoren verfügt. Eine der-

artige Information wird aber i.d.R. nicht vorliegen. Stattdessen ist der Akteur ge-

zwungen, seine Entscheidung unter Unsicherheit, d.h. unvollständiger Information 

durchzuführen. Dieses bedeutet, dass jede Entscheidung, die er fällt, mit einem Risi-

ko verbunden ist. Die Risikoforschung definiert Risiken als einen Typ von Entschei-

dungen, die zwar unter Unsicherheit getroffen werden, mit denen aber auch die 

Chance verbunden ist, „sichere“ Erwartungshorizonte zu durchbrechen, andere 

Handlungskombinationen auszuprobieren oder auch Zukunft offen zu halten (Bonß 

1995, S. 53f.).  

Bezieht man die Risikoforschung auf den Bereich der Migration, ist festzuhalten, 

dass in der Entscheidung für eine Wanderung wie auch in der Entscheidung für das 

Verbleiben, d.h. Risiken zu umgehen und mögliche Chancen zu verpassen, jeweils 

ein Risiko zu sehen ist (Japp 1996, S. 67f.). So können einerseits beide Entscheidun-

gen keine „sichere Zukunft“ gewährleisten, und anderseits sind gegenwärtige Festle-

gungen im Hinblick auf zukünftige Ereignisse als riskant einzuschätzen (Japp 2000, 

S. 23). Die Handlungsalternative „Widerspruch/Abwarten“ (Verbleiben in der Her-
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kunftsregion) lässt sich als eine Risikoaversion interpretieren, die Handlung „Ab-

wanderung“ ist als eine Risikobereitschaft einzustufen. Letzteres wird aber häufig 

mit einer möglichen Rückversicherung (Risikoaversion) verbunden, d.h. eine Rück-

versicherung soll als Risikovorsorge wirken. 

In der Migrationsforschung wird eine derartige Rückversicherung in Form der Inan-

spruchnahme von Netzwerkbeziehungen bei einer Wanderung thematisiert (Ritchy 

1976; Boyd 1989; Massey 1990; Massey et al. 1993). Die Rückversicherung findet 

hier derart statt, dass der Emigrant auf die Funktion der Netzwerkbeziehung vertraut, 

die kognitive Erfahrungen bzw. Beobachtungen sowie Informationen u.ä. bereitstellt, 

d.h. die Vorsorge besteht in erster Linie darin, dass anhand der hergestellten Informa-

tionen der Netzwerke entweder eine Überprüfung der Emigrationsentscheidung er-

folgt oder derartige Informationen direkt in die Abwägung „Abwanderung/ Wider-

spruch (Verbleiben)“ miteinbezogen werden. Sind solche sozialen Beziehungen nicht 

vorhanden, ist die ausschließliche Risikoaversion, d.h. das Verbleiben und damit der 

Widerspruch bzw. das Abwarten wahrscheinlicher.32 

Diese Ausführungen verdeutlichen, dass die identifizierten strukturellen Faktoren für 

die Wanderungsmotivation zentral sind, aber eine Wanderungsentscheidung nicht 

ausschließlich bedingen, sondern hier Netzwerkstrukturen eine wichtige Rolle in 

Form einer Rückversicherung zukommt. Demzufolge muss das Modell die identifi-

zierten Push-Pull-Faktoren mit dem Faktor Netzwerkstrukturen in Verbindung brin-

gen. Es stellt sich die Frage, ob auch eine Ergänzung der identifizierten Faktoren um 

den Faktor Netzwerkstrukturen zu erfolgen hat? Für die Beantwortung ist zu klären, 

in welcher Weise der Einfluss von sozialen Netzwerken auf Migrationen zum Aus-

druck kommen kann. Im nächsten Kapitel über Migrationsnetzwerke soll u.a. diese 

Frage diskutiert werden. 

3.4 Migrationsnetzwerke 

Den Hinweis auf den Einfluss von sozialen Netzwerken im Kontext von Wande-

rungsprozessen findet man in einer Reihe von Arbeiten (z. B. Choldin 1973; Ritchey 

                                                 
32 Andere Strategien zur Vorsorge sind, dass bei Familien zunächst nur ein Mitglied wandert, um die Situation zu testen bzw. 
nicht alle Herkunftsbindungen für eine mögliche Rückwanderung abbrechen zu müssen (Stark 1991). 
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1976; Hugo 1981; Taylor 1986; Boyd 1989; Massey 1990 u. 1993; Bauer & 

Zimmermann 1997). Er wird von einigen Autoren einer „Meso-Ebene (relationale 

Dimension)“ zugeordnet, um damit zu verdeutlichen, dass die Wirkung von sozialen 

Netzwerken zwischen der Makro- (Herkunfts- und Zielregion) und der Mikro- 

(individuelle Motivation) Ebene stattfindet und hier als Bindeglied fungiert. 

Auch Faist (1995) bezieht in seine Konzeption die sozialen Netzwerke im Kontext 

einer Meso-Ebene mit ein. Seine Definition der drei Ebenen verdeutlicht dabei die 

besondere Funktion der Meso-Ebenen: „Auf der individuellen bzw. Mikroebene müs-

sen die verschiedenen Ressourcen betrachtet werden, die Individuen für ihre Ent-

scheidungen, zu migrieren, am Ort zu verbleiben oder zu einem gegebenen Zeitpunkt 

zurückzukehren, zur Verfügung stehen“ (Faist 1996, S. 15). Die Makroebene gibt 

dagegen die strukturellen Gelegenheiten und Beschränkungen an. Bei der Meso-

Ebene geht es darum, Ressourcen und Informationen zu kanalisieren und zu vertei-

len, was auch die einfache emotionale Unterstützung beinhalten kann. Demzufolge 

finden bei Faist (1995) Migrationsentscheidungen auf der individuellen Ebene statt, 

für die aber eine notwendige Informations- bzw. Hilfebasis von der Meso-Ebene 

hinzugenommen werden muss. 

In welcher Form die Inanspruchnahme von Netzwerkleistungen erfolgen kann, hängt 

auch vom Grad der Beziehung ab. So werden bei Faist (1996, S. 14) drei unter-

schiedliche Kategorien aufgestellt: Den Netzwerken, die sich aus Familien und 

Nachbarschaftsbeziehungen zusammensetzen, schreibt er die stärkste soziale Bin-

dung zu. Mittelstarke Bindungen benennt er für den Arbeitsplatz und Gemeinschaf-

ten; schwache weisen dagegen ethnische, berufliche, nationale und religiöse Assozia-

tionen auf.33  

Fawcett (1989)34 sieht bei Netzwerken, die sich auf familiäre bzw. persönliche Be-

ziehungen aufbauen, zudem einen fortdauernden Effekt auf die Migration gegeben, 

weil die Verpflichtungen, die durch solche Beziehungen entstehen, im Gegensatz 

                                                 
33 Faist (1995) lässt allerdings unberücksichtigt, dass soziale Netzwerkbeziehungen auch einen direkten Einfluss auf die Kosten 
wie auch den Nutzen einer Wanderung nehmen, da sie diese z.B. verringern durch Wohnungsbeschaffung u.ä. Umfassend wird 
zum Einfluss von sozialen Netzwerken auf Migrationskosten bei Massey & España (1987, S. 734) eingegangen. 
34 Fawcett (1989) betrachtet dieses im Zusammenhang mit einem Migrationssystem-Ansatz, ebenso Boyd (1989). Beim Migra-
tionssystem-Ansatz wird davon ausgegangen, dass soziale Netzwerke die zentrale Komponente zur Verbindung zwischen 
bestimmten Ländern darstellen, die dadurch ein Migrationssystem bilden. Die Verbindung besteht im Wesentlichen aus einem 
intensiven Austausch von Informationen, Gütern, Dienstleistungen, Kapital, Ideen und Personen. 
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z.B. zu politischen Vorgaben, von dauerhafter Natur sind. Darüber hinaus zeichnen 

sich solche Beziehungen durch eine hohe Glaubwürdigkeit und Angemessenheit aus. 

Demzufolge ist anzunehmen, dass Informationen, die durch derartige soziale Netz-

werkbeziehungen bezogen werden, ein hohes Vertrauen entgegengebracht wird.35 

Ähnliche Ausführungen zum Netzwerkeinfluss auf Migrationsprozesse findet man 

ohne hier näher darauf einzugehen auch in den anderen o.a. Arbeiten. Sie unterschei-

den sich allerdings nur in der verwendeten Terminologie und durch das Setzen von 

unterschiedlichen Schwerpunkten. 

Andererseits gibt es auch Hinweise, die sich gegen einen positiven Einfluss von 

Netzwerkbeziehungen auf Wanderungsprozesse stellen. So sprechen einige Studien 

von der Überlegenheit der ökonomischen Faktoren sowie von dem nur sehr margina-

len Einfluss sozialer Beziehungen, dichte Netzwerke werden dort als Hindernis für 

eine Migrationsbereitschaft betrachtet (vgl. Haug 2000, S. 39). 

Es spricht dennoch sehr viel dafür, dass ein bedeutender Einfluss von Netzwerkbe-

ziehungen im Zusammenhang mit Migrationsentscheidungen besteht. Dieser Einfluss 

wird durch die Bereitstellung von Ressourceleistungen durch das Netzwerk bewirkt. 

Solche Ressourcen bestehen im Wesentlichen aus der Verfügbarkeit von Informatio-

nen und Hilfeleistungen (vgl. Massey & España 1987, S. 734; Fawcett 1987).36  

Fawcett stellt die Verfügbarkeit von Wissen, das sich von Informationen über das 

Zielland bis hin zu Rollenmodellen erfolgreicher und gescheiterter Emigranten er-

streckt, in diesem Kontext als besonders relevant heraus. Deshalb wird hier ange-

nommen, dass die Entscheidung eines potenziellen Emigranten, ob er wandert, maß-

geblich davon abhängt, wie dieses von den Netzwerkmitgliedern beurteilt wird: ob 

sie als sinnvoll oder eher mit Skepsis zu betrachten ist. Des Weiteren wirkt dieser 

Einfluss ebenso auf die Form einer Migration, d. h. die Einschätzung des Netzwer-

kes, ob eine permanente oder temporäre Migration vorzunehmen ist, wird übernom-

men. Ebenso verhält es sich mit der Wahl des Ziellandes (vgl. Fawcett 1989, S. 

677ff.).  

                                                 
35 Vertrauen schafft hier die Möglichkeit an fremde Selektionsleistung anzuknüpfen und leistet dadurch eine Reduktion der 
Komplexität (Luhmann 1989). 
36 Pohjola (1991) benennt u.a. folgende Unterstützungsformen, die ein soziales Netzwerk bereitstellen kann: materielle, physi-
sche Unterstützung, soziale Integration, Geselligkeit, „feed-back“, soziale Führung und Lenkung, Ermutigung gemeindlicher 
Partizipation, Kommunikation. 
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Pohjola stellt heraus, dass soziale Netzwerke besonders bei Migrationssituationen 

relevant werden, da es sich hier um Änderungssituationen handelt, die bestimmte 

Stress-Faktoren hervorrufen (Pohjola 1991, S. 435). 

Die Annahme scheint daher begründet, dass ein potentieller Emigrant, der solche 

sozialen Beziehungen zu einem Migrationsnetzwerk besitzt, bei einer Migrationsent-

scheidung auch dessen o.a. Funktionsfähigkeit in Anspruch nimmt. Es findet eine 

Beschaffung von Informationen über die identifizierten Pull-Faktoren durch die 

Netzwerkbeziehung statt. Natürlich muss hier berücksichtigt werden, dass solche 

Informationen nicht vollständig sein können und der jeweiligen individuellen Wahr-

nehmung unterliegen.  

An dieser Stelle lässt sich resümieren, dass Netzwerkbeziehungen für potenzielle 

Emigranten Opportunitätsstrukturen bereitstellen, in dem sie Möglichkeiten und Re-

striktionen einer Wanderung aufzeigen.37 Dabei ist von Bedeutung , dass den Res-

sourceleistungen solcher Migrationsnetzwerke, die sich meistens aus Familien-, 

Verwandten- oder persönlichen Beziehungen zusammensetzen, ein hohes Vertrauen 

entgegen gebracht wird. Deshalb kann dem Einfluss von Migrationsnetzwerken im 

Zusammenhang mit den hier identifizierten Push-Pull-Faktoren eine Katalysator-

funktion zu gesprochen werden, denn dieser Einfluss ist in der Lage, Migration zu 

befördern aber auch zu begrenzen.  

Die Wirkung dieses Einflusses auf Wanderungsprozesse unterscheidet sich demzu-

folge von der Wirkungsweise der Push-Pull-Faktoren. Netzwerkbeziehungen erhal-

ten durch ihre verbindende Art der Mikro- zur Makroebenen beim Prozess der 

Migrationsentscheidung den Charakter einer Rückversicherung, da ihre Informatio-

nen einen direkten Einfluss auf die Wahrnehmung der Pull-Faktoren darstellen und 

so risikominimierend wirken. Dieses bedeutet, dass zunächst strukturelle Faktoren, 

die eine Migration beeinflussen, vorhanden sein müssen, um die Notwendigkeit einer 

Rückversicherung hervorzurufen. Soziale Netzwerkbeziehungen werden ohne den 

Einfluss von strukturellen Faktoren in diesem Zusammenhang wirkungslos bleiben. 

Strukturelle Faktoren können jedoch ohne den Einfluss sozialer Netzwerke eine Mig-

                                                 
37 Ähnliche Wirkungen unterstellt Lee (1966) den persönlichen Faktoren in seiner Arbeit. 
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ration bewirken (z.B. bei Pionierwanderungen). Ein Netzwerkfaktor darf deshalb 

nicht in gleicher Weise in das Modell einbezogen werden.  

Wie eine solche Integration in das Modell ausgestaltet werden kann, soll durch die 

empirische Analyse konkretisiert und im Anschluss an die vollständige Identifizie-

rung erörtert werden (siehe Kapitel 7.1.3 Faktor Netzwerkstrukturen). 

3.5 Fazit der theoretischen Identifizierung der Push-Pull-
Faktoren 

Wie bereits im vorherigen Kapitel resümiert wird, können als Bestimmungsfaktoren 

einerseits Einkommen mit der Teilkomponente arbeitsmarktrelevante Faktoren und 

andererseits Bildung aus den untersuchten Theorien identifiziert werden. Zum Ein-

fluss der Determinante „Einkommen“ ist anzumerken, dass sie durch die Betrachtung 

auf der Makroebene zum einen an arbeitsmarktrelevante Faktoren und zum anderen 

an die sozialen Sicherungssysteme gekoppelt werden muss. Das volkswirtschaftliche 

Einkommen hängt direkt vom Wirtschaftsstandort ab, der im Zusammenhang mit 

dem Arbeitsplatzangebot, dem Potenzial an Erwerbstätigen aber auch im Kontext 

von sozialer Sicherung zu beurteilen ist. Eine geringe wohlfahrtstaatliche Versor-

gung kann eine Reduzierung des Einkommens nach sich ziehen, da eine private 

Kompensation geleistet wird.38 

Der Faktor Einkommen bedarf deshalb einer Auffächerung, um eine hinreichende 

Präzision bei den Push-Pull-Faktoren zu gewährleisten. Aus diesem Grund soll die 

Identifizierung um arbeitsmarktrelevante Faktoren (sie wurden bereits bei den neo-

klassischen Mikrotheorien herausgefiltert) und um solche, die im Kontext mit sozia-

len Sicherungssystemen stehen, ergänzt werden.  

Des Weiteren zeigt eine Reflexion der bisherigen Identifizierung, dass diese einer 

Erweiterung durch den Ansatz von Hirschman in Verbindung mit der Risikosoziolo-

gie bedarf. Die Einbeziehung dieser Theorieansätze lässt zwar keine eigentliche Ab-

leitung von Push-Pull-Faktoren zu, sie stellen aber heraus, dass die identifizierten 

                                                 
38 Diese Verquickung wird auch daran deutlich, dass es zahlreiche Untersuchungen gibt, die den Einfluss von Immigration auf 
die Ökonomie (Arbeitsmarkt) wie auch auf die sozialen Sicherungssysteme analysieren (u.a. Börsch-Supan 1994, Neu 1996, 
Loeffelholz 1998, Vogel 1996). 
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Faktoren im Zusammenhang mit dem Einfluss von Netzwerkstrukturen zu sehen 

sind. Dabei kommt den Netzwerkstrukturen in einem solchen Kontext eine Katalysa-

torfunktion zu. 

Ferner wird deutlich, dass erst bestimmte Konstellationen von Push- und Pull-

Faktoren eine Migration ermöglichen und ansonsten eher in Richtung einer Kompen-

sation (Widerspruch/Abwarten) gehandelt wird. Ob in den Herkunftsländern konkre-

te Kompensierungsmöglichkeiten hinsichtlich der identifizierten Faktoren realisie-

rungsfähig sind, muss die empirische Analyse zur Identifizierung der Push-Pull-

Faktoren hervorbringen.  

Zusammenfassend kann hervorgehoben werden, dass aus theoretischer Perspektive 

folgende Push-Pull-Faktoren für den zugrundeliegenden Kontext abzuleiten sind: 

 - Einkomenn 

 - arbeitsmarktrelevante Faktoren 

 - Bildung 

 - soziale Sicherungssysteme 

Daneben ist der Faktor Netzwerkstrukturen zu nennen. Diesem Faktor wird aber eine 

andere Wirkungsweise als den identifizierten Push-Pull-Faktoren unterstellt.  

Eine Widerlegung bzw. eine Unterstützung dieser theoretisch abgeleiteten Faktoren 

soll durch eine Identifizierung aufgrund einer empirischen Analyse erfolgen. 



Empirische Analyse 52 

 

4 Empirische Analyse 

Die empirische Analyse stellt den zweiten Teil der Identifizierung von Push-Pull-

Faktoren dar. Sie hat die Aufgabe, länderspezifische Besonderheiten und Konstella-

tionen, aus denen sich Wanderungsmotive entwickeln, zu identifizieren. Eine solche 

Analyse ist an dieser Stelle wichtig, da derartige Aspekte allein durch die theoreti-

sche Analyse nicht oder nur unzureichend erfasst werden können.  

Nach Abschluss dieser Untersuchung soll die Identifizierung der Push-Pull-Faktoren 

als eine Verknüpfung beider Analysetypen erfolgen. Ziel ist es dabei auch, Wider-

sprüche bzw. Abweichungen bezüglich der aus beiden Analysetypen hergeleiteten 

Faktoren zu erkennen bzw. zu hinterfragen.  

Welche Aspekte sind bei einer solchen empirische Analyse zu berücksichtigen? 
Aufgrund der Modellkonzeption (siehe Kapitel 2.2 Entwicklungskonzeption) ist es 

erforderlich, dass die empirische Analyse auf der Makroebene geführt wird. Deshalb 

werden individuelle Aspekte hier vernachlässigt. 

Als wesentliche Elemente einer solchen Analyse sind zwei zentrale Themenbereiche 

einzuziehen. Der erste Bereich stellt die Untersuchung zurückliegender auf das Ziel-

land Deutschland bezogener Migrationsprozesse dar. Hierdurch wird eine bessere 

Beurteilung von historisch bedingten sowie gewachsenen Wanderungsprozessen er-

möglicht. Ebenso bringt eine solche Analyse Hintergründe bisheriger Determinanten, 

Migrationsmuster und -typen hervor. Die Kenntnisse über derartige Zusammenhänge 

können dazu beitragen, Hinweise auf zukünftige Wanderungsmotive zu erhalten. 

Dieser Teil der Untersuchung beschränkt sich auf die Beitrittsländer, da die Perspek-

tive der Analyse die Betrachtung des Ziellandes bereits einschließt. 

Das zweite wichtige Themenfeld bezieht sich auf die länderspezifischen Besonder-

heiten. Es umfasst eine Untersuchung struktureller Rahmenbedingungen der einzel-

nen Länder. Eine solche Untersuchung ermöglicht eine Einschätzung der Lebenssitu-

ationen, wie sie sich momentan in den Beitrittsländern und im Aufnahmeland 

Deutschland darstellen. Mit Hilfe dieser Analyse, die in erster Linie eine Be-

standsaufnahme der Ausgangssituation bietet, können aber auch Tendenzen für die 

Zukunft abgeschätzt werden: z.B. beeinflusst die aktuelle ökonomische Situation 

eines Landes auch  längerfristige Entwicklungsprozesse. So kann eine aktuelle 
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schwierige Finanzsituation des öffentlichen Haushaltes Auswirkungen auf das zu-

künftige Humankapital haben, wenn es beispielsweise zu Einsparungen im Bil-

dungsbereich kommt. Derartige langfristige Konsequenzen entstehen aber nicht nur 

durch Einsparungen, sondern auch aufgrund von Reformen und anderen strukturellen 

Veränderungen, die heute eingeleitet bzw. umgesetzt werden. Insofern erhält man 

durch diesen Analyseteil Hinweise auf heutige wie auch auf zukünftige Wande-

rungsmotive.  

Für den zweiten Bereich der empirischen Analyse empfiehlt es sich, eine explizite 

Vorstrukturierung der Untersuchungsinhalte vorzunehmen. So kann die Betrachtung 

auf Bereiche konzentriert werden, die einen unmittelbaren hohen Einfluss auf die 

Lebenssituation der Gesamtbevölkerung und damit auf die Migrationsmotivation 

haben. 

Um eine adäquate Selektion zu erhalten, bedarf es als erstes einer Identifizierung der 

relevanten Bereiche. Die Grundlage dafür bildet eine umfassende Recherche über die 

zu untersuchenden Länder und erfolgt anhand der zur Verfügung stehenden Untersu-

chungen und Kommissionsberichten sowie auf Grundlage von Experteninterviews 

bzw. -gesprächen, die zu dieser Thematik Vorort geführt wurden. 

Vorselektion der relevanten Bereiche: 
Einen zentralen Bereich, der in die Selektion aufgenommen werden muss, stellt die 

wirtschaftliche Entwicklung der Länder dar. Es kann davon ausgegangen werden, 

dass die volkswirtschaftliche Situation für die Bevölkerung eines Landes eine we-

sentliche Bedeutung hat, da sie in einem starken Maße die Lebensbedingungen be-

einflusst. Für die Bevölkerung in den Beitrittsländern kommt hinzu, dass sie einen 

radikalen Wandel von einer Plan- zu einer Marktwirtschaft durchlaufen haben, der 

von gravierenden Transformationsprozessen begleitet wurde. 

Solche Prozesse haben auch Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt gezeigt. Für die 

Aufnahme einer Betrachtung des Arbeitsmarktes spricht auch, dass die Situation des 

Arbeitsmarktes unmittelbar im Zusammenhang mit dem Volkseinkommen steht. Ei-

ne Analyse des Arbeitsmarktes nicht nur der Beitrittsländer, sondern ebenso des 

Aufnahmelandes erscheint damit als wichtig. 
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Innerhalb dieses Kontextes bedarf es einer Untersuchung der demographischen Ent-

wicklung der Bevölkerung, da hier für die Zukunft gravierende Veränderungen zu 

erwarten sind. Mit ihr können Erwerbspersonenzahl und -struktur sowie langfristige 

Tendenzen der Bevölkerungsentwicklung fokussiert werden, die neben dem Ar-

beitsmarkt auch für andere nationale Bereiche von Bedeutung sind (z.B. soziale Si-

cherungssysteme). 

Weitere Bereiche, die bei der Vorselektion als relevant gelten sollten, stellen die 

Kernbereiche der sozialen Sicherung (Gesundheitswesen und Rentensystem)39 sowie 

die Bildungssysteme der Beitrittskandidatenländer und des Aufnahmelandes 

Deutschland dar. 

In allen sechs Ländern sind tiefgreifende Reformprozesse in den Gesundheits- sowie 

Rentensystemen gestartet bzw. in Planung. In den Beitrittsländern sollen diese Re-

formen in erster Linie die Funktionsfähigkeit der maroden Sicherungssysteme wieder 

herstellen. Deutschland dagegen benötigt Reformen, um die Funktionsfähigkeit die-

ser Systeme zu erhalten. Es ist davon auszugehen, dass die geplanten Veränderungen 

im sozialen Sicherungsbereich für die Bevölkerung dieser Länder vor allem langfris-

tige Auswirkungen mit sich führen. 

Der Bildungsbereich wird hier als wichtig eingestuft, da er für die Beschaffenheit des 

Humankapitals verantwortlich ist und dieses für die wirtschaftliche Entwicklung ei-

nes Landes eine tragende Rolle einnimmt.40 Für die Beitrittsländer tritt hier die zu-

sätzliche Schwierigkeit auf, dass sie die Qualifikation ihrer Absolventen den neuen 

Arbeitsmarktanforderungen anpassen müssen. 

Weitere Bereiche, die in diesem Kontext als bedeutsam einzustufen sind, zeigen sich 

insbesondere für die Beitrittsländer dort, wo gravierende Transformationsprozesse 

stattgefunden haben bzw. noch stattfinden. Allerdings sind Veränderungen, die durch 

Reformen z.B. im Bereich Verwaltung oder Justiz in den Beitrittsländern eintreten, 

nicht derart einzuschätzen, dass sie grundsätzlich Konsequenzen für die Gesamtbe-

völkerung beinhalten, weil sie nur formal alle Bevölkerungsteile bzw. -gruppen 

                                                 
39 Faktoren, die im Zusammenhang mit der sozialen Sicherung stehen, haben eine Auswirkung auf das Einkommen bzw. den 
Wohlstand. Da hier eine langfristige Perspektive verfolgt wird, werden Faktoren, die auf eine kurzfristige Kompensationsleis-
tung, wie Arbeitslosengeld, Sozialhilfe u. ä. gerichtet sind, nicht einbezogen. 
40 Dieses zeigt auch die intensive Diskussion um die Ergebnisse des in der Pisa-Studie angestellten Leistungsvergleichs von 
Schülern in verschiedenen OECD-Ländern (OECD, 2001a). 
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betreffen. Aus diesem Grund müssen den Folgen, die aus solchen Reformprozessen 

entstehen, eine geringere Tragweite für die Gesamtbevölkerung zugesprochen wer-

den als denen der zuvor identifizierten Faktoren. 

Daneben stellt sich die Frage, wie die allgemeine politische Situation der sechs Län-

der als zentrale Rahmenbedingung einzuordnen ist. Es ist wesentlich, dass die Per-

spektive der Fragestellung dieser Arbeit langfristig angelegt ist und eine langfristige 

Einschätzung der politischen Verhältnisse nicht geleistet werden kann. Die politische 

Situation lässt sich hier nur insofern einbeziehen, da aufgrund der bestehenden de-

mokratischen Regierungen in allen Ländern zu erwarten ist, dass zum einen hinsicht-

lich der politischen Situation keine gravierende Änderung eintritt und zum anderen 

die bereits begonnenen Reformprozesse auch bei wechselnden Regierungen in ihrem 

Kern beibehalten werden. 

Es sind somit für alle Beitrittsländer und Deutschland sechs relevante Bereiche vor-

zuselektieren: wirtschaftliche Entwicklung, Arbeitsmarkt, demographische Entwick-

lung der Bevölkerung, Gesundheit-, Renten- und Bildungssystem. 

Die empirische Analyse soll für jedes Land gesondert und anhand der zur Verfügung 

stehenden Literatur sowie statistischer Datenmaterialien vorgenommen werden. Zu-

vor erfolgen einige Vorbemerkungen zur Qualität des ausgewählten Datenmaterials. 

Wie ist die Qualität der verwendeten statistischen Materialen einzuschätzen? 
Im Zuge der Beitrittsverhandlungen wurde seitens der EU-Kommission die Anglei-

chung der Standards bei Erfassung und Methoden der Datenaufbereitung für die na-

tionalen statistischen Ämter der Beitrittsländer an die Alt-EU-Länder eingefordert. 

Nach den regelmäßigen Berichten der EU-Kommission haben die Beitrittsländer auf 

diesem Gebiet hohe Anstrengungen geleistet (EU-Kommission 1999a-1999e, EU-

Kommission 2000a-2000e, EU-Kommission 2001a-2001e, EU-Kommission 2002a-

2002e). Teilweise sind aber noch insbesondere methodische Unterschiede anzutref-

fen, die eine Vergleichbarkeit der Daten erschweren.  

Bei der Verwendung des statistischen Materials wird hier das Ziel verfolgt, eine den-

noch möglichst hohe Qualität und Vergleichbarkeit der Daten zu erreichen. Aus die-

sem Grund fließen in die folgenden Analysen auch statistische Daten ein, die nicht 

von den nationalen statistischen Ämtern bezogen wurden, sondern von anderen Or-



Empirische Analyse 56 

 

ganisationen (OECD, Weltbank, UN u.ä.) bzw. Institutionen (Eurostat u.ä.), die stan-

dardisiertes Datenmaterial zur Verfügung stellen. Ein weiteres Ziel bildet die Ge-

währleistung einer hohen Aktualität des Datenmaterials. Deshalb werden die neues-

ten diesbezüglich zur Verfügung stehenden Veröffentlichungen herangezogen, insbe-

sondere auch durch Rückgriff auf Internetveröffentlichungen der entsprechenden 

Statistischen Ämter 

Ein zusätzlicher Problembereich in der Verwendung des Datenmaterials besteht bei 

den Beitrittsländern Estland, der Tschechischen Republik und Slowenien, da sie ihre 

Selbstständigkeit erst Anfang der 90er Jahre erhalten haben. Für die Betrachtung der 

bisherigen Wanderungsprozesse, d.h. die Wanderungsprozesse, die vor ihrer Selb-

ständigkeit stattfanden, existieren für diese Länder nur eingeschränkte Informatio-

nen. Sie umfassen i.d.R. Aussagen, die sich auf Schätzungen beziehen. Daneben 

muss für alle Beitrittsländer berücksichtigt werden, dass die Erfassung sowie Aufbe-

reitung von Daten vor den 90er Jahren politisch kontrolliert und instrumentalisiert 

wurde.  

Ein anders Problemfeld bilden Unterschiede, die bei der Erfassung der Immigration 

und Emigration in den Beitrittsländern auftreten, so dass die Wanderungsstatistiken 

dieser Länder keine vergleichbaren Aussagen beinhalten. Um die Analyse bisheriger 

Wanderungsprozesse auf vergleichbare Daten stützen zu können, wurden hier die 

Daten des Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden über Wanderungen von ausländi-

schen Personen mit Herkunft aus den jeweiligen Beitrittsländern zwischen der Bun-

desrepublik Deutschland und den entsprechenden Ländern verwendet. Diese Art der 

statistischen Registrierung wird vom Bundesamt seit den 50er Jahren durchgeführt 

und basiert auf den Erhebungsgrundlagen der Ab- und Anmeldescheine, die bei ei-

nem Wohnungswechsel über die Grenze bei den kommunalen Einwohnermeldeäm-

tern auszufüllen sind.41 Damit erfasst die deutsche Wanderungsstatistik keine Perso-

nen, die zu- bzw. fortziehen, sondern registriert Wanderungsfälle, die in ihrer Zahl 

i.d.R. immer höher sind als die Anzahl der gewanderten Personen, da eine Person 

mehrfach wandern kann. Es muss deshalb bei der Verwendung solcher statistischen 

                                                 
41 Nach dem Melderechtsrahmengesetz ist jeder, der einen Wohnungswechsel vornimmt, der länger als zwei Monate andauert, 
verpflichtet, sich innerhalb einer Woche umzumelden. Ausnahmen gibt es diesbezüglich für ausländische Stationierungsstreit-
kräfte, diplomatische und konsularische Vertretungen mit Familienangehörigen sowie Touristen. Sie alle werden damit nicht in 
der Wanderungsstatistik erfasst (vgl. Lederer & Rau 1999). 
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Daten berücksichtigt werden, dass eine Person mehrfach in diese Statistik eingehen 

kann. Auch lässt sich durch diese Art der Registrierung keine konkrete Aussage über 

die Dauer einer Wanderung anstellen.  

Darüber hinaus ist bezogen auf das o.a. Datenmaterial zu bemerken, dass die statisti-

schen Daten, die der folgenden Analyse zugrunde gelegt werden, alle Personen um-

fassen, die aus den Beitrittsländern in Richtung Deutschland gewandert bzw. von 

Deutschland in ein Beitrittsland zurückgewandert sind. Diese Personen sind aber 

nicht in Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit. Bei Verwendung einer Daten-

grundlage, welche die Wanderungsdaten nach Staatsangehörigkeit der Beitrittsländer 

gliedert, wäre die Information des Herkunftsortes nicht enthalten. Mit den hier ver-

wendeten Daten kann der Fokus eindeutig auf das jeweilige Beitrittsland sowie auf 

das Zielland gerichtet werden und gewährleistet damit eine Betrachtung der Wande-

rungen, die für die EU-Erweiterung relevant werden. Ansonsten würden Wanderun-

gen von Personen, die nicht die Staatsangehörigkeit der Beitrittsländer besitzen, kei-

ne Beachtung finden und stattdessen Wanderungen von Personen in die Analyse mit-

einbezogen, die zwar die Staatsangehörigkeit der Beitrittsländer aufweisen, aber z.B. 

aus den USA oder EU-Ländern nach Deutschland zuwandern. Letzteres hätte zur 

Folge, dass die Analyse zur Identifizierung der Push-Pull-Faktoren Fehleinschätzun-

gen unterliegen würde. 

Ebenso ist hier aufzuführen, dass die Wanderungsstatistik vor 1990 nur Zu- und Ab-

wanderungen für das frühere Bundesgebiet von Deutschland ausweist. Allerdings 

muss in diesem Zusammenhang folgendes beachtet werden: Die relevanten Push-

Faktoren, die eine damalige Migration beeinflussten, gingen in erster Linie vom frü-

heren Bundesgebiet aus und nicht von der ehemaligen DDR. Dagegen wurde in der 

ehemaligen DDR Migration politisch stark kontrolliert, so dass den entsprechenden 

Daten nur eine sehr eingeschränkte Aussagefähigkeit beigemessen werden kann. Aus 

diesem Grund bleiben auch derartige Daten für die hier durchzuführenden Analysen 

unberücksichtigt. 

Im zweiten Bereich dieser Analyse, in dem für die Identifizierung der Push-Pull-

Faktoren die Ausgangssituation der Länder beleuchtet wird, tritt die Problematik auf, 

dass die Länder Slowenien und Estland bisher kein Mitglied der OECD sind und 
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demzufolge in deren reichhaltigen Datenmaterialien i.d.R. nicht erfasst werden. Da-

mit scheidet die OECD für diese Länder als wichtige Informationsquelle aus.42  

An dieser Stelle ist noch kritisch anzumerken, dass Statistiken, die auf der europäi-

schen Ebene bzw. von Institutionen geführt werden, ebenfalls Schwächen aufweisen. 

Nicht immer sind diese Schwächen auch offen gelegt, wie das Beispiel des damali-

gen Bundesamtes für Arbeit (jetzt Bundesagentur) in Deutschland im Februar 2000 

zeigt43. Ist eine einzuschränkende Aussagekraft einer hier verwendeten Statistiken 

bekannt, wird innerhalb dieser Analyse darauf hingewiesen.  

Hintergrund des rechtlichen Rahmens für heutige Ost-West-Wanderungen  
Bevor mit der empirischen Analyse begonnen wird, soll der rechtliche Rahmen für 

die heutigen Ost-West-Wanderungen bezogen auf die Beitrittsländer und Deutsch-

land als Zielland näher dargelegt werden. Im ersten Teil der Analysen wird darauf 

aufbauend eine Konkretisierung für jedes Land innerhalb der Analyse vorgenommen. 

Seit der politischen Wende in den mittel- und osteuropäischen Staaten haben sich die 

Migrationsrestriktionen verändert. Zwei Emigrationsmöglichkeiten wurden seither 

stark eingeschränkt bzw. fallen weg: aus politischen sowie aus ethnischen Gründen 

zu emigrieren. Letzteres bezieht sich auf die Möglichkeit, den Aussiedlerstatus in 

Deutschland zu beantragen. 

Seit Ende der 80er Jahre wurde die Grundlage einer legalen Arbeitsmigration ge-

schaffen und stellt seither den wesentlichen Migrationstyp bei den Ost-West-

Wanderungen dar. Hierfür sind die Bestimmungen des Anwerbestopps von 1973 

teilweise aufgehoben worden. In erster Linie sollte dadurch der Migrationsdruck aus 

Mittel- und Osteuropa aufgefangen werden. Dieses wurde aber auch als ein Beitrag 

einerseits zur wirtschaftlichen Unterstützung sowie anderseits zur Förderung der 

wirtschaftlichen Zusammenarbeit gesehen. So entstanden zwischen der Bundesrepu-

blik Deutschland und einer Reihe von mittel- und osteuropäischen Staaten (u.a. mit 

Polen, Ungarn, Slowenien und der Tschechischen Republik) bilaterale Verträge, die 

                                                 
42 Hinzu kommt, dass für die beiden Beitrittsländer - es ist anzunehmen, dass ihnen aufgrund ihrer Bevölkerungsgröße auch 
eine weniger hohe Bedeutung bei dem EU-Erweiterungsprozess beigemessen wird - ein geringes Angebot an Literatur und 
sonstigen Informationsmaterialen existiert. Eine detaillierte Analyse ist deshalb für Estland und Slowenien nicht immer mög-
lich.  
43 Hier wurde eine geschönte bzw. falsche Vermittlungsstatistik durch die Bundesanstalt geführt, die zu hohe Angaben bei den 
eigenen Vermittlungen beinhaltete (vgl. Dettmer et. al. 2002).  
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eine Begrenzung von Beschäftigungskontingenten für Werkverträge, Saison-, Gast-

arbeitnehmer und Grenzgänger regeln (vgl. Beauftragte der Bundesregierung für 

Migration, Flüchtlinge und Integration 2001, Bundesanstalt für Arbeit 1999). Die 

Beschäftigten, die als Werkvertragsarbeitnehmer in Deutschland arbeiten, dürfen für 

eine Firma, die ihren Sitz im Ausland hat, bis zu maximal zwei, im Ausnahmefall 

drei Jahre, auf Grundlage eines Werkvertrages einer Beschäftigung für einen Ver-

tragspartner in Deutschland nachkommen. Danach müssen sie sich für den gleichen 

Zeitraum wieder im Heimatland aufhalten, um danach als Werkvertragarbeitnehmer 

wieder eine Aufenthaltsbewilligung in Deutschland erhalten zu können. Die Beschäf-

tigungskontingente werden jährlich der deutschen Arbeitsmarktlage angepasst. Als 

Saisonarbeitnehmer können seit 1991 ausländische Arbeitnehmer eine Beschäfti-

gungserlaubnis von maximal drei Monaten im Kalenderjahr erhalten. Diese Rege-

lung bezieht sich auf die Bereiche Land- und Forstwirtschaft, das Hotel- und Gast-

stättengewerbe, in der Gemüseverarbeitung sowie in Sägewerken. Voraussetzung für 

die Erteilung einer solchen Arbeitserlaubnis ist eine bilaterale Vermittlungsabsprache 

zwischen der Bundesanstalt für Arbeit und der Arbeitsverwaltung des jeweiligen 

Herkunftslandes. Bei der Vermittlung der Arbeitsstellen wird den deutschen Arbeit-

gebern eingeräumt, ihnen namentlich bekannte Personen zu rekrutieren. Aus diesem 

Grund arbeitet ein sehr großer Teil der Saisonbeschäftigten jedes Jahr im selben Be-

trieb. Um die Zunahme der Zahl der ausländischen Saisonbeschäftigten zu begren-

zen, wurden Eckwerte für die Zulassung dieser Beschäftigten bis zum Jahr 2003 

festgeschrieben (z.B. 85 Prozent der Zahl der osteuropäischen Beschäftigten aus dem 

Jahr 1996 dürfen wieder beschäftigt werden). Eine weitere Möglichkeit besteht, als 

Gastarbeitnehmer eine Aufenthaltsberechtigung für eine Beschäftigung in Deutsch-

land zu erhalten. Einzelheiten regeln Gastarbeitnehmerabkommen (z.B. länderbezo-

gene Höchstzahlen). Voraussetzung für eine solche Arbeitsberechtigung ist eine ab-

geschlossene Berufsausbildung und Grundkenntnisse in der deutschen Sprache. Die-

ser Aufenthalt wird auf 18 Monate beschränkt und soll zur Fortbildung der berufli-

chen wie sprachlichen Weiterbildung dienen. Eine Beschäftigung als Grenzarbeit-

nehmer ist nur denen möglich, die ihren Wohnsitz in einem an Deutschland angren-

zenden Staat haben und dessen Staatsangehörigkeit besitzen. Dabei ist es notwendig, 

dass der Grenzgänger täglich wieder an seinen Wohnsitz zurückkehrt und die Be-

schäftigung in Deutschland längstens zwei Tage in der Woche umfasst. Grenzgänger 
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werden nicht in der Wanderungsstatistik erfasst, da ihre geographische Mobilität 

nicht dazu führt, ihren Lebensmittelpunkt über die Grenze ihres Heimatlandes hinaus 

zu verlegen. Die Definition des Begriffs Migration (in diesem Fall Außenwanderung) 

verlangt dieses aber. 

Neben solchen Vereinbarungen gibt es noch weitere Ausnahmen, die eine Beschäfti-

gung bzw. die Möglichkeit in Deutschland für Personen aus Nicht-EU-Ländern re-

geln. Hierzu gehört z.B. eine Beschäftigung, die zur Fort- und Weiterbildung dient 

und i.d.R. auf zwei Jahre begrenzt wird. Ferner sind Ausnahmen im Bereich der 

Krankenpflege angesiedelt und bei entsprechender Qualifikation nicht befristet. Wei-

terhin wird die Option der Beschäftigung wegen sonstiger besonderer Qualifikatio-

nen gewährt. Hierzu gehört z.B. die Möglichkeit als ausländische IT-Fachkraft für 

einen befristeten Zeitraum von 5 Jahren in Deutschland zu arbeiten. Diese Regelung 

der sogenannten Greencard wurde im August 2000 beschlossen. 
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4.1 Estland 

4.1.1 Analyse zurückliegender Wanderungsprozesse 

Bei der Betrachtung der historischen Wanderungsprozesse für das Beitrittsland Est-

land besteht die Schwierigkeit, da es durch den Hitler-Stalin-Pakt 1939 seine Unab-

hängigkeit verloren hat und diese erst 1991 wiederherstellen konnte44, dass über die-

sen Zeitraum nur wenige adäquate Informationen existieren. So wurden vor der Un-

abhängigkeit sämtliche Wanderungsprozesse zentral geleitet, ebenso lässt die natio-

nale Datengrundlage kein differenziertes Bild über derartige Wanderungen zu 

(Sakkeus 1996). 

Daneben besteht das Problem, dass die Registrierung des Statistischen Bundesamtes 

in Wiesbaden während dieses Zeitraumes Zu- bzw. Fortzüge mit Herkunft Estland 

und Ziel Westdeutschland ausschließlich unter der ehemaligen Bezeichnung UdSSR 

erfasste (Statistisches Bundesamt, verschiedene Jahrgänge). Eine Information, die 

diese Datengrundlage dennoch liefert, ist, dass die registrierten Zuwanderungen aus 

der UdSSR bis 1988 mit Ziel Westdeutschland als sehr gering eingestuft werden 

müssen und Nettowanderungen über 20.000 Personen erst ab 1989 ausgewiesen wer-

den (Statistisches Bundesamt, verschiedene Jahrgänge). Aufgrund der damaligen 

politischen Gegebenheiten ist davon auszugehen, dass die ehemalige sowjetische 

Republik Estland nur sehr geringe Wanderungsverflechtungen mit Deutschland 

(West) hatte. Von den Personen, die vor 1991 und damit vor der Selbständigkeit Est-

lands nach Deutschland (West) emigrierten, kann angenommen werden, dass sie zum 

größten Teil aus anderen Teilen der früheren Provinzen der UdSSR kamen. Sie nutz-

ten Estland in erster Linie als Transitland zur Ausreise. Besonders in den 70er Jahren 

ist von dieser Praxis häufig Gebrauch gemacht worden, da die Reise über Estland für 

Aussiedler aus der UdSSR oftmals als einziger Weg nach Westdeutschland galt (vgl. 

Sakkeus 1991, 1996). 

                                                 
44 Die Unabhängigkeit der ehemaligen sowjetischen Republik Estland wurde am 30.03.1990 proklamiert und nach dem Mos-
kauer-August-Putsch von 1991 verwirklicht. 
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Nach 1991 werden die Wanderungsprozesse in Estland maßgeblich durch die frühe-

ren Binnenwanderungen der damaligen UdSSR bestimmt. Der Hintergrund dafür ist 

eine intensive Russifizierungspolitik, in deren Rahmen ab 1941 die Ansiedlung von 

Russen in Estland stattfand45. 

Die neue Republik Estland hat aufgrund von Ängsten bezüglich eines zu hohen Ein-

flusses des russischen Bevölkerungsteils ausgrenzende Staatsbürgerschaftsgesetze 

erlassen. Diese wurden im Zuge der Beitrittsverhandlungen z.T. abgeändert (Kom-

mission 2001)46. Es sollte aber davon ausgegangen werden, dass Integrationsproble-

me hinsichtlich des russischen Bevölkerungsteils bleiben, wodurch diese Bevölke-

rungsgruppe als ein mögliches Auswanderungspotenzial für Estland angesehen wird 

(Sakkeus 1991). 

Eine Umfrage konnte die Existenz eines derartigen Potenzials bestätigen: Gegenüber 

3 Prozent der Esten können sich 28 Prozent der Nicht-Esten eine Ausreise in den 

Westen vorstellen. Darüber hinaus weist diese Studie aus, dass in der Zeit zwischen 

1989 und 1991 von allen westlichen Staaten die Bundesrepublik Deutschland auf-

grund der generellen Attraktivität und der ökonomischen wie politischen Situation 

als wichtigstes Zielland für eine mögliche Ausreise angegeben wird (Sakkeus 1993, 

1996). 

Ab 1992 werden Wanderungsverflechtungen zwischen Deutschland und Estland 

durch das Statistische Bundesamt in Wiesbaden registriert. Das Datenmaterial zeigt, 

dass seit 1992 die Zahl der Personen, die von Estland nach Deutschland zogen, die 

Zahl derer überschreitet, die von Deutschland nach Estland wanderten. Über den 

Zeitraum 1992 bis 2001 erzielte Deutschland somit einen positiven Saldo hinsicht-

lich dieser Wanderungen (siehe Schaubild 4.1). Hierbei konnte Deutschland den 

höchsten Wanderungsgewinn im Jahr 1993 verzeichnen, obwohl die Zu- und Fortzü-

                                                 
45 Der Anteil an der estischen Gesamtbevölkerung mit einer russischen Abstammung lag im Jahr 2001 bei 25,6 Prozent (EU-
Kommission 2001a). 
46 Im April 2000 wurde ein Sprachengesetz in Estland erlassen. Es regelt, dass öffentliche Bedienstete über Mindestsprach-
kenntnisse der estischen Sprache verfügen müssen. Schwierigkeiten bringt dieses Gesetz besonders in Gebieten hervor, in 
denen ein hoher Anteil der russischsprachigen Bevölkerung wohnt, obwohl auf regionaler Ebene die Möglichkeit besteht, die 
russische Sprache als Verwaltungssprache zuzulassen, falls 50 Prozent der lokalen Bevölkerung die russische Sprache als 
Alltagssprache verwenden. Von einer solchen Regelung wurde bisher aber noch kein Gebrauch gemacht. Dennoch stellt in 
einigen Gebieten die russische Sprache die Arbeitssprache dar (EU-Kommission 2001a). 
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ge absolut im Jahr 1995 das höchste Niveau aufzeigen, d.h. im Jahr 1995 war das 

Wanderungsvolumen47 maximal. 

Schaubild 4.1: Wanderungen von Ausländern zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Estland von 1992 bis 2001 
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Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt 

Ab 1995 ist ein bis 1999 anhaltend abfallender Trend der Wanderungsbewegungen 

zu beobachten (Wanderungssaldo 184 Personen). Danach findet ein leichter Anstieg, 

der auf eine leichte Erhöhung der Zuzüge zurückgeht, statt. Insgesamt kann über den 

Zeitraum 1992 bis 2001 das Volumen dieser Wanderungen als gering eingestuft wer-

den.  

Diese geringe Wanderungsdynamik beschränkt sich nicht nur auf das Ziel Deutsch-

land. Der Umfang aller Emigrationen aus Estland hat sich in den letzten Jahren stark 

verringert: 1992 verließen noch insgesamt 37.375 Emigranten das Land, im Jahr 

1999 waren es nur noch 2.034 (ESA 1999a). 

Des Weiteren zeichnen sich die jüngsten Migrationsprozesse mit Herkunft Estland 

und Ziel Deutschland durch eine hohe Anzahl von sehr jungen Emigranten aus: Im 

Zeitraum 1992 bis 2001 gehören ungefähr 50 Prozent der Emigranten der Alters-

                                                 
47 Das Wanderungsvolumen gibt die Summe der Zu- und Fortzüge an und stellt damit ein Maß dar, welches die Wanderungsdy-
namik beschreibt. 
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gruppe der 18- bis unter 25-Jährigen an. Dabei ist besonders auffällig, dass ab 1993 

der Anteil weiblicher Emigranten deutlich überwiegt; er betrug z.B. im Jahr 1999 

über 70 Prozent der gesamten Emigranten (Statistisches Bundesamt, verschiedene 

Jahrgänge). Eine höhere weibliche Mobilität ist bei internationalen Migrationspro-

zessen i.d.R. nicht gegeben, dieses Phänomen trifft man üblicherweise bei Binnen-

wanderungsprozessen an. Es kann diesbezüglich nur vermutet werden, dass Frauen 

in Estland schlechtere Chancen am Arbeitsmarkt eingeräumt werden und deshalb 

Beschäftigungs- bzw. Qualifikationsmöglichkeiten im Ausland suchen (vgl. Kapitel 

4.1.2.1 Arbeitsmarkt).  

Inwiefern der Anteil der Emigranten aus Estland mit Ziel Deutschland der russischen 

Bevölkerung angehört, kann aus den statistischen Daten des Statistischen Bundesam-

tes nicht entnommen werden. Da die Wanderungsdynamik z.Zt. aber als sehr niedrig 

einzustufen ist, können solche Emigrationen ebenfalls nur in einem geringen Umfang 

stattfinden. 

Darüber hinaus stellt sich die Frage nach der Ausprägung bestimmter Wanderungs-

formen. Existiert z.B. eine Arbeitsmigration zwischen Estland und Deutschland? 

Hierzu gibt es lediglich den Anhaltspunkt, dass beide Länder seit August 1995 ein 

Abkommen geschlossen haben, in dem ein Kontingent für Gastarbeitnehmer von 

höchstens 200 Personen vereinbart wurde. Allerdings sind bis zum Jahr 2000 nur 

sechs Vermittlungen für ein derartiges Beschäftigungsverhältnis erfolgt (Beauftragte 

der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2001). Weitere län-

derspezifische Abkommen bestehen nicht. Auch gibt es keine Hinweise darauf, dass 

die für Deutschland eingeführte Greencard vermehrt an Esten vergeben wurde (vgl. 

Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2001, 

Haug 2002). Demzufolge erscheint der Typ der Arbeitsmigration zwischen Estland 

und Deutschland nur marginal ausgeprägt zu sein. Auch das Auftreten anderer Typen 

wie z.B. die Bildungswanderung lassen sich statistisch nicht für Estland als vorherr-

schende Migrationsform belegen (vgl. Beauftragte der Bundesregierung für Migrati-

on, Flüchtlinge und Integration 2001). So gab es im Wintersemester 2000/2001 436 

Studierende estnischer Herkunft, die an deutschen Hochschulen eingeschrieben wa-

ren, allerdings hat sich die Zahl gegenüber 1997 mehr als verdoppelt (vgl. DAAD 

2003, Wissenschaft-weltoffen 2002). 
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Fazit 

Aus dem zur Verfügung stehenden Informations- und Datenmaterial ist entnehmbar, 

dass Wanderungsprozesse zwischen Estland und Deutschland insbesondere bis 1989 

nur in einem geringen Umfang stattgefunden haben. Grund hierfür ist, dass von 1939 

bis zur Selbständigkeit Estlands solche Prozesse in einem starken Maße durch politi-

sche Restriktionen unterdrückt wurden. Es muss auch gesehen werden, dass nur ge-

ringe Erfahrungen mit Emigrationen in westliche Länder, dieses gilt somit auch für 

Deutschland als Zielland, vorhanden sind.  

Die Wanderungsprozesse, die nach der Selbständigkeit Estlands mit Estland als Her-

kunfts- und Deutschland als Zielland stattfanden, zeigen ebenfalls kein hohes Volu-

men. Neben einer geringen Bereitschaft zur Mobilität kann dieses auch darin be-

gründet sein, dass es bisher wenige rechtliche Optionen für Esten gibt, außer der In-

anspruchnahme eines Touristenvisums, eine legale Aufenthaltsmöglichkeit für 

Deutschland zu erhalten. Andererseits ist es auch vorstellbar, dass ein solches Land 

aufgrund seiner geringen Bevölkerungszahl nicht das politische Ziel verfolgt, derar-

tige Optionen, die z.B. zu einer Arbeitsmigration führen, zu fördern. 

So zeichnen sich die Wanderungsprozesse zwischen Estland und Deutschland durch 

eine geringe Wanderungsdynamik aus. Weitere Migrationsmuster, -motive -oder 

typen treten nicht hervor. Auffällig ist jedoch der ungewöhnlich hohe Anteil junger 

Emigrantinnen. 

4.1.2 Analyse der Ausgangssituation und Entwicklungstendenzen 

4.1.2.1 Die wirtschaftliche Entwicklung 

Estland hat nach seiner Unabhängigkeit tiefgreifende Wirtschaftsreformen umge-

setzt. Sie führten dazu, dass 1995 erstmals positive Wachstumsraten verzeichnet 

werden konnten. Seitdem entwickelte sich Estland zu einer der am schnellsten wach-

senden Volkswirtschaften. Eine deutliche Abschwächung des Wirtschaftswachstums 

entstand allerdings im Jahr 1998 aufgrund von konjunkturellen „Überhitzungser-

scheinungen“ im binnen- und außenwirtschaftlichen Bereich (reales Bruttoinlands-

produkt (BIP) 1997: 10,4 Prozent; 1998: 5,0 Prozent). Daneben waren für diesen 
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Rückgang des Wirtschaftswachstums auch negative Einflüsse verantwortlich, die aus 

der Russland- und Asienkrise hervortraten. Deshalb ging die estnische Wirtschaft 

dazu, über den Handel mit Russland zu reduzieren und sich stattdessen stärker auf 

westliche Länder (EU, Skandinavien) zu konzentrieren. Nach einer leichten Rezessi-

on im Jahr 1999 (Veränderung des realen BIP gegenüber Vorjahr: -0,7 Prozent) hat 

sich die wirtschaftliche Lage Estlands (Veränderung des realen BIP gegenüber Vor-

jahr: 6,9 Prozent im Jahr 2000) trotz der Verlangsamung der Wirtschaftstätigkeit in 

der EU und den USA seit 2000 wieder erheblich verbessert (Plötz 2002).  

Zu den Wachstumsträgern zählt neben der Industrie (22,8 Prozent am BIP 2001) ein 

stark gewachsener Dienstleistungssektor (65,5 Prozent am BIP 2001). Der Anteil des 

Landwirtschaftssektors ist rückläufig und betrug im Jahr 2001 nur noch 5,2 Prozent 

am BIP (EU-Kommission 2002a).  

Die Inflationsrate entwickelt sich in Estland bis 1999 rückläufig (Veränderung ge-

genüber Vorjahr: 1988: 8,2 Prozent; 1999: 3,1 Prozent). Im Jahr 2000 beschleunigte 

sie sich wieder und stieg im Jahr 2001 gegenüber dem Vorjahr auf 5,6 Prozent an. Zu 

einer langfristigen Stabilisierung der Inflationsrate soll die Einrichtung eines Curren-

cy Board System beitragen, wodurch Spekulationsgeschäfte mit der estnischen Wäh-

rung unterbunden werden sollen. Dieses System erzwingt eine restriktive Geld- und 

eine straffe Haushaltspolitik des Staates (Borrmann 1999, Eurostat 1999, EBRD 

1999, Lösch et al. 2000, Plötz & Polkowski 2001, EU-Kommission 2002a).  

Die erheblichen Wachstumsfluktuationen führten allerdings in den letzten Jahren zu 

beträchtlichen Schwankungen des Haushaltsdefizits wie auch der Leistungsbilanz. So 

konnte der Staatshaushalt in den Jahren von 1998 bis 2000 nicht ausgeglichen wer-

den und erreichte im Jahr 1999 sogar ein Budgetdefizit von 4,0 Prozent des BIP. Seit 

2000 wird erfolgreich eine Konsolidierung des Haushaltes angestrebt. Die Haus-

haltspläne bis 2004 sind in diese langfristige Konsolidierungsstrategie eingebettet48. 

Hierfür mussten aber Sparmaßnahmen bei Personalgehältern - nur Lehrergehälter 

wurden 2001 um 15 Prozent angehoben - sowie bei Investitionen getätigt werden 

(Plötz & Polkowski 2001, EU-Kommission 2002a).  

                                                 
48 Diese Konsolidierungspolitik ist im Mai 2000 auch im Blick auf die gegenüber dem IWF (Internationalen Währungsfond) 
eingegangene Verpflichtung, das Defizit des öffentlichen Haushaltes auf 1,2 Prozent zu begrenzen, verfolgt worden. 
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Der Zufluss von Direktinvestitionen in Estland liegt deutlich hinter dem von Ungarn 

und Tschechien. Da Estland konsequent marktwirtschaftlich ausgerichtet ist und ein 

sehr niedriges Kosten- und besonders niedriges Arbeitskostenniveau hat49, sind für 

die Zukunft hohe Direktinvestitionen für Estland zu erwarten. Diese könnten die Fi-

nanzierung des hohen Leistungsbilanzdefizits erleichtern (Borrmann 1999, Lösch et 

al. 2000, Plötz & Polkowski 2001). 

Insgesamt betrachtet zeigt die estnische Wirtschaftsentwicklung in den letzten Jahren 

einen soliden Verlauf. Dieses verdeutlicht auch die Steigerung des durchschnittlichen 

Pro-Kopf-Einkommens: 2001 erreicht es 42,3 Prozent des EU-Durchschnitts. Aller-

dings gibt es in Estland ein regionales Gefälle; denn das Pro-Kopf-Einkommen liegt 

im Nordosten und Süden des Landes nur bei ca. 40 Prozent des EU- Durchschnitts 

(EU-Kommission 2002a). Für die nächsten Jahre wird trotz der verschlechterten 

Weltkonjunktur für Estland ein wirtschaftliches Wachstum prognostiziert (Plötz 

2002). 

4.1.2.2 Arbeitsmarkt 

In Estland begann 1993 ein Prozess, in den arbeitsmarktintensiven Wirtschaftsberei-

chen strukturelle Anpassungen durchzusetzen. Diese führten zu erheblichen Freiset-

zungen und zu einem Rückgang der Beschäftigung (1996: 645.600 Beschäftigte; 

2000: 572.000 Beschäftigte). Der Anteil der nicht erwerbstätigen Bevölkerung stieg 

hauptsächlich aufgrund von Veränderungen bei der Frauenerwerbstätigkeit an (Plötz 

& Polkowski 2001, Plötz 2002). So waren 1989 noch 71,7 Prozent aller Frauen er-

werbstätig, im Jahr 2000 aber nur noch 51,5 Prozent (Eurostat 2001a, Plötz 2002). 

Der stärkste Beschäftigungsrückgang fand in der Landwirtschaft statt. Dieses bereitet 

den ländlichen Gebieten Estlands zusätzliche Schwierigkeiten, da hier die Arbeits-

marktsituation ohnehin angespannter ist als in den Ballungsgebieten. 

Ein weiteres Problemfeld bildet die Langzeitarbeitslosigkeit, von der sehr viele Men-

schen in Estland betroffen sind. Der Anteil der Langzeitarbeitslosen50 an der Zahl der 

Arbeitslosen lag im Jahr 1996 bei 55,3 Prozent. Eine Reduzierung der Langzeitar-

                                                 
49 Estland hat einen durchschnittlichen Industriestundenlohn von 1,85 €. Im Vergleich dazu weisen Tschechien mit 2,42 €, 
Ungarn mit 2,42 €, Polen mit 2,76 € und Slowenien mit 5,51 € einen sehr viel höheren Stundenlohn in der Industrie auf (Plötz 
& Polkowski 2001). 
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beitslosigkeit konnte zwar erreicht werden - im Jahr 2000 betrug deren Anteil 46,4 

Prozent, aber eine Behebung des Problems ist nicht in Sicht. Dieses begründet sich 

daraus, dass freigesetzte Arbeitskräfte in Estland häufig wegen mangelnder Qualifi-

kation51, geringer Mobilität oder aus Altersgründen keine neue Beschäftigung finden 

(Lösch et al. 2000, Plötz & Polkowski 2001, EU- Kommissionsbericht 2002a). Dar-

über hinaus zeigt sich die Arbeitslosenquote bei der russischsprachigen Minderheit 

als besonders problematisch, sie soll ungefähr doppelt so hoch sein wie die der Esten 

(Eurostat 1999). 

Um langfristig die Arbeitslosigkeit zu verringern, verabschiedete die estnische Re-

gierung im Herbst 2000 einen nationalen Beschäftigungsplan. Er beinhaltet eine ak-

tive Arbeitsmarktpolitik und zielt auf eine praxisnähere Berufsausbildung wie auch 

auf eine effizientere Arbeitsvermittlung. Ebenso wurde die Höchstdauer der Zahlung 

des Arbeitslosengeldes von 270 Tagen52 auf maximal ein Jahr neu festgesetzt (Plötz 

& Polkowski 2001, Plötz 2002).53 Deshalb bezieht nur ein sehr geringer Anteil der 

Arbeitslosen derartige Leistungen, wodurch auch die sehr hohe Zahl von Arbeitssu-

chenden in Estland erklärbar wird, die sich nicht als arbeitslos registrieren lassen 

(Eurostat 2001). 

Unter den nichtregistrierten Arbeitssuchenden befinden sich überwiegend jüngere 

Menschen (unter 25 Jahre). Insofern darf der Quote über die registrierte Jugendar-

beitslosigkeit, die im Jahr 2001 mit 24,5 Prozent angegeben wurde (EU-Kommission 

2002a) keine angemessene Aussagekraft unterstellt werden. Es ist sehr wahrschein-

lich, dass die Jugendarbeitslosigkeit in Estland sehr viel stärker ausgeprägt ist. 

Tabelle 4.1: Arbeitslosenquote Estlands von 1993 bis 200154 (in Prozent) 
1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 

6,5 7,6 9,7 10,0 10,6 9,6 11,7 13,2 12,4 

Quelle der Daten: bis 1996 ESA 2001, ab 1997 EU-Kommission 2002a  

                                                                                                                                          
50 In Estland werden hierzu die Personen gezählt, die länger als 12 Monate arbeitslos sind. 
51 So verfügen im Jahr 2000 von den gesamten Arbeitslosen 25,3 Prozent über einen Bildungsstand, der unterhalb der oberen 
Sekundarstufe liegt (Eurostat 2001). 
52 Bis September 2000 wurde nur für maximal 180 Tage Arbeitslosengeld bezahlt. 
53 In den ersten 100 Tagen erhält der Arbeitslose die Hälfte seines letzten Einkommens, danach nur noch 40 Prozent. 
54 Das estnische Statistikamt weist daraufhin, dass es seit 1995 die Arbeitslosenquote nach der ILO-Definition (International 
Labour Organization) erfasst (vgl. Estonia Labour Force, ESA 1999b). Sie umfasst dabei die Altersgruppe 15 bis 69 Jahre 
(ESA, 2001). Auch die EU-Kommission weist die Arbeitslosen nach der IAO-Definition aus. Hier entspricht die Arbeitslosen-
quote dem Anteil der Arbeitslosen an der Erwerbsbevölkerung im Alter ab 15 Jahre. Zu den Arbeitslosen zählen diejenigen, die 
alle drei Bedingungen erfüllen: Sie haben keine Arbeit, suchen aktiv nach Arbeit und sind bereit, innerhalb von 14 Tagen eine 
Arbeit aufzunehmen (EU-Kommission 2002a).  
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Die jüngsten Arbeitslosenquoten (siehe Tabelle 4.1) zeigen, dass der einsetzende 

konjunkturelle Aufwärtstrend der Wirtschaft auch positive Auswirkungen auf den 

Arbeitsmarkt hat. Jedoch ist nur ein leichtes Sinken der Arbeitslosenquote im Jahr 

2001 festzustellen. Ein Grund hierfür liegt in der großen Zahl gering qualifizierter 

Arbeitsuchender, die auf dem estnischen Arbeitsmarkt keine Beschäftigungsmög-

lichkeit finden kann. Gleichzeitig herrscht dagegen ein Mangel an qualifizierten Ar-

beitskräften.  

4.1.2.3 Demographische Entwicklung der Bevölkerung 

Für den Arbeitsmarkt stellt sich die Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials als 

besonders wichtig dar. Betrachtet man diesbezüglich zunächst die relevante Alters-

gruppe der 15- bis unter 65-Jährigen (siehe Tabelle 4.2), lässt sich feststellen, dass 

der Anteil dieser Gruppe an der Gesamtbevölkerung seit 1997 kontinuierlich an-

steigt. Die absolute Zahl dieser Bevölkerungsgruppe nimmt aber seit 1991 ab (ESA 

1999a). Diese beiden Aspekte deuten auf eine Veränderung der Bevölkerungsstruk-

tur hin. Als Ursache für eine solche Entwicklung sind mehrere Faktoren zu nennen.  

Die Geburtenentwicklung, die anhand der zusammengefassten Geburtenziffer (engl. 

Total Fertility Rate, abgekürzt TFR)55 aufgezeigt werden kann, hat einen wesentli-

chen Einfluss auf derartige Prozesse. 

Bis 1990 lag die TFR in Estland über 2,0 Kinder pro Frau und erreichte damit das 

Bestandserhaltungsniveau. Im Jahr 1991 lag sie mit 1,8 Kindern pro Frau erstmals 

unterhalb dieser Grenze. Das Sinken dieser Kennziffer setzte sich bis zum Jahr 1998 

auf einen Wert von 1,28 fort (siehe Tabelle 4.2); danach steigt sie wieder leicht an. 

Dieses Absinken der TFR bewirkt einerseits eine Abnahme der Altersgruppe der 0- 

bis 14-Jährigen und andererseits ein negatives natürliches Bevölkerungswachstum, 

d.h. die Zahl der Sterbefälle ist höher als die der Geburten (ESA 1999a). Letzteres 

hat zu einem Bevölkerungsrückgang in Estland beigetragen, der in 1991 begann. 

                                                 
55 Die Total Fertility Rate (TFR) ist die Summe der altersspezifischen Geburtenziffern und beschreibt die Zahl der lebend 
Geborenen auf 1.000 Frauen je Altersjahrgang im Altersintervall 15 bis 45 Jahre. Diese Kennziffer stellt damit eine Quer-
schnittsbetrachtung dar. Es lässt sich hieraus aber auch eine Längsschnittsbetrachtung zur Charakterisierung der Fertilität 
ableiten. Dazu wird für ein bestimmtes Kalenderjahr die Zahl der lebend Geborenen auf 1000 Frauen einer fiktiven Gruppe mit 
31 verschiedenen Altersjahrgängen (von 15 bis 45 Jahre) abgebildet. 
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Tabelle 4.2: Demographische Entwicklung der Bevölkerung in Estland (1993-2002) 
Lebenserwartung  

 
Bevölkerung 
am 1.Januar 

(in Tausend) 

 
0 bis 4-
Jährige 

(Anteil in 
Prozent) 

 
15 bis 64-
Jährige 

(Anteil in  
Prozent) 

 
65-Jährige 
und älter 

(Anteil in 
Prozent) 

 
lebend 

Geborene 
pro Frau 

(TFR) 

 
Frauen 

bei Geburt 

 
Männer 

bei Geburt 

 
Netto- 

wanderung 
 
(international) 

1993 1.511 21,6 65,9 12,5 1,49 73,8 62,5 -13.779 

1994 1.477 21,2 65,8 12,9 1,42 73,1 61,1 -7.631 

1995 1.448 20,9 65,8 13,3 1,38 74,3 61,7 -8.170 

1996 1.425 20,5 65,8 13,7 1,37 75,5 64,5 -5.683 

1997 1.406 20,0 65,9 14,1 1,32 76,0 64,7 -2.496 

1998 1.393 19,5 66,0 14,5 1,28 75,5 64,4 -1.131 

1999 1.379 18,9 66,4 14,7 1,32 76,1 65,4 -616 

2000 1.372 18,3 66,8 15,0 1,39 76,1 65,2 k.A. 

2001 1.367 17,7 67,1 15,2 1,34 76,2 64,7 k.A. 

2002 1.361 17,2 67,3 15,5 k.A. k.A. k.A. k.A. 

Quelle der Daten: ESA 1999 u. 2003  

Einen Faktor, der ebenfalls zu einem Bevölkerungsrückgang führte und gleichzeitig 

den Bestand der Altersgruppe der Erwerbsfähigen veränderte56, stellt der negative 

Saldo dar, der bei Wanderungen zwischen Estland und dem Ausland seit 1990 exis-

tiert (ESA 1999a). Da dieser sein Maximum Anfang der 90er Jahre erreichte, danach 

aber erheblich abnahm, muss das Gewicht dieses Faktors hinsichtlich der Bevölke-

rungsschrumpfung jedoch als gering eingestuft werden. 

In Bezug auf die Veränderung des Altersaufbaus der Bevölkerung fällt dem natür-

lichen Wachstum eine größere Bedeutung als dem wanderungsbedingten zu. Dieses 

liegt zum einen daran, dass Geburten und Sterbefälle in Estland in ihrer Größe ein 

Vielfaches der Außenwanderungen darstellen, und zum anderen begründet es sich 

durch die langfristige demographische Dynamik, die das natürliche Wachstum verur-

sacht.57 

Für die zukünftige Entwicklung des Altersaufbaus einer Bevölkerung ist daher auch 

die Entwicklung der Lebenserwartung als wesentlicher Parameter anzusehen. Heute 

liegt die Lebenserwartung in Estland für Frauen bei 76,2 Jahren sowie für Männer 

                                                 
56 Welche Veränderungen durch derartige Wanderungen bezogen auf die Bevölkerungsstruktur stattfanden, kann im Detail nicht 
beantwortet werden, da  über die Außenwanderungen keine statistischen Unterlagen nach Altersjahren vorliegen.  
57 Siehe hierzu auch langfristige Bevölkerungsprojektionen, die am Institut für Bevölkerungsforschung und Sozialpolitik durch-
geführt wurden und zum Ergebnis haben, dass demographische Entwicklungen (z.B. den Alterungsprozess einer Bevölkerung) 
langfristig durch Wanderungen nicht aufgehalten werden können (Birg et al. 1998 und Birg & Börsch-Supan 1999). 
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bei 64,7 Jahren bei der Geburt und befindet sich damit auf einem sehr niedrigen Ni-

veau. Sie liegt ca. 8 Jahre unterhalb des europäischen Durchschnitts. Dennoch ist im 

Zeitraum von 1993 bis 2001 die Lebenserwartung um mehr als 2 Jahre angestiegen58, 

was im Vergleich zu anderen europäischen Ländern einen normalen Anstieg dar-

stellt.  

Der so bereits eingetretene Alterungsprozess der estnischen Bevölkerung - der Anteil 

der über 65-Jährigen hat sich im Zeitraum von 1993 bis 2001 um 3 Prozent erhöht, 

dagegen ist im selben Zeitraum der Anteil der unter 15-Jährigen um 4,4 Prozent ge-

schrumpft (siehe Tabelle 4.2) - wird daher weiter fortschreiten. Kennzeichen, die auf 

eine Veränderung bei der Geburten- und Sterbeentwicklung hinweisen, lassen sich 

nicht erkennen. 

Ferner ist zu erwarten, dass der Prozess der Bevölkerungsschrumpfung - seit 1993 

hat sich die Bevölkerung um fast 10 Prozent reduziert - ebenfalls nicht aufzuhalten 

ist. Ergebnisse nationaler Projektionen weisen für die Zukunft einen erheblichen 

Rückgang der Bevölkerung aus (ESA, 1999a).59 Eine Kompensation durch einen 

positiven Außenwanderungssaldo kann aufgrund der bisherigen Entwicklung nicht 

angenommen werden. Langfristig wird ein solcher Prozess einen Rückgang des Be-

völkerungsteils im erwerbsfähigen Alter zur Folge haben. Eine solche demographi-

sche Entwicklung könnte für Estland negative Auswirkungen für den Arbeitsmarkt 

bringen und damit das Wirtschaftswachstum hemmen sowie die sozialen Sicherungs-

systeme belasten. 

4.1.2.4 Gesundheitswesen 

Anfang der 90er Jahre bestand in Estland eine unzureichende qualitative Versorgung 

im Gesundheitsbereich. Auswirkungen einer solchen Situation werden z.B. an der 

niedrigen Lebenserwartung deutlich (siehe Tabelle 4.2).60 Aus diesem Grund sind im 

                                                 
58 Allerdings verringerte sich die Lebenserwartung für Frauen sowie für Männer Anfang der 90er Jahre kontinuierlich und ging 
erst im Jahr 1996 wieder auf das Niveau (Männer etwas niedriger, Frauen etwas höher) von Ende der 80er Jahren zurück. 
Zudem liegen die Lebenserwartung der Männer und die Lebenserwartung der Frauen (in den 90er Jahren existiert eine Diffe-
renz, die immer über 10 Jahre liegt, die maximale Differenz wurde im Jahr 1995 mit 12,6 Jahre erreicht) weit auseinander 
(siehe hierzu Kapitel 4.1.2.4 Gesundheitswesen, Fußnote 60). Üblicherweise besteht ein Unterschied zwischen 5 und 6 Jahre. 
59 Die Projektion basiert auf Annahmen, die von einer konstanten Fertilität und Mortalität (ab 1998) ausgehen und keine Wan-
derungen berücksichtigen. Für das Jahr 2035 wird eine Bevölkerung von 1.055.653 vorausgeschätzt (ESA 1999a). 
60 Allerdings ist hierbei die hohe Anzahl von männlichen Suiziden zu berücksichtigen, die u.a. auch den Grund für eine sehr viel 
niedrigere Lebenserwartung bei Geburt von Männern als bei den Frauen bewirkt (ca. 10 Jahre Differenz). In Estland verdoppel-
ten sich die Suizidfälle von 1989 bis 1993 (UNDP 1999).  
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Jahr 1991 erste Reformansätze gestartet worden. Im Zuge derer wurde ein System 

von Krankenkassen aufgebaut, welches aus einer Zentralkrankenkasse mit einem 

Netz lokaler Kassen besteht. Beiträge werden ausschließlich vom Arbeitgeber an die 

Krankenkasse abgeführt, wobei die gesamte Bevölkerung in das Gesundheitssystem 

einbezogen ist. Die Versicherten müssen nur geringe Zuzahlungen zu ambulanten 

Behandlungen und Medikamenten leisten. Ursachen für die anfänglich schlechte 

Gesundheitsversorgung sind u.a. in unzulänglichen Planungsumsetzungen der Re-

formen zu finden (Normand 1999). Auch heute liegt der Gesundheitszustand der 

Bevölkerung noch unterhalb des EU-Durchschnitts. Der Hinweis auf eine fehlende 

Einleitung von dringenden Maßnahmen zur Reform des Gesundheitswesen, der von 

der EU-Kommission in ihrem Bericht 2001 und 2002 erfolgte, weist ebenfalls auf 

eine noch nicht ausreichende Funktionsfähigkeit des estnischen Gesundheitswesens 

hin (vgl. EU-Kommission 2001a u. 2002a). 

Die Ausgaben, die für die medizinische Versorgung getätigt werden, liegen pro Ein-

wohner bei 248 Dollar und bilden insgesamt einen Anteil von 6,1 Prozent des BIP. 

Im Vergleich zu den anderen Kandidatenländern ist die Höhe der o.a. Gesundheits-

ausgaben als niedrig einzustufen (Normand 1999).  

4.1.2.5 Rentensystem 

Eine erste Reform des Rentensystems wurde in Estland bereits 1993 durchgeführt. 

Sie beinhaltete den Aufbau einer umlagefinanzierten Säule. In einem solchen System 

besteht die Rentenleistung aus einem Grundbetrag, dessen Höhe von den erreichten 

Berufsjahren abhängt. Einen Rentenanspruch hat in Estland jeder permanente Ein-

wohner. Das Renteneintrittsalter liegt bisher bei 62,5 Jahren für Männer und 57,5 

Jahren für Frauen. Rentenbeiträge werden seit 1999 in Form einer Sozialsteuer erho-

ben. Dieses Rentensystem hat sich allerdings für Estland sehr schnell als nicht finan-

zierbar und nicht praktikabel herausgestellt. Grund hierfür ist zum einen, dass sich 

das Verhältnis Rentner zu Arbeitnehmer auf rd. 60 Prozent (auf 1,65 Beschäftigte 

kommt ein Rentner) erhöht hat. Zum anderen sind die gezahlten Rentenbezüge sehr 

niedrig. Eine durchschnittliche Rente entspricht in Estland nur 28,8 Prozent des 

Durchschnittslohns (Schmähl 1999, Borrmann, 1999, Lösch, Plötz et. al. 2000, Plötz 

2002). 
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Deshalb wurde in Estland im Jahr 1997 eine neue große Rentenreform vorbereitet, 

die das Rentensystem durch die Einführung eines Dreisäulenmodells schrittweise 

reformieren soll und im April 2000 in Kraft getreten ist. Das neue System wird ähn-

lich dem des polnischen und ungarischen Rentensystems strukturiert sein. Es besteht 

aus einer Grundrente (Umlageverfahren, erste Säule), einer privat verwalteten, 

kapitalgedeckten Pflichtversicherung (zweite Säule), die erst 2002 eingeführt 

wurde61 und einer freiwilligen, steuerlich geförderten, kapitalgedeckten dritten Säule, 

die bereits seit 1998 existiert. Das neue Gesetz wird für alle Geburtsjahrgänge ab 

1983 und für alle Personen, die sich dafür freiwillig entschieden haben, gelten. Die 

Mitgliedschaft in dem System der privaten Altersvorsorge kann nicht aufgehoben 

werden. Des Weiteren regelt dieses Gesetz auch eine schrittweise Anhebung des 

Rentenalters für Männer (ab 2001) und Frauen (ab 2016) auf 63 Jahre (Schmähl 

1999, Borrmann, 1999, Lösch et. al. 2000, Plötz 2002, EU-Kommission 

2001a/2002a). Es wird angestrebt, die Altersrente auf 40 Prozent des 

durchschnittlichen Lohnes anzuheben. Zur Zeit fehlen hierfür aber noch die 

finanziellen Voraussetzungen (vgl. Plötz 2002). 

4.1.2.6 Bildungssystem 

Im estnischen Bildungssystem, welches Anfang der 90er reformiert wurde, sind heu-

te einige positive Entwicklungen zu erkennen. Dazu gehören die Steigerung der Bil-

dungsbeteiligung, die Erhöhung der Zahl von Absolventen mit Bildungsabschluss 

sowie ein Anstieg des Frauenanteils bei den Einschreibungen an Universitäten 

(UNDP 1999, EU-Kommission 2001a).  

Obgleich Verbesserungen im Bildungswesen zu registrieren sind, hat Estland den-

noch in einigen Bereichen erhebliche Probleme. Ein solches Problemfeld liegt in der 

beruflichen Ausbildung. Dieses ist vor dem Hintergrund, dass die Nachfrage nach 

qualifizierten Arbeitskräften in Estland hoch ist, als brisant einzustufen. Um hier 

Korrekturen vornehmen zu können, wurde im Jahr 2001 eine Reform eingeleitet, 

welche die Qualität der theoretischen und praktischen Berufsausbildung verbessern 

                                                 
61Aufgrund von Uneinigkeiten der Sozialpartner wurde die 2. Säule bis 2002 zurückgestellt. 
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soll. Dabei wird auch die mangelnde Übereinstimmung zwischen den am Arbeits-

markt nachgefragten und den angebotenen Qualifikationen überprüft.  

Darüber hinaus muss die niedrige Bezahlung im Bildungsbereich als unbefriedigend 

beurteilt werden. Sie ist als Grund dafür anzuführen, dass die Qualifikation des 

Lehrpersonals in Estland zurückgeht. Ein durchschnittliches Gehalt im Bildungsbe-

reich entspricht nicht einmal 80 Prozent des allgemeinen durchschnittlichen Ein-

kommens und gehört damit zu den niedrigsten Löhnen im Land. Im Jahr 2001 ist 

eine Anhebung der Lehrergehälter von 15 Prozent vorgenommen worden. Hierdurch 

findet zwar eine Angleichung statt, die jedoch immer noch als unzureichend einzu-

schätzen ist (UNDP 1999, EU-Kommission 2001a). 

Fazit 

Die aktuelle ökonomische Situation stellt Estland z.Zt. vor keine größeren Probleme. 

So konnte z.B. das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen in den letzten Jahren 

gesteigert werden. Gleichwohl muss gesehen werden, dass es Transformationsge-

winner wie auch -verlierer gibt. 

Die große Zahl von Transformationsverlierern wird auch an der hohen Arbeitslosen-

quote, die in Estland existiert, deutlich. Zudem konnte diese trotz wirtschaftlicher 

Belebung nur wenig gesenkt werden. Neben Strukturproblemen spielt hier eine nicht 

adäquate Qualifizierung im Bereich der Berufsausbildung eine entscheidende Rolle. 

Letzteres soll durch Reformen behoben werden. Da der Bildungssektor jedoch auf-

grund der niedrigen Bezahlung in diesem Bereich vor dem Problem der Qualitätser-

haltung steht, ist die Wirkung solcher Reformen ungewiss. 

Die Bevölkerungsentwicklung stellt Estland vor langfristige Probleme. Ein 

Schrumpfungs- wie auch Alterungsprozess erscheint für Estland nicht mehr abwend-

bar. Daraus kann einerseits ein Mangel an Arbeitskräften und damit eine Zurückhal-

tung von ausländischen Investoren hervorgehen. Andererseits belasten solche Pro-

zesse die sozialen Sicherungssysteme. Die getätigten Reformbestrebungen in diesem 

Bereich werden zu einer stärkeren Belastung der Bevölkerung führen z.B. durch die 

Abgabe von höheren Sozialleistungen (Krankenkassen- und Rentenbeiträge) bzw. 

durch die Notwendigkeit des Abschließens privater Vorsorgeversicherungen. Letzte-

res erscheint bei jungen Kapitalmärkten zudem risikoreicher als bei etablierten. 
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4.2 Polen 

4.2.1  Analyse zurückliegender Wanderungsprozesse 

Wanderungen zwischen Polen als Herkunftsland und Deutschland als Zielland fan-

den bereits früh in einem intensiven Ausmaß statt. 

Eine erste Migrationswelle lässt sich für den Zeitraum von 1860 bis 1890 feststellen. 

Motive für diese Wanderungen waren im letzten Jahrhundert zum einen durch einen 

erheblichen Arbeitskräftemangel in Deutschland gegeben. Zunächst bestand ein Be-

darf an ländlichen Arbeitskräften in den preußischen Ostprovinzen.62 Eine wesentli-

che Verstärkung des Arbeitskräftemangels entwickelte sich seit Ende der 80er Jahre 

durch die stetige Entwicklung der Kohle- und Metallindustriezweige im Ruhrgebiet 

und einer dortigen heimischen Landflucht der Bevölkerung (Bade 1983). 

Zum anderen wurde Arbeitsmigration durch die Folgen der politischen Teilung Po-

lens beeinflusst.63 So musste sich beispielsweise aufgrund von Agrarreformen die 

Landbevölkerung in den preußisch besetzten Gebieten Polens von Gutsherrendiens-

ten und Abgaben freikaufen (Harenberg 1987), was für viele Betroffene zu einer  

ökonomischen Krise führte. Daneben bewirkten ein Geburtenüberschuss und die 

Modernisierung im Agrarbereich, dass im besetzten Polen ein Überangebot an 

Arbeitskräften in der Landwirtschaft entstand (Harenberg 1987, Korcelli 1996). 

Aufgrund der genannten Gründe emigrierte zunächst ein Teil der polnischen Bevöl-

kerung, oftmals mit der gesamten Familie, aus den von Russland und Österreich be-

setzten Gebiet Polens in die preußischen Ostprovinzen64 (Korcelli 1996). Ab 1890 

fand im verstärkten Ausmaß die Saisonbeschäftigung von polnischen Wanderarbei-

tern („Sachsengänger“) in der Landwirtschaft im preußischen Osten statt (Bade 

1983). Andere - sie stammten aus dem von Preußen besetzen Gebiet und waren da-

mit deutsche Staatsbürger - wanderten aufgrund von Anwerbeaktionen der Zechen-

                                                 
62 Bedingt durch Auswanderungen von Deutschland nach Amerika, aber auch durch das Einsetzen der Industrialisierung, was 
eine Landflucht auslöste, bildete sich dieser Arbeitskräftemangel heraus (Nichtweiß 1959). Daneben setzte in der Landwirt-
schaft eine Intensivierung aufgrund der Zunahme des Hackfruchtanbaues (Zuckerrübe) ein, welches wiederum einen zusätzli-
chen Bedarf an Arbeitskräften bedeutete (Bade 1983). 
63 Sie fand 1792/93 und 1795 statt, bei der Polen zwischen Russland, Preußen und Österreich aufgeteilt wurde. Die dritte Tei-
lung führte zur Beendigung der Eigenständigkeit Polens. 
64 Daneben wanderten sie auch in die Vereinigten Staaten. 
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unternehmer ins Ruhrgebiet aus. Diese Deutsch-Polen sahen sich der polnischen Na-

tionalität zugehörig und wurden als „Ruhrpolen“ bezeichnet. Sie kamen mit der Vor-

stellung, mit dem von ihnen verdienten Geld in ihre Heimat zurückzukehren, um dort 

einen Hof zu kaufen bzw. zu übernehmen. Allerdings verblasste oftmals der Rück-

wanderungswunsch und eine zunehmende Sesshaftigkeit war die Folge65. Mit der 

Sesshaftigkeit entwickelte sich im Ruhrgebiet - vermutlich auch als Reaktion auf den 

herrschenden Germanisierungsdruck - eine eigene polnische Subkultur (Wenning 

1996). 

Nach 1885 wuchs die Befürchtung, dass durch die hohe Anzahl von polnischen Ar-

beitsmigranten eine „Polonisierung des Ostens“ entstehen könne, obgleich ein Ar-

beitskräftemangel in Deutschland bestand. Während dieser Zeit kam es zu rechtli-

chen Restriktionen, die sich auf die Zuwanderung von polnischen Arbeitsmigranten 

bezogen66, besonders auf diejenigen, die aus den von Russland und Österreich be-

setzten Teilen Polens stammten. Diese Restriktion wirkte dahingehend, die polnische 

Arbeitsmigration (Russisch-Polen) auf den Typ der Saisonarbeit zu beschränken und 

so eine permanente Einwanderung zu unterbinden. Dagegen mussten sich die 

Deutsch-Polen, die ins Ruhrgebiet zugewandert waren, mit sozialen Diskriminierun-

gen67 und einer Polenfeindlichkeit auseinandersetzen. Mitte der 20er Jahre des 20. 

Jahrhunderts dehnte sich diese Haltung bis zum offenen Rassismus aus (Herbert 

1986). 

Genaue Angaben über Zahlen ausländischer Arbeitskräfte im gesamten Deutschen 

Reich existieren nicht (Wenning 1996). Nach Volkszählungen, eine davon wurde 

1910 im Deutschen Reich durchgeführt, sind nahezu 1,26 Millionen ausländische 

Staatsangehörige in den deutschen Reichsgrenzen registriert worden. Darunter stell-

ten polnische Personen aus den besetzten Gebieten von Russland und Österreich den 

                                                 
65 Eine verstärkte Sesshaftigkeit wird daran deutlich, dass im Jahr 1890 im Ruhrgebiet auf 100 polnische Männer ca. 40 polni-
sche Frauen kamen – aber sich dieses Verhältnis im Jahr 1910 bereits mit 77 Frauen auf 100 Männer veränderte. Auch wurde 
häufig eine Familie von diesen Personen erst vor Ort gegründet, welches die zunehmende Anzahl von Kindern belegt (Murzy-
nowska 1979). 
66 Hierin wurde eine Verdrängung der Deutschen in den östlichen Provinzen Preußens gesehen, zumal das ostelbische Preußen 
das größte Potenzial an überseeischen Außenwanderungen darstellten (vgl. Marschalck 1984). 
67 Im Jahr 1899 wurde durch eine Bergpolizeiverordnung die Beherrschung der deutschen Sprache zur Voraussetzung der 
Arbeitsaufnahme in den Kohlezechen. Daneben durften auch öffentliche Veranstaltungen von polnischen Vereinen nur in 
deutscher Sprache abgehalten werden. Außerdem kam es zu einem Verbot polnischer Schulen und im Jahr 1909 wurde beim 
Polizeipräsidenten in Bochum die „Zentralstelle für Überwachung der Polenbewegung im Rheinisch-Westfälischen Industrie-
gebiet“ eröffnet, welche die Ruhrpolen systematisch überwachte. Hintergrund dieser Maßnahmen war, dass sie zur Verringe-
rung des polnischen Nationalgefühls beitragen und die „Germanisierung“ beschleunigen sollten (Herbert 1986). 
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größten Anteil dar (Bade 1983).68 Die Zahl so genannter Ruhrpolen mit deutscher 

Staatsangehörigkeit, die sich vor dem 1. Weltkrieg im Ruhrgebiet aufgehalten haben, 

wird zwischen 300.000 und 350.000 vermutet.  

Trotz erheblicher Restriktionen, Bezahlung von Niedriglöhnen und sozialer Diskri-

minierung sorgte eine Emigration nach Deutschland für die Menschen aus dem be-

setzten Polen für eine verbesserte materielle Lage.69 Deutschland wurde in dieser 

Zeit verstärkt von polnischen Emigranten als Zielland gewählt, da eine derartige 

Wanderung mit weitaus geringeren Migrationskosten (Reisekosten, Nähe zur Fami-

lie) verbunden war als eine Überseewanderung. Ein weiterer Grund ist auch darin zu 

sehen, dass die Vereinigten Staaten 1893 eine Wirtschaftskrise durchschritten, was 

sich entscheidend auf die dortige Arbeitsmarktlage niederschlug (Murzynowska 

1979).  

Mit dem Ausbruch des 1. Weltkrieges wandelte sich der Typ der Migration: aus einer 

freiwilligen Arbeitsmigration entstand eine Zwangsmigration. So wurden ausländi-

sche Arbeitsmigranten durch Rückkehrverbot (wenn sie bereits im Land waren) oder 

Deportation zum Arbeitseinsatz in Deutschland gezwungen. Bei Kriegsende befan-

den sich zwischen 500.000 und 600.000 polnische Arbeitskräfte aus Russland in 

Deutschland (Woydt 1987, Wenning 1996). Nach Kriegsende kam es zu einer 

Auswanderungswelle der ausländischen Arbeiter aus Deutschland.70 Zuzüge aus dem 

Ausland wurden dagegen zunächst unterbunden. 

Jedoch offenbarte sich sehr schnell, dass die Landwirtschaft in Deutschland auf aus-

ländische Arbeitskräfte angewiesen ist.71 Diese Situation veranlasste die Nationalver-

sammlung 1919, die Beschäftigung von 50.000 polnischen Landarbeitern zu geneh-

migen, und 1922 wurde eine Kontingentierung der Ausländerzulassung in Industrie, 

Gewerbe und Dienstleistungsbereich eingeführt (Bade 1983). Darüber hinaus geht 

man davon aus, dass zusätzlich ca. 30.000-50.000 Polen jährlich illegal bis zum 

                                                 
68 Derartige Zählungen leisten allerdings nur eine statistische Momentaufnahme. 
69 Kurze Rezessionsphasen 1900 bis 1902 und 1907 bis 1908, die Kriseneinbrüche in den industriellen Arbeitsmarkt brachten, 
schwächten kurzzeitig die Arbeitskräftenachfrage (Bade 1983). 
70 Einerseits wurden sie dazu gezwungen, um ihre Arbeitsplätze für die zurückgekehrten Soldaten zur Verfügung zu stellen. 
Andererseits gab es bei den polnischen Arbeitskräften die Motivation einer Rückwanderung durch die Schaffung der neuen 
polnischen Republik. Auch die Unruhen und der Nahrungsmittelmangel unmittelbar nach dem Krieg haben im Ruhrgebiet dazu 
beigetragen, dass ca. 100.000 bis 150.000 „Ruhrpolen“ dieses Gebiet verlassen haben (Harenberg 1987). 
71 Deutsche Arbeitslose wurden überwiegend in der Industrie beschäftigt und lebten in den Städten. Auch wollten diese unter 
den miserablen Bedingungen nicht auf dem Land arbeiten (Wennig 1996). 
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Ausbruch des 2. Weltkrieges in Deutschland gearbeitet haben. Die Polnische Repu-

blik konnte dagegen aufgrund der Kriegszerstörungen und Demontagen keine ausrei-

chenden Arbeitsmöglichkeiten bieten. So entwickelte sich wiederum eine polnische 

Emigration in Richtung Deutschland, wo sie den größten Anteil an Zugewanderten 

darstellten; 1933 waren es bereits 706.700 Polen (Wenning 1996). 

Mit Ausbruch des 2. Weltkrieges wurde wie zur Zeit des 1. Weltkrieges aus freiwil-

liger Beschäftigung der polnischen Ausländer eine Zwangsarbeit in Deutschland 

(Wenning 1996) und Migration entwickelte sich zur Zwangsmigration (Verschlep-

pung von Kriegsgefangenen und KZ-Häftlingen).72 

Die Migrationsprozesse des folgenden Zeitabschnittes wurden durch den „Kalten 

Krieg“ geprägt. So wird zu Anfang der 50er Jahre jegliche Mobilität aus und nach 

Polen unterbunden. Im Jahr 1956 setzten bereits politische Liberalisierungen ein. Sie 

ermöglichten, dass ein Teil der 1945-1947 nicht vertriebenen deutschen Bevölkerung 

(Volksdeutsche und andere Personen) in Polen aufgrund ihres Anspruchs auf die 

bundesdeutsche Staatsbürgerschaft nach Westdeutschland emigrieren konnte 

(Korcelli 1996). In einer ersten Welle (1956-1958) verließen ca. 231.600 der so ge-

nannten Aussiedler das Land Polen (Rudolph 1996). 

Polen, die nicht den Status eines Aussiedlers und damit keine legale Ausreisemög-

lichkeit hatten, aber dennoch nach Westdeutschland emigrierten, wurden in der Bun-

desrepublik Deutschland als politische Flüchtlinge73 anerkannt, unabhängig von den 

eigenen Motiven. Im Zeitraum von 1957 bis 1970 waren dieses ca. 30.000 polnische 

Emigranten. 

Anfang der 70er Jahre fanden in Polen Auswanderungen im größeren Umfang statt. 

Einerseits kam es zu verstärkten Auswanderungen der Aussiedler (siehe Schaubild 

4.2) in die Bundesrepublik Deutschland, die offiziell die Bezeichnung Familienzu-

sammenführung trugen. Hinter diesen Auswanderungen standen politische Vereinba-

                                                 
72 Aus Polen wurden insgesamt 14 Millionen, davon 10 Millionen zivile Arbeitskräfte nach Deutschland deportiert (Wenning 
1996). Die deutsche Landwirtschaft stützte sich in dieser Zeit überwiegend auf polnische Landarbeiter, ebenso wie die Kriegs-
wirtschaft (Bade 1983).  
73 Politische Flüchtlinge: Dieser Typus wird auf der Basis der Genfer Konvention reguliert und teilweise auch dadurch geför-
dert. Die Logik des Kalten Kriegs unterstellte jenen, die ein kommunistisch regiertes Land verlassen konnten, eine persönliche 
Verfolgungssituation. Folglich wurden fast alle Asylbewerber aus der östlichen Hälfte Europas - unabhängig von ihren persön-
lichen Migrationsgründen - als politische Flüchtlinge anerkannt.  
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rungen (Grundlagenvertrag 1970/71) zwischen den beiden Regierungen (Korcelli 

1996).  

Schaubild 4.2: Zuzüge von Aus- und Spätaussiedlern aus Polen in die Bundesrepublik 
Deutschland74 von 1968 bis 2001  
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Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt, Rudolph 1996, Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flücht-
linge und Integration 2001 und BAF 2002  

Andererseits erzeugten allgemeine Erleichterungen, d.h. es wurden Anträge für tou-

ristische bzw. geschäftliche Reisen ins Ausland vermehrt genehmigt, eine Zunahme 

der Emigrationen aus Polen. Datenbestände des Statistischen Bundesamtes zeigen, 

dass für diesen Zeitabschnitt Westdeutschland verstärkt Zielland solcher Wanderun-

gen war (siehe Schaubild 4.3): Es erfolgt ein kontinuierlicher Anstieg derartiger Zu-

züge im Laufe der 70er Jahre. Diese Wanderungen wurden aufgrund weiterer in Po-

len gewährter Liberalisierungen der Reisebeschränkungen möglich, da es 1973-1975 

die stärksten wirtschaftlichen Jahre nach dem Krieg hatte (Okólski 1996). Der An-

stieg der Zuzüge in den späten 70er Jahren steht dagegen im Zusammenhang mit 

dem Beginn einer politischen, sozialen und ökonomischen Krise in Polen (Okólski 

1996). 

                                                 
74 Anmerkung zum Schaubild 4.2: Aussiedler, die über Drittstaaten nach Deutschland gelangten, sind nicht berücksichtigt; bis 
1990 beziehen sich die Angaben nur auf das frühere Bundesgebiet.  
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Schaubild 4.3: Wanderungen von Ausländern zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und Polen von 1970 bis 2001  
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Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt, bis 1990 früheres Bundesgebiet 

Zu einer nächsten starken Auswanderungswelle kam es in Polen in den Jahren 

1980/81. Den Hintergrund hierfür stellte eine Konfrontation zwischen der Regierung 

und der gewerkschaftlichen Solidarność-Bewegung dar, die zu diesem Zeitpunkt 

ihren Höhepunkt erreichte. Dieser Zustand brachte bis zur Verhängung des Kriegs-

rechts in Polen (13.12.1981) eine für ein sozialistisches Land unbekannte Reisefrei-

heit (Korcelli 1996). Die Bundesrepublik Deutschland hatte für diesen Zeitraum 

135.000 Zuzüge aus Polen zu verzeichnen, hinzu kamen 51.000 Personen, die als 

Aussiedler zuzogen. Gleichzeitig stiegen auch die Fortzüge aus dem früheren Bun-

desgebiet Deutschland in Richtung Polen an (siehe Schaubild 4.2 und Schaubild 4.3). 

Es kann durchaus angenommen werden, dass viele polnische Bürger zu diesem Zeit-

punkt die Reisefreiheit zwar ausnutzen wollten, aber nicht die Perspektive einer dau-

erhaften Auswanderung verfolgten. 

Mit der Verhängung des Kriegsrechts in Polen war auch eine Verschärfung der Aus-

reisebestimmungen verbunden, die zu einem starken Absinken der Zuzüge mit Ziel 

Westdeutschland führte (1982/83 auf ca. 38.000 jährlich, siehe Schaubild 4.3). Als 

sich die politische Lage entspannte, galten ab 1986 wieder liberalere Reisebestim-

mungen (Korcelli 1996). Damit stiegen auch die Wanderungen von Polen nach 



Empirische Analyse 81 

 

Westdeutschland an. Für den Zeitraum von 1984 bis 1989 ist sogar eine kontinuierli-

che Zunahme derartiger Zuzüge festzustellen. 

Neben dem Ansteigen der Zuzüge zeigt das Datenmaterial des Statistischen Bundes-

amtes, dass in diesen Jahren auch eine Zunahme von Fortzügen zu verzeichnen ist. 

Mit großer Wahrscheinlichkeit handelte es ich hier um einen hohen Anteil von Rück-

wanderern, die während der politischen Krise in Polen nach Westdeutschland aus-

gewandert waren bzw. auswandern mussten und aufgrund eines nur befristeten 

Aufenthaltsrechts zurückkehrten. 

Die erhebliche Zunahme der Emigrationen aus Polen Ende der 80er und Anfang der 

90er Jahre in die Bundesrepublik Deutschland hängt damit zusammen, dass die „re-

formistische“ kommunistische Regierung begann, allen Bürgern Reisepässe auszu-

stellen und so allen polnischen Staatsbürgern Reisefreiheit gewährte (Korcelli 1996). 

Zu diesem Zeitpunkt entwickelte sich auch eine weitere Ausreisewelle von deutschen 

Aussiedlern, die im Jahr 1989 ein Maximum erreichte: Es wurden 250.000 Aussied-

ler in der Bundesrepublik aufgenommen. Ein Jahr später ging diese Zahl auf 133.900 

Aussiedler zurück (siehe Schaubild 4.2). 

Viele Außenwanderungen, die 1989/90 von Polen nach Westdeutschland stattgefun-

denen haben, werden im Zusammenhang mit politischen Bestimmungen gesehen, 

wie z.B. der automatischen Aufnahme von Aussiedlern in der Bundesrepublik 

Deutschland und der großzügigen Gewährung politischen Asyls für polnische Emig-

ranten, die zu dieser Zeit in einer Reihe westlicher Staaten üblich war (Korcelli 

1996). Derart ausgerichtete Wanderungen treten aber Anfang der 90er Jahre in den 

Hintergrund. Deutschland begann zu diesem Zeitpunkt seine Haltung zur Aussied-

lerpolitik zu verändern75 und verabschiedete 1992 das Kriegsfolgenbereinigungsge-

setz, nach dem nur noch ein unbedingter Anspruch auf Einwanderung in die BRD für 

Deutsche, die in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion leben, gilt (Münz et al. 

1997). Die Folge war, dass der Aussiedlerstrom mit Beginn der 90er Jahren deutlich 

                                                 
75 Seit 1991 wurden die Ausreisen von Angehörigen volksdeutscher Minderheiten nicht mehr aktiv von Deutschland unterstützt 
(stattdessen werden Hilfen in den Heimatländern geleistet: Förderung von deutschsprachigen Zeitungen, Fernseh- und Hör-
funkveranstaltungen, sowie Kulturprogrammen, Kindergärten, Schulen, Hochschulen und Jugendaustausch) und das Verfahren 
stärker reglementiert (z.B. Nachweis der Volkszugehörigkeit, Antragstellung vom Herkunftsland, Nachweis von deutschen 
Sprachkenntnissen), um eine Begrenzung der Übersiedlung (1,9 Mio. für den Zeitraum 1988-1994) des betreffenden Personen-
kreises nach Deutschland zu erreichen. 
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abnahm. So wurden z.B. im Jahr 2001 nur noch 623 Aussiedler mit Herkunft Polen 

in Deutschland aufgenommen (siehe Schaubild 4.2).76 

Betrachtet man die Wanderungsprozesse über den Zeitraum von 1950 bis 1990, so 

zeigt sich, dass hier Migration in erster Linie durch politische Entwicklungen und 

Bestimmungen beeinflusst wurde. Derartige politische Richtlinien zielten dabei ei-

nerseits auf eine Vermeidung von Wanderungen (z.B. Reisebeschränkungen) ab, 

andererseits führten sie für das Zielland Deutschland zu einer Anziehung (z.B. Ge-

währung von politischem Asyl, Aufnahme von Aussiedlern/Spätaussiedlern). Des 

Weiteren haben auch ökonomische Faktoren eine Rolle gespielt, da sich die wirt-

schaftliche Lage in Deutschland gegenüber der in Polen erheblich positiver darstellte. 

Darüber hinaus ist für diesen Zeitabschnitt kennzeichnend, dass die überwiegende 

Zahl der Wanderungen mit dem Ziel der dauerhaften Niederlassung unternommen 

wurde. Es wundert somit nicht, dass häufig die Emigration im Familienverband 

durchgeführt wurde bzw. Wanderungen zur Familienzusammenführung stattfanden. 

Letzteres zeigt sich auch anhand der Altersstruktur und Geschlechterverteilung der 

statistisch erfassten Zuzüge von Polen nach Deutschland, bei der keine Dominanz in 

bestimmten Altersgruppen bzw. bei einem Geschlecht erkennbar ist (vgl. Statisti-

sches Bundesamt, verschiedene Jahrgänge). 

Nach 1990 verändern sich die Wanderungsprozesse im Zuge von politischen Demo-

kratisierungsprozessen gravierend: Zuzüge von Polen nach Deutschland - abgesehen 

von denen durch Touristenvisa legitimierten - finden jetzt sehr häufig wegen der 

Aufnahme einer Beschäftigung statt. Dabei besitzen familiäre und andere Netzwerke 

eine große Bedeutung (Miera 1997, Korczynska 2001).77 Sie helfen bei der Vermitt-

lung einer Beschäftigung oder leisten sonstige Hilfestellungen (z.B. in Bezug auf 

Wohnraum usw.). 

Da die Arbeitsmigration für die jüngsten Migrationsprozesse zwischen den beiden 

Ländern eine herausragende Stellung einnimmt, soll im folgenden die Inanspruch-

                                                 
76 Es wird geschätzt, dass sich zwischen 500.000 - 800.000 Personen, die heute noch in Polen leben, selbst als Deutsche verste-
hen. Viele von ihnen haben bereits irgendwann den Aussiedlerstatus beantragt. Etliche nutzten diesen aber nicht für eine dauer-
hafte Übersiedlung in die BRD, sondern beantragten nur einen deutschen Pass. Dadurch wuchs die Zahl der Personen (1996: 
250.000) mit deutscher und gleichzeitiger polnischer Staatsbürgerschaft  (Münz et al. 1997). 
77 Miera zeigt dieses u.a. am Beispiel der Stadt Berlin und Korczynska am Beispiel der Saisonarbeiter in Deutschland auf 
(Pallaske 2001). 
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nahme der konkreten Beschäftigungsmöglichkeiten von polnischen Staatsbürgern in 

Deutschland näher betrachtet werden (siehe Kapitel 4 Empirische Analyse). 

• Saisonarbeitnehmer 

Polen stellt hinsichtlich der ausländischen Saisonarbeiternehmer78, die in Deutsch-

land vorwiegend in der Landwirtschaft beschäftigt werden, ein sehr bedeutendes 

Herkunftsland dar. Es besitzen ca. 90 Prozent aller in Deutschland arbeitenden Sai-

sonkräfte die polnische Staatsbürgerschaft.  

Schaubild 4.4: Polnische Saisonarbeiter in Deutschland von 1991 bis 200079  
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Quelle der Daten: Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2001 

Der Umfang, den diese temporäre Beschäftigungsform bzw. Arbeitsmigration in den 

letzten 10 Jahre hatte, zeigt eine starke Inanspruchnahme (siehe Schaubild 4.4). Wei-

ter ist zu bemerken, dass diese Art von Beschäftigungsmöglichkeit von polnischen 

Staatsbürgern erheblich zugenommen hat und heute fast ein dreifaches Volumen 

gegenüber 1991 besitzt.  

Repräsentative Untersuchungen (Mehrländer et al. 1996, BMF 2001, Kroczynska 

2001) zeigen, dass eine solche Arbeitsmigration auf Seiten der polnischen Saisonar-

beiter durch eine Verbesserung der eigenen materiellen Lage, bzw. die der Familie, 

motiviert ist. Nur ein kleiner Anteil der Saisonkräfte, die nach Deutschland kommen, 

sind zuvor arbeitslos gewesen. Der größte Anteil der Saisonarbeiter ist unter 40 Jah-

re, hat eine Familie und kommt aufgrund einer namentlichen Einladung der deut-

schen Arbeitgeber unter Einwilligung der örtlichen Arbeitsämter. Viele von ihnen 

nehmen eine derartige Beschäftigung jedes Jahr wieder beim selben Arbeitgeber auf 

                                                 
78 Zusätzliche Saisonkräfte können im Fall von Betriebserweiterungen oder Neugründungen sowie im Rahmen von Kleinbe-
triebsregelungen eingestellt werden (vgl. Bundesanstalt für Arbeit 1999 u. Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge u. Integration 2001).  
79 Die Bundesanstalt für Arbeit erfasst diese Zahlen und erhebt hierbei nur die Zahl der Vermittelten und nicht Eingereisten. In 
dieser Statistik sind auch vermittelte Schaustellergehilfen enthalten, die aber nur eine geringe Zahl darstellen und deshalb nicht 
gesondert ausgewiesen werden. 
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oder aber vermitteln stattdessen Verwandte bzw. Bekannte. Häufig kommt es dabei 

zu einer grenzüberschreitenden dauerhaften persönlichen Verbindung (vgl. Mehrlän-

der 1996, Korczynzka 2001). Solche Verbindungen stellen Netzwerke dar, die durch 

ihre regelmäßige Inanspruchnahme stark gefestigte Strukturen besitzen. 

• Werkvertragsarbeitnehmer 

Eine weitere Form der legalen Beschäftigung für polnische Staatsbürger in Deutsch-

land ist durch ein Werkvertragsabkommen möglich. Die Mehrzahl der Werkver-

tragsarbeitnehmer ist im Bausektor beschäftigt. Für diese Beschäftigungsform wer-

den zwischen Deutschland und Polen jährlich feste Beschäftigungskontingente (siehe 

Schaubild 4.5) vereinbart (Bundesanstalt für Arbeit 1999, Lederer et. al.1999, Beauf-

tragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2001). 

Das Schaubild 4.5 zeigt, dass im Vergleich zu Schaubild 4.4 das Volumen dieser 

Beschäftigungsart sehr viel geringer ist als das der Saisonbeschäftigung. Allerdings 

muss auch hier der Anteil polnischer Staatsbürger an der Gesamtzahl der Werkver-

tragsarbeitnehmer aus dem Ausland hervorgehoben werden. Er stellt mit 42 Prozent 

im Jahr 2000 fast die Hälfte dar, wodurch diese Arbeitsmöglichkeit für das Her-

kunftsland Polen und Zielland Deutschland ebenfalls als relevant einzustufen ist. 

Schaubild 4.5: Polnische Werksvertragsarbeitnehmer in Deutschland von 1992 bis 
2000 
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• Gastarbeitnehmer 

Danben gibt es ein Abkommen über Gastarbeitnehmer zwischen den Regierungen 

der beiden Staaten. Die Kontingente, die diesbezüglich für das Land Polen vereinbart 

wurden, liegen mit jährlich 1.000 Arbeitnehmern sehr niedrig und sind nur in den 
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Jahren 1993 bis 1995 annähernd ausgeschöpft worden. In den Jahren danach beweg-

ten sich die Vermittlungen zwischen ungefähr 600 und 700 Personen80 (Werner 

1996, Bundesanstalt für Arbeit 1999, Lederer et al. 1999, Beauftragte der Bundesre-

gierung für Migration, Flüchtlinge u. Integration 2001). Die Zahl der Vermittlungen 

zeigt die geringe Bedeutung dieses Beschäftigungstyps, bei dem persönliche Kontak-

te (Freunde und Bekannte in Deutschland) eine wichtige Rolle spielen (vgl. Mehr-

länder 1996, S. 624). 

• Grenzgänger 

Über Grenzgänger existiert zwischen Deutschland und Polen ebenfalls eine Verein-

barung. Allerdings gibt es hierüber keine ausreichende statistische Erfassung81. Dar-

über hinaus ist anzunehmen, dass es nur wenige Arbeitsmöglichkeiten für polnische 

Grenzgänger in den neuen Bundesländern aufgrund der dort hohen Arbeitslosigkeit 

bestehen82, so dass hier von einer geringen Zahl auszugehen ist, die eine solche Opti-

on nutzen. 

Sonstige Beschäftigungs- bzw. Aufenthaltsmöglichkeiten 
Betrachtet man weitere Möglichkeiten, die zum Aufenthalt in Deutschland berechti-

gen, fällt für Polen Folgendes auf: Eine Aufenthaltsberechtigung für den Zweck einer 

Ausbildung in Deutschland wird von polnischen Staatsbürgern im Vergleich zu an-

deren europäischen Ländern sehr häufig und mit zunehmender Tendenz genutzt. So 

waren im Wintersemester 1997/98 fast 6.000 polnische Studenten an deutschen 

Hochschulen eingeschrieben (Lederer et al. 1999). Im Wintersemester 1999/00 lag 

diese Zahl bereits bei 8.181, und im Wintersemester 2000/01 stieg sie auf 9.328 Ein-

geschriebene an. Das entspricht einem Anteil von fast 8 Prozent der gesamten An-

zahl der in Deutschland eingeschriebenen europäischen Studenten (Beauftragte der 

Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2002).  

                                                 
80 Die niedrigen Vermittlungen sind auf Schwierigkeiten zurückzuführen, die einerseits in der mangelnden Qualifizierung der 
Bewerber zu sehen sind und andererseits an einer begrenzten Bereitschaft der Arbeitgeber, Gastarbeitnehmer zum Zwecke einer 
Qualifizierung zu beschäftigen. 
81 Prof. Dr. Hab. Antoni Rajkiewicz (Universität Warschau) schätzt, dass es ca. 4.500 Grenzgänger zwischen Polen und 
Deutschland gibt (Gespräch vom 04.11.1999, Warschau). 
82 Grenzarbeitnehmer können eine arbeitsmarktabhängige Arbeitserlaubnis innerhalb einer festgelegten Grenzregion erhalten, 
falls die Beschäftigung nicht geringfügig ist und sie täglich zurückkehren bzw. höchstens zwei Tage pro Woche arbeiten  
(Bundesanstalt für Arbeit 1999). 
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Neben dem Angeführten deuten auch die empirischen Daten des Statistischen Bun-

desamt für die 1990er Jahre auf eine ausgeprägte temporäre Arbeitsmigration hin, die 

zwischen Polen und Deutschland stattfindet: Verstärkt treten Zuzüge nach Deutsch-

land von Männern im Alter 25 bis 50 Jahre mit Herkunft Polen auf. Die ähnlich ho-

hen Fortzüge von Deutschland nach Polen beinhalten ebenfalls in der Mehrzahl 

männliche Migranten, die überwiegend in der zuvor genannten Altersstufe anzutref-

fen sind (Statistisches Bundesamt, verschiedene Jahrgänge). Derartige statistische 

Auffälligkeiten von kurzfristigen Wanderungen bei jungen männlichen Personen 

gelten als sehr typisch für temporäre Arbeitsmigration. 

Darüber hinaus muss davon ausgegangen werden, dass eine Reihe der Zu- und Fort-

züge, die zwischen Deutschland und Polen stattfinden, als solche nicht in die Wande-

rungsstatistik des Bundesamtes eingehen. Derartiges ist immer dann der Fall, wenn 

keine An- bzw. Abmeldung bei den Meldebehörden vorgenommen wird. Dieses trifft 

i.d.R. für Arbeitsmigranten zu, die sich auf dem „informellen Arbeitsmarkt“ eine 

Beschäftigung suchen. Für Deutschland wird geschätzt, dass ungefähr 500.000 polni-

sche Arbeitskräfte in der Schattenwirtschaft, die vor allem im Baugewerbe und per-

sonenbezogenem Dienstleistungsbereich anzutreffen ist, tätig sind (vgl. Cyrus 2001). 

Neben der temporären Migration, die zwischen Polen und Deutschland in der jünge-

ren Vergangenheit stattfindet und einerseits in Form der Arbeitsmigration als domi-

nanter Typ und andererseits als Bildungswanderung83, die quantitativ viel geringer ist 

aber steigende Tendenz aufweist, auftritt, finden nach 1990 auch Wanderungen statt, 

die zu längeren Aufenthalten in Deutschland führen. So leben von den 301.366 pol-

nischen Staatsbürgern, die am 31.12.2000 in Deutschland registriert wurden, fast 20 

Prozent (59.600) bereits zwischen 4 und 8 Jahren in Deutschland (Lederer et al. 

1999, Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 

2002).84 

                                                 
83 Sie wird durch eine Etablierung verschiedener Programme (Deutscher Akademischer Austauschdienst (DAAD), Erasmus 
u.ä.) in Deutschland gefördert und von polnischen Jugendlichen verstärkt in Anspruch genommen. 
84 Fast 45 Prozent hiervon leben bereits seit über 10 Jahren in Deutschland (Beauftragte der Bundesregierung für Migrtion, 
Flüchtlinge und Integration 2002, S. 430 sowie eigene Berechnung). 
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Fazit 

Es lässt sich hinsichtlich der vergangenen Wanderungsprozesse zwischen Polen und 

Deutschland resümieren, dass diese seit Mitte des 19. Jahrhunderts teilweise in einem 

intensiven Ausmaß stattgefunden haben.85 Als dominanter Typ ist über die gesamte 

Zeit die Arbeitsmigration einzustufen. Daneben sind die Emigrationen zu nennen, die 

im Zusammenhang mit der politischen Situation oder als Aussiedler bzw. 

Spätaussiedler erfolgten. Als neuerer Typ ist die Bildungswanderung zu erkennen. 

An diesen Migrationstypen spiegeln sich auch die wichtigsten Push-Pull-Faktoren 

wieder, die bei solchen Migrationen wirken: die wirtschaftliche und politische 

Situation des Landes, das Arbeitsangebot, ethnische Gründe sowie die Erweiterung 

von Bildungsoptionen. 

Die Form der permanenten Migration trat in der Vergangenheit eher selten auf, 

derartige Möglichkeiten bestanden vorwiegend Mitte bis Ende des 19. Jahrhunderts. 

Ansonsten sind immer wieder Regelungen eingesetzt worden, die eine permanente 

Einwanderung von Polen nach Deutschland einschränkten. Dadurch haben sich be-

stimmte Formen der temporären Migration, wie die landwirtschaftliche Saisonarbeit 

in Deutschland durch polnische Ausländer schon früh verfestigen können und besit-

zen wohl auch deshalb bis heute eine derartig hohe Bedeutung. Durch die rechtlichen 

Bestimmungen vor 1990 bestand für Zuzüge mit Herkunft Polen aber auch die Opti-

on, einen dauerhaften Aufenthalt in Deutschland zu verfolgen. Obwohl diese Mög-

lichkeiten auf bestimmte Personen eingeschränkt bzw. durch die Reisebeschränkung 

nur auf dem illegalen Wege möglich war, sind diese wahrgenommen worden. Der 

Anteil der polnischen Staatbürger, der in Deutschland bereits seit über 10 Jahren lebt, 

lag im Jahr 2000 bei ca. 45 Prozent (Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 

Flüchtlinge und Integration 2002) und muss demzufolge vor 1990 emigriert sein. 

Insgesamt zeigt die Analyse der vergangenen Migrationsprozesse zwischen Polen 

und Deutschland, dass über einen sehr langen Zeitraum intensive Wanderungserfah-

rungen aufgebaut wurden. Auch wird deutlich, dass solche „Langzeiterfahrungen“ 

prägende historische Strukturen installiert haben, die auf gegenwärtige Migrationen 

wirken.  
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Derartige Strukturen treten in Form von Netzwerken auf, welche als gefestigt einzu-

stufen sind. Dieses belegen auch verschiedene Untersuchungen wie z.B. Miera 1996, 

1997 und Korcznynska 2001. 

4.2.2 Analyse der Ausgangssituation und Entwicklungstendenzen 

4.2.2.1 Die wirtschaftliche Entwicklung 

Polen wählte für die wirtschaftliche Transformation von der Plan- zur Marktwirt-

schaft im Winter 1989/90 einen relativ „radikalen“ und schnellen Weg. Diese 

„Schocktherapie“ (der so genannte Balcerowicz-Plan)86 sollte zur Stabilität der Wirt-

schaft führen, die zu diesem Zeitpunkt - charakteristisch für ein ehemals kommunis-

tisches Land - eine extreme Auslandsverschuldung, eine hohe Inflation und ein be-

trächtliches Defizit des Staatshaushalts als Ausgangssituation aufwies. Die Auswir-

kungen der Reformen auf die Entwicklung der Produktion, der Beschäftigung, der 

Reallöhne, des Verbrauchs und der Investitionstätigkeit führten jedoch 1991 zu einer 

tiefen Anpassungsrezession. Daraufhin wurde die wirtschaftspolitische Richtung 

geändert. Sie rückte vom übermäßigen Sparkurs ab, was schnell zu einer ökonomi-

schen Erholung führte (Jaworek 1999). 

Im Jahr 1992 setzte bereits ein wirtschaftlicher Aufschwung ein. Festigen konnte 

sich dieser durch eine flexible Finanz-, Banken- und Handelspolitik sowie System-

anpassungen und institutionelle Reformen. Der Wohlstand, der in Polen entstand, ist 

in erster Linie auf einen erheblichen Anstieg des privaten Sektors (beträgt 70 Prozent 

des BIP) zurückzuführen (Eurostat 1999, OECD 1999, Quaisser 1999a). Diese wirt-

schaftliche Entwicklung bewirkte auch ein deutlichen Anstieg des Pro-Kopf-

Einkommens, welches heute bei 40 Prozent des EU-Durchschnitts liegt. Allerdings 

finden derartige Konvergenzen nicht in allen Regionen statt. In den ländlichen Ge-

bieten Polens sind solche Fortschritte nicht erzielbar (EU-Kommission 2002b). 

                                                                                                                                          
85 Ausnahmen bilden die Zeiten im 1. und 2. Weltkrieg, wo es zu Zwangsmigrationen kam, sowie während der politischen 
Krisensituationen in der ersten Phase des Kalten Krieges. 
86 Die wichtigsten Elemente dieses Planes waren die interne Konvertibilität des Zloty, die Liberalisierung des Außenhandels, 
die weitere Liberalisierung der Preise und die Einleitung des Privatisierungsprozesses (Gesetz über die Privatisierung staatlicher 
Unternehmen – 1990). Der Plan enthielt zugleich Elemente einer restriktiven Finanzpolitik, wie z.B. die Kontrolle des Lohnan-
stiegs, investitionsfreundliche Zinssätze und einen festen Wechselkurs des Zlotys (Lecher & Optenhögel 1995). 
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Zu einer Verlangsamung des Wirtschaftswachstums kam es ab 1998 (reales BIP ge-

genüber Vorjahr 1997: 6,8 Prozent und 1998: 4,8 Prozent). Die Ursachen lagen zu-

nächst in einem dramatischen Rückgang der Exporte nach Russland (bedingt durch 

die Russland- und Asienkrise) sowie einer Abschwächung der Exporte in die Europä-

ische Union. Letztere konnten aber wieder erheblich gesteigert werden.  

Ein deutlicher Konjunktureinbruch entwickelte sich 2001 (reales BIP gegenüber Vor-

jahr 2000: 4,0 Prozent und 2001: 1,1 Prozent). Die Abschwächung der Wirtschafts-

dynamik ist in erster Linie auf den Rückgang der Inlandsnachfrage und insbesondere 

des privaten Verbrauchs zurückzuführen. Gründe hierfür liegen in der steigenden 

Arbeitslosigkeit, den nur mäßig gestiegenen Löhnen und einer strafferen Geldpolitik 

im Zuge der Wechselkursaufwertung; die Zentralbank ließ trotz nachlassender Infla-

tion die Zinssätze auf hohem Niveau (OECD 2001b, EU-Kommission 2001b, EU-

Kommission 2002b).  

Bei der Inflation hat seit 2001 (5,3 Prozent im Jahresdurchschnitt) eine Beschleuni-

gung des Rückganges eingesetzt. Zuvor lag sie sehr hoch (1996: 19,9 Prozent), konn-

te erst 1999 mit 7,2 Prozent die amtliche Zielbandbreite (6 bis 8 Prozent) erreichen 

und stieg dann allerdings im Jahr 2000 wieder auf 10,1 Prozent an. Ebenso ist das 

Leistungsbilanzdefizit im Jahr 2001 mit 4,1 Prozent des BIP auf ein tragbares Niveau 

zurückgeführt worden (1998: 4,4 Prozent und 1999: 8,1 Prozent des BIP). Der 

öffentliche Haushalt konnte bisher nicht konsolidiert werden und weist in Folge des 

Konjunktureinbruchs im Jahr 2001 ein besonders hohes Haushaltsdefizit mit 3,9 Pro-

zent (2000: 1,8 Prozent) aus (OECD 2001b, EU-Kommission 2001b u. 2002b).  

Hinsichtlich einer kurzfristigen Perspektive muss für die polnische Wirtschaft die 

Herausforderung gesehen werden, dass sich aus der wirtschaftlichen Stabilisierung 

keine Schwächeperiode entwickelt. Für die nächsten Jahre geht die OECD in ihren 

Projektionen von einer Wachstumsbelebung für die polnische Wirtschaft aus. Auch 

die EU-Kommission sieht, dass Polen eine funktionsfähige Marktwirtschaft besitzt 

(EU-Kommission 2001b, OECD 2001b u. 2002a). 

4.2.2.2 Arbeitsmarkt 

In Polen herrscht seit Beginn des Transformationsprozesses eine sehr hohe Arbeits-

losigkeit. Sie ist auf eine Kombination von konjunkturellen, strukturellen und demo-
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graphischen Faktoren zurückzuführen. Der jüngste Wachstumsrückgang verschärfte 

diese Situation, so dass die Arbeitslosenquote im Jahr 2001 auf 18,4 Prozent anstieg. 

Ebenso sank die Erwerbstätigenquote.87 Sie liegt heute mit 53,8 Prozent auf einem 

sehr niedrigen Niveau (EU-Kommission 2002b). 

Tabelle 4.3: Arbeitslosenquote Polens von 1993 bis 200188 (in Prozent) 

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 

14,0 14,4 13,3 12,3 11,0 9,9 12,3 16,3 18,4 
Quelle: EU-Kommission 2001b, OECD 1999, 2001b u. 2002a 

Der Anteil junger Menschen (unter 25 Jahre) unter den Arbeitslosen lag mit 41,5 

Prozent im Jahr 2001 besonders hoch. Auch waren Frauen von der Arbeitslosigkeit 

stärker betroffen als Männer (2001: Frauen 20 Prozent, Männer: 17 Prozent). Aller-

dings divergiert das Ausmaß der Arbeitslosigkeit in den einzelnen Regionen Polens 

stark. So existiert in einigen eine extrem hohe Arbeitslosenquote von über 25 Pro-

zent. Dem gegenüber trifft man in Warschau nahezu auf eine Vollbeschäftigung 

(EU-Kommission 2001b, 2002b). Deshalb sind Gründe für die Arbeitslosigkeit v.a. 

auch in einer zu geringen Mobilität zu suchen, die durch verkehrs- und wohnungsbe-

dingte Faktoren hervorgerufen werden. Ebenso problematisch ist die Situation, bei 

niedriger Qualifizierung eine Beschäftigung in Polen zu finden (vgl. EU-

Kommission 2001b, 2002a u. Eurostat 1999). 

Auch für die Zukunft muss von einer weiteren Zunahme der Arbeitslosigkeit ausge-

gangen werden. Gründe hierfür liegen z.B. darin, dass ein erheblicher Teil der Be-

völkerung noch in problematischen Sektoren wie z.B. der Landwirtschaft (ca. 19 

Prozent) beschäftigt ist (vgl. EU-Kommission 2001b, 2002a u. Quaisser 1999a). In 

Polen existiert eine hohe Anzahl von sehr kleinen landwirtschaftlichen Betrieben, die 

als nicht konkurrenzfähig einzustufen sind. Hier ist in Zukunft mit hohen Freisetzun-

gen zu rechnen89. Des Weiteren besitzt Polen schwierige Industriesektoren wie Koh-

lebergbau, Stahl und Energie, die z. Zt. von der Regierung umstrukturiert bzw. sa-

niert werden. In diesem Zusammenhang ist eine erhebliche Reduzierung von Ar-

beitsplätzen geplant (vgl. Quaisser 1999a). 

                                                 
87 Entspricht dem Anteil der Erwerbstätigen von 15 bis 64 Jahren an der Bevölkerung desselben Alters. 
88 Wird nach der IAO-Definition ausgewiesen (siehe Kapitel 4.1.2.2 Arbeitsmarkt) 
89 Auch wird in diesem Zusammenhang immer wieder auf eine sehr hohe Anzahl von verdeckter Arbeitslosigkeit hingewiesen. 
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4.2.2.3 Demographische Entwicklung der Bevölkerung 

Ein demographisch bedingtes Ansteigen der Erwerbstätigen stellt zur Zeit aufgrund 

der konjunkturellen Schwäche für den Arbeitsmarkt eine zusätzliche Belastung dar. 

Seit den 1990er Jahren lassen sich allerdings wesentliche Veränderungen bei der 

Entwicklung der Bevölkerung in Polen erkennen, was langfristig einen erheblichen 

Einfluss auf die Altersgruppe der Erwerbstätigen (15- bis unter 65-Jährigen) nehmen 

und weitere Probleme hervorbringen wird.  

Eine derartige Veränderung stellt der starke Rückgang bei den lebend Geborenen pro 

Frau dar: Die Kinderzahl pro Frau sank von 2,04 im Jahr 1990 auf 1,29 im Jahr 2001 

(siehe Tabelle 4.4). Die demographischen Folgen einer solchen Entwicklung erkennt 

man im Absinken des natürlichen Bevölkerungswachstums. Dieses verzeichnete im 

Jahr 1990 noch ein Wachstum von 4,1 Personen pro 1.000 Einwohner und ging im 

Jahr 2001 auf 0,1 Personen pro 1.000 Einwohner zurück, d.h. der Geburtenüber-

schuss wird in Polen immer geringer.  

Die Bevölkerungszahl stieg bis 1998 an. Allerdings trat im Jahr 1999 die Situation 

ein, dass das natürliche Wachstum nicht mehr ausreichte, um die wanderungsbeding-

ten Verluste - ein negativer Wanderungssaldo bei den Außenwanderungen tritt be-

reits über Jahrzehnte auf - zu kompensieren. Seitdem schrumpft die polnische Bevöl-

kerung. 

Derartige demographische Prozesse werden zunehmend auch in den verschiedenen 

Altersgruppen deutlich: Die Gruppe der 0- bis 14-Jährigen verringerte sich aufgrund 

der sinkenden TFR in der letzten Dekade erheblich, dagegen sind eine Zunahme bei 

der Gruppe der 15- bis 64-Jährigen bedingt durch den hohen Geburtenüberschuss in 

den 80er Jahren90 und eine Zunahme bei der Gruppe der über 65-Jährigen aufgrund 

der Erhöhung der Lebenserwartung zu verzeichnen (Holzer & Kowalska 1998, GUS 

1999a u. 2003). 

Unter der Voraussetzung, dass die demographischen Komponenten keine gravieren-

den Änderungen zeigen, wird sich die Bevölkerungsschrumpfung in Polen fortsetzen. 

Wie bei der Betrachtung der zentralen Altersgruppen festgestellt, findet der Rück-

                                                 
90 Die TFR lag in dieser Zeit zwischen 2,3 und 2,1 Kinder je Frau und überstieg damit das Bestandserhaltungsniveau. 
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gang zur Zeit nur bei den Jüngeren statt. Langfristig muss auch mit einer Schrump-

fung bei der Gruppe der Erwerbstätigen (15- bis unter 65-Jährigen) gerechnet wer-

den. Eine Bevölkerungsprognose des polnischen Statistischen Amtes weist diesen 

Rückgang ab 2015 aus, bei anderen Projektionen setzt er bereits 2010 ein (Holzer 

1999; GUS 1999a u. 2003 ).91 

Tabelle 4.4: Demographische Entwicklung der Bevölkerung in Polen (1990-2001) 
Lebenserwartung  

 
Bevölkerung 

am 31.Dez. 

(in Tausend) 

 
0- bis 14-
Jährige 

(Anteil in 
Prozent) 

 
15- bis 64-

Jährige 

(Anteil in  
Prozent) 

 
65-Jährige 
und älter 

(Anteil in 
Prozent) 

 
Lebend  

Geborene 
pro Frau 

(TFR) 

 
Frauen 

bei Geburt 

 
Männer 

bei Geburt 

 
Netto- 

wanderung 
 
(international) 

1990 38.183 24,9 64,9 10,2 2,04 75,5 66,5 -15.800 

1991 38.309 24,6 65,1 10,3 2,05 75,3 66,1 -16.000 

1992 38.418 24,2 65,4 10,4 1,93 75,7 66,7 -11.600 

1993 38.505 23,7 65,6 10,7 1,85 76,0 67,4 -15.400 

1994 38.581 23,1 65,9 11,0 1,80 76,1 67,5 -19.000 

1995 38.609 22,5 66,3 11,2 1,61 76,4 67,6 -18.200 

1996 38.639 21,9 66,8 11,5 1,58 76,6 68,1 -13.100 

1997 38.660 21,1 67,2 11,7 1,51 77,0 68,5 -11.800 

1998 38.667 20,3 67,8 11,9 1,43 77,3 68,9 -13.300 

1999 38.654 19,5 68,4 12,1 1,37 77,5 68,8 -14.000 

2000 38.644 18,8 68,9 12,3 1,34 78,0 69,7 -19.700 

2001 38.633 18,2 69,3 12,5 1,29 78,8 70,2 -16.700 

Quelle der Daten: GUS 1999b, 2001, 2003 u. eigene Berechnungen 

Neben der Bevölkerungsschrumpfung ist ebenso zu erwarten, dass der Anteil der 

älteren Bevölkerung weiter zunimmt. Beide Entwicklungen werden in Polen aber erst 

zu einem späteren Zeitpunkt die Strukturen hervorbringen, die für andere Länder, 

wie z.B. Deutschland schon früher zu erwarten sind, z.B. ein sehr hoher Anteil der 

älteren Bevölkerung. Dieses liegt einerseits an einer wesentlich höheren TFR bis 

Anfang der 90er Jahre (Deutschland hatte bereits Mitte der 70er Jahre einen starken 

Einbruch der TFR zu verzeichnen) und andererseits an einer niedrigeren 

Lebenserwartung. 

                                                 
91 Dieses ist auf eine unterschiedliche Annahmensetzung (insbesondere im Bereich der TFR) zurückzuführen (lt. Gespräch vom 
03.11.1999 mit Frau Kotowska vom Institute of Statistics and Demography). 
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Insgesamt betrachtet hat sich die demographische Entwicklung der polnischen Be-

völkerung seit Mitte der 90er Jahre dem gesamteuropäischen Trend stark angenähert. 

Dennoch ist herauszustellen, dass mittelfristig die Altersgruppe der Erwerbstätigen 

zunächst noch wachsen wird und eine demographische Entlastung für den Arbeits-

markt erst langfristig zu erwarten ist. Allerdings können dann andere Probleme auf-

treten, die sich aus der Altersstruktur der Bevölkerung ergeben. 

4.2.2.4 Gesundheitssystem 

Der Wechsel von Plan- zur Marktwirtschaft erforderte auch in den sozialen Systemen 

eine Anpassung, d.h. eine Abwendung von staatlicher Versorgung. So wurden schon 

vor der Gesundheitsreform im Januar 1999 u.a. die ärztliche Niederlassungsfreiheit, 

die Abschaffung des alten staatlichen Arzneimittelmonopols, die Ausweitung der 

Handlungsautonomie der Träger von Gesundheitseinrichtungen und eine Erhöhung 

der Patientenzuzahlungen für Medikamente eingeführt. Derartige Änderungen führ-

ten dazu, dass sich in Polen die private medizinische Versorgung stark ausbreitete 

(vgl. Götting 1998). Eine Reihe privater Praxen mit guter technischer Ausstattung 

haben sich insbesondere in den Großstädten niedergelassen. Sie stellen allerdings für 

den größten Teil der polnischen Bevölkerung keine Alternative zur unzureichenden 

öffentlichen Versorgung dar, weil sie sich diese Dienste i.d.R. nicht leisten können. 

Die Zuzahlung zu Medikamenten bedeutet für viele bereits eine starke Belastung. 

Mit der Gesundheitsreform von 1999 wird im Wesentlichen eine strukturelle Verän-

derung im Gesundheitswesen vorgenommen. Sie beinhaltet in erster Linie die Bil-

dung einer allgemeinen gesetzlichen Krankenversicherung (Pflichtversicherung mit 

nur wenigen Ausnahmen), die sich in 16 regionale Krankenkassen aufgliedert, die 

Regionen orientieren sich an den 16 Wojewodschaften (Verwaltungsbezirke Polens). 

Die Finanzierung findet durch einen Pflichtbeitrag statt, den jeder in Höhe von z.Zt. 

7,5 Prozent92 seines Bruttoeinkommens an die öffentliche Kasse entrichten muss. Die 

Kassen sind auch Verhandlungspartner der nun selbständigen Krankenhausbetreiber 

und schließen Verträge über Leistungen und Preise der Gesundheitsversorgung ab. 

Allerdings treten durch die neue Zuschreibung der Funktionen und Koordinierungen 

                                                 
92 Die Höhe der Krankenkassenbeiträge wird weiterhin von der Regierung festgelegt. 
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innerhalb des Gesundheitssystems gravierende Probleme auf: Die Krankenkassen 

versuchen die rapide steigenden Kosten möglichst niedrig zu halten, was aber nur 

durch Kürzungen bei Personal93 und Versorgung realisierbar ist. Daneben besteht die 

allgemeine Schwierigkeit, die Kosten für bestimmte Leistungen der Marktwirtschaft 

anzupassen, z.B. existiert Ungewissheit über die Höhe von Operationskosten (lt. Ge-

spräch v. 19.10.1999 mit Prof. Dr. Hab. Tadeusz Szumlicz, Warsaw School of Eco-

nomics).  

Einige Probleme, die bei der Einführung der Gesundheitsreform auftraten, sind um-

stellungsbedingt hervorgerufen worden (Heller 1999a;1999b). Aber auch einige Jah-

re nach den durchgeführten Reformen weist das polnische Gesundheitswesen erheb-

liche Mängel auf, wie z.B. die rückständige Ausstattung der Ärzte und Krankenhäu-

ser mit medizinischen Geräten, lange Wartezeiten und zusätzliche Bargeldzahlungen 

für erforderliche Behandlungen (obwohl sie durch die Pflichtversicherung abgedeckt 

sind). Darüber hinaus existiert eine nicht ausreichende Finanzierungsbasis durch die 

Pflichtbeiträge für das Krankenkassensystem (vgl. Quaisser 2001). 

Für die Mehrheit der polnischen Bevölkerung bedeutet diese Situation, eine unzurei-

chende und mit hohen finanziellen Belastungen verbundene gesundheitliche Versor-

gung in Anspruch zu nehmen.  

4.2.2.5 Rentensystem 

Das vor der politischen Wende bestehende System, in dem Alters-, Invaliden- und 

Hinterbliebenenrenten im Umlageverfahren aus den staatlichen Sozialversicherungs-

fonds gezahlt wurden, stellte sich mit Beginn der Transformationsprozesse in Polen 

als chronisch defizitär dar.94 Ein weiteres Problem bildete die Sicherung der Renten-

leistungen aufgrund der zu erwartenden demographischen Veränderung der Bevölke-

rung, die nicht allein durch den alten Generationenvertrag - nach dem allein die Ar-

                                                 
93 Von insgesamt 2.700 Narkoseärzte haben zum 1. Januar 1999 1.800 gekündigt, da die Krankenkassen keine Verträge mit 
ihnen abgeschlossen haben  (Heller 1999a). Daneben kam es zu Beginn 1999 immer wieder zu Streiks und Protesten von Kran-
kenhauspersonal, die auf die viel zu geringen Löhne im Gesundheitswegen aufmerksam machen wollten. Eine Krankenschwes-
ter verdiente im Monat ungefähr 700 Zloty (175 Euro), ein Arzt ungefähr 800 Zloty (Fehlau 1999). 
94 Diese hohen Rentenausgaben entstanden auch aufgrund der Maßnahme, den Rentenzugang erheblich zu erleichtern (unmit-
telbar nach dem Regimewechsel 1989) und die Rentenleistungen mehrfach zu erhöhen, um die Folgen der Massenentlassungen 
und Hyperinflation aufzufangen (Götting 1998). So trugen die staatlichen Sozialversicherungsfonds einen erheblichen Teil der 
sozialen Kosten der Transformation. 
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beitgeber mit Beiträgen (45 Prozent der Lohnkosten) die Renten finanzierten - zu 

gewährleisten war (Zukowski 1995, Lodal & Schrooten 1997, Götting 1998). 

Aus diesen Gründen wurde 1999 eine Rentenreform in Polen durchgeführt. Diese 

Reform stützt sich auf eine Kopplung von Umlage- und Kapitalumlageverfahren. 

Hierdurch soll eine Entlastung der Staatsfinanzen realisiert wie auch die Möglichkeit 

geschaffen werden, die Rentenbezüge zu erhöhen. Darüber hinaus wird von der Re-

gierung angenommen, dass sich durch die Einführung der Kapitaldeckung eine An-

hebung der Attraktivität des Standortes Polen für europäische Versicherungsunter-

nehmen und Banken ergibt (Góra & Rutkowski 1998 u. Gespräch vom 19.10.1999 

mit Prof. Dr. Hab. Tadeusz Szumlicz, Warsaw School of Economics). 

Das neue Rentensystem wird auf ein Dreisäulenmodell aufgebaut: Die erste Säule, 

die Allgemeine Sozialversicherungskasse (ZUS), ist in separate Fonds für Renten, 

Krankengeld, Behindertenfürsorge, Familienbeihilfen und Opfer von Arbeitsunfällen 

aufgeteilt. Diese funktionieren weiter nach dem Prinzip des alten Generationenver-

trages (Umlageverfahren) und sollen sich über Beitragszahlungen der Arbeitnehmer 

und Arbeitgeber selbst finanzieren.95 Die zweite Säule baut auf das Kapitaldeckungs-

system auf. Sie besteht aus rund 20 verschiedenen Fonds, aus denen der Versicherte 

einen Fond wählen kann, in den er 7,3 Prozent seines Einkommens als Beitrag ein-

zahlt. Dieses neue System wird stufenweise eingeführt. Für die unter 30-Jährigen ist 

diese Form der Versorgung verpflichtend. Dagegen können die 30- bis unter 50-

Jährigen wählen, ob sie weiterhin ausschließlich nach dem Prinzip des Generatio-

nenvertrages ihre Beiträge an die Allgemeine Sozialversicherungskasse (ZUS) ab-

führen oder ob sie sich zusätzlich an einem Fond beteiligen. Versicherte über dem 

50. Lebensjahr haben keine Wahl und müssen im alten System verbleiben. Das Ver-

fahren des Kapitaldeckungssystems trifft auch auf die dritte Säule zu, die aus priva-

ten Rentenversicherungen besteht, welche auch Gewerkschaften oder Unternehmer 

anbieten können. Die hier angesparte Summe ist eine ausschließlich freiwillige Zu-

satzrente. Eine weitere wesentliche Änderung bezieht sich auf das früheste Renten-

eintrittsalter, welches von 60 Jahren für Frauen und 65 Jahren für Männer auf ein-

                                                 
95 Die Finanzierung sieht bezogen auf das Einkommen des Versicherten für Altersrente: 18,85 Prozent (50 Prozent AG/AN), 
Erwerbsunfähigkeitsrente 13 Prozent (50 Prozent AG/AN), Krankengeldfond 2,45 Prozent (100 Prozent AN) und für den Fond 
für Opfer von Arbeitsunfälle 1,62 Prozent (100 Prozent AG) vor. 
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heitlich 62 Jahre festgesetzt wurde (Góra & Rutkowski 1998 u. Gespräch vom 

19.10.1999 mit Prof. Dr. Hab. Tadeusz Szumlicz, Warsaw School of Economics). 

Diese Reform birgt insbesondere für die jüngere Generation der polnischen Bevölke-

rung zwei Seiten. Ohne eine solche grundlegende Reform des Rentensystems sehen 

Rentenexperten die Alterssicherung für die folgenden Generationen in Polen als 

nicht möglich an. Positiv wird hier die Verlagerung der Risiken (demographische 

Veränderungen, Stabilität des Kapitalmarktes) auf mehrere Säulen betont. Die Kehr-

seite gestaltet sich für die jüngere Generation derart, dass sie einen erheblich höheren 

finanziellen Aufwand für eine ausreichende Rentenversorgung betreiben muss als die 

älteren Generationen. Zudem wird ihre Rentenversorgung durch das starke Gewicht 

in Richtung Kapitaldeckungssystem risikoträchtiger. Der Anteil der jüngeren 

Generation, der an den besseren Einkommensmöglichkeiten nicht partizipiert, kann 

derartige Belastung nur schwer kompensieren. Daneben werden auch Zweifel seitens 

der Rentenexperten erhoben, ob die ZUS technisch administrativ die Fähigkeit be-

sitzt, Rentenbeiträge, die auf Personenkonten fließen sollen, adäquat zu koordinieren 

(Gespräch vom 19.10.1999 mit Prof. Dr. Hab. Tadeusz Szumlicz, Warsaw School of 

Economics). 

4.2.2.6 Bildungssystem 

Insgesamt zeichnet sich das Bildungswesen in Polen durch einen breiten Deckungs-

grad und durch einen zufriedenstellenden Zugang zu Bildungseinrichtungen aus. 

Allerdings treten hierbei zwischen ländlichen und städtischen Gebieten große Dis-

krepanzen auf (EU-Kommission 2002b). Mängel zeigt das heutige Bildungssystem 

in Polen insofern, dass es nicht in der Lage ist, die zur Deckung der Nachfrage auf 

dem Arbeitsmarkt erforderlichen Fertigkeiten und Fähigkeiten zu vermitteln (EU-

Kommission 2002b). 

Die Bildungsreform aus dem Jahr 1999 beschränkt sich im Wesentlichen auf eine 

Umstrukturierung des Schulsystems. So müssen Schüler und Schülerinnen jetzt sechs 

Jahre im elementaren Bereich, drei Jahre im primären und drei Jahre im sekundären 

Sektor absolvieren, wodurch eine Angleichung an Schulsysteme anderer europäi-

scher Länder erzielt werden soll. 
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Eine bedeutendere Entwicklung im Bildungs- und Qualifizierungsbereich hat dage-

gen der Trend zur Kommerzialisierung dieses Sektors herbeigeführt. So sind in 

Großstädten vermehrt private Bildungseinrichtungen (z.B. Englische Schulen) anzu-

treffen, darüber hinaus bieten aber auch öffentliche Bildungseinrichtungen neben 

ihrem „normalen Programm“ häufig kostenpflichtige Bildungsangebote (z.B. War-

saw School of Economics) an. Da dieser private Bildungssektor stärker auf die Ver-

mittlung von Qualifikationen ausgerichtet ist, die als „arbeitsmarktrelevant“ einge-

schätzt werden (Ökonomie, Fremdsprachen), zeigt sich die Akzeptanz solcher Ange-

bote gegenüber konventionellen als besonders hoch.96 Darüber hinaus können Lehr- 

und Hochschulkräfte ihre schlechte Einkommenssituation durch zusätzliche Tätigkei-

ten in Privateinrichtungen97 erheblich aufbessern, auch ist die Ausstattung solcher 

Einrichtungen aufgrund von Sponsorenleistungen aus der Wirtschaft oftmals um ein 

Vielfaches besser als in ausschließlich staatlichen Einrichtungen (The Economist 

1999 u. Gespräch vom 20.10.1999 mit Prof. Adam Kurzynowski, Warsaw School of 

Economics). Für die mangelnde Ausstattung und niedrigen Löhne im öffentlichen 

Bildungsbereich ist die angespannte Finanzlage in Polen verantwortlich. Sie kann 

auch dazu beitragen, dass es hier zu einer Qualitätsabnahme kommt, da eine Wende 

nicht absehbar ist. So wurden z.B. im Jahr 1998 nur 5,4 Prozent vom BIP an öffentli-

chen Mitteln für diesen Sektor ausgegeben. Der Anteil liegt damit wesentlich niedri-

ger als in anderen europäischen Ländern (OECD 2001c). 

Auch für die Zukunft geht die polnische Bevölkerung davon aus, dass die Bildungs-

möglichkeiten in Polen besonders für höhere Abschlüsse schlechter werden. Dieses 

zeigt eine Meinungsumfrage in Polen im Juli 1999 (CBOS 1999). 

Fazit 

Für Polen wird für die Zukunft eine positive Entwicklung der Wirtschaft erwartet. Es 

hat sich aber gezeigt, dass trotz eines erheblichen Wirtschaftsaufschwungs die 

Arbeitslosigkeit ein wesentliches Problemfeld für Polen bleibt. Die demographische 

Entwicklung wird in Zukunft eine Entlastung auf dem Arbeitsmarkt bewirken. Um 

                                                 
96 Bildung hat innerhalb der polnischen Bevölkerung einen höheren Stellenwert erhalten, da sich gezeigt hat, dass niedrig 
Qualifizierte von Arbeitslosigkeit heute häufiger betroffen sind (OECD 1998a). 
97 Aufgrund von ökonomischen Motiven haben i.d.R. Professoren und Professorinnen in Polen mehrere Anstellungen an unter-
schiedlichen Universitäten bzw. Bildungseinrichtungen. 
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die strukturell bedingte Arbeitslosigkeit zu beheben, fehlt Polen u.a. ein Bildungssys-

tem, das die vom Arbeitsmarkt geforderten Qualifikationen vermittelt. Für die Teil-

nahme an einem erfolgsversprechenden Bildungssystem muss die polnische Bevöl-

kerung zudem einen zusätzlichen finanziellen Aufwand betreiben. 

Ebenso hat sich eine Kommerzialisierung der sozialen Sicherungssysteme entwi-

ckelt. Dieses zu verkraften, ist bei der Einkommensverteilung für einen großen Teil 

der polnischen Bevölkerung nicht möglich. Daneben erscheinen die sozialen Siche-

rungssysteme bedingt durch die neue Strukturierung risikoanfälliger und unsicherer. 
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4.3 Slowenien 

4.3.1  Analyse zurückliegender Wanderungsprozesse 

Eine Betrachtung der bisherigen Wanderungsprozesse zwischen Slowenien und 

Deutschland wird dadurch erschwert, dass Slowenien als eigenständiger Staat erst 

seit 1991 existiert98. Aus diesem Grund gibt es nur wenig adäquate Kenntnisse über 

Wanderungsprozesse vor 1992, die sich ausschließlich auf das Gebiet des heutigen 

Sloweniens beziehen. Insbesondere für den Zeitraum während der Zugehörigkeit zur 

Volksrepublik Jugoslawien sind die Informationsdefizite ausgeprägt. 

Eine erste Massenauswanderung von Slowenen aus der österreich-ungarischen Dop-

pelmonarchie hat es in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts gegeben. Die damali-

ge wirtschaftliche Situation motivierte diese Wanderungen. Sie erfolgten sehr häufig 

in die Regionen Westdeutschlands, da Zechen im Ruhrgebiet slowenische 

Arbeitsgruppen anwarben (Werner 1958, Harenberg 1987). Dort stellten sie vor dem 

ersten Weltkrieg nach den so genannten „Ruhrpolen“ die zweitgrößte Auslän-

derkolonne mit rund 30.000 Slowenen dar (Bonač 2000). Anders als bei den 

sogenannten „Auslands-Polen“99 erhielten die Slowenen in Deutschland dieselben 

Rechte wie die inländischen Arbeiternehmer (Werner 1958). Das führte u.a. dazu, 

dass für viele dieser Slowenen der Aufenthalt in Deutschland ein permanenter wurde 

(Bonač 2000). Ein Ansteigen derartiger Wanderungen fand in einem besonders 

starken Ausmaß zwischen den 20er und 30er Jahren des letzten Jahrhunderts statt.  

Während des 2. Weltkrieges waren freiwillige Wanderungen nicht mehr möglich. 

Slowenen, die in Deutschland arbeiteten, wurden nun zu Formen von Zwangsarbeit 

herangezogen. Zum Ende des Krieges setzten dann politische Auswanderungen wie 

Vertreibungen ein (Gosgar 1997). 

                                                 
98 Zuvor standen die Slowenen unter der Herrschaft der Habsburger (ab 13. Jh.) und gehörten ab 1918 zum „Königreich der 
Serben, Kroaten und Slowenen“. Zwischenzeitlich gab es allerdings kurze Phasen, in denen eine Eigenständigkeit erreicht bzw. 
angestrebt wurde (1909-1819 und ab 1848).  
99 Als „Ausland-Polen“ wurden diejenigen bezeichnet, die aus den polnischen Gebieten kamen, die von Russland bzw. 
Österreich besetzt worden waren (vgl. Kapitel 4.2.1 Analyse zurückliegender Wanderungsprozesse). 
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Im Jahr 1945 wurde die Volksrepublik Jugoslawien ausgerufen. Die Tito-Regierung 

veranlasste die Schließung der Grenzen. Wanderungen waren deshalb kaum noch 

möglich. Aus diesem Grund gab es zu diesem Zeitpunkt auch nur wenige Slowenen, 

die politisches Asyl in Westeuropa ersuchten.  

Liberalisierungen, die in der ehemaligen Volksrepublik ab Mitte der 50er Jahre ein-

setzten, bewirkten einen ersten Zuwachs von internationalen Wanderungen. Die 

Migrationsmuster veränderten sich ebenfalls: An Stelle des Motivs politischer und 

ethnischer Wanderungen trat wieder die Arbeitsmigration. Dieser Migrationstyp ver-

lief aus dem ehemaligen Jugoslawien bis 1964 eher unkontrolliert. Slowenische 

Gastarbeiter haben eine solche Wanderung vorwiegend als Einzelperson und aus 

eigener Initiative vollzogen. Da sie aufgrund ihrer fachlichen Qualifikation i.d.R. 

eine gut bezahlte Arbeitsstelle fanden, kam es häufig zum Familiennachzug (vgl. 

Bonač, 2000). So zeigt sich heute, dass der größte Anteil der slowenischen Bevölke-

rung, der in Deutschland am 31.12.2000 registriert war100, hier bereits seit über 25 

Jahren lebt (Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integra-

tion 2002).  

Die ehemalige jugoslawische Regierung vertrat ab 1964 die Position, dass Emigrati-

on als eine wirtschaftliche Notwendigkeit für das Land anzusehen sei, da sie hohe 

Rücküberweisungen sowie die Ausbildung von Experten bewirken könne. Zum glei-

chen Zeitpunkt bestand in Westeuropa eine Nachfrage nach ausländischen Arbeits-

kräften. Diese Konstellation brachte die Volksrepublik Jugoslawien dazu, eine Reihe 

von bilaterale Verträge mit westeuropäischen Staaten abzuschließen (Malačić 1996). 

Im Jahr 1968 wurde ein solcher Vertrag mit der Bundesrepublik Deutschland unter-

zeichnet (Bundesanstalt für Arbeit 1999, S. 36). Er regelt auch, dass der Aufenthalt 

von slowenischen Arbeitskräften in der BRD nun einen temporären Charakter besit-

zen soll.101 In der Literatur wird darauf hingewiesen, dass während der Periode der 

Anwerbung einige Bundesländer wie z.B. Bayern in Branchen wie der Auto- und 

Elektroindustrie (z.B. Audi in Ingoldstadt) z.T. von slowenischen Arbeitnehmern 

                                                 
100 Insgesamt sind am 31.12.2000 18.766 Slowenen und am 31.12.2001 19.395 in Deutschland registriert (Beauftragte der 
Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2002). 
101 Die Akzeptanz der Anwerbung sollte über die temporäre Form (die Gastarbeiter erhielten nur eine jährliche Arbeits- 
Aufenthaltserlaubnis) erfolgen, die damit nur zur Beseitigung von konjunkturellen und demographisch bedingten Engpässen auf 
dem westdeutschen Arbeitsmarkt vorgesehen war. Dieses Rotationsmodell wurde zunächst toleriert und später aufgrund der 
Unzufriedenheit der Unternehmer in Westdeutschland - sie lag in der ständigen neuen Einarbeitung der Gastarbeiter - 
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abhängig waren (Gosgar 1997). Über die Größenordnung dieser Arbeitsmigration 

bestehen keine ausreichenden Kenntnisse. Eine Informationsquelle bildet der Zensus, 

der in den Jahren 1971, 1981 und 1991 durchgeführt wurde. Hiernach waren 1971 

fast 47.000 Slowenen als Migranten registriert, was einen Anteil von fast 7 Prozent 

aller registrierten Migranten aus dem früheren Jugoslawien darstellte. Im Jahr 1981 

lag dieser Anteil nur noch bei knapp 6 Prozent, 1991 stieg die Zahl der registrierten 

Migranten auf rd. 53.000 Slowenen an (Malačić 1996 u. Bonač 2000). Leider lassen 

derartige Informationen offen, in welchen Ländern sich die Migranten aufgehalten 

haben. Angenommen wird, dass ungefähr ein Drittel als temporäre Arbeitskräfte im 

südlichen Teil Westdeutschlands und dem östlichen Teil Österreichs beschäftigt wa-

ren (Gosgar 1997).  

Eine andere Informationsquelle stellt das Datenmaterial des Statistischen Bundesam-

tes dar. Es weist bis 1991 Wanderungsbewegungen der ehemaligen Provinz Slowe-

nien - allerdings unter der Volksrepublik Jugoslawien - aus. Betrachtet man dennoch 

diese Zahlen, um Informationen über Wanderungsprozesse in dieser Periode zu er-

halten, muss dabei berücksichtigt werden, dass die slowenische Bevölkerung nur 

einen kleinen Anteil von ungefähr 8 Prozent an der Gesamtbevölkerung darstellt und 

somit auch der Anteil an den Wanderungen nur gering einzustufen ist (siehe 

Schaubild 4.6). Die Information, die ein derartiges Datenmaterial dennoch liefern 

kann, liegt im relativen Verlauf solcher Wanderungsprozesse. Von diesem kann man 

annehmen, dass er mit dem Anteil der slowenischen Migration vergleichbar ist. 

Es lässt sich anhand dieses Datenmaterials erkennen, dass in der Zeit der Anwerbung 

von ausländischen Arbeitnehmern auch eine deutliche Zunahme der Zuzüge für 

Westdeutschland mit Herkunft aus dem früheren Jugoslawien (seit Anfang der 60er 

Jahre bis 1970) stattfand. Ein Absinken solcher Zuzüge erfolgte im Jahr 1967 und im 

Jahr 1971 bedingt durch eine Rezession bzw. abgeschwächte Konjunkturlage in 

Westdeutschland. Gleichzeitig nahmen in diesen Jahren auch die Fortzüge zu. Mit 

der Beendigung der Rekrutierung von Arbeitsmigranten 1973 wurde auch der Wan-

derungssaldo im Jahr 1974 erstmals negativ. Diese Entwicklung hielt zunächst an 

                                                                                                                                          

friedenheit der Unternehmer in Westdeutschland - sie lag in der ständigen neuen Einarbeitung der Gastarbeiter - aufgehoben 
(Bundesanstalt für Arbeit 1999). 
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(nur das Jahr 1980 bildete hier mit einem positiven Wanderungssaldo eine Ausnah-

me).102 

Schaubild 4.6: Wanderungen von Ausländern zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem ehemaligen Jugoslawien von 1957 bis 1991  
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Quelle: Statistisches Bundesamt, bis 1990 früheres Bundesgebiet 

Erst im Jahr 1987 trat eine Änderung ein, die durch eine Zunahme des Wanderungs-

volumens sowie einen positiven Wanderungssaldo zum Ausdruck kam. Der Prozess, 

der bis 1991 anhielt, kann mit dem Beginn der politischen Wende in Jugoslawien 

und dem Zerfall des Bundesstaates Jugoslawien erklärt werden. 

Die Republik Slowenien existiert in ihrer heutigen Form bereits seit Juni 1991 und 

war von den Auseinandersetzungen mit und in den anderen ehemaligen Provinzen 

nur gering betroffen. Deshalb konnte Slowenien auch sehr schnell eine stabile politi-

sche Lage herstellen. Aufgrund derartiger Voraussetzungen ist zu vermuten, dass zu 

dieser Zeit unter den Emigranten auch nur wenige Slowenen waren und politisch 

bedingte Wanderungen eher aus anderen Provinzen des ehemaligen Jugoslawien 

                                                 
102 Hierfür ist einerseits die Umstrukturierung der westdeutschen Ökonomie verantwortlich, die dazu führte, dass sich die Ar-
beitsplätze für Ungelernte reduzierten, solche Arbeitskräfte aber bevorzugt in der Anwerbephase rekrutiert wurden. Anderer-
seits liegt ein weiterer Grund in einer restriktiveren Einwanderungspolitik, die Westdeutschland nun verfolgte. 
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stammten (Kroatien und Bosnien), wo kriegerische Auseinandersetzungen stattfan-

den. 

Mit der Souveränität Sloweniens verbesserte sich auch die Informationslage. Das 

Datenmaterial des Statistischen Bundesamtes weist die Wanderungsprozesse mit Ziel 

Deutschland und Herkunft Slowenien ab dem Jahr 1992 aus. Bei der Untersuchung 

dieses Materials wird deutlich, dass derartige Wanderungsbewegungen seit 1992 nur 

ein geringes Volumen aufwiesen. Bis zum Jahr 2000 reduzierten sich diese Wande-

rungen, stiegen dann aber im Jahr 2001 wieder leicht an (siehe Schaubild 4.7).  

Auffällig ist, dass die Anzahl der Zuzüge und Fortzüge in den einzelnen Jahren ab 

1994 keine wesentlichen Differenzen bilden. Dieses und eine hohe Anzahl von 

männlichen Migranten, die ausgewiesen werden (Statistisches Bundesamt, verschie-

dene Jahrgänge) deuten auf das Wanderungsmuster einer temporären Arbeitsmigrati-

on hin. Solche Wanderungsprozesse haben sich aufgrund von bilateralen Verträgen 

entwickelt, die seit Anfang der 90er Jahre Beschäftigungsmöglichkeiten von Slowe-

nen in Deutschland regeln (siehe Kapitel 4 Empirische Analyse).  

Schaubild 4.7: Wanderungen von Ausländern zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und Slowenien von 1992 bis 2001  
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Welche Möglichkeiten der Arbeitsaufnahme bzw. die eines Aufenthaltes (ausge-

nommen Touristenvisa) für die slowenische Bevölkerung in Deutschland existieren 
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und wie sie wahrgenommen wurden und werden, arbeitet die folgende Betrachtung 

heraus.  

Drei wesentliche Beschäftigungsmöglichkeiten bieten sich bisher für die slowenische 

Bevölkerung, um in Deutschland zu arbeiten. Dieses sind die Saisonbeschäftigung, 

die Beschäftigung als Werkvertragsarbeitnehmer und die als Gastarbeitnehmer 

(Werner 1996, Bundesanstalt für Arbeit 1999). 

Im Zeitraum von 1992 bis 2000 wurde die Möglichkeit, als slowenischer Werkver-

tragsarbeitnehmer in Deutschland zu arbeiten, am häufigsten genutzt. Wie das 

Schaubild 4.8 zeigt, hat sich diese Beschäftigtenzahl jedoch bis 2000 deutlich redu-

ziert, so dass in den letzten Jahren die vereinbarten Kontingente nicht ausgeschöpft 

werden konnten (Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 

Integration 2001). 

Schaubild 4.8: Slowenische Werkvertragsarbeitnehmer in Deutschland von 1992 bis 
2000 
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Quelle der Daten: Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2001 

Bei der Saisonbeschäftigung ist ein ähnlicher Verlauf erkennbar. Im Jahr 1993 wur-

den noch 1.114 slowenische Saisonarbeiter vermittelt, im Jahr 1994 nur noch 601 

Personen (Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integrati-

on 2001). Derartige Vermittlungen gingen im Jahr 2000 sogar auf 311 zurück.  

Einen weiteren Typ stellt die Vermittlung als Gastarbeitnehmer dar. Für das Land 

Slowenien gibt es diesbezüglich ein Kontingent von nur 150 Beschäftigten. Derartige 

Beschäftigungsverhältnisse (1997: 3 Gastarbeitnehmer; 1998: 8 Gastarbeitnehmer; 

1999: 18 Gastarbeitnehmer und 2000: 15 Gastarbeitnehmer) sind aber kaum vermit-

telt worden (Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integ-

ration 2001). 
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Werden andere Möglichkeiten einer Arbeitserlaubnis bzw. Aufenthalterlaubnis ge-

nutzt? 

Die Zahl, die als ausländische IT-Fachkraft in Deutschland eine Arbeitsgenehmigung 

erhalten hat, ist mit 14 Personen im Zeitraum von August 2000 bis Oktober 2002 als 

marginal einzustufen (Haug 2002). Die Möglichkeit, einen Aufenthalt in Deutsch-

land im Zusammenhang mit einer Ausbildung wahrzunehmen, wird seit Mitte der 

90er Jahre von Personen mit slowenischer Staatsbürgerschaft vermehrt genutzt. So 

waren z.B. im WS 2000/2001 510 Personen mit slowenischer Herkunft an deutschen 

Hochschulen eingeschrieben, im WS 1997/98 waren es nur 387 Personen. Allerdings 

hatten im WS 2000/2001 344 Personen (Statistisches Bundesamt 2003a) und damit 

über 50 Prozent die Hochschulreife in Deutschland erworben (Bildungsinländer).103 

Hier kann vermutet werden, dass solche Personen aus der zweiten Generation der 

Gastarbeiter kommen und damit bereits in Deutschland geboren sind.104 

Fazit 

Die eingeschränkte Datenlage erschwert die Analyse der historischen Wanderungs-

prozesse zwischen Slowenien und Deutschland. Es lassen sich dennoch zentrale Pro-

zesse erkennen. Eine intensive Arbeitsmigration fand zwischen Deutschland und 

Slowenien bereits in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhundert statt und häufig auch 

einen permanenten Charakter aufweist. Motiviert wurden diese Wanderungen einer-

seits durch die wirtschaftliche Situation sowie andererseits durch das Arbeitsplatzan-

gebot der Zechen im Ruhrgebiet. Für die Zeit nach dem Krieg kann angenommen 

werden, dass Wanderungsprozesse wesentlich in der Form der Arbeitsmigration auf-

traten und durch Familienwanderungen begleitet wurden. Die Anwerbephase (1968 

bis 1973) stellte den Höhepunkt derartiger Wanderungen dar. 

Vor dem Hintergrund solcher intensiven und langfristigen Migrationsbeziehungen 

zwischen Slowenien und Deutschland ist zu erwarten, dass sich hierbei Netzwerk-

strukturen entwickelt haben, die bei einer Emigration zum Tragen kommen. Die hohe 

                                                 
103 Dieses kann auch damit in Zusammenhang gebracht werden, dass sehr viele Jugendliche über gute Deutschkenntnisse verfü-
gen, da Deutsch als Fremdsprachenfach nach Englisch den zweiten Platz einnimmt (Zenker 2000).  
104 Auch die Zahl der slowenischen Auszubildenden in Deutschland ist mit 281 im Jahr 2001 nicht niedrig, 1999 und 2000 lagen 
sie sogar noch etwas höher (Statistisches Bundesamt 2003a). Aber auch sie werden wohl zu der Gruppe der zweiten Generation 
der Gastarbeiter gehören. 
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Zahl an slowenischen Emigranten, die bereits über Jahrzehnte in Deutschland lebt, 

muss für derartige Netzwerke als zentral eingestuft werden. Leider liegen hierzu aber 

keine näheren Untersuchungen vor. Kennzeichen solcher Strukturen lassen sich inso-

fern feststellen, dass Slowenen, die außerhalb ihres Landes leben, einen besonders 

großen Wert darauf legen, die Verbindung zu ihrem Herkunftsland zu pflegen. Hier-

auf weist u.a. die Deutsch-Slowenische Gesellschaft hin (Bonač, 2000).  

Mit der Selbständigkeit Sloweniens verbesserte sich auch die Informationslage. Sie 

zeigt, dass die Außenwanderung nach Deutschland in einem geringen Umfang statt-

fand und durch eine temporäre Arbeitsmigration geprägt war. Als neuerer Wande-

rungstyp trat die Bildungswanderung auf. Bei einem Vergleich des Wanderungsvo-

lumens Sloweniens mit dem von Estland - es bietet sich an, da die Bevölkerung bei-

der Beitrittsländer ähnlich groß sind - stellt man fest, dass es mehr als doppelt so 

groß ist. 

4.3.2 Analyse der Ausgangssituation und Entwicklungstendenzen 

4.3.2.1 Die wirtschaftliche Entwicklung 

Slowenien erreichte seit Mitte 1993 - nach einer anfänglichen rezessiven Phase - 

bereits früh wirtschaftliche Erfolge. Heute weist es unter den Transformationsländern 

das weitaus höchste BIP pro Kopf (69 Prozent des EU-Durchschnitts) aus und hat 

damit das Niveau der ärmeren Länder in der EU-15 erreicht (EU-Kommission 

2002c). Umsetzungen wie z.B. ein Bankengesetz, die Einführung der Mehrwertsteuer 

sowie eine beginnende Liberalisierung der Finanzmärkte stärken dabei die wirt-

schaftliche Situation (Eurostat 1999, Clement 1999). Im Jahr 2000 konnte Slowenien 

ein BIP-Wachstum von 4,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr erreichen. Bedingt durch 

den Konjunkturrückgang in der EU - hier hat Slowenien den wichtigsten Absatz-

markt - und eine Abnahme bei den Investitionen kam es im Jahr 2001 allerdings zu 

einer Abschwächung der Konjunktur. Das BIP-Wachstum ging auf 3 Prozent zurück 

(EU-Kommission 2001c, Clement 1999). Um die Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten, 

wurde eine expansive Finanzpolitik verfolgt und damit ein Ansteigen der Inflation 

hingenommen. So zog die Inflation von 6 Prozent in 1999 auf 8,6 Prozent im Jahr 

2001 an (EU-Kommission 2001c).  
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Für die nächsten Jahre erwarten Experten für Slowenien ein wirtschaftliches Wachs-

tum, welches allerdings etwas geringer als in den letzten Jahren ausfällt (Clement 

1999). Ein solches Wachstum wird angenommen, da die Wirtschaftsstruktur Slowe-

niens keine größeren Probleme aufzeigt: Der Haushalt weist ein geringes Defizit aus 

(2001: 2,5 Prozent des BIP ) und das Leistungsbilanzdefizit 2001 ist gegenüber dem 

Vorjahr niedriger (EU-Kommission 2002c).  

Problemfelder lassen sich hinsichtlich der hohen Inflation erkennen sowie bei der 

sehr langsam verlaufenden Privatisierung. Letztere ist zwar bereits weit fortgeschrit-

ten (65 Prozent des BIP ist der Anteil des Privatsektors an der gesamten Wirtschafts-

leistung im Jahr 2000), hierbei ist jedoch zu bemerken, dass sehr viele Betriebe noch 

unter staatlichem Einfluss stehen, was einerseits den Anreiz für ausländische Investi-

tionen mindert und andererseits auch entsprechende Strukturprobleme mit sich bringt 

(EU-Kommission 2002c). 

Die Produktionsstruktur hat sich in Slowenien sehr rasch hin zu einem starken 

Dienstleistungssektor (60,1 Prozent des BIP im Jahr 2001), einem mittleren Indust-

riesektor (31,0 Prozent des BIP im Jahr 2000) und zu kleinen Sektoren im Bauwesen 

und in der Landwirtschaft entwickelt.  

Insgesamt betrachtet muss festgehalten werden, dass sich die slowenische Wirtschaft 

im Vergleich zu den anderen Beitrittskandidaten vorteilhafter entwickelt hat. 

4.3.2.2 Arbeitsmarkt 

Der slowenische Arbeitsmarkt ist gekennzeichnet durch eine nur leicht schwankende 

Erwerbsquote (1997: 67,4 Prozent und 2001: 67,5 Prozent) und eine Arbeitslosen-

quote, die seit 1998 kontinuierlich sinkt (2001: 5,7 Prozent). Von der Arbeitslosig-

keit sind überwiegend Ältere und Personen im mittleren Alter betroffen und Men-

schen, die eine geringe Qualifikation haben. Auch in Slowenien trifft die Arbeitslo-

sigkeit häufiger Frauen (6,0 Prozent) als Männer (5,4 Prozent). Die Jugendarbeitslo-

sigkeit ist mit 15,7 Prozent (2001) im Vergleich zu anderen Transformationsländern 

als niedrig einzustufen. Die Anzahl der Langzeitarbeitslosen ist dagegen besonders 

hoch: Im Jahr 2000 ist ihr Anteil auf 63,3 Prozent (1996: 52 Prozent) angestiegen 

(EU-Kommissionsbericht 2001c u. 2002c, Eurostat 2001a). 
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Tabelle 4.5: Arbeitslosenquote Sloweniens von 1994 bis 2001 (in Prozent) 
1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 

9,0 7,4 7,3 6,6 7,4 7,3 6,9 5,7 

Quelle der Daten: bis 1996: Clement 1999, ab 1997: EU-Kommission 2002c  

Ein Aktionsplan soll dazu beitragen, die Arbeitslosenquote mittelfristig (bis 2006) 

unter 6 Prozent zu halten. Für die Realisierung soll ein Beschäftigungsprogramm für 

Arbeitslose, ein Abbau des regionalen Gefälles (dieses existiert in Slowenien aber 

nicht so ausgeprägt wie in den anderen Beitrittsländern) und eine Anhebung des Bil-

dungsniveaus initiiert werden (EU-Kommission 2001c, 2002c).  

4.3.2.3 Demographische Entwicklung der Bevölkerung 

Seit Beginn der 90er Jahre zeichnen sich wesentliche Veränderungen der Bevölke-

rungsentwicklung in Slowenien ab. Diese haben bereits zu gravierenden Verände-

rungen im Altersaufbau der Bevölkerung geführt und werden in Zukunft von hoher 

Bedeutung für den Arbeitsmarkt sein (siehe Tabelle 4.6).  

Aktuell befindet sich der slowenische Arbeitsmarkt in der Situation, dass er einen 

steigenden Anteil der potenziell Erwerbstätigen (Personen im Alter von 15 bis unter 

65 Jahren) verkraften muss. Er ist von 68,8 Prozent im Jahr 1991 auf 70,1 Prozent 

der Gesamtbevölkerung im Jahr 2001 angewachsen und liegt im Vergleich zu ande-

ren europäischen Ländern verhältnismäßig hoch. Eine wesentliche Veränderung, die 

sich bei der Generation der zukünftigen Erwerbstätigen - sie sind heute im Alter von 

0 bis unter 14 Jahren - abzeichnet, stellt der bereits eingetretene Schrumpfungspro-

zess dar: Im Jahr 1992 hat diese Gruppe noch einen Anteil an der Gesamtbevölke-

rung von 19,8 Prozent, der im Jahr 2001 aber auf 15,4 Prozent zurückgeht. Dieser 

Anteil kann als niedrig eingestuft werden. Ein deutlicher Anstieg ist bei der Gruppe 

der potenziellen Rentner (im Alter über 65 Jahre) in den 90er Jahren festzustellen. 

Dennoch liegt er im Vergleich zu den anderen Beitrittskandidaten mit 14,5 Prozent 

im Jahr 2001 auf einem mittleren Niveau.  

Der Grund für diese Entwicklung besteht in erster Linie in einer Abnahme der Ge-

burten, die ab den 80er Jahren einsetzte. So hat Slowenien heute eine TFR, die im 

Jahr 2001 bereits unterhalb des EU-Durchschnitts lag (vgl. Eurostat 2001b). Ein wei-

terer Punkt, der diese Entwicklung verursacht, muss im kontinuierlichen Ansteigen 
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der Lebenserwartung gesehen werden. Die Lebenserwartung eines neugeborenen 

Kindes in Slowenien ist mit 75,8 Jahre mehr als zwei Jahre unterhalb des EU-

Durchschnitts anzusiedeln, kommt aber im Vergleich zu den anderen Beitrittsländern 

(ausgenommen Malta und Zypern) am nächsten an das EU-Niveau heran (vgl. Euros-

tat 2001b). 

Tabelle 4.6: Demographische Entwicklung der Bevölkerung in Slowenien (1992-2001) 
Lebenserwartung  

 
Bevölkerung 
am 1. Januar 

(in Tausend) 

 
0- bis 14-
Jährige  

(Anteil in 
Prozent) 

 
15- bis 64-

Jährige 

(Anteil in 
Prozent) 

 
65-Jährige 
und älter 

(Anteil in 
Prozent) 

 
Lebend  

Geborene 
pro Frau 

(TFR) 

 
Frauen 

bei Geburt 

 
Männer 

bei Geburt 

 
Netto- 

wanderung 

(international) 

1992 1.995 19,8 69,0 11,2 - 77,2 69,4 k.A. 

1993 1.990 19,3 69,1 11,6 1,34 77,3 69,4 1.355 

1994 1.990 18,8 69,3 11,9 1,32 77,4 69,6 936 

1995 1.989 18,4 69,3 12,3 1,29 77,8 70,3 2.507 

1996 1.987 17,8 69,5 12,7 1,28 78,2 70,8 6.510 

1997 1.985 17,2 69,6 13,0 1,25 78,7 71,0 2.442 

1998 1.978 16,8 69,8 13,4 1,23 78,7 71,1 -2.105 

1999 1.988 16,4 69,8 13,7 1,21 78,8 71,4 2.335 

2000 1.990 15,8 70,1 14,1 1,26 79,1 71,9 2.615 

2001 1.994 15,4 70,1 14,5 1,21 79,6 72,1 2.992 

Quelle der Daten: Statistical Office of the Republic of Slovenia 1996, 1998 u. 2003  

Im Zeitraum 1993 bis 1998 drückten sich derartige Veränderungen auch in einem 

Rückgang der Bevölkerung aus. Die negative Geburtenbilanz (Lebendgeburten ab-

züglich Sterbefälle) konnte in diesem Zeitraum nicht durch die Nettowanderungen 

ausgeglichen werden. Erst ab 1999 stieg die Bevölkerung bedingt durch einen hohen 

Nettowanderungsgewinn wieder an.  

Einwanderungen können zwar den Bevölkerungsrückgang in Slowenien aufhalten, 

jedoch haben sie nur eine geringe Wirkung auf die Bevölkerungsstruktur. So muss 

gesehen werden, dass bei gleich bleibender Entwicklung der natürlichen Komponen-

ten die langfristigen Bevölkerungsprozesse in Slowenien nicht aufhaltbar sind, d.h. 

es findet weiterhin eine Abnahme der jungen Kohorten und gleichzeitig eine Zunah-

me des Anteils der älteren Generation statt. Langfristig wird eine Reduzierung auch 

in der Altersgruppe der Erwerbstätigen eintreten. Projektionen des Statistischen Am-

tes in Slowenien weisen diesen Rückgang bereits für 2002 aus (Statistical Office of 
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the Republic of Slovenia 2003), er setzt sich nach diesen Berechnungen kontinuier-

lich fort, so dass im Jahr 2020 der Anteil der Erwerbstätigen nur noch 65 Prozent 

erreicht (Statistical Office of the Republic of Slovenia 2003 u. eigene Berechnung). 

Solche demographischen Bedingungen bedeuten für ein Land wie Slowenien, wel-

ches nur eine geringe Bevölkerung hat, eine Herausforderung, weil derartige Prozes-

se Auswirkungen auf alle zentralen gesellschaftlichen Bereiche haben können. 

4.3.2.4 Gesundheitswesen 

Das Gesundheitssystem wurde in Slowenien ab 1992 reformiert. Wie in den anderen 

Transformationsländern ist auch hier ein Krankenkassensystem eingeführt worden. 

Krankenkassenbeiträge werden vom Arbeitgeber wie Arbeitnehmer in Höhe von 

jeweils 6,4 Prozent des Bruttolohns geleistet. Darüber hinaus wird die Bevölkerung 

bei bestimmten Medikamenten durch kleine Zuzahlungen belastet. Die medizinische 

Grundversorgung ist in Slowenien stark privatisiert worden, andere medizinische 

Bereiche sind hiervon nicht im gleichen Maße betroffen.  

Insgesamt muss festgestellt werden, dass Slowenien einen hohen Anteil bei öffentli-

chen Gesundheitsausgaben mit 6,6 Prozent am BIP im Jahr 1998 hat (UNDP 2001). 

Dabei deutet der Anteil der privat zu leistenden Ausgaben von 0,9 Prozent (1998) auf 

einen mittleren Grad der Kommerzialisierung dieses Sektors hin. Der Ausgabenanteil 

im Gesundheitsbereich von 985 Dollar pro Einwohner im Jahr 1997 (OECD 1999a) 

stieg auf 1.126 Dollar im Jahr 1998 (UNDP 2001) an. Dieser Ausgabenanteil stellt 

im Vergleich zu den anderen Beitrittsländern den höchsten dar. Die relativ hohe Le-

benserwartung sowie die niedrige Säuglingssterbeziffer, die in Slowenien mit 5 Ge-

storbenen je 1.000 Lebenden im Alter 0 bis 1 liegt, deuten darauf hin, dass das Ge-

sundheitssystem in Slowenien eine gute Versorgung bietet. Dennoch sieht die EU-

Kommission hinsichtlich einer Angleichung an den EU-Standard auch in Slowenien 

eine umfassende Gesundheitsreform als notwendig an (EU-Kommission, 2001c). 

4.3.2.5 Rentensystem 

In Slowenien sind bereits Reformpläne für die Einführung eines mehrstufigen Mo-

dells (angelehnt an das Modell Ungarns und Polens) ausgearbeitet worden, die dem-

nächst in Kraft treten sollen. Diese Reform ist in Slowenien notwendig, da die An-
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zahl der Rentner, zum einen wegen des demographischen Wandels, aber noch stärker 

aufgrund der Praxis der Frühverrentung, die in einem erheblichen Maße stattgefun-

den hat, anstieg und sich hierdurch die Rentenausgaben stark erhöhten (höchster An-

stieg 1997). Zudem ist davon auszugehen, dass sich die Zahl der Rentner weiter er-

höhen aber gleichzeitig die Zahl der Erwerbstätigen abnehmen wird. Aus diesem 

Grund bedarf es einer zügigen Umsetzung dieser Reform. Heute bezieht ein Rentner 

in Slowenien eine durchschnittliche Rente, die gegenüber dem durchschnittlichen 

Bruttolohn 44,7 Prozent und gegenüber dem Nettolohn 60,6 Prozent entspricht. Mit 

dem neuen Rentensystem soll die gesetzlich festgelegte beitragsfinanzierte zweite 

Stufe zusammen mit der reduzierten ersten Stufe ungefähr dasselbe Rentenniveau 

haben, wie jetzt die aus laufenden Einnahmen finanzierte erste Stufe. Es ist aber auch 

eine dritte Stufe, die auf eine zusätzliche freiwillige Versorgung im Alter abzielt, 

geplant. Stellt sich heraus, dass diese Reformen nicht ausreichen, dürften zukünftige 

Modifikationen auch eine weitere Verschiebung der finanziellen Belastung zu Un-

gunsten der Arbeitnehmer beinhalten (Schmähl 1999).  

4.3.2.6 Bildungssystem 

Das Bildungssystem hat ähnlich wie das Gesundheitssystem in Slowenien den Vor-

teil, dass aufgrund der wirtschaftlichen Situation auch in diesem Bereich der Ausga-

benanteil gesteigert werden konnte. Es wurde 1992 noch 5,1 Prozent vom BIP für 

Bildungsaufgaben ausgeben, in 1997 aber schon 5,6 Prozent. Mit Bildungsausgaben 

von 1.914 Dollar pro Schüler/Student im Jahr 1996 gibt Slowenien damit mehr als 

doppelt zu viel für Bildung pro Schüler/Student aus als die übrigen Beitrittsländer. 

Auch ist eine Zunahme der allgemeinen Bildungsbeteiligung um 4 Prozent zu ver-

zeichnen. Besonders stark haben in den letzten Jahren die Einschreibungen in den 

höheren Bildungsgängen zugenommen (UNDP 1999, The World Bank 2000b). Eine 

Reihe von durchgeführten Reformen, die allerdings eher zögerlich umgesetzt wur-

den, z.B. die schrittweise Einführung der neunjährigen Grundschule sowie die Fest-

legung eines nationalen Hochschulprogramms (es beinhaltet die entscheidenden Zie-

le der Hochschulausbildung für die nächsten fünf Jahren), leisten wichtige Schritte 

für die Anpassung an Bildungssysteme anderer europäischer Länder (vgl. EU-

Kommission 2001c, 2002c). 
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Fazit 

Die positive wirtschaftliche Entwicklung gewährt der slowenischen Bevölkerung im 

Vergleich zu anderen mittelosteuropäischen Ländern einen hohen Lebensstandard. 

Eine solche Situation lässt auch höhere Ausgaben für zentrale Sektoren wie die sozi-

alen Sicherungssysteme und den Bildungsbereich zu, so dass diese Bereiche eine 

gute Versorgung bieten. Die Umsetzung der Rentenreform wird im Hinblick auf die 

bereits angespannte Situation des Rentensystems und der zu erwartenden demogra-

phischen Entwicklung der Bevölkerung sehr spät erfolgen. Eine lange Verzögerung 

derartiger Reformen kann eine besonders hohe Belastung für die jüngere Generation 

bedeuten. Auch ist für Slowenien die Tendenz zur stärkeren Kommerzialisierung in 

den sozialen Sicherungssystemen erkennbar. In der Zukunft steht Slowenien vor dem 

Problem einer schrumpfenden und alternden Bevölkerung. Eine solche Situation ist 

besonders für eine kleine Volkswirtschaft mit hohen Herausforderungen verbunden. 
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4.4 Tschechische Republik 

4.4.1 Analyse zurückliegender Wanderungsprozesse 

Die Tschechische Republik erlangte ihre Selbständigkeit im Jahr 1993. Informatio-

nen über Wanderungsprozesse zwischen dem Gebiet der heutigen Tschechischen 

Republik und Deutschland sind vor diesem Zeitpunkt nur eingeschränkt verfügbar. 

Sie beziehen sich häufig auf die gesamte ehemalige Tschechoslowakische Republik. 

Deshalb werden bei der folgenden Betrachtung grundlegende Wanderungsprozesse 

herausgefiltert, von denen zu erwarten ist, dass sie auch auf das Teilgebiet der tsche-

chischen Republik zutreffen.  

Wanderungen nach Deutschland aus dem Gebiet der heutigen Tschechischen Repu-

blik fanden erst in den 20er und 30er Jahren des letzten Jahrhunderts in einem größe-

ren Umfang statt.105 Zwar gab es in der ersten Tschechoslowakischen Republik 

(1919 bis 1939)106 erhebliche Migrationsbewegungen, sie führten aber bis Mitte der 

20er Jahre vorwiegend nach Amerika. Erst als die USA 1924 ein restriktives Ein-

wanderungsgesetz erließen, wurden verstärkt Frankreich, Österreich und auch 

Deutschland als Ziel gewählt. Motiviert waren derartige Wanderungen hauptsächlich 

ökonomisch. Solche Wanderungsimpulse traten hervor, da die Tschechoslowakische 

Republik nach Zusammenbruch der Donaumonarchie einen eigenen Wirtschaftsraum 

aufbauen musste sowie durch die Folgen der Wirtschaftskrise in den 30er Jahren 

(Drbohlav 2000, Janiss 1992).  

Eine Arbeitsmigration von Personen mit tschechischer Herkunft nach Deutschland 

existierte zwar bereits Ende des 19. Jahrhunderts, jedoch nur in einem geringen Um-

fang (Herbert 1986). Sie wurden durch den Arbeitskräftemangel, der sich in Deutsch-

land seit den 1880er Jahren verstärkt hatte, angezogen (Bade 1983). Diese Wande-

rungen sind hauptsächlich von Kleinlandwirten durchgeführt worden, deren ökono-

                                                 
105 Im Jahr 1933 werden in Deutschland 186.200 Zuwanderer mit dem Herkunftsland Tschechoslowakei registriert (vgl. Wen-
nig, 1996, Tabelle 7). Es kann leider nicht festgestellt werden, wie hoch der Anteil der tschechischen Bevölkerung hierbei war. 
106 Ein erheblicher Teil der Emigrationen wurde von Personen aus dem slowakischen Gebietsteil vorgenommen, da hier die 
ökonomische Situation sehr schlecht war. 
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mische Aussichten sich stark verschlechtert hatten und die nach einer sicheren Exis-

tenz suchten (Drbohlav 2000). 

Während des zweiten Weltkrieges fanden ausschließlich erzwungene Wanderungen 

zwischen der Tschechoslowakei und Deutschland statt. Sie kamen aufgrund von 

staatlichen Vereinbarungen oder aufgrund von Kriegsfolgen zustande (Deportation, 

Kriegsgefangenschaft). Grobe Schätzungen weisen daraufhin, dass über 500.000 

Tschechen nach Deutschland deportiert und dort in Konzentrationslagern gefangen 

gehalten wurden bzw. Zwangsarbeit leisten mussten (Janiss 1992, Frejka 1996).  

Auch nach dem Krieg gab es unfreiwillige Wanderungen: Im Zeitraum von 1945 bis 

1947 musste die deutschsprachige Bevölkerung (ca. 3 Mio. Personen) die Tschecho-

slowakei verlassen (Fejka 1996, Drbohlav 2000).107 

Im Jahr 1948 begann die kommunistische Ära in der Tschechoslowakei und brachte 

eine Einschränkung des grenzüberschreitenden Reiseverkehrs und der Möglichkeit 

zur Auswanderung mit sich. Dennoch fand Emigrationen in Richtung Westen statt, 

sie werden auf ca. 255.000 Menschen für den Zeitraum 1948 bis 1967 geschätzt (vgl. 

(Fenick 1995). Es ist allerdings unklar, welche westlichen Länder als Ziel erreicht 

wurden und wie viele Tschechen sich darunter befanden.108 Ein weiteres Ansteigen 

von Emigrationen in der Tschechoslowakei verursachte die gewaltsame Beendigung 

des „Prager Frühlings“ durch die Intervention der UdSSR im Jahr 1968. Auch in 

Westdeutschland nahm in den Jahren 1968/69 die Zuwanderung aus der Tschecho-

slowakei zu. 

So registrierte das Statistische Bundesamt der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 

1968 über 20.000 Zuwanderungen aus diesem Gebiet, in 1969 erhöhten sie sich auf 

33.348. Die Mehrzahl der Emigranten war zu diesem Zeitpunkt männlich und im 

Alter zwischen 20 und 40 Jahren. Danach sank die Zuwanderung wieder auf das vor-

herige Niveau (unter 4.000 bis 8.500 Personen), und es befanden sich unter den 

Wanderern mehr Frauen als Männer (vgl. Statistisches Bundesamt, verschiedene 

                                                 
107 Im Jahr 1918 lebten in der Tschechoslowakei rund 3,2 Mio. Deutsche und bildeten damit die zweitgrößte Bevölkerungs-
gruppe des Landes. Seit dem 1. Weltkrieg werden die im böhmischen und mährischen Teil wohnenden Deutschen als Sudeten-
deutsche bezeichnet. Umstritten ist, in welchem Ausmaß sich die Sudetendeutschen an der bis 1945 dauernden Unterdrü-
ckungsherrschaft der Nazis aktiv beteiligt haben. Dieses wurde ihnen später kollektiv zum Vorwurf gemacht aufgrund dessen 
auch ihre Vertreibung (1945-47) gerechtfertigt wurde (Baaden 1997). Nur 180.000 der deutschsprachigen Bevölkerung durften 
aus unterschiedlichen Gründen bleiben (Drbohlav 2000). 
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Jahrgänge). Letzteres lässt sich erklären, denn eine legale Emigration war hauptsäch-

lich aufgrund von ehelicher Zusammenführung möglich (Janis 1992). Aussagekräfti-

ge offizielle Angaben, wie viele von den Emigranten legal bzw. illegal nach West-

deutschland gelangten, gibt es allerdings nicht. Schätzungen gehen davon aus, dass 

das Gebiet der heutigen Tschechischen Republik zwischen 1948 und 1990 einen ne-

gativen Wanderungssaldo zwischen 375.000 und 450.000 hatte.  

Schaubild 4.9: Wanderungen von Ausländern zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der ehemaligen Tschechoslowakei von 1960 bis 1992  
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Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt, bis 1990 früheres Bundesgebiet  

In der Zeit vor der Trennung der beiden Republiken sind neben den politischen Mo-

tiven auch Wanderungsgründe anzunehmen, die in einer allgemeinen Unzufrieden-

heit mit den Lebensumständen und dem Lebensstandard lagen (Drbohlav 2000). Ein 

weiteres Muster der Migration war die ethnisch motivierte Ausreise aus der Tsche-

choslowakei. Ihren absoluten Höhepunkt erreichten derartige Wanderungen in der 

Zeit des Prager Frühlings. Im Zeitraum von 1969 bis 1970 kamen 31.663 Aussiedler 

nach Deutschland. Ab 1971 (siehe Schaubild 4.10) sinkt diese Zahl erheblich (2.337 

                                                                                                                                          
108 Offizielle Schätzungen kommen für den Zeitraum von 1949-89 auf 168.000 Emigrationen aus der Tschechoslowakei (Fejka 
1996). 
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Aussiedler) und schwankt danach unterhalb von 2.000 ethnischen Emigranten pro 

Jahr (Statistisches Bundesamt, verschiedene Jahrgänge u. Rudolf 1996).109 

Schaubild 4.10: Zuzüge von Aus- und Spätaussiedlern aus der ehemaligen Tschecho-
slowakei in die Bundesrepublik Deutschland von 1971 bis 2001110 

Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt; Rudolph 1996, Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flücht-
linge und Integration 2001 u. BAF 2002 

Seit 1991 unterstützt Deutschland diese Form von Ausreisen nicht mehr aktiv (siehe 

Kapitel 4.2 Polen). Durch die veränderte Haltung wurden solche Auswanderungen 

schwieriger und reduzierten sich deutlich.111 Seit 1996 liegt die jährliche Zahl der 

Personen, die als Aussiedler von Tschechien nach Deutschland einreisten, unterhalb 

von 20 (Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 

2001). 

Im Jahr 1989 wurden im Zuge der politischen und gesellschaftlichen Veränderungen 

die Reisebeschränkungen aufgehoben. Damit änderten sich auch die Wanderungs-

prozesse. Emigration, die auf Dauer ausgerichtet ist, verringert sich, statt dessen wird 

verstärkt temporär gewandert (Frejka 1996). So verschieben sich auch die Struktur-

                                                 
109 Derartige Ausreisen sind aufgrund von bilateralen Verträgen, die durch die deutsche Bundesregierung in den frühen 70er 
Jahren mit einigen zentral- und osteuropäischen Ländern abgeschlossen wurden, ermöglicht worden. 
110 Anmerkung zum Schaubild 4.10: Aussiedler, die über Drittstaaten nach Deutschland gelangten, sind nicht berücksichtigt; bis 
1990 beziehen sich die Angaben nur auf das frühere Bundesgebiet. 
111 Nach einer Volkszählung im Jahr 1991 gaben nur noch 55.000 Personen auf dem Gebiet der Tschechoslowakei an, Deutsche 
zu sein, 1959 waren es noch 165.117 Personen (Rudolph 1996). 
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merkmale der Wanderer: Der bisher hohe Anteil weiblicher Emigranten wechselt hin 

zu einem höheren männlichen Anteil, dabei verjüngt sich insgesamt die Altersstruk-

tur (Statistisches Bundesamt, verschiedene Jahrgänge). Die Zunahme der temporären 

Wanderungen lässt sich in den statistischen Daten des Statistischen Bundesamtes 

erkennen (siehe Schaubild 4.9), denn neben den Zuzügen steigen jetzt auch die Fort-

züge stark an. Die hohe Arbeitslosigkeit im eigenen Land wie die höheren Löhne in 

Deutschland stellen die Hintergründe solcher Wanderungen dar. 

Eine sehr hohe Wanderungsdynamik zwischen der Tschechoslowakei und Deutsch-

land fand im Jahr 1992 statt. Sie ist im Zusammenhang mit den ersten freien Wahlen 

1992 zu sehen, nach der die Spaltung der Tschechoslowakei erfolgte. So sind zu die-

sem Zeitpunkt neben ökonomischen Faktoren auch die politische Unsicherheit für 

viele Emigranten ein Motiv zur Auswanderung. Dieses lässt sich an einem Anstieg 

der Asylbewerber in Deutschland erkennen (Janiss 1992). Welchen Anteil die tsche-

chische Bevölkerung bei derartigen Wanderungsprozessen bis 1992 hatte, kann auf-

grund mangelhafter Datenlage nicht geklärt werden. Es ist aber hinsichtlich der 

Grenznähe des tschechischen Gebiets zu Deutschland anzunehmen, dass der Anteil 

der kurzfristigen Wanderungen hier besonders hoch gewesen sein muss. 

Die Selbständigkeit der Tschechischen Republik, die am 1. Januar 1993 in Kraft tritt, 

bringt auch Veränderungen mit sich, welche die Optionen der Emigration betreffen: 

So entfällt einerseits aufgrund der Demokratisierung die Möglichkeit aus politischen 

Gründen in Deutschland den Antrag auf Asyl zu stellen. Andererseits werden Anfang 

der 90er Jahre Kontingente für eine legale Arbeitsmigration durch bilaterale Verträge 

zwischen der Tschechischen Republik und Deutschland vereinbart112.  

Bezüglich derartiger Beschäftigungsmöglichkeiten kann festgestellt werden, dass die 

Grenzgängerbeschäftigung für die tschechische Republik dabei die wichtigste Rolle 

einnimmt. Im Jahr 1993 wurde auf dieser Basis 15.000 Tschechen eine Arbeitser-

laubnis im Bereich des Landesarbeitsamtes Nordbayern ausgestellt (Rudolph 1994). 

Heute gehen 85 bis 90 Prozent derartiger Arbeitserlaubnisse (für Deutschland liegen 

sie insgesamt jährlich zwischen 8.000 und 10.000) an Grenzgänger aus Tschechien. 

Dabei fallen die meisten der Arbeitserlaubnisse auf das Bundesland Bayern 
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(Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2001). 

Aufgrund der angespannten Arbeitsmarktlage in dem ebenfalls angrenzenden Bun-

desland Sachsen kommen solche Arbeitserlaubnisse dort eher selten vor. 113 Aller-

dings muss gesehen werden, dass die Grenzbeschäftigung im eigentlichen Sinne 

nicht unter der Rubrik der Arbeitsmigration gefasst werden kann, da der Wohnsitz 

nicht gewechselt wird. Derartige geographische Mobilität ist deshalb auch in keiner 

Wanderungsstatistik zu finden. 

Daneben gibt es eine Vereinbarung über die Beschäftigungsmöglichkeit von tsche-

chischen Saisonarbeitern in Deutschland. Das Schaubild 4.11 zeigt, dass sich die 

Anzahl derartiger Beschäftigungen seit 1993 stark reduziert hat und sich auf einem 

Niveau zwischen 2.000 und 4.000 Saisonarbeiter im Jahr bewegt. Diese Anzahl ist 

im Vergleich zu Polen als sehr gering einzustufen. 

Schaubild 4.11: Tschechische Saisonarbeiter in Deutschland von 1993 bis 2000114  
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Quelle der Daten: Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2001 

Eine andere legale Arbeitsmigration bietet sich durch die Beschäftigung als Werkver-

tragsarbeitnehmer. Auch derartige Möglichkeiten werden von der tschechischen 

Bevölkerung nur in einem geringen Ausmaß wahrgenommen. Im Zeitraum 1993 bis 

2000 sind sogar die vereinbarten Kontingente, die im Vergleich zu Polen und Ungarn 

sehr niedrig liegen, nicht ausgeschöpft worden (siehe Schaubild 4.12). 

                                                                                                                                          
112 Solche Vereinbarungen über befristete Beschäftigungen in Deutschland fanden auch mit anderen mittel- und osteuropäischen 
Staaten statt; siehe hierzu die näheren Ausführungen im Kapitel 4 Empirische Analyse.  
113 Die Arbeitslosenquote lag 2003 in Sachsen über 20 Prozent (Statistisches Landesamt Sachsen 2003). 
114 Die Bundesanstalt für Arbeit erfasst diese Zahlen und erhebt hierbei nur die Zahl der Vermittelten und nicht Eingereisten. In 
dieser Statistik sind auch vermittelte Schaustellergehilfen enthalten, die aber nur eine geringe Zahl darstellen und deshalb nicht 
gesondert ausgewiesen werden. 
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Schaubild 4.12: Tschechische Werksvertragsarbeitnehmer in Deutschland von 1993 
bis 2000 
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Quelle der Daten: Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2001 

Eine weitere Vereinbarung wurde bereits 1989 hinsichtlich der Beschäftigungsmög-

lichkeit als Gastarbeitnehmer getroffen und beinhaltet ein jährliches Kontingent von 

1.400 Beschäftigten. Dieses Kontingent wurde im Jahr 1993 mit 1.577 Gastarbeit-

nehmern übererfüllt. Allerdings sank die Zahl derartiger Arbeitsverhältnisse im Jahr 

1996 auf 754 Beschäftigte und erreichte im Jahr 1998 das Minimum von nur 330 

solcher Vermittlungen. Erst im Jahr 2000 stieg die Anzahl wieder auf über 700 an. 

Eine Arbeitserlaubnis als IT-Fachkraft zu erhalten - seit August 2000 in Deutschland 

möglich - nutzten bis Oktober 2002 367 Personen mit tschechischer Herkunft (Haug 

2002). 

In diesem Zusammenhang ist auch die Möglichkeit, einen Aufenthalt im Zuge einer 

Ausbildung in Deutschland wahrzunehmen, zu nennen. Bei den Einschreibungen im 

WS 2000/2001 von 1.640 Studierenden mit einer tschechischen Staatsangehörigkeit 

muss gesehen werden, dass diese gegenüber dem WS 1997/1998 (912 Studierende) 

und WS 1999/2000 (1.292Studierende) angestiegen sind, aber im Vergleich zu ande-

ren Ländern (z.B. Kapitel 4.5 Ungarn) nicht sehr hoch liegen (Statistisches Bundes-

amt 2003a, Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integra-

tion). 

Welche Prozesse lassen sich ab 1993 anhand statistischer Wanderungsdaten erken-

nen? 
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Im ersten Jahr der Selbständigkeit der Tschechischen Republik weist das Statistische 

Bundesamt einen negativen Wanderungssaldo hinsichtlich der Wanderungen zwi-

schen den beiden Ländern für Deutschland aus (siehe Schaubild 4.1).115 

Schaubild 4.13: Wanderungen von Ausländern zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechischen Republik von 1993 bis 2001 
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Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt 

Es ist zu bemerken, dass die Zuzüge nach Deutschland wie auch die Fortzüge nach 

Tschechien im Vergleich zu den darauf folgenden Jahren höher lagen, d.h. für den 

Zeitraum 1993 bis 2001 bestand das höchste Wanderungsvolumen im Jahr 1993. Die 

hohe Zahl der Fortzüge in diesem Jahr stand im Zusammenhang mit der Gründung 

der Tschechischen Republik. Ab 1994 war der Wanderungssaldo bei derartigen 

Wanderungen positiv - hier bildete nur das Jahr 1997 eine Ausnahme. Das niedrigste 

Wanderungsvolumen wurde im Jahr 1998 erreicht. Ein Anwachsen der Wanderungs-

dynamik, was insbesondere bei den Zuzügen nach Deutschland stattfand, lässt sich 

aber wieder ab 1999 feststellen. Im Jahr 2000 hatten solche Zuzüge ein Niveau wie 

im Jahr 1993, die Fortzüge nach Tschechien blieben aber niedrig und stiegen nur 

                                                 
115 Die Frage nach der Situation vor 1993 kann nicht beantwortet werden. Betrachtet man zusätzlich neben den Zu- und Fortzü-
gen mit Herkunft Tschechischer Republik auch die mit Herkunft Slowakischer Republik und Ziel Deutschland, lässt sich hier-
aus schließlich, dass die Summe der Zuzüge (Tschechische Republik 11.201; Slowakische Republik 6.859, Summe der Zuzüge 
beider Länder 18.050) aus beiden Republiken gegenüber dem Jahr 1992 (36.672) erheblich niedriger liegt. Dagegen ist bei den 
Fortzügen aus Deutschland nur eine geringe Abnahme bei einer gemeinsamen Betrachtung zu erkennen (1993: Tschechische 
Republik 1993: 13.934/ Slowakische Republik: 7.072/ Summe 21.006 - 1992:Tschechoslowakei: 24.005).  
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leicht an. Die Zunahme der Zuzüge ab 1999 kann mit einem Anstieg der Arbeitsmig-

ration in Deutschland in Verbindung gebracht werden, wie auch die o.a. Darstellung 

gezeigt hat.  

Die Strukturmerkmale der Wanderer wiesen dabei auf eine temporäre Arbeitsmigra-

tion hin: Es wanderte ein sehr hoher Anteil in der Altersgruppe 25 bis unter 50 Jahre, 

wobei der überwiegende Anteil der Wanderer männlich war. Die Altersgruppe der 

18- bis unter 25-Jährigen stellte die zweitgrößte Gruppe dar, hier dominierten dage-

gen weibliche Wanderer (vgl. Statistisches Bundesamt, verschiedene Jahrgänge). In 

dieser Gruppe befanden sich auch Bildungswanderer.116  

Fazit 

Aus der Analyse der vergangenen Wanderungsprozesse zwischen der Tschechischen 

Republik und Deutschland wird bis 1993 trotz eingeschränkter Informationen deut-

lich, dass ausschließlich die Situationen einer politischen Unsicherheit auf dem Ge-

biet der heutigen Tschechischen Republik zu Wanderungswellen in Richtung 

Deutschland führten. Eine Arbeitsmigration lässt sich zwar bereits früh erkennen, 

existiert aber nur auf einem geringen Niveau. Seit der Selbständigkeit haben sich die 

Motive der Emigration von politischen und ethnischen hin zu ökonomischen gewan-

delt. Die jetzt dominierende Arbeitsmigration, die stark temporär bzw. als Grenzmo-

bilität ausgerichtet ist, weist aber nur einen geringen Umfang aus. Ab 1999 ist die 

leichte Tendenz einer Zunahme bei den Zuzügen zu registrieren. Sie kann mit dem 

Anstieg der Arbeitslosigkeit in Tschechien in Verbindung stehen. Durch die seit Mit-

te der 90er Jahre verstärkte Möglichkeit, Bildungsoptionen in Deutschland wahrzu-

nehmen, lässt sich hier ein neues Wanderungsmuster feststellen. Der Umfang der Zu- 

und Fortzüge muss dennoch als niedrig eingestuft werden. 

Gründe für die geringe Wanderungsdynamik sehen soziologische Studien117 in einer 

tiefen Verwurzelung der tschechischen Menschen mit ihrem Land (vgl. Rudolph 

                                                 
116 Bei der Gruppe der 18- bis unter 25-Jährigen kann vermutet werden, da hierunter viele weibliche Personen sind, dass diese 
im Ausland sich weiterbilden. In Tschechien existiert eine hohe Arbeitslosigkeit bei Frauen (s. u.). Es kann angenommen 
werden, dass Frauen auf dem tschechischen Arbeitsmarkt schlechtere Möglichkeiten antreffen. Auch weist der Bericht der EU-
Kommission auf Benachteiligungen von Frauen im Arbeitsbereich (z.B. niedrigere Löhne) in der Tschechischen Republik hin  
(EU-Kommission 2001d).  
117 Postránecký 1992: Regionale Aspekte der ökonomischen Entwicklung in der Tschechischen Republik in den 1990er Jahren. 
Prague, Institute for Economic Policy. 
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1994). Insofern kann das höhere Auftreten bei der Grenzarbeiterbeschäftigung auch 

in Richtung einer Tendenz zur Sesshaftigkeit interpretiert werden. 

4.4.2 Analyse der Ausgangssituation und Entwicklungstendenzen 

4.4.2.1 Die wirtschaftliche Entwicklung 

Zu Beginn der Selbständigkeit konnte in Tschechien zunächst ein wirtschaftliches 

Wachstum erzielt werden. Danach folgte ab 1997 eine dreijährige Rezessionsphase. 

Heute hat sich die gesamtwirtschaftliche Situation wieder erholt. So konnte in den 

Jahren 2000 und 2001 jeweils ein positives BIP-Wachstum von 3,3 Prozent ver-

zeichnet werden (EU-Kommissionsbericht 2001d, 2002d). Die Gründe für die vorhe-

rige Wirtschaftskrise sind in struktur- und stabilitätspolitischen Fehlern, die z.B. auf-

grund eines verschleppenden Verlaufs bei der Umstrukturierung der Industrie sowie 

bei der Privatisierung des Banksektors stattgefunden haben, zu suchen (OECD 

199b). Die Erholung der Wirtschaft ist durch eine Steigerung des privaten 

Verbrauchs und einer sprunghaften Zunahme der Investitionen (Anlagen- und aus-

ländischen Direktinvestitionen) erreicht worden. Allerdings führte dieses zu einer 

starken Ausweitung des Leistungsbilanzdefizits (1998: 2,3 Prozent und 2000: 5,5 

Prozent des BIP). Auch die Inflationsrate, die in 1999 bei nur 1,8 Prozent lag, stieg 

im Jahr 2001 auf 4,5 Prozent an (EU-Kommissionsbericht 2001d, 2002d). Darüber 

hinaus besteht ein hohes Haushaltsdefizit, das im Jahr 2001 sogar auf 5,5 Prozent des 

BIP anstieg (1999: 3,2 Prozent des BIP). Es spiegelt die hohen Kosten, die durch die 

Sanierung des Banken- und Unternehmenssektors entstanden sind, wieder. Aller-

dings kommen neben diesen strukturellen Belastungen auch die Auswirkungen zum 

Tragen, die der expansive Haushaltskurs mit sich bringt. Diesbezüglich werden von 

der EU-Kommission Strukturreformen als dringend notwendig eingeschätzt, um die 

Ausgaben (80 Prozent fallen auf soziale Transfers, Krankversicherungskosten und 

Schuldendienst) zu reduzieren (vgl. BMF 2001 u. EU-Kommission 2001d, 2002d). 

Das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen liegt in Tschechien bei 57 Prozent des 

EU-Durchschnitts. Allerdings ist das Einkommensniveau regional sehr unterschied-

lich. So liegt das Pro-Kopf-Einkommen in Prag sehr viel höher als in den übrigen 

Landesteilen (EU-Kommission 2002d). 
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Die EU-Kommission sieht eine makroökonomische Stabilität der tschechischen 

Wirtschaft gegeben. Dabei wird eingeschränkt, dass diese durch ein gleichzeitig 

wachsendes Ungleichgewicht im Außenhandel und im Staatshaushalt gefährdet sein 

kann (EU-Kommissionsbericht 2001d, 2002d). Nach Projektionen der OECD ist eine 

moderate Ausweitung des BIP für die nächsten Jahre wahrscheinlich. Die Auswir-

kungen, die durch eine anhaltende Umstrukturierung des Unternehmenssektors und 

wegen der restriktiven inländischen Kreditbedingungen auftreten, werden eine Aus-

weitung des Konsums und der Investitionsnachfrage bremsen (OECD, 2001b, 

2002a). 

4.4.2.2 Arbeitsmarkt 

In den ersten Jahren der Selbständigkeit hatte die Tschechische Republik eine sehr 

niedrige Arbeitslosenquote. Dieses war ein Resultat von einerseits vergleichsweise 

niedrigen Reallöhnen bei arbeitsintensiver Produktionsweise. Andererseits wurden 

Arbeitskräfte von privaten wie staatlichen Unternehmen weiterbeschäftigt, bei denen 

die notwendige Umstrukturierung aufgeschoben wurde. Die im Jahr 1997 einsetzen-

de Rezession und der hierdurch entstehende Zwang zur Restrukturierung der Unter-

nehmen hatte dann auch unmittelbar einen Anstieg der Arbeitslosenquote zur Folge 

(siehe Tabelle 4.7). Das weit verbreitete Frührentnerprogramm verringerte dabei den 

Anstieg. Von der Arbeitslosigkeit waren besonders junge Personen unter 25 Jahren 

(2001: 16,3 Prozent aller Arbeitslosen) und Frauen (2001: 9,6 Prozent Frauen u. 6,7 

Prozent Männer) betroffen. Daneben gab es einen hohen Anteil von gering qualifi-

zierten Personen unter den Arbeitslosen (EU-Kommission 2001d, 2002d). 

Tabelle 4.7: Arbeitslosenquote Tschechiens von 1993 bis 2001 (in Prozent) 
1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 

3,9 3,8 3,6 3,9 4,3 5,9 8,5 8,8 8,0 
Quelle der Daten: EU-Kommission 2001d, 2002d u. OECD 1999b118  

Neben dem Anstieg der Arbeitslosenquote muss auch ein Anstieg der Langzeitar-

beitslosen festgestellt werden. So lag die Langzeitarbeitslosenquote im Jahr 1999 

noch bei 36,0 Prozent, die im Jahr 2001 auf 52,9 Prozent anstieg. 

                                                 
118 Quelle für den Zeitraum 1993-1995. 
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Gründe für die Arbeitslosigkeit werden insbesondere in einer zu geringen Mobilität 

gesehen. So existierte in der Hauptstadt Prag so gut wie keine Arbeitslosigkeit. Da-

gegen hatten die Regionen, die von industriellen Umstrukturierungen betroffen wa-

ren, hohe Arbeitslosenquoten. Es kam aber aufgrund eines Mangels an erschwingli-

chen Wohnungen in Regionen mit verhältnismäßig gutem Arbeitsangebot nicht zu 

einer Mobilität. Ein weiterer Grund lag in einem Missverhältnis zwischen Sozialleis-

tungen und Mindestlohn. Auch tätigte die Tschechische Republik nur geringe Aus-

gaben im Bereich der Beschäftigungspolitik, die im Vergleich mit den EU-Ländern 

drei- bis viermal niedriger sind (Friedrich-Ebert-Stiftung 2001, EU-Kommission 

2002d). 

4.4.2.3 Demographische Entwicklung der Bevölkerung 

Für den zurückliegenden Zeitraum von 1993 bis 2001 ist hinsichtlich der Bevölke-

rungsentwicklung der Tschechischen Republik ein erheblicher Transformationspro-

zess festzustellen. Es kann davon ausgegangen werden, dass derartige Veränderun-

gen langfristige Folgen für den Arbeitsmarkt haben werden.  

Ein aktuelles Absinken der Erwerbstätigenquote (1997: 68,6 Prozent und 2001: 65 

Prozent) hatte allerdings keinen demographischen Hintergrund, sondern war auf die 

Praxis einer extremen Frühverrentung zurückzuführen (EU-Kommissionsbericht 

2001d, 2002d). Wie in den anderen Beitrittsländern stieg auch in der Tschechischen 

Republik die Gruppe der Erwerbsbevölkerung an und hatte im Vergleich zu den an-

deren Gruppen einen großen Umfang. Bislang verfügt der Arbeitsmarkt noch über 

ein ausreichendes Arbeitskräftepotenzial, jedoch wird sich dieses langfristig ändern. 

Pavlík zeigt mit seiner Bevölkerungsvorausberechnung (Pavlík & Kucera 1999) sol-

che Entwicklungstendenzen auf. Kurzfristig ermittelt er einem weiteren Anstieg für 

die Gruppe der Erwerbsbevölkerung und weist eine Abnahme dieser Gruppe ab dem 

Jahr 2010 aus (Pavlik & Kucera 1999). 

Die extreme Veränderung der Bevölkerungsstruktur wurde durch das erhebliche Ab-

sinken der lebend Geborenen pro Frau (TFR) von 1,9 im Jahr 1991 auf 1,2 seit 1996 

bewirkt. Das Resultat einer solchen Entwicklung ist bereits in der Altersgruppe der 

0- bis unter 14-Jährigen zu erkennen: Die Zahl hatte sich in den 90er Jahre stetig 

verringert und nahm einen geringen Anteil an der Gesamtbevölkerung ein. Dieser 
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Prozess führte außerdem zu einem Rückgang der Gesamtbevölkerung, der durch die 

negative Geburtenbilanz (lebend Geborene abzüglich Gestorbene) verursacht wurde 

und von dem Nettowanderungssaldo nicht ausgeglichen werden konnte.119 

Tabelle 4.8: Demographische Entwicklung der Bevölkerung in der Tschechischen Re-
publik (1993-2001) 

Lebenserwartung  
 
Bevölkerung 
am 1.Januar 

(in Tausend) 

 
0- bis14-
Jährige 

(Anteil in 
Prozent) 

 
15- bis 64-

Jährige 

(Anteil in  
Prozent) 

 
65-Jährige 
und älter 

(Anteil in 
Prozent) 

 
Lebend 

Geborene 
pro Frau 

(TFR) 

 
Frauen 

bei Geburt 

 
Männer 

bei Geburt 

 
Netto- 

wanderung 
 
(international) 

1993 10.326 20,0 67,1 12,9 1,7 76,4 69,3 5.476 

1994 10.334 19,5 67,6 13,0 1,4 76,6 69,5 9.942 

1995 10.333 18,8 68,0 13,1 1,3 76,6 69,7 9.999 

1996 10.321 18,3 68,4 13,3 1,2 77,3 70,4 10.129 

1997 10.306 17,9 68,7 13,4 1,2 77,5 70,5 12.075 

1998 10.299 17,7 69,0 13,6 1,2 78,1 71,1 9.488 

1999 10.290 17,0 69,3 13,7 1,2 78,1 71,4 8.774 

2000 10.267a k.A k.A. k.A. k.A. 78,4 71,7 6.539 

2001b 10.232a 16,2 70,0. 13,8. 1,2. 78,5 72,1 k.A. 
Quelle der Daten: Pavlík 1999, CSU 1999, 2003 u. eigene Berechnungen 
a Bevölkerung am 31.12.; b Ergebnisse der Volkszählung 2001 berücksichtigt 

Bedingt durch die steigende Lebenserwartung, die jedoch auf einem niedrigeren Ni-

veau z.B. im Vergleich zu Deutschland liegt, ist auch in Tschechien zukünftig von 

einer alternden Bevölkerung auszugehen. Erste Anzeichen lassen sich in dem An-

stieg der Altersgruppe über 65 Jahre in den 90er Jahren erkennen (siehe Tabelle 4.8). 

Aufgrund derartiger demographischer Prozesse muss langfristig mit einer abneh-

menden und alternden Bevölkerung für die Tschechische Republik gerechnet wer-

den, denn es ist nicht zu erkennen, dass sich die Entwicklung der demographischen 

Komponenten erheblich ändert. Es könnte z.B. auch eine gravierende Erhöhung der 

TFR, die i.d.R. aber langsam erfolgt, eine solche Entwicklung nur langfristig beein-

flussen, da die erwerbsfähige Altersgruppe z.B. im Jahr 2030 zu einem sehr großen 

Anteil bereits geboren ist. Auch Einwanderungen bewirken nur kurzfristige Ab-

schwächungen dieser Entwicklung, da auch dieser Personkreis dem Alterungsprozess 

                                                 
119 Es kann davon ausgegangen werden, da ein negatives natürliches Wachstum im Jahr 2001 bestand, dass der Bevölkerungs-
anstieg durch die Bereinigung der Statistik, die aufgrund der Ergebnisse der Volkszählung 2001 vorgenommen wurde, zu 
erklären ist. Leider liegen keine Angaben über den Nettowanderungssaldo für das Jahr 2001 vor. Es ist aber nicht vorstellbar, 
dass der Nettowanderungssaldo einen derartigen Anstieg der Bevölkerung verursacht hat. 



Empirische Analyse 126 

 

unterliegt. Insofern ist zu erwarten, dass sich das Arbeitskräftepotenzial in der 

Tschechischen Republik bereits mittelfristig hinsichtlich Anzahl und Alterung stark 

verändern wird. 

4.4.2.4 Gesundheitswesen 

Eine wesentliche Änderung im Gesundheitssystem der Tschechischen Republik 

brachte 1992 die Etablierung eines Versicherungswesens mit sich. Es wird durch 

Beiträge finanziert, die sich  in einen Arbeitgeberanteil von 9 Prozent und einen Ar-

beitnehmeranteil von 4,5 Prozent des Bruttoeinkommens aufteilen, Selbständige leis-

ten einen Beitrag in Höhe von 13,5 Prozent ihres Einkommen (Normand 1999). Vor 

der Einführung dieses Versicherungssystems sind bereits kleinere Reformen im Ge-

sundheitsbereich durchgeführt worden, z.B. Reformen, die privatgeführte Betriebe 

von Gesundheitseinrichtungen ermöglichen, die Einführung der Niederlassungsfrei-

heit für Ärzte und das Recht auf freie Ärztewahl für Patienten. Für die Krankenkas-

sen wurde ein Kassenwettbewerb zugelassen. Dieser hatte zur Folge, dass von den 

errichteten 27 Krankenkassen nur 9 Kassen dem Wettbewerb standhalten konnten. 

Das ging für viele Krankenkassen häufig mit einer Fehlkalkulation sowie einer 

Schuldensituation einher. Ein wesentliches Problem, das sich hieraus entwickelte, ist, 

dass Krankenhäuser und Kliniken auf ausstehende bzw. verspätete Überweisungen 

der Kassen warten. Dadurch verschärfte sich die bereits prekäre Finanzlage der 

Krankenhäuser, wodurch auch das Ausbleiben einer Privatisierung der meisten 

Krankenhäuser z.T. zu erklären ist. Eine Privatisierung im Gesundheitswesen findet 

man heute in der Tschechischen Republik nur in der medizinischen Grundversorgung 

(Götting 1998, Normand 1999, The World Bank 1999a). 

Ein weiteres Problemfeld stellt das Krankengeld dar. Es liegt nahe am Durchschnitts-

lohn und wird deshalb stark in Anspruch genommen. Eine Steigerung der Effizienz 

im Gesundheitsbereich trifft in Tschechien nicht auf die Schwierigkeit hinsichtlich 

der Höhe der Leistungen, sondern vor allem auf die hohe Zahl der Leistungsempfän-

ger. 

Die EU-Kommission kommt in ihrem letzten Bericht zu der Feststellung, dass sich 

der Gesundheitszustand der tschechischen Bevölkerung verbessert hat (Kommission 

2002). Hierzu hat auch die Anhebung der Ausgaben in diesem Sektor beigetragen. 



Empirische Analyse 127 

 

Im Jahr 1990 wurden nur 4,8 Prozent des BIP an Gesundheitsausgaben getätigt, wäh-

rend der Anteil im Jahr 2001 auf 7,8 Prozent gesteigert wurden120 (Friedrich-Ebert-

Stiftung 2001).  

Obgleich die Lebenserwartung über dem europäischen Durchschnitt liegt (siehe 

Tabelle 4.8) muss die Effizienz und die Qualität im Gesundheitsbereich noch ausge-

baut werden, um das Niveau der EU-Länder zu erreichen. Allerdings kann ange-

nommen werden, dass ein derartiger Prozess noch einige Jahre andauert, da neben 

der Problematik einer hohen Zahl von Leistungsempfängern (Krankengeld) qualifi-

ziertes Personal fehlt (z.B. auch im Managementbereich) bzw. medizinisches Perso-

nal unterbezahlt ist (Götting 1998, Normand, 1999, The World Bank 1999a).  

4.4.2.5 Rentensystem 

In der Tschechischen Republik wurde bezüglich des Rentensystems bisher auf radi-

kale Reformen verzichtet. Dieses hatte u.a. den Hintergrund, dass Tschechien in den 

ersten Jahren der Transformation keine Defizite in der Rentenversicherung aufwies 

und z.B. auch durch die zunächst bessere wirtschaftliche Situation gegenüber den 

anderen Reformstaaten positiv beeinflusst wurde.  

Seit Beginn der 90er Jahre ist die Rentenversicherung in mehreren kleinen Schritten 

reformiert worden. Die Dringlichkeit solcher Reformschritte ist durch entstandene 

Engpässe in der Rentenversicherung - 1998 war erstmals ein Defizit von 13 Milliar-

den Kronen (Bundesarbeitsblatt 1999) zu verzeichnen - hervorgerufen worden. Zu-

dem muss sich die Tschechische Republik der Situation einer alternden Bevölkerung 

stellen. 

Das tschechische Rentenversicherungssystem, welches in erster Linie auf eine umla-

gefinanzierte solidarische Pflichtversicherung aufbaut, daneben aber eine zweite Säu-

le hat, die eine freiwillige, durch staatliche Zuschüsse begünstigte Zusatzversiche-

rung im Rahmen von Rentenfonds vorsieht, wurde ab 1995 zur Reduzierung dieser 

Problemlagen reformiert (Mácha 1999). 

                                                 
120 Die Tschechische Republik hatte Gesundheitsausgaben je Einwohner (in Dollar, Kaufkraftparität) von 928 im Jahr 1998, was 
einen Anteil am BIP von 6,7 Prozent bedeutet. 
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Zu diesen Änderungen gehörte im Wesentlichen die Begrenzung der Anzahl der 

Leistungsempfänger ab 1996. So wird das Rentenzugangsalter bei 25-jähriger Bei-

tragseinzahlung für Männer von 60 auf 62 Jahre und für Frauen von vorher 53 bis 57 

Jahre auf 57 bis 61 Jahre (je nach Anzahl der Kinder) stufenweise bis zum Jahr 2007 

erhöht. Des Weiteren wurde die Witwenrente gekürzt und die Frühverrentung einge-

schränkt, sowie die Einführung einer neuen Rentenformel121 und einer Indexierungs-

formel122 vorgenommen. Der Beitragssatz für die Rentenversicherung beläuft sich 

für den Arbeitgeber auf 19,5 Prozent und für den Arbeitnehmer auf 6,5 Prozent des 

Bruttoeinkommens; Selbständige zahlen 100 Prozent (Götting 1998, Lodahl & 

Schrooten 1998, Bundesarbeitsblatt 1999, Mácha 1999, Müller 1999). 

Das durchschnittliche Rentenniveau lag im Jahr 1997 gegenüber dem durchschnittli-

chen Bruttolohn bei 45,3 Prozent und gegenüber dem Nettolohn bei 58,3 Prozent 

(Schmähl 1999). Die Regierung strebt für die Zukunft mit dem jetzigen Zwei-

Säulen-System eine Kombination an, mit der ein Rentenniveau von 60 bis 70 Prozent 

des Nettolohns erreicht werden soll (Bundesarbeitsblatt 1999). Allerdings ist anzu-

merken, dass die freiwillige Zusatzversicherung für die zweite Säule zur Zeit nur in 

einem geringen Umfang abgeschlossen wird. 

In der Mehrzahl investieren Personen, die bald in das Rentenalter treten, in solche 

Rentenfonds (Jelínek & Schneider 1999). Für eine langfristige Absicherung der Ren-

ten in der angestrebten Höhe und in Verbindung mit der demographischen Entwick-

lung der Bevölkerung123 wird von Experten in Frage gestellt, ob hinsichtlich der Si-

cherung der Renten für die nächsten Generationen die jetzigen Reformen ausreichen 

oder doch eine radikalere Reform notwendig ist (Jelínek & Schneider 1999).  

Andere Beitrittsländer haben bereits umfassendere Rentenreformen durchgeführt, so 

dass die Tschechische Republik hier eine Ausnahme bildet. Darüber hinaus sind er-

hebliche Verzögerungen bei der Umsetzung der bisherigen Reformen des Rentensys-

tems feststellbar. So wurde ein Gesetzesentwurf zur Rentenreform bedingt durch die 

Wahlen im Juni 2002 nicht verabschiedet, da Regierung sowie Opposition unter-

                                                 
121 Sie besteht aus einem einheitlichen Grundbetrag und einer von der Versicherungszeit und dem früheren Einkommen abhän-
gigen variablen Komponente. 
122 Diese Formel soll einen verbesserten Schutz vor Kaufkraftverlusten der Renten bieten: Wenn der Verbraucherpreisindex 
nach einer Anpassung sich um mindestens 5 Prozent erhöht, werden die Renten angehoben. 
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schiedliche Konzepte unterstützten und kein Konsens gefunden werden konnte 

(Friedrich-Ebert-Stiftung 2001). 

4.4.2.6 Bildungssystem 

Veränderungen im Bildungssystem haben sich in Tschechien seit 1989 nicht durch 

größere Reformen sondern vielmehr durch die Aufwertung von Bildung als Human-

kapital ergeben. So ist die Anzahl der Schülerinnen und Schüler sowie Studentinnen 

und Studenten im Bereich des höheren Bildungsbereichs in den letzten zehn Jahren 

rapide angestiegen. Ein Absinken der Schülerzahlen in den Grundschulen resultiert 

bereits aus den demographischen Veränderungen einer rückgängigen Bevölkerung. 

Die weiterführenden Bildungseinrichtungen bzw. Hochschulen haben dagegen das 

Problem einer ansteigenden Schüler- bzw. Studentenzahl. Sie verursacht eine Ver-

stärkung der bereits angespannten Finanzlage in diesem Bereich, da zusätzliche Ka-

pazitäten (Räume, Personal) benötigt werden. Die Bildungsausgaben der Tschechi-

schen Republik lagen im Jahr 1998 bei 4,3 Prozent des BIP und damit deutlich un-

terhalb des Durchschnitts aller OECD-Länder, der sich bei 5,3 Prozent befindet 

(OECD 2001c). Eine Erneuerung des Bildungssystems lässt sich deshalb z.Zt. nur 

ungenügend umsetzen, weil es zudem an adäquaten Ausstattungen der Einrichtungen 

und einer angemessenen Bezahlung des Lehrpersonals fehlt. Ähnliche Problemstel-

lungen sind auch im Forschungsbereich bei den Universitäten anzutreffen, dort lie-

gen z.B. die Gehälter für Postdoktoranden unter dem Durchschnittslohn.  

Private Einrichtungen sind im Bildungsbereich zugelassen und im Bereich der Be-

rufsausbildung stark vertreten. Dennoch hat sich die Kommerzialisierung des Bil-

dungssektors nicht wie in anderen mitteleuropäischen Ländern (z.B. Polen) ausge-

breitet. 

Fazit 

Nach überstandener Rezession hat sich die wirtschaftliche Situation in der Tschechi-

schen Republik stabilisiert. Probleme bereitet allerdings das sehr hohe Haushaltsde-

                                                                                                                                          
123 Demographische Experten sind zudem der Meinung, dass in den veröffentlichen Vorausschätzungen der Alterungsprozess 
unterschätzt wird (Mácha 1999). 
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fizit. Da Sozialreformen nur schleppend vorangetrieben werden, ist eine rasche Än-

derung hinsichtlich dieses Defizits nicht in Sicht (80 Prozent fallen auf soziale Trans-

fers). Insofern ist auch kaum ein Handlungsspielraum für andere öffentliche Ausga-

ben wie im Bildungs- oder Gesundheitsbereich (Aufstockung der Personalgehälter) 

zu erkennen. Langfristig könnte dieses zu Qualitätseinschnitten in diesen Bereichen 

führen. 

Das Wirtschaftswachstum konnte in Tschechien keine Reduzierung der Arbeitslo-

senquote hervorbringen, weil notwendige Restrukturierungen der Unternehmen zu 

Entlassungen führten. Dieser Prozess ist noch nicht abgeschlossen, so dass es weiter-

hin zu strukturbedingten Entlassungen kommt. Hinsichtlich der Jugendarbeitslosig-

keit, bei denen Frauen besonders betroffen sind, erscheinen die getätigten Ausgaben 

im Bereich der Beschäftigungspolitik oder auch im Bildungswesen nicht ausreichend 

zu sein, um derartige Problemlagen aufzufangen. 

Die demographische Veränderung der Bevölkerung stellt die Tschechische Republik 

im Bereich der sozialen Systeme vor große Schwierigkeiten. Die jetzige Ausgestal-

tung dieser Systeme berücksichtigt die demographischen Veränderungen nicht aus-

reichend. Deshalb erscheint der Sozialbereich in Tschechien weiterhin reformbedürf-

tig. Die alternde und schrumpfende Bevölkerung wird auch für den Arbeitsmarkt in 

der Zukunft Probleme aufwerfen, weil qualifizierte junge Arbeitskräfte fehlen wer-

den. 
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4.5 Ungarn 

4.5.1 Analyse zurückliegender Wanderungsprozesse 

Wanderungsbewegungen zwischen Ungarn und Deutschland können vor 1945 als 

unbedeutend eingestuft werden. Bedingt durch die österreich-ungarische Monarchie 

haben sich starke Verflechtungen mit dem Land Österreich herausgebildet. Daneben 

gab es ab Mitte des 19. Jahrhunderts Massenauswanderungen, die nach Amerika 

führten. Sie wurden ab 1924 durch die Einführung eines restriktiven Einwanderungs-

gesetzes erheblich eingeschränkt. Somit erhielten bei Emigrationen Länder wie Ka-

nada, Südamerika oder Australien die Präferenz als Zielort (Dövényi & Vukovich 

1996). 

Gründe für solche Wanderungen sind neben der wirtschaftlichen Not auch in den 

Grenzrevisionen 1919/1920124, 1939 und 1945125 zu sehen. Ebenso in dem politi-

schen Systemwechsel nach dem zweiten Weltkrieg, der eine Reihe von Personen 

auch in die westlichen Länder fliehen ließ. Nach 1949126 versucht die kommunisti-

sche Führung das Land hermetisch abzuschließen (Dövényi 1997a, Glatz 1997). So-

mit wurde jegliche grenzüberschreitende Migration unterbunden und auf ein Mini-

mum reduziert. Hinsichtlich der politisch begründeten Wanderungen wird geschätzt, 

dass sie zwischen 1945 bis 1953 von ca. 100.000 bis 200.000 Personen vorgenom-

men wurden (Dövényi 1997a, Glatz 1997). 

Eine Ausnahmesituation entstand im Jahr 1956: Nach dem Tod Stalins entwickelten 

sich Liberalisierungsbewegungen in Ungarn. Im Rahmen dieser Revolution wurden 

die Grenzen provisorisch geöffnet, und es kam zu einer Massenflucht. Es wird ge-

schätzt, dass zwischen Oktober 1956 und April 1957 ungefähr 193.000 Personen 

Ungarn verließen, darunter vor allem junge Hochqualifizierte (Dövényi & Vukovich 

                                                 
124 1918-1920 wurde die Republik Ungarn ausgerufen, 1920 (Friedensvertrag von Trianon) verlor Ungarn 68 Prozent des frühe-
ren Staatsgebietes und 59 Prozent seiner Bevölkerung, darunter drei Millionen Magyaren, die künftig in der Slowakei, Rumä-
nien und Serbien lebten (Boden 1995). 
125 Im Jahr 1945 besetzte die Sowjetarmee das Land. Im Friedensvertrag von Paris wurde eine Wiederherstellung der Grenzen 
von Trianon, die Abtrennung „Preßburger Brückenkopf (Preßburg-Bratislava) und der Austausch eines Teils der ungarischen 
und slowakischen Bevölkerung vereinbart. In diesem Zusammenhang ist auch die Aussiedlung der Ungarndeutschen zu sehen. 
Schätzungen gehen davon aus, dass ungefähr 190.000 Deutsche aus Ungarn vertrieben wurden (Glatz 1997, Dövényi 1997b, 
Boden 1995). 
126 Die Einsetzung einer Verfassung im Jahr 1949 schafft die Volkrepublik Ungarn. 
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1996). Nach der Niederschlagung des Aufstandes durch den Einmarsch sowjetischer 

Truppen wurden grenzüberschreitende Wanderungen wieder sehr viel seltener. 

Ab Mitte der 1960er Jahre wurde es in Ungarn wieder möglich, ein Visum für eine 

Reise ins westliche Ausland zu erhalten. Bei solchen Reisen sollen zwischen 1963 

und 1988 mehr als 70.000 Personen im Ausland verblieben sein. Legale Auswande-

rungen für den selben Zeitraum werden nur mit 50.000 angegeben (Dövényi 1997b). 

Eine Form der legalen Ausreisemöglichkeit bildete ab den frühen 70er Jahren die 

ethnische Emigration von Deutschstämmigen. 

Schaubild 4.14: Zuzüge von Aus- und Spätaussiedlern aus Ungarn in die Bundesre-
publik Deutschland von 1968 bis 2001 127 

Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt, Rudolph 1996, Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flücht-
linge und Integration 2001 u. BAFI 2002 

Ihre Ausreise wurde aufgrund einer Vereinbarung, die von der deutschen Bundesre-

gierung mit einer Reihe von zentral- und osteuropäischen Staaten (u.a. auch Ungarn) 

abschlossen wurde (siehe hierzu Kapitel 4 Empirische Analyse), ermöglicht. 

Ethnisch motivierte Emigrationen fanden in der politischen Umbruchzeit 89/90 ver-

stärkt statt (siehe Schaubild 4.14). Ab 1991 reduzierten sich solche Wanderungen, da 

Deutschland sie nicht mehr aktiv unterstützte (siehe Kapitel 4.2 Polen). Vergleicht 
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man die Wanderungen der ethnischen Emigration nach Deutschland mit den übrigen 

Wanderungsprozessen in Richtung Deutschland (siehe Schaubild 4.15), können ähn-

liche Wanderungswellen festgestellt werden. Insofern ist hier zu vermuten, dass ne-

ben dem ethnischen Motiv auch politische wie ökonomische Faktoren eine Emigrati-

on beeinflusst haben. 

Schaubild 4.15: Wanderungen von Ausländern zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Ungarn von 1957 bis 2001  

-5.000

0

5.000

10.000

15.000

20.000

25.000

30.000

1957 1961 1965 1969 1973 1977 1981 1985 1989 1993 1997 2001

Zuzüge in die BRD Fortzüge nach Ungarn Wanderungssaldo

 

 Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt; bis 1990 nur für früheres Bundesgebiet 

In den späten 70er Jahren entspannte sich dann die Beziehung zu den westlichen 

Ländern. Dieses führte z.B. dazu, dass ungarische Forscher die Möglichkeit erhiel-

ten, ihre wissenschaftliche Arbeit für einen gewissen Zeitraum im Ausland - hierun-

ter fielen auch westliche Länder - durchzuführen. Auf diesem Weg der „Soft Emigra-

tion“ verließen zwischen 1979 und 1989 fast 14.000 Personen Ungarn. Hierdurch 

entstand ähnlich wie in den Jahren 1956/57 ein hoher Verlust an Humankapital 

(Frejka 1996).  

Inwiefern die Bundesrepublik Deutschland im Kontext der zuvor beschriebenen 

Wanderungsprozesse ab 1957 ein Zielland für Personen aus Ungarn darstellte, kann 

den statistischen Daten des Statistischen Bundesamtes entnommen werden (siehe 

                                                                                                                                          
127 Anmerkungen zum Schaubild 4.14: Aussiedler, die über Drittstaaten nach Deutschland gelangten, sind nicht berücksichtigt; 
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Schaubild 4.15). Dabei werden auch die einzelnen Wanderungswellen, die mit den 

o.a. Ereignissen im Zusammenhang stehen, deutlich: 

Im Jahr 1957 fand eine starke Zuwanderung von 9.101 Personen aus Ungarn in die 

Bundesrepublik Deutschland statt. Danach nahmen derartige Wanderungen wieder 

ab und stiegen erst Mitte der 60er Jahre leicht wieder an. Ein weitere Erhöhung kann 

Anfang der 80er Jahre registriert werden. Ab 1987 setzte eine erhebliche Zunahme 

der Zuzüge ein, sie hängt mit der Aufhebung der Reisebeschränkungen in westliche 

Länder und dem darauf folgenden politischen Umbruch zusammen.128 Ein Maximum 

der Zuzüge aus Ungarn in Richtung Bundesrepublik Deutschland fand im Jahr 1992 

statt. Für die Zeit von 1993 bis 1997 waren derartige Zuzüge wieder rückläufig und 

sanken kontinuierlich. Eine Trendwende lässt sich ab dem Jahr 1998 erkennen: Zu-

züge wie auch Fortzüge stiegen wieder an. 

Die Altersstruktur der Wanderer deutet seit 1990 auf eine verstärkte Arbeitsmigrati-

on hin. Seit diesem Zeitpunkt stieg der Anteil von männlichen Personen an und lag 

über 70 Prozent. Dabei war die Altersgruppe der 25- bis unter 50- Jährigen überpro-

portional stark vertreten (Statistisches Bundesamt, verschiedene Jahrgänge). 

Der radikale politische und soziale Wandel in Osteuropa hat somit neben dem Um-

fang auch den Charakter der Mobilität in Ungarn verändert. Die Entwicklung der 

temporären Arbeitsmigration muss vor dem Hintergrund gesehen werden, dass auf-

grund von bilateralen Verträgen zwischen Ungarn und Deutschland Anfang der 90er 

Jahre die Aufnahme einer befristeten Beschäftigung in Deutschland möglich wur-

de.129 Für ungarische Staatsbürger existieren folgende Arbeitsformen: 

Die erste Form stellt die Saisonarbeit dar. Die höchste Zahl solcher Arbeitsverhält-

nisse, ca. 7.300 bzw. 5.400, konnte in den Jahren 1992/93 vermittelt werden. In den 

letzten Jahren bewegen sich derartige Vermittlungen nur noch zwischen 3.000 und 

4.000 Personen, so dass der Umfang dieser Arbeitsform im Vergleich zu den Ver-

mittlungen polnischer Saisonkräfte bedeutend niedriger liegt (vgl. Schaubild 4.16).  

                                                                                                                                          

bis 1990 beziehen sich die Angaben nur auf das frühere Bundesgebiet. 
128 Im Januar 1990 zogen der sowjetischen Truppen ab, im März/April wurden die ersten freien Wahlen durchgeführt. 
129 Siehe bezüglich der Vereinbarungen über befristete Beschäftigungsverhältnisse in Deutschland auch die Ausführungen in 
Kapitel 4 Empirische Analyse. 
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Schaubild 4.16: Ungarische Saisonarbeiter in Deutschland von 1991 bis 2000130  
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Quelle der Daten: Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2001 

Eine höhere Zahl an Vermittlungen gab es bei den ungarischen Werksvertragsarbeit-

nehmern. Auch hier fanden die meisten in den Jahren 1992/93 statt (siehe Schaubild 

4.17), haben sich danach aber deutlich reduziert. 

Schaubild 4.17: Ungarische Werksvertragsarbeitnehmer in Deutschland von 1992 bis 
2000 
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 Quelle der Daten: Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2001  

Die Beschäftigung als Gastarbeitnehmer stellt einen weiteren Typ dar. Für das Land 

Ungarn gibt es diesbezüglich ein Kontingent von 1.500 (bis zum Jahr 1992) bzw. 

2.000 (ab 1993) Beschäftigten. Nur im Jahr 1992 wurde dieses Kontingent überer-

füllt, in den letzten Jahren bewegten sich solche Vermittlungen zwischen 800 und 

1.200 Beschäftigten. 

Die Möglichkeit, eine Arbeitserlaubnis als ausländische IT-Fachkraft zu beantragen, 

wurde bis Oktober 2002 lediglich von 475 Personen wahrgenommen (Haug 2002). 

Darüber hinaus kann für die Zeit einer Ausbildung in Deutschland eine Aufenthalts-

erlaubnis erteilt werden. In den letzten Jahren lässt sich beobachten, dass Studierende 

                                                 
130 Die Bundesanstalt für Arbeit erfasst diese Zahlen und erhebt hierbei nur die Zahl der Vermittelten und nicht Eingereiste. In 
dieser Statistik sind auch vermittelte Schaustellergehilfen enthalten, die aber nur eine geringe Zahl darstellen und deshalb nicht 
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mit ungarischer Staatsangehörigkeit eine solche Option vermehrt genutzt haben. Im 

WS 1999/2000 waren fast 2.600 ungarische Studierende an deutschen Hochschulen 

eingeschrieben, die Zahl erhöhte sich auf fast 2.800 im WS 2000/2001 (Statistisches 

Bundesamt 2003a, Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 

Integration 2002). 

Fazit 

Historische Wanderungsverflechtungen zwischen Ungarn und Deutschland sind eher 

als unbedeutend einzustufen. Erst Ende der 50er Jahre und Anfang der 60er Jahre 

sind stärkere Zu- bzw. Fortzüge von Personen aus Ungarn für Deutschland zu ver-

zeichnen, die sich bei politischen Unruhen (1956) bzw. politischen Maßnahmen 

(Wiedereinführung des Visums Mitte der 60er Jahre, Anfang der 70er Jahre werden 

ethnische Emigrationen möglich, sowie die „Soft Emigration“ Ende der 70er Jahre) 

leicht verstärkten.  

Ein erheblicher Zuwachs kann wie bei den anderen Beitrittsländern seit Ende der 

80er Jahre aufgrund des politischen Umbruchs festgestellt werden. Auch findet hier 

eine Änderung des Charakters und der Motive, die zu einer Emigration führen, statt: 

Dominant ist die temporäre Arbeitsmigration, die durch ökonomische Motive ausge-

löst wird und damit politische und ethnische Aspekte ablöst. Als neuer Wanderungs-

typ lässt sich die Bildungswanderung erkennen.  

4.5.2 Analyse der Ausgangssituation und Entwicklungstendenzen 

4.5.2.1 Die wirtschaftliche Entwicklung 

Nach einer überstandenen Transformationsrezession (1990-1993) kann in Ungarn ein 

anhaltender Wirtschaftsaufschwung beobachtet werden. Neben einem Stabilisie-

rungsprogramm hat eine umfangreiche Privatisierung sowie die Umsetzung von 

Strukturreformen zu dieser Entwicklung beigetragen. Das BIP-Wachstum beschleu-

nigte sich im Zeitraum 1995 (Veränderung des realen BIP gegenüber Vorjahr: 1,5 

Prozent) bis 2000 (Veränderung des realen BIP gegenüber Vorjahr: 5,2 Prozent). Im 

                                                                                                                                          

gesondert ausgewiesen werden. 
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Jahr 2000 wurde die wirtschaftliche Belebung hauptsächlich durch eine Verstärkung 

der Investitionen bewirkt. Aufgrund der Verschlechterung der internationalen Rah-

menbedingungen wird auch für Ungarn eine leichte Abschwächung des Wirtschafts-

wachstums in den nächsten Jahren erwartet (Eurostat 1999, OECD 2001b, Quaisser 

1999b). Hierauf deutet bereits ein Rückgang der Industrieproduktion hin. Weiterhin 

wird aber der Industriesektor (Maschinenbau, Herstellung von Computer- und Auto-

teilen) in Ungarn erheblich am wirtschaftlichen Wachstum beteiligt sein.131 Darüber 

hinaus hat sich der Dienstleistungsbereich stetig ausgebreitet und heute einen Anteil 

von 60 Prozent des BIP erwirtschaftet. Der Anteil der Landwirtschaft am BIP ist 

dagegen auf unter 5 Prozent geschrumpft. 

Ein weiterer positiver Aspekt der Wirtschaftsentwicklung ist das rasche Absinken 

der Inflation. So erreichte sie 1991 mit 35 Prozent ihren Höchstwert und sank An-

fang 1999 unter 10 Prozent. Dieser Stand ist allerdings immer noch als hoch einzu-

stufen, zudem sich eine Beschleunigung seit Mitte 2000 erkennen lässt. Die Einlei-

tung einer Anti-Inflationspolitik, die eine Neugestaltung des Währungs- und Wech-

selkurssystems beinhaltet, soll eine Rückbildung bewirken (EU-Kommission 2001e, 

OECD 2001b). Es wird von Seiten der EU-Kommission gesehen, dass solche Maß-

nahmen jedoch erst durch eine Unterstützung einer strengeren Finanzpolitik greifen 

würden (EU-Kommission, 2001e). 

Die Leistungsbilanz hat gegenüber den letzten Jahren eine günstigere Entwicklung 

genommen, so dass 2000 ein Leistungsbilanzdefizit von nur 3,3 Prozent des BIP er-

reicht werden konnte. Die Handelsbilanz hat sich allerdings verschlechtert, dagegen 

sind mehr Einnahmen in die Dienstleistungsbilanz geflossen, hier insbesondere in der 

Touristikbranche (EU-Kommissionsbericht 2001e, OECD 2001b). 

Das Defizit des öffentlichen Haushaltes erreichte im Jahr 1998 mit 7,8 Prozent des 

BIP einen Höchststand. Hierfür waren Sonderausgaben (Rettung der Postbank und 

der Privatisierungsholding APV) sowie deutliche Lohn- und Rentenerhöhungen, die 

den Staatshaushalt stark belasteten, verantwortlich. Nach Bestrebungen hin zu einer 

stärkeren Konsolidierung des Haushaltes, befindet sich die Finanzpolitik seit 2001 

auf einem Expansionskurs. OECD wie auch die EU-Kommission weisen darauf hin, 

                                                 
131 Niedrige Lohnkosten und hohe Produktivitätssteigerungen haben dabei in den letzten Jahren die Wettbewerbsfähigkeit der 
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dass durch Ausbleiben von Finanzdisziplin ein Ansteigen der Inflationsrate hinge-

nommen werden muss. Dabei ist auch den Reformen, z.B. im Bereich Rente und 

Gesundheit, die nicht konsequent durchgeführt bzw. verschleppt werden, eine wich-

tige finanzpolitische Rolle einzuräumen (EU-Kommissionsbericht 2001e, OECD 

2001b). 

Insgesamt betrachtet kann für Ungarn eine positive wirtschaftliche Entwicklung ver-

zeichnet werden. Die EU-Kommission sieht in der ungarischen Wirtschaft eine funk-

tionierende Marktwirtschaft (EU-Kommission 2002e). Auch gilt Ungarn internatio-

nal für Investoren nicht mehr als unsicherer Standort, so dass man weiterhin von 

steigenden Direktinvestitionen ausgehen kann. Aufgrund der starken Exportausrich-

tung könnte allerdings die Konjunkturschwäche in der EU und Deutschland, die star-

ke Außenhandelspartner für Ungarn darstellen, Probleme bereiten. Dagegen ist aus 

dem GUS- Raum aufgrund zurückgehenden Außenhandels kein negativer Einfluss 

anzunehmen (Eurostat 1999, OECD 2001b, Quaisser 1999). Die OECD geht in ihren 

Prognosen für die kommenden Jahre von einem leichten Rückgang des Wirtschafts-

wachstums in Ungarn aus (OECD 2002a). 

4.5.2.2 Arbeitsmarkt 

In Ungarn konnte die Arbeitslosigkeit, deren Quote zum Anfang des Transformati-

onsprozesses noch zweistellig war, von Jahr zu Jahr immer weiter reduziert werden. 

Im Jahr 2001 lag sie unter 6 Prozent und stellte zusammen mit Slowenien die nied-

rigste Arbeitslosenquote aller Beitrittsländer dar (EU-Kommissionsbericht 2002e). 

Gründe hierfür finden sich zum einen in dem andauernden Wirtschaftswachstum und 

zum anderen in den tiefgreifenden Strukturmaßnahmen, die am ungarischen Ar-

beitsmarkt durchgeführt wurden. Wie bei allen Beitrittsländern ist ein erstes Absin-

ken der Arbeitslosenquote durch das Ausscheiden von Personen aus dem Erwerbsle-

ben bewirkt worden. Zudem konnten ungarische Arbeitskräfte aus Wirtschaftssekto-

ren, die von Strukturänderungen stark betroffen waren (z.B. Kohlebergbau, Metallin-

dustrie und Branchen Holz, Papier-, Druckerzeugnisse), erfolgreich in andere Wirt-

                                                                                                                                          

verarbeitenden Industrie verbessern können.  
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schaftssektoren (z.B. Maschinenbau und Textilgewerbe) eingegliedert werden 

(Quaisser 1999). 

Tabelle 4.9: Arbeitslosenquote Ungarns von 1994 bis 2001 (in Prozent) 
1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 

kA 10,4 10,4 9,9 8,7 7,8 7,1 6,5 5,8 
Quelle der Daten: BMF 2001132, EU-Kommission 2001e133, OECD 1999b, 1999c, 2001b u. 2002a 134 

Regionale Unterschiede bestehen hinsichtlich des Umfanges der Arbeitslosigkeit 

auch in Ungarn. Wie in den anderen Beitrittsländern existiert in der Hauptstadt und 

Umgebung keine nennenswerte Arbeitslosigkeit. So ist für Budapest einerseits eine 

zunehmende Knappheit an qualifizierten Arbeitskräften zu erkennen, und anderer-

seits muss im Osten des Landes eine zweistellige Arbeitslosenquote wahrgenommen 

werden (EU-Kommissionsbericht 2001e, BMF 2001). Letzteres wird aufgrund einer 

zu geringen Mobilität im Land nur schwer zu beheben sein. Die Arbeitslosigkeit trifft 

auch in Ungarn überwiegend ungelernte Arbeitskräfte, sie bilden  den größten Anteil 

bei den Langzeitarbeitslosen (44,2 Prozent). Männer sind mit einem Anteil von 7 

Prozent häufiger als Frauen (5,6 Prozent) arbeitslos. Der Anteil der Jugendlichen 

unter den Arbeitslosen ist mit etwa 12 Prozent als niedrig einzuschätzen.  

Aufgrund der Tendenz zu einem Mangel an qualifizierten Arbeitskräften strebt die 

ungarische Regierung eine Arbeitsmarktreform an, mit dem Ziel, eine Erhöhung der 

Erwerbsquote zu erreichen (EU-Kommission 2001e). 

4.5.2.3 Demographische Entwicklung der Bevölkerung 

In den letzten Jahren musste Ungarn einen Anstieg der Zahl der Erwerbspersonen 

(15- bis unter 65-Jährige) verzeichnen. Allerdings haben seit den 90er Jahren Verän-

derungen der demographischen Prozessen eingesetzt, die zu einer Verschiebung des 

Aufbaus der ungarischen Bevölkerung führten. Heute kann bereits ein Rückgang bei 

der Altersgruppe der unter 15-Jährigen festgestellt werden. Er resultiert aus einem 

Geburtenrückgang, der zu Beginn der 90er Jahre eintrat. Im Jahr 1990 lag die Zahl 

der lebend Geborenen pro Frau (TFR) bei 1,9 und sank dann auf 1,3 im Jahr 1999. 

                                                 
132 Für die Jahre 1994, 1995 ist die Methodik nicht bekannt. 
133 EU-Kommission gibt die Arbeitslosenquote nach IAO-Methodik an (1996-2001). 
134 OECD Wirtschaftsausblick 1999 für den Zeitraum 1993-1995. 
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Eine entgegengesetzte Entwicklung lässt sich bei der Altersgruppe der über 65-

Jährigen feststellen. Hier ist ein Anstieg zu verzeichnen, der auch auf eine verlänger-

te Lebenserwartung zurückgeführt werden muss. Obgleich die Lebenserwartung ei-

nes Neugeborenen in Ungarn im europäischen Vergleich sehr niedrig liegt, ist der 

Anstieg in der letzten Dekade mit einem Umfang von über zwei Jahren dennoch in 

einem üblichen Rahmen anzusiedeln. 

Tabelle 4.10: Demographische Entwicklung der Bevölkerung in Ungarn (1991-2000) 
Lebenserwartung  

 
Bevölkerung 
am 1.Januar 

(in Tausend) 

 
0- bis 14-
Jährige 

(Anteil in 
Prozent) 

 
15- bis 64-

Jährige 

(Anteil in  
Prozent) 

 
65-Jährige 
und älter 

(Anteil in 
Prozent) 

 
Lebend 

Geborene 
pro Frau 

(TFR) 

 
Frauen 

bei Geburt 

 
Männer 

bei Geburt 

 
Netto- 

wanderung 
 
(international) 

1991 10.355 k.A. k.A. k.A. 1,9 73,8 65,0 k.A. 

1992 10.337 k.A. k.A. k.A. 1,8 73,7 64,6 k.A. 

1993 10.310 k.A. k.A. k.A. 1,7 73,8 64,5 k.A. 

1994 10.277 k.A. k.A. k.A. 1,6 74,2 64,8 k.A. 

1995 10.245 k.A. k.A. k.A. 1,6 74,5 65,3 k.A. 

1996 10.212 k.A. k.A. k.A. 1,5 74,7 66,1 k.A. 

1997 10.174 17,7 68,0 14,3 1,4 75,1 66,4 k.A. 

1998 10.135 17,5 68,1 14,4 1,3 75,2 66,1 k.A. 

1999 10.092 17,3 68,2 14,5 1,3 75,1 66,3 k.A. 

2000 10.043 17,1 68,3 14,6 k.A. 75,6 67,1 k.A. 
Quelle der Daten: EU-Kommissionsbericht 2001e, KSH 1999a, 1999b, 2003 u. eigene Berechnungen 

Darüber hinaus hat Ungarn eine negative Geburtenbilanz, d.h. es gibt mehr Sterbefäl-

le als Geburten. Der Umfang der Außenwanderungen135 reichte bisher nicht aus, um 

das Geburtendefizit zu kompensieren. Deshalb schrumpft die Bevölkerung Ungarns. 

Langfristig wird die Abnahme der Bevölkerung nicht nur in der jüngeren Bevölke-

rungsgruppe stattfinden, sondern auch die Gruppe der Erwerbstätigen betreffen. Die 

UN kommt bei ihren Projektionsrechnungen für Ungarn zu dem Ergebnis, dass die 

Gruppe der 15-bis unter 65-Jährigen bis 2010 auf 70,3 Prozent der Gesamtbevölke-

rung ansteigt und danach kontinuierlich sinkt, so dass im Jahr 2030 ein Anteil von 

65,9 Prozent erreicht wird (UN 2003). Falls keine Veränderung bei den demographi-

schen Komponenten einsetzt, wird sich in Zukunft neben der Alterung der ungari-

schen Bevölkerung auch noch der Schrumpfungsprozess verstärken. 

                                                 
135 Leider liegen keine detaillierten Angaben über internationale Wanderungen vor. Diese sind erst nach Auswertung einer 
Volkszählung, die im Februar 2001 in Ungarn durchgeführt wurden, zu erhalten. Da Ungarn aber in den letzten Jahren sehr 
hohe Flüchtlingsströme wie Asylbewerber aufnehmen musste (bedingt durch die Nähe zu den Krisengebieten wie Rumänien 
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4.5.2.4 Gesundheitswesen  

Das ungarische Gesundheitswesen stellt sich auch heute noch als ein stark subventi-

oniertes und unwirtschaftliches System dar. Vor dem Hintergrund, dass der Gesund-

heitszustand der ungarischen Bevölkerung im Vergleich zu anderen OECD-Ländern 

als schlecht einzuschätzen ist, benötigt Ungarn dringend ein funktionierendes Ge-

sundheitssystem. Allerdings liegt die Verantwortung für die unzureichende gesund-

heitliche Situation der ungarischen Bevölkerung nicht ausschließlich im Zustand des 

Gesundheitsbereichs, sondern findet ebenso einen Grund im Lebenswandel der Un-

garen. 

Aufgrund der Problemsituation in diesem Bereich sind bereits eine Vielzahl von Re-

formprojekten durchgeführt worden. Ihre Zielsetzung lag in erster Linie in einer all-

gemeinen Kostendämpfung, einer Steigerung der Qualität sowie einer verbesserten 

Effizienz. Eines der größeren Projekte war 1992 die Schaffung einer Sozialversiche-

rung, die separate Renten- wie Krankenversicherung vorsieht. Finanziert wird die 

Krankenversicherung vom Arbeitgeber mit einem Anteil von 10,4 Prozent und vom 

Arbeitnehmer mit 12,1 Prozent des Bruttoeinkommens (Selbständige 12,5 Prozent). 

Diese Versicherung beinhaltet auch die Zahlung von Krankengeld. Der Versiche-

rungsschutz ist allerdings für Sozialhilfeempfänger wie für Langzeitarbeitslose oft-

mals nicht gegeben, da er vom Ermessen der Behörden abhängt. Außerdem wurde 

eine Zuzahlungspflicht bei Medikamenten eingeführt, die in einem gewissen Umfang 

im Jahr zu leisten ist. 

Des Weiteren wurden im Gesundheitsbereich Privatisierungen für die meisten 

Dienstleistungen zugelassen. Die Konsolidierung dieses Sektors wird nur in der 

Etablierung von Privatinvestoren gesehen, da z.B. die Ausstattung an Hoch-

technologie einen sehr niedrigen Standard in Ungarn aufweist. So sind ausschließlich 

in Privaten-Profit-Kliniken angemessene Ausstattungen anzutreffen. Ein weiteres 

Problem liegt in den niedrigen Gehältern, die im Gesundheitssektor gezahlt werden. 

Eine solche Situation ermöglicht einerseits eine Einstellung sehr vieler Ärzte, was 

das Verhältnis von 3,4 Ärzten auf 1.000 Einwohner erklärt (wie z.B. auch in 

Deutschland). Andererseits meiden Nachwuchskräfte wegen der schlechten Bezah-

                                                                                                                                          

und ehem. Jugoslawien) kann davon ausgegangen werden, dass der internationale Nettowanderungssaldo in den 90er Jahren 
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lung das ungarische Gesundheitswesen, so dass hieraus langfristig ein Qualitätsver-

lust entstehen kann. Ein weiterer kritischer Punkt dieses Systems besteht in administ-

rativen Unzulänglichkeiten, die eine Reihe von ineffizienten Entwicklungen 

herbeiführen (OECD 1998b, Götting 1998, KSH 1999c, Normand 1999, Quaisser 

1999). 
Zur Zeit finden in Ungarn keine erheblichen Anstrengungen statt, um die Situation 

im Gesundheitsbereich wesentlich zu verbessern. Ein sehr allgemein gehaltener 

Zehn-Jahres-Aktionsplan ist Mitte 2001 verabschiedet worden, der jedoch keine ope-

rationalen Verpflichtungen beinhaltet (vgl. EU-Kommissionsbereicht 2001e). Ohne 

angemessene Reformmaßnahmen in Ungarn wird eine Verschlechterung bei den me-

dizinischen Leistungen entstehen. Darüber hinaus muss hingenommen werden, dass 

das heutige Gesundheitssystem für die öffentlichen Finanzen ein gravierendes Risiko 

darstellt. 

4.5.2.5 Rentensystem 

Das ungarische Rentensystem baute bisher ausschließlich auf dem Umlageverfahren 

auf, d.h. die jährlichen Rentenausgaben werden über Beiträge finanziert, die in Form 

von lohnbezogenen Sozialversicherungsbeiträgen eingezogen werden. Die Abgaben, 

die dafür vom Arbeitgeber in Höhe von 24 Prozent, 7 Prozent für den Arbeitnehmer 

vom Bruttolohn (1998) an den Rentenfond abgeführt werden müssen, sind als hoch 

einzustufen (Götting 1998, Lodahl 1998, Schmähl 1999). 

Zu Beginn des Transformationsprozesses war in Ungarn die Frühverrentung als Mit-

tel zur Entlastung des Arbeitsmarktes gewählt worden. Diese Praxis verursachte seit 

1989 einen erheblichen Anstieg (um 21 Prozent) bei der Zahl der Rentenbezieher. 

Heute erhalten ca. 30 Prozent der Bevölkerung eine Rente. Eine solche Situation hat 

auch zu einem chronischen Defizit in der Rentenversicherung geführt, die seit 1992 

organisatorisch und haushaltstechnisch von den übrigen Sozialversicherungsfonds 

getrennt geführt wird. 

Um diesen Problemen entgegen zu treten, wurde 1997 ein dem polnischen vergleich-

bares Drei-Säulen-Modell verabschiedet, welches 1998 in Kraft trat. Dieses Modell 

                                                                                                                                          

positiv war (vgl. EU-Kommission 2001e, 2002e). 
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soll dazu beitragen, einerseits die Rentenbeiträge zu senken und andererseits die 

Rentenleistungen zu erhöhen. Letzteres wurde notwendig, da die durchschnittliche 

Rentenhöhe im Jahr 1997 nur noch 27,4 Prozent gegenüber dem durchschnittlichen 

Bruttolohn darstellt. Daneben soll die Rentenreform auch zu einer Verringerung des 

Defizits in der Rentenversicherung führen. 

Die Reform beinhaltet neben der Pflichtversicherung, die weiterhin mit dem Umla-

geverfahren arbeitet und die erste Säule bildet, eine zweite Säule. Sie baut auf private 

Pensionsfonds auf und unterliegt dem Kapitaldeckungsverfahren. Diese Pensions-

fonds sind obligatorisch und stehen unter staatlicher Aufsicht. Eine dritte Säule bil-

den Pensions- und Lebensversicherungen, die auf Freiwilligkeit basieren und eine 

Aufstockung der Rente erbringen sollen. Um hierfür einen Anreiz zu schaffen, wer-

den sie steuerlich gefördert. 

Für dieses Mehrsäulenmodell sind Übergangszeiten vorgesehen. Verpflichtend ist 

das neue System für alle Berufsanfänger, daneben können Beschäftigte, die jünger 

als 47 Jahre sind, zwischen altem und neuem System wählen. Nur für die über 47-

Jährigen ist das alte System zwingend. Um die Anzahl der Leistungsempfänger zu 

reduzieren, soll das Renteneintrittsalter für Frauen von 55 und Männer von 60 im 

Zeitraum von 1997 bis 2009 schrittweise auf 62 Jahre erhöht werden. Außerdem 

wird eine Verschiebung der Beitragsbelastung stattfinden. Die Arbeitgeberbeiträge 

sollen stufenweise in den nächsten Jahren auf 22 Prozent der Lohnsumme sinken, 

dafür werden die Arbeitnehmer mit 9 Prozent der Lohnsumme stärker belastet. An-

gestrebt wird, dass 2004 das übergangsbedingte Defizit ausgeglichen ist (Lodahl 

1998, Schmähl 1999).  

Kurze Zeit nach der Einführung dieses Systems entstand bereits eine Problematik: 

Die zweite Säule hat sich als sehr populär erwiesen, da hierfür eine staatlich garan-

tierte Rendite in Ungarn besteht. Infolgedessen ist das Vermögen der obligatorischen 

privaten Pensionsfonds im Jahr 2000 fast verdoppelt worden. Die Rentenreform ver-

ursachte dadurch dem Staat eine höhere finanzielle Belastung als erwartet. Die An-

hebung des staatlichen Beitrages für die zweite Säule von 6 auf 8 Prozent musste 

auch deshalb aufgeschoben werden. Die EU-Kommission sieht hierdurch sowohl die 

Tragfähigkeit dieses Systems gefährdet wie auch eine zusätzliche Belastung für die 

künftigen öffentlichen Haushalte (EU-Kommissionsbericht 2001e). Dennoch wird 
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durch die Neugestaltung des ungarischen Rentensystems eine Sicherung der Renten 

für die folgenden Generationen erwartet. Jedoch ist ein solches System nicht risiko-

frei. Die Gefahren, die durch eine starke Ausrichtung hin zu einer Kapitaldeckung in 

Verbindung mit dem noch jungen Finanzmarkt entstehen können, sind heute noch 

nicht abschätzbar. Auch ist zu berücksichtigen, dass eine Verschiebung der Belas-

tung zu Ungunsten der jüngeren Generation stattfindet. 

4.5.2.6 Bildungssystem 

Die Struktur des Bildungssystems hat in Ungarn seit Anfang der 90er Jahre eine er-

hebliche Veränderung erhalten. Eine Reihe von umfassenden Programmen wie auch 

eine Reform im Bereich der Grund- und weiterführenden Ausbildung haben zu Ver-

besserungen des Bildungssystem in Ungarn beigetragen. Dennoch bestehen vielfälti-

ge Probleme wie z.B. bei der Qualifikation der Berufsabsolventen. Hier wird unge-

nügend auf die Anforderungen, die vom Arbeitsmarkt verlangt werden, eingegangen.  

Positiv ist hervorzuheben, dass der Anteil der Bevölkerung, der am Bildungssystem 

teilnimmt, in Ungarn erheblich gestiegen ist. Insbesondere gilt diese Steigerung für 

die höheren Bildungsbereiche: In der Altersgruppe 15 bis 18 Jahre erhöhte sich der 

Anteil der Schüler, die ein Gymnasium besuchten im Jahr 1989 von 18 Prozent auf 

27,2 Prozent im Jahr 1998. Auch stieg die Zahl der Studierenden. So studierten im 

Jahr 1998 27,4 Prozent der 19- bis 24-Jährigen an einer Hochschule, dagegen waren 

es im Jahr 1989 nur 10,9 Prozent dieser Altersgruppe. Einen weiteren Anstieg der 

Studierendenzahl kann ein neues System zur Gewährung von Studiendarlehen brin-

gen, welches seit September 2001 gilt (EU-Kommissionsbericht 2001e).  

Solche Maßnahmen stellen aber auch eine finanzielle Belastung für den Bildungssek-

tor dar, wenn es nicht zu anderweitigen Einschränkungen kommen soll. Die finan-

zielle Situation im Bildungssektor ist bereits schwierig und wird auch in Zukunft 

aufgrund der angespannten Haushaltslage ein Problem darstellen. Die Ausgaben im 

Bildungsbereich, gemessen am Bruttoinlandsprodukt, sind zudem in Ungarn von 

1996 (6,4 Prozent des BIP) bis 1998 (4,6 Prozent des BIP) gesunken (OECD 1998a, 

2001c). Sie werden wohl bedingt durch eine Gehältererhöhung des Lehrpersonals um 

20 Prozent ab September 2001 erhöht werden (EU-Kommissionsbericht 2001e). Die 

Anhebung der Gehälter wurde notwendig, da sie im Vergleich zu anderen öffentli-
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chen Bediensteten bedeutend niedriger lagen.136 Die Gehältererhöhung des Lehrper-

sonals konnte aber nicht beheben, dass dieser Sektor aufgrund der unzureichenden 

Verdienstmöglichkeiten als unattraktiv gilt. Als Folge hieraus wird sich der Mangel 

an qualifiziertem Personal weiter verstärken. Die angespannte finanzielle Lage zeigt 

sich aber auch an anderen Stellen im Bildungsbereich, wie z.B. bei der mangelnden 

Ausstattung der Bildungseinrichtungen (vgl. OECD, 2001c). Aus diesem Grund trifft 

man vermehrt auf kommerzialisierte Bildungsgänge in Ungarn, die ein deutlich bes-

seres Angebot bieten können. Sie stellen aber grundsätzlich keine Lösung dar, weil 

die Mehrzahl der Bevölkerung sich derartige Bildungseinrichtungen nicht leisten 

kann. Dieses wird daran deutlich, dass 90 Prozent der Studenten am öffentlich finan-

zierten Bildungssystem partizipieren. Nach einer Meinungsumfrage (CBOS 1999) 

steht die ungarische Bevölkerung der Qualität und Chancengleichheit für „Arme“ 

und „Reiche“ im Bildungsbereich eher pessimistisch gegenüber (KSH 1999c). 

Fazit 

Die wirtschaftliche Transformation von Plan- zur Marktwirtschaft wurde in Ungarn 

sehr erfolgreich durchgeführt, und ein anhaltendes Wirtschaftswachstum konnte er-

reicht werden. Aufgrund dieses Wirtschaftswachstums und gezielter Strukturmaß-

nahmen am Arbeitsmarkt blieb die Arbeitslosigkeit auf einem sehr niedrigen Niveau. 

Allerdings muss gesehen werden, dass einige Regionen in einem sehr viel stärkeren 

Ausmaß von der Arbeitslosigkeit betroffen sind. Für die Zukunft weist die demogra-

phische Entwicklung der Bevölkerung darauf hin, dass Schrumpfungs- und Alte-

rungsprozesse zu erwarten sind. Neben den sozialen Sicherungssystemen wird diese 

Situation langfristig auch den Arbeitsmarkt betreffen. Tendenzen, nicht ausreichend 

qualifizierte Erwerbstätige für den Arbeitsmarkt bereitstellen zu können, sind bereits 

heute zu erkennen. Vor diesem Hintergrund ist es besonders wichtig, die Qualität des 

Bildungssystems zu sichern. Eine Steigerung wird aber aufgrund der angespannten 

finanziellen Lage des Staatshaushalts nur schwer zu realisieren sein. Ähnliche finan-

zielle Schwierigkeiten bestehen auch im Gesundheitswesen. Ohne tiefgreifende Re-

formen in diesem Sektor wird sich die schlechte gesundheitliche Lage in Ungarn 

nicht verbessern lassen. Der Übergang vom alten zum neuen Rentensystem ist eben-

                                                 
136 Für 1999 weist Ungarn von allen OECD-Ländern die niedrigsten Lehrergehälter aus (OECD 2001c, S. 216ff). 
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falls mit finanziellen Schwierigkeiten verbunden, so dass die Rentenreform aus Kos-

tengründen noch nicht vollständig durchführbar ist. Diese finanziellen Engpässe in 

den Kernsektoren werden auch langfristige Folgen haben. 
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4.6 Deutschland 

4.6.1 Analyse der Ausgangssituation und Entwicklungstendenzen 

4.6.1.1 Die wirtschaftliche Situation 

Das wirtschaftliche Wachstum der Bundesrepublik Deutschland war in der Dekade 

nach der deutschen Vereinigung mit einem durchschnittlichen BIP-Wachstum von 

1,5 Prozent pro Jahr viel niedriger als in den beiden vorherigen Jahrzehnten ( 1970 

bis 1980: durchschnittlich 2,8 Prozent und 1980 bis 1990: durchschnittlich 2,6 Pro-

zent). Die höchste Zuwachsrate konnte aber während der letzten Dekade im Jahr 

2000 mit 3,0 Prozent erzielt werden (Statistisches Bundesamt 2002). Seit 2001 ist die 

Konjunktur in Deutschland (BIP 0,6 Prozent) in Folge der Nachwirkungen des Öl-

preisschocks, der Straffung der Geldpolitik, einer nachlassenden Expansion der Aus-

landsnachfrage und einem Rückgang bei der Binnennachfrage abwärts gerichtet 

(HWWA 2002). Die Ereignisse vom 11. September 2001 sowie der Irak-Konflikt 

brachten zusätzliche negative Einflüsse für die Wirtschaft. Im Frühjahr 2003 kamen 

die Wirtschaftsinstitute in einem Gemeinschaftsgutachten zu der Feststellung, dass 

Deutschland sich in einer anhaltenden Schwächephase befindet. So erwarteten sie 

nur eine leichte Konjunkturbelebung (BIP 2003: 0,5 Prozent und 2004: 1,8 Prozent). 

Die Hauptverantwortlichkeit für das schwache Wirtschaftswachstum sahen sie in der 

Wirtschaftspolitik, die ihrer Meinung nach nicht die nötige Konsistenz gezeigt hat 

(vgl. Frankfurter Rundschau 2003). Eine Belebung der Konjunktur wird aber durch 

die Erholung der Weltkonjunktur erwartet (Weinert et al. 2003). 

Die Haushaltslage hat sich  seit 2001 ebenfalls (2,8 Prozent des BIP) verschlechtert. 

Das gesamtstaatliche Defizit stieg 2002 drastisch auf 3,7 Prozent des BIP an, so dass 

die festgelegte Obergrenze des Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakts, die 

bei 3 Prozent liegt, deutlich überschritten wurde. Die EU leitete deshalb bereits ein 

Verfahren gegen Deutschland ein. Die Bundesregierung steht aus diesem Grund un-

ter einem erheblichen Konsolidierungsdruck. Gründe für den Anstieg dieses Defizits 

liegen in unerwartet hohen Transferleistungen und in Mindereinnahmen, die bedingt 

durch das rückläufige Wirtschaftswachstum entstanden sind. Die Bundesregierung 
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hat sich verpflichtet, das Budgetdefizit bis 2006 auf „nahezu null“ zurückzuführen. 

Allerdings reichen die Einsparungen, die die Bundesregierung bisher vorsieht, nicht 

aus, um eine vertrauensvolle Konsolidierung zu erreichen (vgl. Weinert et al. 2003). 

Nach Auffassung der führenden Wirtschaftsinstitute in Deutschland kann dieses nur 

durch ein umfassendes Sparpaket (für 2003, 2004 je 8 Mrd. an Einsparungen) reali-

siert werden, welches damit alle Bereiche treffen dürfte (HWWA 2002, OECD 

2002a).  

4.6.1.2 Arbeitsmarkt 

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich aufgrund der konjunkturellen Abschwä-

chung ebenfalls verschlechtert (siehe Tabelle 4.1). Dabei muss gesehen werden, dass 

für Ost- und Westdeutschland erhebliche Unterschiede bestehen. In Ostdeutschland 

ist die Situation mit einer Arbeitslosenquote (nach dem Wohnortkonzept in Prozent 

der inländischen Erwerbspersonen)137 von 18,6 im Jahr 2002 (Westdeutschland 7,6) 

sehr viel schwieriger. Für das Jahr 2003 wurde mit einer weiteren Zunahme der Ar-

beitslosigkeit und einem Rückgang der Erwerbstätigenzahl gerechnet (HWWA 2003,  

OECD 2002a). 

Tabelle 4.11: Arbeitslosenquote Deutschlands von 1994 bis 2002 (in Prozent) 
1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 

9,6 9,4 10,3 11,4 11,2 8,4 7,3 7,3 7,8 

Quelle der Daten: OECD 1999b, 2001c u. 2002a  

Die Bundesregierung versucht, durch eine Reihe von Reformmaßnahmen den An-

stieg der Arbeitslosigkeit zu begrenzen, beispielsweise durch die Hartz-

Kommission.138 Inwieweit jedoch hierdurch die Zahl der Arbeitslosen reduziert wer-

den kann oder ob die reformbedingten neuen Jobs eher durch Personen aus der „stil-

len Reserve“ besetzt werden, ist z.Zt. nicht absehbar.  

                                                 
137 Sie weicht von der von der OECD verwendeten Arbeitslosenquote ab, die die Arbeitslosen auf alle Erwerbspersonen bezieht. 
138 Die Vorschläge der Hartz-Kommission wurden von der Bundesregierung bereits verabschiedet. Sie sehen eine Umorganisie-
rung der Arbeitsämter zu Job-Centern, die Einrichtung von Personal-Service-Argenturen (PSA), die Einführung von „Ich-
AG´s“ und die Neuregelung von Mini-Jobs vor. 
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4.6.1.3 Demographische Entwicklung der Bevölkerung 

Welche zentralen Prozesse sind in Deutschland hinsichtlich der demographischen 

Entwicklung der Bevölkerung zu erkennen? Im Gegensatz zu den Beitrittsländern ist 

für Deutschland in den 1990er Jahren eine leichte Abnahme in der Gruppe der poten-

ziellen Erwerbstätigen (15- bis unter 65-Jährigen) zu erkennen. Die Abnahme wäre 

bereits größer, hätte Deutschland in der letzten Dekade nicht sehr hohe Wanderungs-

gewinne in dieser Altersgruppe aus dem Ausland zu verzeichnen. Langfristig wird 

sich der Anteil der potenziellen Erwerbstätigen stark reduzieren. Der Grund hierfür 

liegt in der historischen Entwicklung der Fertilität. So nahm im Zeitraum von 1966 

bis 1975 die Zahl der lebend Geborenen pro Frau (TFR) in den alten Ländern der 

Bundesrepublik von 2,53 auf 1,45 ab. Eine ähnliche Entwicklung gab es auch in der 

ehemaligen DDR, dort sank die TFR (Zeitraum 1965 bis 1975) von 2,48 auf 1,54. 

(Birg et al. 1998). Im Jahr 2000 lag dieser Wert für alte und neue Bundesländer 

knapp unter 1,4 (für die neuen Länder unter 1,2). Da sich die TFR in Deutschland 

bereits über den Zeitraum einer Dekade auf ähnlichem Niveau bewegt, ist nicht da-

von auszugehen, dass hier eine gravierende Änderung stattfindet.  

Aus einer derartigen Entwicklung resultiert, dass es seit Anfang der 1970er Jahre  

weniger Geburten als Sterbefälle gibt139 (nur 1990 gab es einen leichten Geburten-

überschuss), was eigentlich zu einer Bevölkerungsreduzierung hätte führen müssen. 

Jedoch konnte in den 1990er Jahren das Geburtendefizit aufgrund von Wanderungs-

überschüssen aus dem Ausstand ausgeglichen werden, so dass sogar die Gesamtbe-

völkerung im Zeitraum zwischen 1991 und 2000 von 81.338.000 auf 82.260.000 

leicht anstieg.  

Allerdings ist hierdurch für die Gruppe der potenziellen Erwerbstätigen ein leichter 

Rückgang nicht aufhaltbar gewesen, noch weniger für die Gruppe der unter 15-

Jährigen (siehe Tabelle 4.12). 

                                                 
139 Hier wird die Bevölkerungsentwicklung für das frühere Bundesgebiet und der ehemalige DDR zusammen betrachtet. Die 
ehemalige DDR hatte in den 80er Jahren einen leichten Überschuss an Geburten, der aber in einer Gesamtbetrachtung durch das 
sehr viel höhere Geburtendefizit des früheren Bundesgebietes übertroffen wurde (vgl. Statistisches Bundesamt 2001a, S. 67f) 
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Tabelle 4.12: Demographische Entwicklung der Bevölkerung in Deutschland (1993-
2000) 

Lebenserwartung  
 

Bevölkerung 
am 1. Januar 

(in Tausend) 

 
0-bis 14-
Jährige  

(Anteil in 
Prozent) 

 
15-bis 64-
Jährige 

(Anteil in 
Prozent) 

 
65-Jährige 
und älter 

(Anteil in 
Prozent) 

 
Lebend 

Geborene 
pro Frau 

(TFR) 

 
Frauen 

bei Geburt 

 
Männer 

bei Geburt 

 
Netto- 

wanderung 

(international) 

1993 81.338 16,4 68,4 15,2 1,28 79,0 72,5 462.096 

1994 81.589 16,3 68,4 15,3 1,24 77,7 70,3 314.998 

1995 81.818 16,2 68,3 15,5 1,25 78,2 70,7 397.935 

1996 82.012 16,1 68,3 15,6 1,31 78,6 71,2 282.197 

1997 82.057 16,1 68,1 15,8 1,37 80,0 73,6 93.664 

1998 82.037 15,9 68,2 15,9 1,35 80,3 74,0 47.098 

1999 82.164 15,7 68,1 16,3 1,36 80,6 74,4 201.975 

2000 82.260 15,5 67,8 16,7 (1,4)140 80,8 74,8 167.120 
Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt 

Projektionsrechnungen für Deutschland ist zu entnehmen, dass Wanderungen aus 

dem Ausland zwar kurzfristig den demographischen Prozess der Schrumpfung ver-

langsamen können, aber nicht dazu beitragen, die Veränderungen der Altersstruktur 

der Bevölkerung aufzuhalten (vgl. Birg et al. 1998, Birg & Börsch-Supan 1999, UN 

2003, Statistisches Bundesamt 2003b). Die Verschiebung der Altersstruktur in der 

Vergangenheit besitzt bereits eine derart starke Eigendynamik - die Anzahl poten-

zieller Eltern hat sich stark verringert, was zu einer Abnahme der Geburten führen 

muss und eine Abnahme der zukünftigen Elterngerneration nach sich zieht usw. so 

dass auch bei einem jährlichen Wanderungssaldo von 225.000 und zusätzlichem An-

stieg der Zahl der Lebendgeborenen pro Frau von 1,4 auf 1,6 derartige Prozesse über 

mehrere Jahrzehnte fortsetzen würden (vgl. Birg 1998, Variante 20). 

Die Alterung der Bevölkerung wird neben der negativen Geburtenbilanz auch durch 

die Entwicklung einer verlängerten Lebenserwartung bewirkt. Hier muss angenom-

men werden, dass sie weiter ansteigen wird, da es z.Zt. keine Anzeichen bezüglich 

einer Wende gibt (vgl. Birg et al. 1998, Birg & Börsch-Supan 1999, UN 2003, Statis-

tisches Bundesamt 2003b).  

Auf regionaler Ebene besteht für Deutschland die Problematik, dass die neuen Län-

der bereits von einer Bevölkerungsschrumpfung betroffen sind. Die Schrumpfung 

                                                 
140 Zur Zeit liegt keine Angabe mit zwei Dezimalstellen vor. 
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wird zum einen durch eine negative Geburtenbilanz hervorgerufen und zum anderen 

durch eine Binnenmigration in die westlichen Bundesländer befördert. 

4.6.1.4 Gesundheitswesen 

Deutschland gehört mit 2.748 Dollar je Einwohner an Ausgaben im Gesundheitsbe-

reich im Jahr 2000 zu den hoch eingestuften Ländern unter den OECD-Staaten 

(OECD 2002b). Die Regierung versucht bereits seit Jahren, verschiedene Reformen 

zur Kostendämpfung umzusetzen und gleichzeitig eine höhere Effizienz zu bewir-

ken. Eine solche Effizienzsteigerung ist auch vor dem Hintergrund einer Lebenser-

wartung von Männern und Frauen, die in Deutschland (siehe Tabelle 4.12) unterhalb 

des EU-Durchschnittes (bei Geburt für das Jahr 2000: Frauen 81,2 Jahre und Männer 

74,9) liegt, als notwendig anzusehen. 

Ein Katalog von Maßnahmen141, die zur besseren Leistungsfähigkeit des Systems 

eingesetzt wurden, führten zu höheren Eigenbeteiligungen bei den Versicherten. 

Dennoch waren einige gesetzliche Krankenkassen gezwungen, die Beiträge auf über 

14% des Bemessungsbeitrages anzuheben. 

Die Einführung einer Pflegeversicherung (1995), die für den Fall einer Pflegebedürf-

tigkeit eine Grundversorgung absichern soll, bedeutet mit einem Beitragssatz von 1,7 

Prozent zur gesetzlichen Pflegeversicherung eine weitere finanzielle Belastungen für 

die Bevölkerung.142  

Für die Zukunft besteht neben dem Problem der hohen Gesundheitsausgaben zusätz-

lich die Belastung, die sich aus einer alternden Bevölkerung für diesen Sektor ergibt. 

Deshalb wird vor diesem Hintergrund eine tiefgreifende Strukturreform notwendig 

sein. Zur Zeit ist die Regierung damit befasst, Reformen umzusetzen. Diese Refor-

men zielen darauf ab, die zunehmenden Kosten, die durch die steigende Zahl älterer 

Menschen im Gesundheitswesen zu erwarten sind (vgl. Birg 2001, S. 184f u. Deut-

scher Bundestag 1998, S. 415, Tabelle 1), aufzufangen, daneben aber eine Kompen-

sation geringerer Einnahmen bei der gesetzlichen Krankenkasse - bedingt durch die 

                                                 
141 Anfang 2000 wurde mit der „Gesundheitsreform 2000“ u.a. die Begrenzung der Arzneimittelausgaben, eine neue Aufteilung 
der Ärztevergütungen und die Möglichkeit, spezielle Verträge zwischen Krankenkassen und Kliniken bzw. Ärzten abzuschlie-
ßen, eingeführt (Spiegel online 2001). 
142 Die Pflegeversicherung ist wegen des „systemspezifischen Vorteils“ der Kinderlosigkeit in Teilen als verfassungswidrig 
durch das Urteil vom 3.4.2001 erklärt worden (vgl. Birg 2001, S. 170).  



Empirische Analyse 152 

 

Abnahme von Erwerbstätigen eingezahlten Beiträgen - zu leisten. Es ist somit zu 

erwarten, dass sich langfristig einerseits die Beiträge zur gesetzlichen aber auch für 

die privaten Krankenversicherungen143 erhöhen werden (vgl. Birg 2001, S. 184f u. 

Deutscher Bundestag 1998, S. 437-444). Aufgrund der erheblichen Probleme in die-

sem Sektor muss angenommen werden, dass andererseits auch die private Eigenbe-

teiligung für Gesundheitsausgaben ansteigt, ebenso die Form von kapitalgedeckter 

Privatvorsorge im Bereich der Kranken- wie auch Pflegeversicherungen.  

4.6.1.5 Rentensystem 

In Deutschland hat bis zum Jahr 2002 ein Alterssicherungssystem existiert, welches 

als dominante Säule die gesetzliche Rentenversicherung - aufgebaut auf ein Umlage-

verfahren - besitzt. Diese Absicherung gilt im Wesentlichen für Arbeitnehmer und 

Angestellte. Andere Berufs- und Personengruppen finden eine gesetzliche Absiche-

rung in der Beamtenversorgung, in berufsständischen Versorgungswerken oder in 

der landwirtschaftlichen Alterssicherung. Als eine weitere Säule144 gibt es die be-

triebliche Alterssicherung in der Privatwirtschaft und die Zusatzversicherungen für 

Beschäftigte im öffentlichen Dienst sowie die freiwillige Möglichkeit der zusätzli-

chen Altersvorsorge (vgl. Schmähl 2000). 

Aufgrund der schon länger bestehenden Erkenntnis, dass das Rentensystem die zu-

künftigen demographischen Lasten nicht tragen kann, ohne die Beiträge zu erhöhen, 

veranlasste die Regierung die Erarbeitung einer Rentenreform. Sie wurde im Mai 

2001 beschlossen. Diese Reform soll in erster Linie leisten, dass die Rentenbeiträge 

bis 2020 nicht das Niveau von 20 Prozent erreichen und im Jahr 2030 nicht die 22 

Prozent überschreiten.145 Den wesentlichsten Bestandteil dieser Reform146 bildet der 

Aufbau einer staatlichen Förderung für eine zusätzliche freiwillige private Altersvor-

                                                 
143 Die private Krankenversicherung ist im Gegensatz zur gesetzlichen von der demographischen Alterung nicht so stark betrof-
fen, weil sie keine interpersonelle Umverteilung durchführt. Aus den eingezahlten Beiträgen wird ein Kapitalstock gebildet, der 
sich durch die Verzinsung laufend erhöht. Steigende Ausgaben im Alter können dadurch aufgefangen werden. Allerdings kann 
bedingt durch eine schrumpfende Bevölkerung die erzielte Rendite auf den Kapitalmärkten zurückgehen (vgl. Deutscher Bun-
destag 1998, S. 444-455).  
144 Sie wird z.T. obligatorisch oder freiwillig durchgeführt. Die betriebliche Altersabsicherung weist eine rückläufige Tendenz 
auf, da die Zahl der Arbeitgeber zurück geht, die ein solches Angebot machen. 
145 Dabei ist zu berücksichtigen, dass bereits heute die Einnahmen aus der Ökosteuer, die ab 1999 stufenweise eingeführt wurde, 
in die Rentenkasse fließen, um so die Beiträge konstant zu halten. 
146 Hinterbliebenenrente und die Rente für vermindert Erwerbsfähige (zuvor Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrente) wurden 
ebenfalls neu geregelt (BMA, 2001). Des Weiteren ist vor der Rentenreform 2001 bereits die Altersgrenze für Frauen auf das 
Niveau der Männer angehoben worden. So können Frauen ab dem Geburtsjahrgang 1945 eine Altersrente ohne Abschläge erst 
ab dem 65. Lebensjahr beziehen. 
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sorge. Die staatliche Zulage, die ab 2002 für eine festgesetzte Sparleistung gezahlt 

wird147, besteht aus einer Grund- und einer Kinderzulage - alternativ gibt es hierzu 

auch steuerliche Vergünstigungen sowie die Möglichkeit, die staatlichen Zulagen für 

eine betriebliche Altersvorsorge zu nutzen (BMA 2001). Aufgrund des freiwilligen 

Charakters dieser zusätzlichen Absicherung bleibt offen, ob sie auch in ausreichen-

dem Umfang abgeschlossen wird.  

Eine Absenkung der Rentenbeiträge sollte eine zum 1.4.1999 eingeführte Ökosteuer 

bewirken, deren Einnahmen in die Rentenkasse fließen. Hierdurch konnte der Bei-

tragssatz von 20,3 Prozent im Jahr 1998 auf 19,5 Prozent reduziert werden. Für die 

Jahre 2000 bis 2002 erfolgte jeweils eine nochmalige Anhebung dieser Steuer für 

Benzin, Diesel und für Strom. Die Beiträge sanken auf 19,3 Prozent im Jahr 2000 

bzw. 19,1 Prozent für 2001/2002, aber bereits 2003 mussten die Rentenbeiträge wie-

der auf 19,5 Prozent angehoben werden. Auch fand eine weitere Erhöhung der Öko-

steuer statt. Begründet wurden diese Maßnahmen mit der Abnahme des wirtschaftli-

chen Wachstums. 

Für ein zukunftssicheres Rentensystem erscheinen die bisherigen Reformbestrebun-

gen in Deutschland noch nicht ausreichend zu sein. Auch wird bereits heute deutlich, 

dass die junge Generation für die Alterssicherung eine stärkere finanzielle Belastung 

zu tragen hat als die ältere Generation. 

4.6.1.6 Bildungssystem 

Nach Angaben der OECD (2001c) hat Deutschland im Jahr 1998 5,5 Prozent des BIP 

an öffentlichen Ausgaben für Bildungseinrichtungen getätigt. Damit liegt Deutsch-

land etwas unterhalb des Ländermittels der OECD-Länder (5,7 Prozent). Die finan-

zielle Situation stellt für diesen Bereich z. Zt. nicht das wesentlichste Problemfeld 

dar. Das schlechte Abschneiden der Schülerleistungen in internationalen Vergleichs-

studien (TIMSS, PISA) ist zur Zeit in den Vordergrund gerückt (vgl. Baaden & 

Hartmann 2002, OECD 2001a). Darüber hinaus besteht ein Nachwuchsmangels in 

verschiedenen Bereichen des Bildungswesens aufgrund einer hohen Pensionierungs-

                                                 
147 Für 2002 muss ein Prozent des jährlichen Bruttoeinkommens hierfür gespart werden – Sparzulage wird bis zu 38 Euro plus 
Kinderzulage bis zu 46 Euro gewährt - der Eigenbetrag steigert sich bis 2008 auf 4 Prozent. Die Sparzulage geht auf bis zu 154 
Euro, plus Kinderzulage bis zu 185 Euro hoch.  
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welle, obgleich gerade der Lehrerberuf in Deutschland auch aufgrund einer hohen 

Bezahlung weit über dem Ländermittel der OECD-Länder einen attraktiven Status 

besitzt. Vor diesem Hintergrund werden für das deutsche Bildungssystem Reformen 

gefordert, um die Qualität in allen Bildungseinrichtungen zu steigern. Dabei wird 

man zusätzlich vor der Schwierigkeit stehen, dass in einigen Jahren die Schülerzah-

len stark abnehmen werden (vgl. Birg et al. 1998, Birg & Börsch-Supan 1999, 

Statistisches Bundesamt 2003b). 

Für den Hochschulbereich lassen sich Tendenzen erkennen, die in Richtung Studien-

gebühren zeigen. Zurzeit existiert noch ein Gebührenverbot bis zum ersten qualifi-

zierten Abschluss. Erste Anzeichen lassen sich dennoch erkennen: So haben Baden-

Württemberg, Nordrhein-Westfalen und Saarland eine „Langzeitgebühr“ eingeführt 

bzw. beschlossen, die Studenten in dem Fall zahlen müssen, wenn sie ihre Regelstu-

dienzeit überschritten haben. Auch die Länder Thüringen und Hessen planen eine 

solche Gebühr für Studenten einzuführen. 

Neben den angesprochenen Problemfeldern des Bildungs- wie auch Hochschulbe-

reichs besteht die Herausforderung, in diesem Sektor auch eine internationalisierte 

Ausrichtung aufzuweisen, um ein wettbewerbsfähiges Humankapital hervorzubrin-

gen. Neben dem vermehrten Angebot von international ausgerichteten Studiengän-

gen und Abschlüssen an deutschen Hochschulen leisten auch Schüler- und Studie-

rendenaustausch und spezielle Programme (z.B. vom DAAD), die ausländischen 

Studenten den Zugang an deutsche Hochschulen erleichtern sollen, die Umsetzung 

einer solchen Anforderung. 

Fazit 

Die wirtschaftliche Situation ist in Deutschland zurzeit durch einen Wachstumsrück-

gang gekennzeichnet. Allerdings wird für die Zukunft keine schwerwiegende Rezes-

sion erwartet, sondern eher eine leichte Konjunkturbelebung. Kurzfristig belastet die 

schlechte Wirtschaftssituation auch den Arbeitsmarkt.  

Bei einer langfristigen Betrachtung ist zu berücksichtigen, dass demographisch be-

dingt das Potenzial an Erwerbstätigen zurückgeht. Dieses könnte zu einer rückläufi-

gen Arbeitslosigkeit führen, aber auch einen Mangel an qualifizierten Fachkräften 

hervorbringen. Welche Auswirkungen die Situation einer schrumpfenden Bevölke-
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rung auf das Wirtschaftswachstum nehmen wird, kann heute noch nicht beantwortet 

werden. 

Andere Probleme, die ebenfalls durch die demographische Entwicklung verstärkt 

werden, finden sich im Gesundheitsbereich sowie beim Rentensystem. Hier besitzt 

Deutschland funktionsfähige Systeme, die sich jedoch wegen stärkerer finanzieller 

Engpässe trotz Reformen weiter als reformbedürftig erweisen. Die Tendenzen, die 

bei diesen Reformen eingeschlagen werden, erscheinen hinsichtlich der Absicherung 

bei Alter und Krankheit für die jüngeren Generationen, bedingt durch eine stärkere 

kapitalgedeckte Ausrichtung der Vorsorge148, sehr viel risikoanfälliger zu sein. Auch 

werden die Generationen, die den Umbruch dieser Reformen tragen, stärker finan-

ziell belastet. 

Im Bildungsbereich werden Reformen erwartet, die bewirken sollen, dass das Bil-

dungs- wie auch Hochschulsystem ein hohes Humankapital erreichen, um so interna-

tional wettbewerbsfähig zu bleiben. 

                                                 
148 Auf das Versäumnis der möglicherweise vorhandenen, aber mit Risiko behafteten Renditevorteile von Kapitalanlagen gegen 
die bisher jedenfalls gegebene relative Sicherheit der Rentenanwartschaften in der Gesetzlichen Rechtenversicherung (GRV) 
weist z.B. Kirner hin (Kirner et.al 2000). Auch Borchert (2000) sieht eine Anfälligkeit durch eine Kapitaldeckung gegeben. 
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5 Identifizierung der Push-Pull-Faktoren 

Eine Gegenüberstellung der Ergebnisse der theoretischen und der empirischen Ana-

lyse zeigt folgendes Bild: Eine explizite Identifikation findet bei den Faktoren Ein-

kommen, arbeitsmarktrelevante Faktoren und Bildung durch theoretische und empi-

rische Analyse statt. Dieses gilt sowohl für die Push- wie auch für die Pull-Faktoren. 

Des Weiteren ist der Faktor soziale Sicherungssysteme (Gesundheit/Rente) als Push- 

wie auch als Pull-Faktor identifiziert worden. Dieser Faktor erscheint aber erst in 

Zukunft im Zusammenhang mit Emigrationen an Bedeutung zu gewinnen. Aus die-

sem Grund überrascht es nicht, dass ein solcher Faktor nur durch die empirischen 

Analysen direkt gestützt wird. Aus der theoretischen Analyse geht er als Teilkompo-

nente des Faktors Einkommen hervor. 

Einen weiteren Faktor, der durch beide Blickwinkel der Analyse identifiziert wird, 

stellen Netzwerkstrukturen dar. Allerdings wird sehr deutlich, dass dieser Faktor sich 

in seiner Wirkung von der eines Push- oder Pull-Faktors unterscheidet. 

Es muss festgestellt werden, dass beide Analysen ein übereinstimmendes Endergeb-

nis hinsichtlich der Push-Pull-Faktoren haben. Dieses betrifft ausdrücklich auch den 

Netzwerkfaktor. Des Weiteren können keine Widersprüche oder Umakzentuierungen 

aufgedeckt werden. Da beide Analysetypen unabhängig voneinander geführt wurden, 

ist anzunehmen, dass die folgenden identifizierten Faktoren als zentral zu bewerten 

sind: 

• Einkommen 

• arbeitsmarktrelevante Faktoren 

• Bildung 

• soziale Sicherungssysteme (Rente/Gesundheit) 

Die Netzwerkstrukturen werden als zusätzlicher Faktor identifiziert. Die Integration 

dieses Faktors in das Modell wird in Kapitel 7.1.3 dargestellt und diskutiert. 
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6 Operationalisierung der identifizierten Faktoren 

Nach der Identifizierung der Push-Pull-Faktoren bedarf es für das weitere Vorgehen 

einer Operationalisierung dieser Faktoren.  

Zwei wichtige Aspekte müssen berücksichtigt werden:  

− das Modell ist auf eine Makroperspektive aufgebaut, demzufolge hat eine 

Operationalisierung der Faktoren auf gleicher Ebene stattzufinden, 

− eine hohe Vergleichbarkeit ist für alle Länder zu gewährleisten. 

Wie können die Faktoren unter der Berücksichtigung dieser beiden Punkte opera-

tionalisiert werden? 

Der Faktor Einkommen kann auf der Makroebene durch das nationale Volksein-

kommen ausgedrückt werden. Eine Operationalisierung für diesen Faktor anhand des 

Bruttonationalprodukts (Bruttosozialeinkommen) vorzunehmen, bietet sich damit an. 

Es hängt eng mit dem nationalen Volkseinkommen zusammen und misst die wirt-

schaftliche Leistung an den Erwerbs- und Vermögenseinkommen, die inländischen 

Wirtschaftssubjekten zugeflossen sind. Aufgrund der Notwendigkeit einer Ver-

gleichbarkeit zwischen den Ländern ist eine Umrechnung der nationalen Kurse des 

Bruttonationalprodukts in Dollarwechselkurse angebracht, ebenso die Ausweisung in 

Kaufkraftparitäten. 

Die arbeitsmarktrelevanten Faktoren sind durch zwei Messgrößen auf der Makro-

ebene operationalisierbar: durch die Arbeitslosenquote und durch die Erwerbsbevöl-

kerung. Die Arbeitslosenquote gibt hierbei das Über- bzw. Unterangebot von Ar-

beitsplätzen an, die Erwerbsbevölkerung stellt das Potenzial an Arbeitnehmern dar. 

Zusammen bilden diese Faktoren damit die Situation des Arbeitsmarktes ab. 

Für die Bereiche der die nationalen Systeme betreffenden Faktoren muss die Opera-

tionalisierung eine Messung der Systemfunktionalität beinhalten. Die Funktionsfä-

higkeit wird an dieser Stelle als das zentrale Kriterium eingeschätzt. Eine Messung 

lässt sich sinnvoll anhand einer Kosten-Nutzen-Relation vornehmen. 

Für den Faktor Bildung kann ein solches Verhältnis auf der Makroebene durch Bil-

dungsausgaben je Studierenden zur Abdeckung des Kostenbereichs und zum anderen 
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durch die Bildungsbeteiligung149 zur Abdeckung des Nutzenbereichs operationalisiert 

werden. 

Der Faktor soziale Sicherungssysteme teilt sich in die Kernsysteme Gesundheits- 

und Rentensystem. Im Gesundheitssystem sind die Kosten durch die Größe der Ge-

sundheitsausgaben je Einwohner messbar. Eine solche Angabe gewährt dabei ein 

hohes Maß an Vergleichbarkeit, wenn als Einheit zudem Dollar und Kaufkraftparitä-

ten verwendet werden. Als Nutzen- bzw. Qualitätsmerkmal kann hier die durch-

schnittliche Lebenserwartung eines Neugeborenen dienen. Diese Messziffer stellt 

zudem einen gut vergleichbaren Indikator dar. 

Die Operationalisierung für den Faktor Rentensysteme muss von dem vorherigen 

Leitgedanken „Kosten-Nutzen-Verhältnis“ absehen. Die hier untersuchten Länder 

haben ihre Rentensysteme erst in jüngster Vergangenheit gravierend reformiert, so 

dass der zukünftige Nutzen nur schwer messbar ist. Sinnvoll erscheint dagegen, den 

Leitgedanken in das Verhältnis „Vertrauen/Misstrauen“ umzuändern. Solche Aspek-

te werden bei der Messbarkeit eines derartigen Faktors als zentral eingestuft, da eine 

starke Neustrukturierung in Verbindung mit erwarteter Langzeitabsicherung vorliegt 

und solches durch Unsicherheit belastet ist. Das Verhältnis „Vertrauen/Misstrauen“ 

wird wie folgt operationalisiert: 

Es sollen die installierten Systeme in den betreffenden Ländern (die Informationen 

gehen im Wesentlichen aus den Analysen der Kapitel 4.1 bis 4.6 hervor) dahinge-

hend untersucht werden, ob sie vertrauensfördernde (risikoarme) bzw. misstrauens-

fördernde (risikoträchtige) Kriterien aufweisen. Anschließend soll für jedes nationale 

System (Rentenmodell) ein Unsicherheitsfaktor gebildet werden, der die Bemes-

sungs- und Vergleichsgrundlage darstellt. Der Unsicherheitsfaktor wird derart ermit-

telt, dass allen aufgestellten Kriterien der Rentenmodelle Wertungspunkte zugeord-

net werden. Ein stark vertrauensförderndes Kriterium wird mit +1 Punkt und ein 

stark misstrauensförderndes Kriterium mit –1 Punkt bewertet. Des Weiteren gibt es 

Bewertungen (von +0,25, +0,5 bzw. –0,25 bis –0,5 Punkte), die zwischen diesen 

zentralen Kategorien stehen. 

                                                 
149 An dieser Stelle Kriterien einfließen zu lassen, die Bildungserfolge messen, um hiermit den Nutzen zu repräsentieren, wird 
nicht als sinnvoll angesehen, da solche Kriterien aus Bewertungen gezogen werden müssen und deshalb nur schwer vergleich-



Operationalisierung der identifizierten Faktoren 159 

 

Da sich die Rentensysteme in den Ländern Estland, Polen, Slowenien und Ungarn, in 

denen ein Drei-Säulen-Modell eingeführt wurde sowie für die Länder Deutschland 

und die Tschechische Republik - hier fand die Einführung von Zwei-Säulen-

Modellen statt - in ihrem Aufbau gleichen, sind die o.a. Kriterien für diese beiden 

Modelle zu ermitteln.  

Einen zentralen Punkt, der bei der Aufstellung der Kriterien zu berücksichtigen ist, 

stellt der Aspekt dar, inwiefern die jeweiligen Modelle die zukünftige demographi-

sche Veränderung der nationalen Bevölkerungen berücksichtigen. So sind Modelle, 

die in einem hohen Masse auf eine Umlagenfinanzierung aufbauen und durch Bei-

tragszahlungen aufgrund versicherungspflichtiger Beschäftigung finanziert werden, 

auch stark abhängig von der Entwicklung des Arbeitsmarktes. Demographische Ef-

fekte, wie eine Abnahme der Beschäftigtenzahl bei gleichzeitigem Ansteigen der 

Rentenbezieher, lassen sich für derartige Systeme nur durch drastische Einschnitte 

bzw. Beitragserhöhungen kompensieren. Kapitalfundierte Systeme tragen dagegen 

das Renditerisiko, was über einen langen abzusichernden Zeitraum nur schwer einzu-

schätzen ist. Dabei wird sich das Niveau der Altersvorsorge, die auf einer kapitalfun-

dierten Säule aufgebaut ist, für einzelne Geburtsjahrgänge aufgrund von Rendite-

schwankungen unterschiedlich herausbilden. Bei einem Umlageverfahren besteht 

demgegenüber eine geregelte Rentenanwartschaft. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Frage nach der Freiwilligkeit bzw. Obligation 

einer kaptialdeckenden Alterssicherung. Bei nicht obligatorischer Absicherung kann 

einerseits zunächst eine höhere Akzeptanz erzeugt werden, andererseits besteht die 

Gefahr einer niedrigen Abschlussquote derartiger Zusatzversicherungen, wodurch 

die Kompensation niedriger werdender Rentenleistungen im Alter Versorgungslü-

cken entstehen lässt (vgl. Kirner 2000). 

Der Verwendung kapitaldeckender sowie umlagefinanzierter Elemente in einem Sys-

tem kann eine Risikostreuung unterstellt werden (vgl. Schmähl 2000). Bei derartigen 

Umstellungsprozessen von Rentensystemen werden allerdings einige Generationen 

stärker belastet als andere (vgl. Kirner 2000). 

                                                                                                                                          

bar messbar sind (es existieren z.B. nicht die selben Rahmenbedingungen). Bildungsbeteiligung ist dagegen eine Variable, die 
nicht bewertet wird, sondern auf einer statistischen Erfassung beruht. 
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Eine konkretisierte Aufstellung der länderbezogenen Kriterien erfolgt in der Tabelle 

6.1. 

Tabelle 6.1: Unsicherheitsfaktoren der Länder 

Modelle Vertrauens-
fördernde 
Kriterien 

Misstrau-
ensfördern-
de Kriterien 

• Estland 
• Polen 
• Ungarn 
• Slowenien 

• Tschechien 
• Deutschland 
 

hohe Risiko-
streuung 

(+1 Punkt) 

Rendite-
schwankun-
gen- gelten für 
Säule 2 und 3 

(-1 Punkt) 

+1/ 

-1 

 Drei-

Säulen-

Modell 

obligatorische 
2. Säule ver-
meidet Ver-
sorgungs-
lücken  

(+0.25 Punkte) 

stärkere Belas-
tung der jun-
gen Generation 

(-0.5 Punkte) 

+0.25/ 

-0.5 

 

 

Geringe Risi-
kostreuung 

(+0,25 Punkte) 

Rendite-
schwankun-
gen- gelten für 
Säule 2  

(-0.5 Punkt) 

 +0.25/ 

-0.5 

Zwei-

Säulen-

Modell 

freiwillige 2. 
Säule erzeugt 
hohe Akzep-
tanz 

(+0.25 Punkte) 

stärkere Belas-
tung der jun-
gen Generation 

(-0.5 Punkte) 

 +0.25/ 

-0.5 

Unsicherheitsfaktoren 
der Länder 

 -0.25 -0.5 

 

Den letzten Faktor, der zu operationalieren ist, stellen die Netzwerkstrukturen dar. 

Für seine Messbarkeit muss zunächst geklärt werden, welche Wirkungsweise ihm in 

diesem Zusammenhang konkret unterstellt wird.  

Migrationsnetzwerke haben für potentielle Migranten in erster Linie die Funktion der 

Reduzierung von Migrationskosten und –risiken. Der wesentlichste Faktor ist hierbei 

die Bereitstellung von migrationsrelevanten Informationen, die als Informationen 

über Pull-Faktoren im Aufnahmeland interpretierbar sind. Damit ist der Faktor Netz-

werkstrukturen kein Pull-Faktor im eigentlichen Sinne, vielmehr nimmt er einen di-

rekten Einfluss auf die Wahrnehmung von Pull-Faktoren. Die Stärke des Einflusses 

unterliegt dabei der Güte der Informationsüberlieferung. In welcher Form diese für 
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den potentiellen Migranten stattfindet, steht unmittelbar in Abhängigkeit von den 

vorhandenen Netzwerkstrukturen, auf die im Aufnahmeland zurückgegriffen werden 

kann. 

Solche Netzwerkstrukturen stellen i.d.R. Migrationsnetzwerke dar, die sich aus 

Migranten des Herkunftslandes zusammensetzen. Die Funktionsfähigkeit derartiger 

Netzwerke, d.h. die Wahrnehmung und Weiterleitung von Informationen, hängt von 

der Zahl, wie aber auch der Dichte dieser Netzwerke ab, was wiederum in Abhän-

gigkeit von der Zahl der niedergelassenen Herkunftsbevölkerung im Aufnahmeland 

steht.150 

Eine sinnvolle Messbarkeit der Funktionsfähigkeit derartiger Netzwerke wird damit 

in der Zahl der niedergelassenen Bevölkerung aus den Beitrittsländern im 

Aufnahmeland gesehen. Setzt man diese Zahl in das Verhältnis zur 

Gesamtbevölkerung im Herkunftsland, wird damit erreicht, dass die Dichte der 

Netzwerke im Aufnahmeland in Relation zur Dichte der Gesamtbevölkerung 

gebracht wird. Ein solcher Bezug erscheint hier aus Gründen der Vergleichbarkeit 

eines Kriteriums wichtig. 

                                                 
150 Der Grad der Funktionsfähigkeit dieser Netzwerke könnte unabhängig von der Herkunftsbevölkerung im Aufnahmeland 
auch durch eine Netzwerkanalyse bestimmt werden. Es wird aber bezweifelt, ob mit einer solchen Analyse sämtliche Netzwer-
ke zu erfassen sind. 
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7 Migrationsszenarien 

7.1 Annahmensetzung und Kategorienbildung 

In diesem Kapitel werden in einem ersten Schritt für jeden im Kapitel 6 identifizier-

ten Faktor Annahmen entwickelt. In einem zweiten Schritt werden für diese Annah-

men Kategorien gebildet, um somit die Intensität der Push- und Pull-Faktoren zu 

bestimmen. 

Die Festlegung der Annahmen wird für Aufnahme- und Beitrittsland in jeweils drei 

Varianten geschehen: eine niedrige (A für Beitrittsland und D für Deutschland), eine 

mittlere (B für Beitrittsland und E für Deutschland) und eine hohe Variante (C für 

Beitrittsland und F für Deutschland). 

Die niedrige Variante, welche einen zukünftigen negativen Verlauf im Vergleich zur 

Ausgangssituation beschreibt, bringt hinsichtlich der Beitrittsländer ein migrations-

förderndes und bezogen auf das Aufnahmeland ein migrationshemmendes Krisen-

szenarium zum Ausdruck. Eine konstante Weiterentwicklung tritt bei der mittleren 

Variante ein (konstantes Szenarium für Beitrittsländer bzw. mittleres Szenarium für 

Aufnahmeland) auf, während die hohe Variante  eine positive Entwicklung gegen-

über der Ausgangssituation beinhaltet. Für das Aufnahmeland stellt diese Variante 

ein migrationsförderndes Szenarium und für die Beitrittsländer, die hierbei eine Ent-

wicklungsannäherung an die Alt-EU-Länder erreichen, ein migrationshemmendes 

Konvergenzszenarium dar. 

Die Annahmensetzung quantifiziert die Faktoren für den diskreten Zeitpunkt 2030. 

Diese langfristige Perspektive deckt sich mit der Perspektive, unter der im Rahmen 

dieser Arbeit Migrationsprozesse analysiert werden sollen. Bei der Festlegung der 

Annahmen sind neben den länderspezifischen Analysen, die in Kapitel 4 geführt 

werden, auch bereits existierende Prognosen (z.B. Wirtschaftsprognosen) bzw. Vor-

ausberechnungen (z.B. Bevölkerungsvorausberechnungen) heranzuziehen.  

Zunächst erfolgt die Annahmenentwicklung für die Push-Faktoren. Sie zielt auf die 

Migrationsmotivation, die durch die Situation im Herkunftsland erzeugt wird, ab. 

Nach der Festsetzung der Annahmen für die jeweiligen Szenarien folgt ihre Einord-
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nung in vier Kategorien (siehe Kapitel 2.2). Dabei ist festzulegen, ob die jeweilige 

Annahme eine hohe (3 Punkte), mittlere (2 Punkte), leichte (1 Punkt) bzw. keine 

Migrationsmotivation bewirkt. Die Kategorienbildung geschieht unter Heranziehung 

von Vergleichsgrößen: Als adäquate Größe wird hier in erster Linie die europäische 

Entwicklung (d.h. EU-15 Länder) gesehen, daneben werden aber auch bei einigen 

ausgewählten Faktoren Daten der Vereinigten Staaten einbezogen. 

In analoger Weise ist dieser Prozess für die Pull-Faktoren zu wiederholen, wobei sich 

hier der Fokus auf die Migrationsmotivation richtet, die durch das Aufnahmeland 

entsteht. 

7.1.1 Annahmen und Kategorien: Push-Faktoren 

1. Push-Faktor: Bruttonationalprodukt (BNP) je Einwohner (in Dollar, Kauf-

kraftparitäten) 

Annahmensetzung: 
Bei der Annahmensetzung für das Bruttonationalprodukt je Einwohner erscheint es 

sinnvoll, sich bei der Festlegung am durchschnittlichen jährlichen Wachstum des 

Bruttonationalprodukt (BNP) ab Mitte der 1990er Jahre der EU-15 Länder sowie der 

USA und Deutschland zu orientieren.151 Jährliche Wachstumsraten der Beitrittslän-

der werden nicht einbezogen, da sie in den 1990er Jahren z.T. hohe Schwankungen 

aufgezeigt haben. Für Deutschland liegt die jährliche Steigerung von 1994 bis 2000 

bei durchschnittlich 4,2 Prozent, für denselben Zeitraum in den USA bei 4,7 Prozent 

und in den EU-15 (ab 1995 bis 2000) bei 6,5 Prozent, wobei das Intervall der jährli-

chen Wachstumsraten eine Schwankungsbreite von 1 Prozent bis 11 Prozent auf-

weist. Des Weiteren muss hier einfließen, dass für die Beitrittsländer moderate 

Wachstumssteigerungen für die nächsten Jahre prognostiziert werden (siehe Kapitel 

4) und damit für diese Länder die Tendenz zum Wirtschaftswachstum aufgezeigt ist. 

Aufgrund o.a. Überlegungen soll wie folgt verfahren werden: Für die hohe Variante, 

die von einem Konvergenzverhalten der Beitrittsländer in Richtung der EU-Länder 

ausgeht, wird ein jährliches Wachstum von 5 Prozent des BNP angenommen. Damit 



Migrationsszenarien 164 

 

liegt eine solche Annahme einerseits etwas unterhalb des genannten EU-

Durchschnitts (hierbei konnte aber nur der Zeitraum ab 1995 berücksichtigt werden), 

aber andererseits oberhalb des durchschnittlichen jährlichen Wachstums von 

Deutschland und den USA. 

Tabelle 7.1: Bruttonationalprodukt je Einwohner von 1994 bis 2000 (in Dollar, Kauf-
kraftparitäten)  

Jahr Estland Polen Slowe-
nien 

Tsche-
chien 

Ungarn Deutsch-
land 

EU-15 USA 

1994 4.510 5.480 6230 8.900 6.080 19.480 k.A. 25.880 

1995 4.220 5.400 k.A. 9.770 6.410 20.070 18.279152 26.980 

1996 4.660 6.000 12.110 10.870 6.730 21.110 19.947 28.020 

1997 5.010 6.380 12.520 11.380 7.000 21.300 20.344 28.740 

1998 7.563 7.543 14.400 12.197 9.832 22.026 22.612 29.240 

1999 8.190 8.390 16.050 12.840 11.050 23.510 23.268 31.900 

2000 9.340 9.000 17.310 13.780 11.990 24.920 25.060 34.100 
Quelle der Daten: The World Bank 

Die niedrige Variante muss ein sehr geringes Wachstum des BNP quantifizieren. Es 

wird bei durchschnittlich 1 Prozent pro Jahr festgesetzt und orientiert sich dabei an 

der untersten Grenze des Intervalls (1994/95 bis 2000), welches für die EU-15, 

Deutschland und die USA ermittelt wurde. Ein leichtes Wachstum des BNP ist für 

die mittlere Variante anzunehmen. Mit einem jährlichen Wachstum von 3 Prozent 

repräsentiert diese Variante eine Entwicklung, die damit in der Mitte zwischen der 

niedrigen und hohen Variante liegt. Als Ausgangswert wird das BNP der Beitritts-

länder des Jahres 2000 verwendet. 

                                                                                                                                          
151 Das Datenmaterial kann erst ab 1994/1995 eingesetzt werden, da zum einen für Deutschland erst ab 1994 hierüber geeigne-
tes Datenmaterial aufgrund der Wiedervereinigung existiert und zum anderen die EU-15 erst seit 1995 besteht. 
152 ohne Luxemburg 
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Annahmen: 

BNP je Einwohner 
2030 (in Dollar, Kauf-
kraftparitäten)  

niedrige Variante 

1% jährliches Wachs-
tum 

mittlere Variante 

3% jährliches Wachs-
tum 

hohe Variante 

5% jährliches Wachs-
tum 

Estland 12.600 22.700 40.400 

Polen 12.100 21.900 38.900 

Slowenien 23.300 42.000 74.800 

Tschechien 18.600 33.500 59.600 

Ungarn 16.200 29.100 51.800 

Kategorienbildung: 
Die Kategorie I wird derart gebildet, dass eine Motivation zur Emigration durch die-

sen Faktor nicht hervorgerufen werden kann. Die Erfahrungen mit der EU-

Süderweiterung einerseits und mit den neuen Bundesländern in Deutschland anderer-

seits haben gezeigt, dass eine wirtschaftliche Konvergenz an die „reichen“ EU- Län-

der bzw. alten Bundesländer nur langsam voranschreitet. Die Länder der Süderweite-

rung weisen heute z.B. ein BNP von 68 bis 70 Prozent des EU-Durchschnitts auf. Es 

zeigen sich dort heute aber keine Kennzeichen von höherer Emigrationen als bei den 

übrigen Alt-EU-Ländern (vgl. OECD/SOPEMI 2001d, Thorogood & Winqvist 

2003). 

Für die Bildung der Kategorie I findet eine Orientierung an diesen Überlegungen 

statt: Die Grenze wird oberhalb des Wertes festgelegt, der sich für die EU-15-Länder 

bei einer Anwendung der mittleren Variante der o.a. Annahmensetzung im Jahr 2030 

(ca. 60.000 Dollar) ergibt und ca. 68 Prozent dieses Wertes (d.h. 41.000 Dollar) ent-

spricht. Alle weiteren Kategorien werden durch den Abstand von 8.000 Dollar gebil-

det, so dass die Grenze der Kategorie IV (25.000 Dollar) auf einem Niveau liegt, das 

mit dem BNP von Deutschland und EU-15 im Jahr 2000 vergleichbar ist. 
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Kategorien:  

BNP je Einwohner 2030 (in 
Dollar, Kaufkraftparitäten) 

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(0 Pkt) 

> 41.000  • Slowenien • Slowenien 
• Tschechien 
• Ungarn  

II 
(1 Pkt) 

41.000 bis 
>33.000 

 • Tschechien • Estland 
• Polen 

III  
(2 Pkt) 

33.000 bis 
>25.000 

 • Ungarn  

IV 
(3 Pkt) 

≤ 25.000 • Estland 
• Polen 
• Slowenien 
• Tschechien 
• Ungarn . 

• Estland 
• Polen 

 

2. Push-Faktor: Arbeitslosenquote 

Annahmensetzung: 
Bei der Annahmensetzung der Arbeitslosenquote für 2030 ist darauf zu achten, dass 

sich auf vergleichbare Ausgangswerte gestützt wird, da die nationalen Statistikämter 

der Beitrittsländer sehr unterschiedliche Methoden bei der Erfassung der Arbeitslo-

sigkeit benutzen. Um hier eine möglichst hohe Vergleichbarkeit zu erhalten, werden 

von der OECD standardisierte Arbeitslosenquoten153 verwendet, die für die Jahre 

1998 bis 2001 für viele der Beitrittsländer vorliegen. Die OECD weist für Estland 

und Slowenien solche Daten leider nicht aus, da sie keine Mitgliedstaaten sind. Eine 

geeignete Datenquelle für diese Länder stellen aber die Angaben der EU-

Kommission über die Arbeitslosenquote - die nach der IAO-Definition ausgewiesen 

werden - in ihren jährlichen Berichten über die Fortschritte der Beitrittsländer dar. 

Für die Jahre 1998, 1999 muss für Polen ebenfalls auf diese Datenquelle zurückge-

griffen werden, da es keine standardisierten OECD-Quoten gibt. 

 

                                                 
153 Diese standardisierten Arbeitslosenquoten basieren auf ILO-Leitlinien (International Labour Organization). Unter dieser 
Definition werden Personen im erwerbsfähigen Alter als arbeitslos bezeichnet, die im Bezugszeitraum ohne Beschäftigung sind, 
für die Arbeitsaufnahme zur Verfügung stehen und aktiv eine Arbeit suchen. Errechnet wird diese Quote, indem die Anzahl der 
als arbeitslos erfassten Personen in Relation zur zivilen Erwerbsbevölkerung gesetzt wird (vgl. OECD 2002c). 
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Tabelle 7.2: Standardisierte Arbeitslosenquote von 1998 bis 2001  
(nicht standardisiert für Slowenien, Estland und Polen 1998/99) 

Jahr Estland Polen Slowe-
nien 

Tsche-
chien 

Ungarn Deutsch-
land 

EU-15 USA 

1998 9,6 9,9 7,4 6,5 7,8 11,2 9,4 4,5 

1999 11,7 12,3 7,3 8,8 7,1 8,4 8,7 4,2 

2000 13,2 16,1 6,9 8,9 6,5 7,3 7,8 4,0 

2001 14,2 18,2 5,7 8,2 5,8 7,3 7,4 4,8 
Quellen der Daten: EU Kommission 2001a/b/c, 2002a/b/c, OECD 1999b/2001b/2002a, Eurostat 2002 

Die Annahmenfestsetzung für die mittlere Variante soll die Beschreibung einer kon-

stanten Entwicklung darstellen. Sie basiert deshalb auf der durchschnittlichen Ar-

beitslosenquote der Beitrittsländer in den letzten vier Jahren. Diese Festsetzung ist 

derart gewählt worden, weil zum einen in diesem Zeitraum größere Schwankungen - 

sie traten zu Beginn der Transformationsphase auf - nicht mehr feststellbar sind (sie-

he Kapitel 4) und zum anderen - wie oben aufgezeigt - über diesen Zeitraum die 

Vergleichbarkeit der Daten sehr hoch ist. Für die Bildung der hohen bzw. der niedri-

gen Variante wird eine Addition bzw. Subtraktion von 4 Prozentpunkten zum Wert 

der mittleren Variante vorgenommen. Grund für die Verwendung dieser Festsetzung 

ist, dass für die Zukunft von einer sehr starken Veränderung der Quote nicht mehr 

ausgegangen werden muss und beispielsweise Deutschland eine solche Intervallbrei-

te bei der Schwankung der letzten vier Jahre aufzeigt. 

Annahmen:  

Arbeitslosenquote 2030 
niedrige Variante 

 

mittlere Variante 
Durchschnitt 

1998 bis 2000 

hohe Variante 

 

Estland 16,2 12,2 8,2 

Polen 18,1 14,1 10,1 

Slowenien 10,8 6,8 2,8 

Tschechien 12,1 8,1 4,1 

Ungarn 10,8 6,8 2,8 

Kategorienbildung:  

Die Kategorie I muss hier eine sehr positive Entwicklung repräsentieren. Eine nied-

rige Arbeitslosenquote trifft man bei einigen Ländern der EU-15 an, wie z.B. im Jahr 

2001 in den Niederlanden (2,4 Prozent) oder Norwegen (3,6 Prozent). Außerhalb der 
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EU haben Länder wie die USA oder Japan Arbeitslosenquoten, die sich in der Grö-

ßenordnung um 5 Prozent bewegen und damit unterhalb des EU-15-Durchschnitts 

liegen. Hinsichtlich der Kategorienbildung stellen diese Werte eine wichtige Orien-

tierung dar. Deshalb sollen Quoten unterhalb von 5 Prozent der Kategorie I zugeord-

net werden, alle weiteren Kategorien werden mit Abstand von 3 Prozentpunkten ge-

bildet. Die Kategorie IV hat somit ihre Grenze bei 11 Prozent und umfasst Quoten, 

die eine sehr hohe Arbeitslosigkeit bedeuten. 

Kategorien: 
Arbeitslosenquote 2030 

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(0 Pkt) 

< 5%   • Slowenien 
• Tschechien 
• Ungarn 

II 
(1 Pkt) 

5% bis < 8%  • Slowenien  
• Ungarn 

 

III  
(2 Pkt) 

8% bis < 11% • Slowenien 
• Ungarn 

• Tschechien • Estland 
• Polen 

IV 
(3 Pkt) 

≥ 11% • Estland 
• Polen  
• Tschechien 

• Estland 
• Polen 

 

3. Push-Faktor: Erwerbsbevölkerung 

Annahmensetzung: 
Bei dieser Annahmensetzung soll auf die Projektionen der UN (World Population 

Prospects, The Revision 2002) zurückgegriffen werden, welche langfristige Bevölke-

rungsvorausschätzungen für 228 Länder für den Zeitraum von 1959 bis 2050 in vier 

Varianten (konstante, niedrige, mittlere und hohe) durchführen. Die mittlere Variante 

der UN wird hier als die wahrscheinlichste eingeschätzt. Die heutige Situation der 

Beitrittsländer ist in Tabellen 4.2, 4.4, 4.6, 4.8, 4.10 und 4.12 dokumentiert. 

Welche Gründe sprechen für die Verwendung der UN-Projektion? Der wesentliche 

Aspekt wird darin gesehen, dass eine im internationalen Rahmen erstellte Bevölke-

rungsvorausberechnung nicht dem Einfluss von nationalpolitischen Vorgaben unter-

worfen ist. Außerdem erscheinen die Annahmensetzungen der UN-Bevölkerungs-

vorausberechnungen plausibel, was auch in einer weltweiten hohen Akzeptanz zum 
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Ausdruck kommt. Daneben haben die letzten Jahrzehnte gezeigt, dass die Ergebnisse 

der UN einen hohen Grad an Genauigkeit erreichen (vgl. Birg 2001). 

Bei der vorzunehmenden Annahmensetzung der Erwerbsbevölkerung ist die Bevöl-

kerungsgruppe der 15- bis unter 65-Jährigen zugrunde gelegt, wobei die Varianten 

„niedrig“, „mittel“ und „hoch“ entsprechend der UN-Varianten gesetzt werden.154 

Die konstante Variante findet keine Berücksichtigung, da diese die Fortschreibung 

der heutigen demographischen Faktoren umsetzt und in Hinblick auf die demogra-

phische Transformation, die in den Beitrittsländern in den 90er Jahren stattgefunden 

hat, für eine zukünftige Entwicklung als nicht realistisch einzuschätzen ist.  

Annahmen:  
Erwerbsbevölkerung 2030 
(als Anteil an der Gesamtbe-
völkerung, in Prozent) 

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

Estland 65,9 65,1 64,3 

Polen 65,0 64,3 63,5 

Slowenien 62,4 61,8 61,2 

Tschechien 64,3 63,6 62,9 

Ungarn 65,9 65,1 64,3 
Quelle der Daten: UN 2003 

Kategorienbildung: 
Die hier vorzunehmende Kategorienbildung hat zu beinhalten, dass bei einer Ab-

nahme des Anteils der Erwerbsbevölkerung an der Gesamtbevölkerung eine Ent-

spannung auf dem Arbeitsmarkt eintritt. Demzufolge muss die Kategorie I mit einem 

niedrigen Anteil keine Migrationsmotivation und die Kategorie IV mit einem hohen 

Anteil das Entstehen einer großen Migrationsmotivation zum Ausdruck bringen. 

Bei den festzusetzenden Kategoriegrenzen soll sich an der Entwicklung der EU-15 

orientiert werden. Nach den UN-Vorausberechnungen (mittlere Variante) erreichen 

die EU-15 im Jahr 2030 einen Anteil an der Erwerbsbevölkerung von ca. 61 Prozent 

(61,7 Prozent = niedrige Variante, 60,2 Prozent = hohe Variante, UN 2003 u. eigene 

Berechnungen). Eine derartige Entwicklung lässt keine Migrationsmotivation erwar-

                                                 
154 Bei der niedrigen Variante der UN ist die Annahme über die TFR niedrig gesetzt, wodurch sich die Bevölkerung langfristig 
stärker reduziert als bei der hohen Variante, der eine Annahme mit einer höheren TFR unterliegt. Die mittlere Varianten ist 
zwischen diesen beiden Varianten angesiedelt.  
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ten. Somit ergibt sich hieraus für die Bildung der Kategorie I, dass Anteile, die un-

terhalb von 61 Prozent liegen, dieser Kategorie zuzuordnen sind. Die Grenzen der 

Kategorien II bis IV werden in einem Abstand von drei Prozentpunkten gebildet. So 

liegt die Grenze der vierten Kategorie in etwa beim heutigen Durchschnittswert der 

EU-15 (67 Prozent im Jahr 2000) und repräsentiert damit die gewünschte Aussage 

(UN 2003 u. eigene Berechnungen). 

Kategorien: 
Erwerbsbevölkerung 2030  
(als Anteil an der Gesamtbevölke-
rung) 

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(0 Pkt) 

< 61%     

II 
(1 Pkt) 

61% bis < 64 % • Slowenien • Slowenien 
• Tschechien 

• Polen 
• Slowenien 
• Tschechien 

III  
(2 Pkt) 

64% bis < 67%  • Estland 
• Polen 
• Tschechien 
• Ungarn 

• Estland 
• Polen 
• Ungarn 

• Estland 
• Ungarn 

IV 
(3 Pkt) 

≥ 67%     

4. Push-Faktor:Gesundheitsausgaben je Einwohner (in Dollar, Kaufkraftparitä-

ten) 

Annahmensetzung: 
Bei dieser Annahmensetzung wird sich im Wesentlichen auf die Werte im Jahr 1997 

bezogen, da für die Länder Estland und Slowenien keine längeren Zeitperioden vor-

liegen. Die übrigen Beitrittsländer, deren Werte z.T. die Jahre 1996 bis 2000 umfas-

sen, zeigen eine Steigerung von insgesamt 12 Prozent bis zu insgesamt 18 Prozent 

der heutigen Ausgaben gegenüber dem Jahr 1996 auf (vgl. Tabelle 7.3). Die durch-

schnittlichen jährlichen Steigerungsraten streuen stark und liegen zwischen 1,4 und 8 

Prozent. 

Wie die Analysen im Kapitel 4 verdeutlichen, besteht in allen Beitrittsländern eine 

angespannte finanzielle Situation im Gesundheitssektor, so dass erhebliche Steige-

rungen der Gesundheitsausgaben in den nächsten Jahren nicht zu erwarten sind. 
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Dennoch kann davon ausgegangen werden, dass in den Beitrittsländern versucht 

wird, die Qualität des Gesundheitssektors zu verbessern, auch die EU-Kommission 

fordert das explizit für einige Länder ein (siehe EU-Kommissionsbericht 2001a, b, c, 

d). Dieses ist aber für die Zukunft nicht ohne eine Anhebung der Gesundheitskosten 

zu leisten. Der Alterungsprozess der Bevölkerung in diesen Ländern lässt zudem eine 

Verstärkung eines solchen Kostenanstiegs erwarten (vgl. Birg 2001, S. 184). 

Tabelle 7.3: Gesundheitsausgaben je Einwohner 1996 bis 2000 (in Dollar, Kaufkraftpa-
ritäten) 

Jahr Estland Polen Slowe-
nien 

Tsche-
chien 

Ungarn Deutsch-
land 

EU-15155 USA 

1996 kA 469 k.A. 917 671 2.341 1.694 3.854 

1997 2481 461 9851 930 693 2.465 1.770 4.005 

1998 k.A. 543 k.A. 944 751 2.520 1.829 4.178 

1999 k.A. 557 k.A. 972 787 2.616 1.953 4.373 

2000 k.A. k.A. k.A. 1031 841 2.748 2.000 4.631 
1 Quellen der Daten: Normand 1999, OECD 1998b, 1999a; 2002b, WHO 2002 

Aus diesem Grund soll für die niedrige Variante der Beitrittsländer eine Anhebung 

bis zum Jahr 2030 um 50 Prozent des Wertes von 1997 der Gesundheitsausgaben je 

Einwohner angenommen werden. Dieses bedeutet mit durchschnittlich 1,25 Prozent 

jährlicher Steigerung einerseits eine Ausgabenerhöhung, andererseits aber eine Min-

derung der Steigerung der Ausgaben im Vergleich zum Zeitraum 1996 bis 2000 (be-

zogen auf Tschechien und Ungarn). Eine moderate Fortschreibung der aktuellen 

Entwicklung (mittlere Variante) ist durch einen Zuschlag von 100 Prozent des Wer-

tes von 1997 gegeben. Sie entspricht einer jährlichen Steigerung um 2,1 Prozent. Für 

die hohe Variante der Beitrittsländer wird eine Anhebung bis zum Jahr 2030 um 150 

Prozent des Wertes von 1997 der Gesundheitsausgaben je Einwohner festgesetzt, d.h. 

ca. 3 Prozent durchschnittliche jährliche Steigerung. 

                                                 
155 Für das Jahr 1999 fehlt Schweden, im Jahr 2000 fehlen Schweden und Luxemburg in der Berechnung. 
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Annahmen: 
Gesundheitsausgaben je 
Einwohner 2030 (in Dollar, 
Kaufkraftparitäten) 

niedrige Variante 

1997 plus 50% 

mittlere Variante 
1997 plus 100% 

hohe Variante 

1997 plus 150% 

Estland 370 500 620 

Polen 690 920 1.150 

Slowenien 1.480 1.970 2.460 

Tschechien 1.460 1.860 2.330 

Ungarn 1.040 1.390 1.730 

Kategorienbildung: 

Der EU-15-Durchschnitt erreicht in der hohen Variante (siehe 7.1.2, Pull-Faktor 

„Gesundheitsausgaben je Einwohner“) bis 2030 bei einer Steigerung von 90 Prozent 

gegenüber 2000 eine Ausgabenhöhe von rund 3.800 Dollar pro Einwohner. Unter-

stellt man, dass ein Verhältnis, wie es heute zwischen den ärmeren und reicheren 

Ländern in der EU-15 bezogen auf die Gesundheitsausgaben vorherrscht (die ärme-

ren Länder erreichen knapp 50 Prozent der Ausgabenhöhe pro Einwohner in den 

reichen Ländern), keine Migrationsmotivation hervorruft, ist eine derartige Entwick-

lung der Kategorie I zuzuschreiben. Die Gesundheitsausgaben pro Einwohner wer-

den für die Kategorie I somit auf über 1.900 Dollar festgelegt. Alle weiteren Katego-

rien werden durch den Abstand von 450 Dollar gebildet, so dass der letzten Katego-

rie Gesundheitsausgaben zugeordnet werden, die bei 1000 Dollar pro Einwohner 

bzw. darunter liegen. Eine solche Ausgabenhöhe, welche die Kategorie IV umfasst, 

stellt damit ca. 25 Prozent des o.a. EU-Durchschnitts in 2030 dar und erreicht genau 

50 Prozent des EU-Durchschnitts im Jahr 2000. Insofern spiegelt die Kategorienbil-

dung hier die zu erzielenden Migrationsmotivationen wieder. 
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Kategorien: 
Gesundheitsausgaben je 
Einwohner 2030 (in Dollar, 
Kaufkraftparitäten) 

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(0 Pkt) 

> 1.900  • Slowenien • Tschechien 
• Slowenien 

II 
(1 Pkt) 

1.900 bis > 1.450 • Slowenien 
• Tschechien 

• Tschechien • Ungarn 

III  
(2 Pkt) 

1.450 bis > 1.000 • Ungarn • Ungarn • Polen 

IV 
(3 Pkt) 

≤ 1.000 • Estland 
• Polen  

• Estland 
• Polen 

• Estland 

5. Push-Faktor: Lebenserwartung 

Annahmensetzung: 

Die Annahmen über die durchschnittliche Lebenserwartung bei Geburt im Jahr 2030 

werden für die mittlere Szenarienvariante entsprechend der Ergebnisse der UN Be-

völkerungsprojektion (Lebenserwartung 2025 bis 2030) der jeweiligen Länder vor-

genommen (UN 2003). Im Vergleich zu nationalen Projektionen der Beitrittsländer, 

die ohnehin nicht für alle Länder vorliegen und bei denen zu vermuten ist, dass hier 

wiederum z.T. politische Vorgaben eine Rolle gespielt haben, erscheinen die An-

nahmen der Lebenserwartung der UN für die Zukunft sinnvoll gebildet zu sein. Die 

Annahmensetzungen stützen sich ausschließlich auf eigene länderspezifische Analy-

sen. Allerdings hat die UN nur eine einzige Lebenserwartungsannahme aufgestellt, 

während andere Bevölkerungsprojektionen die Basisvariante noch um eine höhere 

und niedrigere Variante ergänzen (z.B. Statistisches Bundesamt 2003b u. Birg et al. 

1998). Aus diesem Grund werden die Setzungen der UN-Projektion für den entspre-

chenden Zeitraum als Annahme für die mittlere Variante Verwendung finden. Die 

hohe bzw. niedrige Variante wird mit einem Abstand von plus bzw. minus 1,5 Jahren 

festgelegt. Die Wahl dieses Abstandes zwischen den Lebenserwartungsannahmen 

bezieht sich auf andere Bevölkerungsvorausberechnungen, die auf umfassende Le-

benserwartungsanalysen aufbauen (z.B. Birg et al. 1998). 
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Annahmen: 
Lebenserwartung bei Ge-
burt 2030 

niedrige Variante 
mittlere Variante 
minus 1,5 Jahre 

mittlere Variante 
UN-Projektion 

hohe Variante 
mittlere Variante 
plus +1,5 Jahre 

Estland 74,0 75,5 77,0 

Polen 76,6 78,1 79,6 

Slowenien 78,6 80,1 81,6 

Tschechien 78,2 79,7 81,2 

Ungarn 75,5 77,0 78,5 

Kategorienbildung: 

Als Annäherung für eine Kategorienbildung soll die zukünftige Entwicklung der 

Lebenserwartung von Deutschland sowie die der EU-15 (lt. UN-Projektion) dienen. 

Die Bevölkerungsvorausschätzung der UN (2003) ergibt für Deutschland eine Le-

benserwartung bei Geburt von 81,4 Jahren und für die EU-15 - deren durchschnittli-

che Lebenserwartung anhand der Länderdaten ermittelt wurde - von 81,05 Jahren für 

das Jahr 2025 bis 2030. Bevölkerungsvorausschätzungen (Birg et al. 1998) unterstel-

len für Deutschland folgende Lebenserwartungen, die Neugeborene im Jahr 2030 

erreichen: 81,5 Jahre in der niedrigen Variante, 83 Jahre in der mittleren Variante 

und 84,5 Jahre in der hohen Variante. Auch das Statistische Bundesamt geht in seiner 

aktuellsten Berechnung (Statistisches Bundesamt 2003b) von ähnlich hohen Lebens-

erwartungen bei Geburt für das Jahr 2030 aus.  

Für die Kategorienbildung muss gesehen werden, dass eine Entwicklung für die Bei-

trittsländer hinsichtlich der Lebenserwartung, die für Deutschland in der niedrigen 

Variante anhand der o.a. Projektionen aufgezeigt wird, bedeutet, dass sie keine 

Migrationsmotivation hervorbringt. Hierauf soll die Festlegung der Kategorien auf-

bauen: Die Kategorie I umfasst eine Lebenserwartung, die oberhalb 81 Jahre liegt. 

Die weiteren Kategorien werden im Abstand von 1,5 Jahren gebildet. Die vierte Ka-

tegorie, die eine Lebenserwartung von „78 Jahre und darunter“ umfasst, stellt demzu-

folge das Unterschreiten der aktuellen Lebenserwartung im EU-Durchschnitt dar - 

sie liegt für Neugeborene im Jahr 2000 bei 78 Jahren (Eurostat 2002) - und bildet 

damit eine Kategorie ab, die zu einer starken Emigrationsmotivation beiträgt. 
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Kategorien: 
Lebenserwartung 2030 

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(0 Pkt) 

> 81 Jahre   • Tschechien  
• Slowenien 

II 
(1 Pkt) 

81 Jahre bis 
>79,5 Jahre 

 • Tschechien  
• Slowenien 

• Polen 

III  
(2 Pkt) 

79,5 Jahre bis 
>78 Jahre 

• Tschechien  
• Slowenien 

• Polen • Ungarn 

IV 
(3 Pkt) 

≤ 78 Jahre • Estland  
• Polen 
• Ungarn 

• Estland 
• Ungarn 

• Estland 

6. Push-Faktor: Bildungsausgaben je Schüler/Student 

Annahmensetzung: 

Bei dieser Annahmensetzung besteht die Problematik, dass die Bildungsausgaben je 

Schüler/Student aufgrund der vorliegenden Datenmaterialien nur für das Jahr 1997 

ermittelt werden können. Somit ist für die Setzung der Annahmen für das Jahr 2030 

eine Orientierung an Steigerungsraten aus den vergangenen Jahren nicht möglich. 

Außerdem muss hier berücksichtigt werden, dass es nur möglich, ist die Angaben im 

Tertiärbereich für die Beitrittsländer auszuweisen, da hier die Vergleichbarkeit der 

Ausbildungssysteme hoch ist - im Gegensatz zu anderen Bereichen (Primar- und 

Sekundarbereich).  

Bezüglich der Festsetzung der Annahmen sind verschiedene Parallelen zum Faktor 

„Gesundheitsausgaben pro Einwohner“ vorhanden: Es besteht einerseits eine ange-

spannte Haushaltslage, die keine übermäßigen Ausgabesteigerungen zulässt, anderer-

seits existiert das Bemühen, aufgrund der wachsenden Bedeutung von Bildung in 

diesem Bereich den finanziellen Aufwand nach Möglichkeit auszudehnen.  

Die Tabelle 7.4 zeigt, dass die Beitrittsländer eine erhebliche Differenz bezüglich der 

Bildungsausgaben pro Schüler/Student zu den EU-15 aufweisen. Im Vergleich zum 

Gesundheitswesen, in dem es eine Erhöhung der Ausgaben aufgrund von medizini-

schen und technischen Innovationen u.ä. gibt, trifft solches für den Bildungsbereich 

in ähnlicher Größenordnung bisher nicht zu. 
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Tabelle 7.4: Bildungsausgaben je Schüler/Student 1997 im Tertiärbereich (in Dollar)  

Jahr Estland Polen Slowe-
nien 

Tsche-
chien 

Ungarn Deutsch-
land 

EU-151 USA 

1997 1.290 980 3.690 1.830 1.420 10.660 8.020 7.180 
Quelle der Daten: The World Bank 1999b, 2001b und1 ohne Luxemburg 

Aus diesem Grund kann angenommen werden, dass die Bildungskosten in den 

nächsten drei Dekaden einen tendenziell niedrigeren Anstieg erfahren werden.156 

Deshalb soll die niedrige Variante eine Fortschreibung der Bildungsausgaben des 

Jahres 1997 beinhalten, die mittlere Variante wird bis 2030 um 25 Prozent und die 

hohe Variante bis 2030 um 50 Prozent des Wertes von 1997 angehoben. 

Annahmen: 
Bildungsausgaben je Schü-
ler/Student im Tertiärbe-
reich 2030 (in Dollar) 

niedrige Variante 

konstant ab 1997 

mittlere Variante 

1997 plus 25% 

hohe Variante 

1997 plus 50% 

Estland 1.290 1.610 1.940 

Polen 976 1.220 1.470 

Slowenien 3.690 4.610 5.540 

Tschechien 1.830 2.290 2.740 

Ungarn 1.420 1.770 2.120 

Kategorienbildung: 
Für die Kategorie I wird die Grenze für die Bildungsausgaben je Schüler/Student im 

Tertiärbereich bei oberhalb von 4.000 Dollar festgelegt. Auch an dieser Stelle gilt 

eine Argumentation, die bereits bei der Kategorisierung des Faktors „Gesundheits-

ausgaben je Einwohner“ angeführt wurde: Die EU-15 hätte bei einer Steigerung der 

Bildungsausgaben je Schüler/Student von 50 Prozent eine Ausgabenhöhe von rund 

12.050 Dollar erreicht. Geht man davon aus, dass ein Verhältnis bezogen auf die 

Bildungsausgaben, welches heute zwischen den ärmeren und reicheren Länder in der 

EU existiert (die ärmeren Länder erreichen ca. 33 Prozent der Ausgabenhöhe der 

reichen Länder je Student), keine Migrationsmotivation hervorbringt, erscheint die 

Grenze von 4.000 Dollar für das Jahr 2030 als eine adäquate Kategorisierung. Die 

                                                 
156 Die OECD Pisa-Studie hat gezeigt, dass z.B. Länder mit geringen Ausgaben wie Tschechien beim Vergleich von Schüler-
leistungen besser abschneiden als Deutschland. Außerdem ist der Abstand der Länder Ungarn und Polen, die ebenfalls an dieser 
Studie teilgenommen haben, zu Deutschland als gering einzuschätzen (vgl. Oecd 2001a). 
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Kategorien II bis IV werden durch einen Abstand von 1.500 Dollar gebildet. Werte 

von 1.000 Dollar bzw. darunter fallen in die Kategorie IV. Das Erreichen der Grenze 

der letzten Kategorie würde für die meisten Beitrittsländer bereits heute einen Rück-

gang dieser Ausgaben bedeuten. 

Kategorien: 
Bildungsausgaben je Schü-
ler/Student 2030 (in Dollar) 

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I 
(0 Pkt) 

> 4.000  • Slowenien • Slowenien 

II 
(1 Pkt) 

4.000 bis > 2.500 • Slowenien  • Tschechien 

III 
(2 Pkt) 

2.500 bis > 1.000 • Estland, 
• Tschechien 
• Ungarn 

• Estland 
• Polen 
• Tschechien 
• Ungarn 

• Estland 

• Ungarn 

• Polen 

 
IV 

(3 Pkt) 
≤ 1.000 • Polen   

7. Push-Faktor: Bildungsbeteiligung 

Annahmensetzung: 
Auch beim Faktor Bildungsbeteiligung besteht die Schwierigkeit, auf Daten zurück-

zugreifen, die eine hohe Vergleichbarkeit gewährleisten.157 Als eine geeignete Größe 

wird hier der Anteil der Studierenden im tertiären Bereich an der Gesamtzahl der 

Schüler/Studenten erachtet (siehe Tabelle 7.5). Die Eingrenzung auf den Tertiärbe-

reich erscheint sinnvoll, da eine Reihe von Studien zeigen, dass die Bedeutung höhe-

rer Bildungsabschlüsse an Relevanz gewonnen haben (vgl. EU-Kommission 

1999/2000).158 Es ist nicht zu erwarten, dass sich diese Entwicklung in den nächsten 

Jahrzehnten abschwächen wird. 

                                                 
157 Ein unterschiedlicher Aufbau der Bildungssysteme erschwert die Vergleichbarkeit. Ein weiters Problem besteht darin, eine 
Größe heranzuziehen, die sich auf die Bevölkerungsstruktur bezieht, d.h. auf die relevante Altersgruppe, die im Bildungssystem 
anzutreffen ist. Damit würden neben dem Kriterium Bewertung des Bildungssystems – was hier stattfinden soll - auch demo-
graphische Aspekte in diesen Faktor einfließen. Aus diesem Grund wurden solche Indikatoren hier nicht mit einbezogen.  
158 So zeigen Studien, dass die Nachfrage an hochqualifizierten Arbeitskräften an Relevanz gewonnen hat. Auch die Einführung 
der Greencard in Deutschland ist unter dem Aspekt, hochqualifizierte ausländische Personen aus der IT-Branche ins Land zu 
holen, umgesetzt worden. 
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Tabelle 7.5: Studierende im Tertiärbereich bezogen auf die Gesamtzahl der Schü-
ler/Studierenden (in Prozent) 

Jahr Estland Polen Slowenien Tsche-
chien 

Ungarn Deutsch-
land 

EU-15 

1996/97 11,4 9,6 12,6 8,8 9,2 12,7 14,5 
Quellen der Daten: Europäische Kommission 1999/2000 u. eigene Berechnungen 

Die Annahmensetzung muss einerseits die sehr angespannte Haushaltssituation und 

andererseits die starken bereits unternommenen Anstrengungen der Beitrittsländer, 

den Studierendenanteil zu erhöhen, berücksichtigen. Somit kann es zu einer Reduzie-

rung des Studierendenanteils kommen, denn aufgrund der finanziellen Problemlage 

im Bildungssystem sind zunehmend Studiengebühren sowie eine Verstärkung der 

Kommerzialisierung des Bildungsbereichs zu erwarten. Die Abnahme des Studieren-

denanteils wird aber nicht gravierend für den tertiären Bereich ausfallen, da im Ge-

genzug natürlich auch Anstrengungen getätigt werden, den erreichten Anteil weiter 

auszubauen bzw. zumindest zu erhalten. Die Abnahme soll deshalb nur im Umfang 

von 1.5 Prozentpunkten zum Ausgangswert für die niedrige Variante festgelegt wer-

den. Für die mittlere Variante lässt sich eine konstante Entwicklung von 1997 bis 

2030 rechtfertigen. Für die hohe Variante erscheint eine Steigerung des Ausgangs-

wertes um 2.0 Prozentpunkte angemessen zu sein. Diese Anhebung entspricht für die 

meisten Beitrittsländer einer deutlichen Annäherung an die Situation der EU bzw. 

Deutschlands im Jahr 1996/97 (siehe Tabelle 7.5). 

Annahmen: 
Studierende im Tertiär-
bereich als Anteil an den 
gesamten Schü-
ler/Studierenden 2030  
(in Prozent) 

niedrige Variante 

minus 
1.5 Prozentpunkte 

mittlere Variante 

konstant bis 2030 

hohe Variante 

plus 
2.0 Prozentpunkte 

Estland 9,9 11,4 13,4 

Polen 8,1 9,6 11,6 

Slowenien 11,1 12,6 14,6 

Tschechien 7,3 8,8 10,8 

Ungarn 7,7 9,2 10,7 
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Kategorienbildung: 

Für die Bildung der Kategorie I wird sich am EU-Durchschnittswert sowie am Wert 

von Deutschland im Jahr 1996/1997 (siehe Tabelle 7.4) orientiert. Das Mittel dieser 

beiden Werte liegt bei 13,6 Prozent, so dass eine Grenze oberhalb von 13 Prozent 

eine sinnvolle Festsetzung darstellt. Alle weiteren Kategorien werden mit dem Ab-

stand von 2 Prozentpunkten gewählt. So präsentiert die Untergrenze der Kategorie 

IV mit 9 Prozent bzw. darunter, einen Wert, der von den meisten Beitrittsländern 

heute schon überschritten wird. 

Kategorien:  
Studierende im Tertiärbe-
reich als Anteil der gesamten 
Schüler/Studierenden 2030  

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(0 Pkt) 

> 13 %   • Slowenien 
• Estland 

II 
(1 Pkt) 

13 % bis > 11 % • Slowenien • Estland 
• Slowenien  

• Polen 
• Ungarn 

III  
(2 Pkt) 

11 % bis > 9 % • Estland • Polen 
• Ungarn 

• Tschechien 
 

IV 
(3 Pkt) 

≤ 9 % • Polen 
• Tschechien 
• Ungarn 

• Tschechien  

 

8. Push-Faktor: Unsicherheitsfaktor für das Rentensystem 

Der Unsicherheitsfaktor wurde in dem Kapitel Operationalisierung der Push-Pull-

Faktoren derart entwickelt, dass die einzelnen Rentensysteme (Mehr-Säulen-Modell 

und Zwei-Säulen-Modell) auf vertrauensfördernde/mißtrauensfördernde Elemente 

hinsichtlich einer langfristigen Rentensicherung untersucht wurden. 

Annahmensetzung: 
Die sich bei der Entwicklung der Unsicherheitsfaktoren für die Rentensysteme erge-

benden Werte (siehe Kapitel 6) werden hier für den Zeitraum bis 2030 als mittlere 

Variante angenommen. Sie stehen für den wahrscheinlichsten Verlauf. 
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Tabelle 7.6: Unsicherheitsfaktor bezogen auf das nationale Rentensystem 

Estland Polen Slowenien Tschechien Ungarn Deutschland 

-0.25 -0.25 -0.25 -0.5 -0.25 -0.5 
Quelle der Daten: eigene Berechnung, siehe Kapitel 6 Operationalisierung 

Für die Festsetzung der hohen bzw. niedrigen Variante ist die Möglichkeit weiterer 

Reformschritte einzubeziehen. Da die meisten Beitrittsländer umfassende Reformen 

durchgeführt haben, ist allerdings nicht davon auszugehen, dass gravierende Ände-

rungen vorgenommen werden. Dennoch ist zu erwarten, dass bei einer derartigen 

Reformierung dieser Systeme zu einem späteren Zeitpunkt Umstellungsprobleme 

auftreten, die u.U. heute noch nicht zu erkennen bzw. lösbar sind und neue Reformen 

hervorrufen. Die Umsetzung lässt sich aus heutiger Sicht nicht einschätzen, sie kann 

vertrauensfördernd bzw. misstrauensfördernd sein. Durch die niedrige und hohe Va-

riante wird dieser Unsicherheit Rechnung getragen und durch die Veränderung des 

Unsicherheitsfaktors von +1 bzw. -1 umgesetzt - das entspricht der Änderung eines 

zentralen Elementes im Rentensystem (siehe Kapitel 6 Operationalisierung). 

Annahmen:  

Unsicherheitsfaktor 2030 

niedrige Variante 
minus 1 Punkt 

mittlere Variante 
konstant 

hohe Variante 
plus 1 Punkt 

Estland -1.25 -0.25 0.75 

Polen -1.25 -0.25 0.75 

Slowenien -1.25 -0.25 0.75 

Tschechien -1.5 -0,5 0.5 

Ungarn -1.25 -0.25 0.75 

Kategorienbildung: 

Die Kategorienbildung wird ebenfalls in Anlehnung an die Entwicklung des Unsi-

cherheitsfaktors im Kapitel 6 vorgenommen, da keine Möglichkeit besteht, sich auf 

Vergleichswerte zu beziehen. Dieses ist darin begründet, dass zwar einige andere 

europäische Staaten bereits über einen längeren Zeitraum ähnliche Rentensystemmo-

delle (Zwei- bzw. Drei-Säulenmodelle) installiert haben (z.B. Schweiz), aber den-

noch unbeantwortet bleibt, wie derartige Modelle die bevorstehende demographische 

Veränderung bewältigen. Aus diesem Grund werden die Grenzen wie folgt gebildet: 
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Die Kategorie I muss positive Unsicherheitsfaktoren umfassen. Damit ist sicherge-

stellt, dass die vertrauensfördernden Elemente des Rentensystems hier überwiegen. 

Die Grenze dieser Kategorie wird deshalb oberhalb von +0.5 Punkte angesiedelt. 

Alle weiteren Kategorien werden im Abstand von einem Punkt gebildet, so dass der 

Kategorie IV Unsicherheitsfaktoren, die bei –1 Punkte bzw. darunter liegen, zuzu-

ordnen sind. Damit präsentiert die Kategorie IV Rentensysteme, bei denen ein deutli-

cher Überhang von misstrauensfördernden Elementen bestehen. 

Kategorien:  
Unsicherheitsfaktor 2030 

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(0 Pkt) 

> 0,5 Punkte   • Estland  
• Polen  
• Slowenien  
• Ungarn 

II 
(1 Pkt) 

0,5 Punkte bis  
> - 0,5 Punkte 

 • Estland  
• Polen 
• Slowenien 
• Ungarn 

• Tschechien  

III  
(2 Pkt) 

-0,5 Punkte bis  
-1 Punkte 

 • Tschechien   

IV 
(3 Pkt) 

≤ -1 Punkte • Estland 
• Polen 
• Slowenien 
• Tschechien 
• Ungarn 

  

7.1.2 Annahmen und Kategorien: Pull-Faktoren 

Die Festsetzung der Annahmen wird sich auch bei den meisten Pull-Faktoren im 

Wesentlichen auf ihre zurückliegende Entwicklung stützen, und die bereits als Ver-

gleichskomponente in den Tabellen des Kapitels 7.1.1 dargestellt ist. Bei der Bildung 

der Kategorisierung für die Pull-Faktoren werden Vergleichsgrößen, die sich auf die 

EU-15 sowie auf die USA beziehen, verwendet.  
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1. Pull-Faktor: Bruttonationalprodukt je Einwohner (in Dollar, Kaufkraftparitä-

ten) 

Annahmensetzung: 
Eine gravierende Veränderung der wirtschaftlichen Situation in Deutschland lässt 

sich für die Zukunft aufgrund der angestellten Analyse im Kapitel 4.6 nicht erken-

nen. Für den Zeitraum von 1994 bis 2000 wies das deutsche Bruttonationalprodukt in 

jedem Jahr ein Wachstum gegenüber dem Vorjahr aus (siehe Tabelle 7.1), wobei die 

Schwankung der jährlichen Steigerung verhältnismäßig gering war. Sie lag zwischen 

0,9 bis 6,7 Prozent und beträgt im Mittel 4,2 Prozent. Aus diesem Grund können 

auch die Annahmen für das Jahr 2030 im Spektrum der zurückliegenden Entwick-

lung des Bruttonationalproduktes angesetzt werden. Demzufolge eignet sich hier 

dieselbe Annahmenbildung, die bereits bei den Beitrittsländern für die Push-Faktoren 

praktiziert wurde. 

Annahmen: 

BNP je Einwohner 2030 
(in Dollar, Kaufkraft-
paritäten)  

niedrige Variante 
1% jährliches Wachs-

tum 

mittlere Variante 
3% jährliches Wachs-

tum 

hohe Variante 
5% jährliches Wachs-

tum 

Deutschland 33.600 60.500 107.700 

Kategorienbildung: 

Die Bildung der Kategorie I orientiert sich an der Entwicklung des Bruttonational-

produktes der EU-15 und der USA. Diese Länder würden bei Anwendung der oben 

aufgestellten hohen Variante im Jahr 2030 folgende Werte erreichen: EU-15 108.000 

Dollar und die USA 147.000 Dollar. Die obere Grenze der Kategorie I wird im Be-

reich des Mittelwertes dieser Größen, d.h. oberhalb von 125.000 Dollar festgesetzt. 

Alle weiteren Kategorien werden im Abstand von 45.000 Dollar gebildet, so dass bei 

einem Null-Wachstum des BNP je Einwohner die Grenze der Kategorie IV mit 

25.000 Dollar dem Wert aus dem Jahr 2000 (24.920 Dollar) entspricht. Die Katego-

rien sind damit derart gebildet, dass die erste Kategorie eine Situation repräsentiert, 

die eine hohe und die letzte Kategorie keine vom Aufnahmeland ausgehende Migra-

tionsmotivation auslöst. 
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Kategorien: 
BNP je Einwohner 203 (in Dollar, 
Kaufkraftparitäten)  

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(3 Pkt) 

> 125.000    

II 
(2 Pkt) 

125.0000 bis >75.000   • Deutschland 

III  
(1 Pkt) 

75.000 bis >25.000 • Deutschland • Deutschland  

IV 
(0 Pkt) 

≤ 25.000    

2. Pull-Faktor: Arbeitslosenquote 

Annahmensetzung: 
Bei dieser Annahmensetzung findet ebenfalls eine Festlegung analog zum Push-

Faktor statt: Die durchschnittliche Arbeitslosenquote, die sich für den Zeitraum 1998 

bis 2001 für Deutschland ergibt, bildet den Wert für die mittlere Variante. Er liegt 

mit 8,6 Prozent nur leicht über dem Durchschnittswert der EU-15 (8,3 Prozent) für 

diesen Zeitraum. Damit wird für diese Variante - trotz demographischer Veränderung 

der Bevölkerungsstruktur - nicht von einem Rückgang der Arbeitslosigkeit ausge-

gangen (siehe Tabelle 7.2). Die hohe Variante unterstellt den Rückgang der Arbeits-

losigkeit aufgrund der demographischen Entwicklung und beinhaltet deshalb eine 

Reduzierung der Arbeitslosenquote der mittleren Variante um 4 Prozentpunkte. Bei 

der niedrigen Variante, für die eine Steigerung um 4 Prozentpunkte zur mittleren 

Variante festgelegt wird, ist die Annahme zugrunde gelegt, dass im Zusammenhang 

mit Rationalisierungsmaßnahmen bzw. konjunktureller Flaute der Bedarf an Er-

werbspersonen zurückgeht. 

Annahme:  
Arbeitslosenquote 2030 
(in Prozent) 

niedrige Variante 
 

mittlere Variante 
Durchschnitt 

1998 bis 2001 

hohe Variante 

 

Deutschland 12,6 8,6 4,6 
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Kategorienbildung: 

Für die Festlegung der Grenze der Kategorie I erscheint als Vergleichsgröße die heu-

tige Arbeitslosenquote der USA (4,8 Prozent) maßgeblich zu sein, da die USA als 

bedeutender Wirtschaftsstandort eine niedrige Arbeitslosenquote aufweist. Bei der 

Aufstellung der Kategorie IV muss eine Vergleichsgröße herangezogen werden, die 

beinhaltet, dass für Migranten keine Anziehungskraft besteht. Diesbezüglich kann 

der europäische Durchschnittswert der letzten vier Jahre (8,3 Prozent) als geeignete 

Größe herangezogen werden, da die durchschnittliche Arbeitslosenquote als hoch zu 

bewerten ist. Damit lassen sich die Grenzen für die Kategorie I bei unterhalb von 5 

Prozent und für die Kategorie IV bei unterhalb von 9 Prozent festsetzen. Die Katego-

rien II und III liegen mit einem Abstand von 2 Prozentpunkten dazwischen. Eine 

solche Einteilung wird auch deshalb als geeignet angesehen, da sie eine nicht so star-

ke Spannweite beinhaltet, wie sie bei der Kategorisierung für den Push-Faktor unter-

stellt wird (3 Prozentpunkte), und damit die geeignete Aussagekraft bei dieser Kate-

gorienbildung erzielt. 

Kategorien:  
Arbeitslosenquote 2030 

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(3 Pkt) 

< 5%   • Deutschland 

II 
(2 Pkt) 

5% bis < 7%    

III  
(1 Pkt) 

7% bis < 9%  • Deutschland  

IV 
(0 Pkt) 

≥ 9 % • Deutschland   

3. Pull-Faktor: Erwerbsbevölkerung 

Annahmensetzung: 
Bei der Entwicklung dieser Annahmen soll wie bei dem Push-Faktor auf die Projek-

tionen der UN (2003) zurückgegriffen werden. Für die Erwerbsbevölkerung wird 

wiederum die Bevölkerungsgruppe der 15- bis unter 65-Jährigen zugrunde gelegt 

und in analoger Weise werden zum Push-Faktor die Varianten niedrig, mittel, hoch 

entsprechend der UN Varianten (niedrig, mittel und hoch) gesetzt. Eine Betrachtung 

von Bevölkerungsprojektionen für Deutschland (Birg & Börsch-Supan 1999, Statisti-
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sches Bundesamt 2003b) lässt die Übernahme dieser Annahmen als adäquat erschei-

nen (siehe Kapitel 7.1.1 Annahmen und Kategorien: Push-Faktoren). 

Annahmen: 

Erwerbsbevölkerung 2030  

(als Anteil an der Gesamt-
bevölkerung, in Prozent) 

niedrige Variante  mittlere Variante  hohe Variante 

Deutschland 60,6 60,4 59,2 

Kategorienbildung: 
Hinsichtlich der Kategorienbildung ist bei diesem Pull-Faktor zu beachten, dass eine 

migrationsfördernde Wirkung erst bei einem sehr niedrigen Anteil der Erwerbstäti-

gen an der Gesamtbevölkerung entsteht, da auch die Beitrittsländer einen Rückgang 

des Anteils dieser Gruppe erfahren werden. Deshalb sollen die Kategorien wie folgt 

festgelegt werden: Die Kategorie I liegt unterhalb des Wertes, der sich als Anteil der 

Erwerbstätigen für die EU-15 in der niedrigen Variante der UN-Projektion für das 

Jahr 2030 ermitteln lässt und der bei 60,17 Prozent (UN 2003 u. eigene Berechnun-

gen) liegt. Alle folgenden Kategorien werden mit einem Abstand von 2 Prozentpunk-

ten gebildet. So präsentiert die letzte Kategorie einen Erwerbsbevölkerungsanteil, 

von dem kein Einfluss im Zusammenhang mit Emigration ausgeht. 

Kategorien:  
Erwerbsbevölkerung 2030 
(als Anteil an der Gesamtbevöl-
kerung) 

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(3 Pkt) 

< 60 %   • Deutschland 

II 
(2 Pkt) 

60 % bis < 62 % • Deutschland • Deutschland  

III  
(1 Pkt) 

62 % bis < 64 %    

IV 
(0 Pkt) 

≥ 64 %    
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4. Pull-Faktor: Gesundheitsausgaben je Einwohner (in Dollar, Kaufkraftparitä-

ten) 

Annahmensetzung: 
In Anbetracht einer alternden Bevölkerung in Deutschland ist für die Zukunft nicht 

davon auszugehen, dass die Gesundheitsausgaben pro Einwohner gesenkt werden 

können. Vielmehr ist eine Erhöhung derartiger Ausgaben zu erwarten. Eine erhebli-

che Steigerung der Gesundheitsausgaben könnte jedoch, bei ungünstigem Verhältnis 

zwischen Beitragszahlern und Leistungsempfängern, die Funktionsfähigkeit des Ge-

sundheitssystems gefährden. Insofern hätte eine sehr hohe Ausgabensteigerung keine 

grundsätzlich migrationsfördernde Wirkung, zudem auch erhöhte Eigenbeteiligungen 

für die Bevölkerung notwendig wären. Es soll hier vor dem Hintergrund massiver 

Reformanstrengungen, in Zukunft auf ein funktionierendes Gesundheitssystem zu-

rückgreifen zu können, angenommen werden, dass Ausgabensteigerungen in diesem 

Bereich moderat ausfallen. Solche Ausgabensteigerungen sind dann als migrations-

fördernd einzustufen. 

Die niedrige Variante soll daher eine nur im geringen Maße höhere Ausgabenent-

wicklung bezogen auf die Ausgangssituation im Jahr 2000 (siehe Tabelle 7.3) auf-

zeigen. Die angenommene Steigerung der Ausgaben um 30 Prozent bis zum Jahr 

2030 entspricht einer jährlichen Steigerung um 0,9 Prozent. Für die hohe Variante 

mit einer jährlichen Steigerung von 2,2 Prozent wird eine Steigerung gesetzt, die 

unterhalb der Entwicklung der letzten fünf Jahre (jährlicher Durchschnitt ca. 3 Pro-

zent) liegt. Eine Fortschreibung bis zum Jahr 2030 bedeutet eine Anhebung um 90 

Prozent der Ausgangssituation. Die mittlere Variante mit einer Ausgabensteigerung 

bis 2030 um 60 Prozent wird dazwischen angesiedelt. 

Annahmen: 

Gesundheitsausgaben je 
Einwohner 2030 (in Dollar, 
Kaufkraftparitäten)  

niedrige Variante 

2000 plus 30% 

mittlere Variante 

2000 plus 60% 

hohe Variante 

2000 plus 90% 

Deutschland 3.570 4.400 5.220 
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Kategorienbildung: 

Die Kategorienbildung erfolgt derart, dass die hohe Variante, d.h. eine Steigerung 

gegenüber dem Wert des Jahres 2000 um 90 Prozent (siehe Tabelle 7.3), auf die EU-

15 (3.800 Dollar) und auf die USA (8.800 Dollar) angewendet und die Grenze der 

Kategorie I oberhalb des Mittels dieser beiden Werte bei 6.300 Dollar festgesetzt 

wird. Im Abstand von 1.800 Dollar folgen die weiteren Kategorien. Damit liegt die 

Grenze der vierten Kategorie mit 2.700 Dollar in etwa beim Ausgangsniveau von 

Deutschland im Jahr 2000 (siehe Tabelle 7.3). 

Kategorien:  
Gesundheitsausgaben je 
Einwohner 2030 (in Dollar, 
Kaufkraftparitäten)  

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(3 Pkt) 

> 6.300    

II 
(2 Pkt) 

6.300 bis > 4.500   • Deutschland 

III  
(1 Pkt) 

4.500 bis > 2.700 • Deutschland • Deutschland  

IV 
(0 Pkt) 

≤ 2.700    

 

5. Pull-Faktor: Lebenserwartung 

Annahmensetzung: 
Es wird als sinnvoll erachtet, eine Annahmenbildung analog zum Push-Faktor vorzu-

nehmen. So ist die Annahme für die mittlere Variante an den Ergebnissen der UN-

Bevölkerungsprojektion für Deutschland angelehnt und die hohe bzw. niedrige Vari-

ante im Abstand von 1,5 Jahren gesetzt (UN 2003). Die Begründung für die Wahl 

des Abstandes von 1,5 Jahren ist bereits beim Push-Faktor Lebenserwartung erfolgt.  

Annahmen: 

Lebenserwartung bei 
Geburt 2030 

niedrige Variante 

minus 1,5 Jahre 

mittlere Variante 

UN-Projektion  

hohe Variante 

plus 1,5 Jahre 

Deutschland 79,9 81,4 82,9 



Migrationsszenarien 188 

 

Kategorienbildung: 
Hierfür werden ebenso die Berechnungen der UN-Projektion (UN 2003) herangezo-

gen. Die Lebenserwartungen bei Geburt im Jahr 2025 bis 2030, die den UN Berech-

nungen für die einzelnen Länder der EU-15 sowie für die USA zugrunde liegen, wei-

sen ein sehr breites Intervall auf. Die Differenz zwischen der niedrigsten und höchs-

ten Lebenserwartung liegt bei 3,3 Jahren (Schweden: 82,6 Jahre und Portugal: 79,3 

Jahre). Deshalb soll für die Bildung der Kategorie kein Mittelwert der Lebenserwar-

tungen dieser Länder Verwendung finden, sondern eine Einzelbetrachtung der drei 

höchsten Lebenserwartungen der entsprechenden Länder stattfinden. Schweden (82,6 

Jahre), Frankreich (82 Jahre) und Belgien (81,8 Jahre) zeigen bei der UN-Projektion 

die höchsten Lebenserwartungen bei Geburt (2025 bis 2030) auf. Lebenserwartungen 

über 82 Jahre sollen daher in die Kategorie I fallen. Die Grenzen der weiteren Kate-

gorien werden wiederum im Abstand von 1, 5 Jahren gebildet. 

Kategorien:  
Lebenserwartung bei Geburt 2030 niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(3 Pkt) 

> 82 Jahre   • Deutschland 

II 
(2 Pkt) 

82 Jahre bis > 80,5 
Jahre 

 • Deutschland  

III  
(1 Pkt) 

80,5 Jahre bis > 79 
Jahre 

• Deutschland   

IV 
(0 Pkt) 

≤ 79 Jahre    

6. Pull-Faktor: Bildungsausgaben je Schüler/Student 

Annahmensetzung: 
Analog zum Push-Faktor Bildungsausgaben je Schüler/Student werden die „Bil-

dungsausgaben pro Schüler/Student im tertiären Bereich“ verwendet, da es nur mög-

lich ist, die Angaben im Tertiärbereich für Beitrittsländer und Aufnahmeland auszu-

weisen. Zudem ist die Vergleichbarkeit der Ausbildungssysteme der betrachteten 

Länder im Tertiärbereich gegenüber anderen Bildungsbereichen höher. 

Die Ausgaben im Bildungsbereich bezogen auf den Tertiärbereich liegen in Deutsch-

land je Schüler/Student (10.660 Dollar) im Vergleich zum EU-Durchschnitt (8.020 
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Dollar) deutlich höher (siehe Tabelle 7.4). Für das Jahr 2030 ist für Deutschland auf 

der einen Seite eine Steigerung derartiger Bildungsausgaben vorstellbar. Ein solcher 

Ausgabenanstieg kann durch eine verstärkte Konkurrenz auf dem Bildungsmarkt im 

Zusammenhang mit einer zunehmenden internationalen Ausrichtung entstehen. Auf 

der anderen Seite existiert aufgrund der öffentlichen Haushaltslage in Deutschland - 

ähnlich wie in den Beitrittsländern - eine angespannte Finanzlage. Diese 

Problemstellung kann sich über einen längeren Zeitraum hinziehen, so dass keine 

erhebliche Ausgabensteigerung in diesem Bereich zu erwarten ist. 

Deshalb sollen dieselben Szenarienannahmen wie bei dem Push-Faktor Bildungsaus-

gaben je Schüler/Student Anwendung finden, da diese die beschriebenen Entwick-

lungsmöglichkeiten geeignet darstellen: einerseits eine unveränderte bzw. konstante 

Entwicklung aufgrund bereits hoher Ausgaben, andererseits ein Ausbau, um interna-

tional im Bereich der Qualifikation nicht den Anschluss zu verlieren. 

Annahmen: 
Bildungsausgaben je Schü-
ler/Student im Tertiär-
bereich 2030 (in Dollar) 

niedrige Variante 

konstant ab 1997 

mittlere Variante 

1997 plus 25% 

hohe Variante 

1997 plus 50% 

Deutschland 10.660 13.320 16.000 

Kategorienbildung: 

Die Kategorienbildung wird hier wie folgt durchgeführt: Die hohe Variante (d.h. 

Steigerung des Ausgangswerts 1997 um 50 Prozent) angewendet auf die EU-15 stellt 

den Grenzwert für die Kategorie I dar. Er liegt oberhalb von 12.000 Dollar. Alle wei-

teren Kategorien werden im Abstand von 1.500 Dollar gebildet, so dass die letzte 

Kategorie eine Grenze im Bereich des heutigen EU-15-Durchschnitts aufweist. 
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Kategorien:  
Bildungsausgaben je Schü-
ler/Student im Tertiärbereich 
2030 (in Dollar) 

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(3 Pkt) 

> 12.000  • Deutschland • Deutschland 

II 
(2 Pkt) 

12.000 bis >10.500 • Deutschland   

III  
(1 Pkt) 

10.500 bis >9.000    

IV 
(0 Pkt) 

≤ 9.000    

7. Pull-Faktor: Bildungsbeteiligung 

Annahmensetzung: 
Aus Vergleichbarkeitsgründen (siehe Kapitel 7.1.1 Annahmen und Kategorien: Push-

Faktoren) wird hier für den Faktor Bildungsbeteiligung der „Anteil der Studierenden 

im Tertiärbereich an den gesamten Schülern und Studierenden im Bildungsbereich“ 

herangezogen. Wie bei den Beitrittsländern ist auch für Deutschland keine Tendenz 

zu erkennen, dass ein solcher Anteil wesentlich sinken wird. Dennoch kann eine 

leichte Reduzierung für die Zukunft aufgrund der schwierigen öffentlichen Haus-

haltssituation angenommen werden. Daneben deuten sich Entwicklungen im Bil-

dungswesen an und zwar in der Form, dass Anstrengungen unternommen werden, 

die Anzahl der Hochqualifizierten zu erhöhen. Dieses lässt eine leichte Steigerung 

der hier betrachteten Bildungsbeteiligung für das Jahr 2030 erwarten. Deutschland 

und die Beitrittsländer zeigen damit eine vergleichbare Situation auf, so dass diesel-

ben Annahmen wie beim Push-Faktor Bildungsbeteiligung festzusetzen sind.  

Annahmen: 
Studierende im Tertiärbe-
reich als Anteil an den 
gesamten Schülern/ Stu-
dierenden 2030 (in Pro-
zent) 

niedrige Variante 
minus 

1.5 Prozentpunkte 

mittlere Variante  

konstant bis 2030 

hohe Variante 

plus 
1.5 Prozentpunkte 

Deutschland 10,2 12,7 14,2 
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Kategorienbildung: 

Die Grenzsetzung der Kategorie I wird in Anlehnung an den EU-15-Durchschnitt 

vorgenommen (siehe Tabelle 7.4). Die weiteren Kategorien werden im Abstand von 

2 Prozentpunkten gebildet. 

Kategorien: 
Studierende im Tertiärbe-
reich als Anteil an den ge-
samten Schülern/Studie-
renden 2030  

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(3 Pkt) 

> 14,5%    

II 
(2 Pkt) 

14,5% bis > 12,5%   • Deutschland 

III  
(1 Pkt) 

12,5% bis > 10,5%  • Deutschland  

IV 
(0 Pkt) 

≤ 10,5% • Deutschland   

8. Pull-Faktor: Unsicherheitsfaktor für das Rentensystem 

Annahmensetzung: 
An dieser Stelle ist eine Begründung für die Festlegung der drei Varianten heranzu-

ziehen, die bereits beim Push-Faktor Unsicherheitsfaktor für das Rentensystem erläu-

tert wurde. Sie sollen deshalb auch analog gebildet werden.  

Annahmen: 

Unsicherheitsfaktor 2030 

niedrige Variante 
minus 1 Punkt 

mittlere Variante 
konstant 

hohe Variante 
plus 1 Punkt 

Deutschland -1.5 -0.5 0.5 

Kategorienbildung: 
Die Kategorienbildung wird in gleicher Weise wie beim Push-Faktor Unsicherheits-

faktor für das Rentensystem durchgeführt. Die Argumentation erfolgt analog zum 

Push-Faktor. 
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Kategorien:  
Unsicherheitsfaktor 2030 niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 

I  
(3 Pkt) 

> 0.5 Punkte    

II 
(2 Pkt) 

0.5 bis > -0.5 
Punkte 

  • Deutschland 

III  
(1 Pkt) 

-0.5 bis < -1   
Punkte 

 • Deutschland  

IV 
(0 Pkt) 

≤ -1 Punkte • Deutschland   

 

7.1.3 Faktor Netzwerkstrukturen 

Eine spezielle Annahmensetzung ist für den Faktor Netzwerkstrukturen notwendig. 

Sie muss die besondere Wirkungsweise dieses Faktors berücksichtigen. Diese wird 

vor allem darin gesehen, dass sie die Möglichkeiten der Wahrnehmung und Weitelei-

tung von Informationen über Pull-Faktoren beeinflusst. 

Wie im Kapitel 6 Operationalisierung der identifizierten Faktoren entwickelt, kann 

der Faktor Netzwerkstrukturen geeignet anhand der niedergelassenen Bevölkerung 

der Beitrittsländer im Aufnahmeland in Relation zur nationalen Bevölkerung im 

Herkunftsland gemessen werden. Dieses Verhältnis sieht für verschiedene Länder im 

Jahr 2001 wie folgt aus: 

Tabelle 7.7: Niedergelassene Bevölkerung in Deutschland in Relation zur nationalen 
Bevölkerung (2001) 

Land Anteil (in Prozent) 

Türkei 2,94 

Estland 0,27 

Polen 0,80 

Slowenien 0,97 

Tschechien 0,26 

Ungarn 0,55 
Quelle der Daten: Nationale Statistikämter und Statistisches Bundesamt 2002b  
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Für eine Einbeziehung des Faktors Netzwerkstrukturen in das Szenarienmodell muss 

zunächst die Entwicklung dieses Wertes für das Jahr 2030 ermittelt werden. Aller-

dings trifft man hier auf ein wesentliches methodisches Problem. Die Schwierigkeit 

ergibt sich bei der Größe „niedergelassene Bevölkerung im Aufnahmeland“, für die 

eine Vorausschätzung für das Jahr 2030 notwendig wäre. Neben der Berücksichti-

gung der natürlichen Komponenten (Geburten und Sterbefälle) müssen für eine der-

artige Vorausschätzung auch Wanderungen einfließen. Letztere sollen aber mit dem 

hier entwickelten Modell erst bestimmt werden. 

Gibt es eine alternative Vorgehensweise? Die Annahmensetzung soll derart durchge-

führt werden, dass zunächst die Intensität der Funktionsfähigkeit der aktuellen ethni-

schen Netzwerkstrukturen bewertet wird und zwar durch eine Unterscheidung der 

Funktionsfähigkeit in eine optimale, intensive, mäßige und schwache Funktionsfä-

higkeit. Die Einteilung der Länder geschieht auf Grundlage der in Tabelle 7.7 aufge-

führten Relationen und unter Rückgriff auf bestehende Studien. Dann erfolgt in An-

lehnung an diese Kategorien die Annahmensetzung über die potenziellen Entwick-

lungsläufe der Funktionsfähigkeit der Netzwerkstrukturen für das Jahr 2030. 

Für die Umsetzung dieser Schritte ist als erstes die Festlegung von Referenzkatego-

rien notwendig. Für die Referenzkategorie optimal funktionierendes Netzwerk kann 

die niedergelassene türkische Bevölkerung in Deutschland herangezogen werden. 

Einerseits stellt der Anteil der in Deutschland niedergelassenen türkischen Bevölke-

rung in Relation zur nationalen Herkunftsbevölkerung einen sehr hohen Wert dar (für 

das Jahr 2001 2,94 Prozent). Andererseits weisen auch Studien explizit darauf hin, 

dass in Deutschland die türkischen Netzwerke, die sich hier Ende 1960 herausgebil-

det haben, eine nahezu optimale Funktionsfähigkeit haben. Zudem wird diesen im 

Zusammenhang mit Wanderungen eine hohe Bedeutung zugesprochen (vgl. Wilpert 

1992). 

Andere Studien zeigen, dass gut funktionierende ethnische Netzwerke der niederge-

lassenen polnischen Bevölkerung im Kontext von Migration bestehen (vgl. Kapitel 

4.2 Polen). Über derartige slowenische Netzwerke in Deutschland gibt es zwar keine 

detaillierte Studien, aber deutliche Hinweise auf funktionsfähige Strukturen trifft 

man dennoch in einigen Untersuchungen (vgl. Kapitel 3.4 Migrationsnetzwerke und 

4.3 Slowenien). Vor dem Hintergrund eines hohen Anteils der niedergelassenen  
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slowenischen wie auch polnischen Bevölkerung im Aufnahmeland Deutschland im 

Verhältnis zur nationalen Bevölkerung können sie als Referenzkategorie für intensiv 

funktionierende Netzwerkstrukturen dienen. 

Für mäßige und schwache Netzwerkstrukturen lassen sich keine geeigneten Refe-

renzkategorien aufstellen. Vor dem Hintergrund der bereits ermittelten Referenzka-

tegorien erscheint es aber sinnvoll, die Funktionsfähigkeit von ungarischen Netz-

werkstrukturen in Deutschland wegen der ermittelten Relation der niedergelassenen 

ungarischen Bevölkerung in Deutschland zur nationalen Bevölkerung (2001: 0,56 

Prozent) als mäßig einzustufen und für die estischen wie auch tschechischen Netz-

werke aufgrund der ermittelten Anteile (jeweils unter 0,3 Prozent) eine schwache 

Funktionsfähigkeit anzunehmen. 

Damit sind Referenzkategorien gebildet worden, mit der eine Kategorisierung der 

Funktionsfähigkeit der hier interessierenden ethnischen Netzwerke für die Ausgangs-

situation möglich ist. 

Um nun in einem weiteren Schritt potenzielle Entwicklungsläufe der Funktionsfä-

higkeit der Netzwerkstrukturen für das Jahr 2030 aufzeigen zu können, müssen Vari-

anten aufgestellt werden, die analog zu den bisherigen Szenarien eine hohe, mittlere 

und niedrige Ausprägung haben. 

Die Annahmensetzung für 2030 sieht wie folgt aus:  

Die niedrige Variante geht von einer Weiterführung der aktuellen Situation aus und 

unterstellt damit eine unveränderte Funktionsfähigkeit der Netzwerkstrukturen. Die 

mittlere Annahme sieht eine Zunahme der Funktionsfähigkeit um eine Referenzklas-

se vor, die hohe Variante eine starke Zunahme von zwei Klassen. Eine Ausnahme 

bildet der Sprung von der Klasse „intensive Funktionsfähigkeit“ in die Klasse „opti-

male Funktionsfähigkeit“. Hier reicht der Unterschied von einer Variante in den 

möglichen Entwicklungsverläufen nicht aus, um einen solchen Wechsel zu vollzie-

hen. Das führt dazu, dass polnische und slowenische Netzwerke erst bei Eintreten der 

hohen Variante ihre optimale Funktionsfähigkeit erreichen und Ungarn vom Start-

punkt „mäßige Funktionalität“ bei Eintreten der hohen Variante nur die Referenz-

klasse „intensive Funktionalität“ erreicht. Begründen kann man dieses mit den im 

Vergleich zu türkischen Netzwerken als Repräsentant der Klasse „optimale Funktio-
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nalität“ sehr viel geringeren Anteilen von in Deutschland niedergelassener Bevölke-

rung im Verhältnis zur nationalen Bevölkerung sowie mit der bereits angesprochenen 

und durch Studien belegten herausgehobenen funktionalen Qualität der türkischen 

Netzwerke. 

Anders als bei den Szenarien der Push-Pull-Faktoren sind keine Punkte für die jewei-

ligen Verläufe zu vergeben, die dann zum Push- bzw. Pull-Index addiert werden. 

Stattdessen erfolgt hier eine Vergabe von Faktoren von 1.0 (optimal) bis 0.7 

(schwach) für die unterschiedlichen Kategorien der Funktionsfähigkeit, die dann mit 

dem Pull-Index zu multiplizieren sind. So können migrationsrelevante Informationen 

von potenziellen Emigranten in einer optimalen Art nur dann wahrgenommen wer-

den, wenn auch eine optimale Netzwerkfunktion herangezogen wird. Bei den übrigen 

Netzwerkfunktionen (von intensiv bis schwach) reduziert sich durch die Multiplika-

tion (mit Faktor 0.9 bis 0.7) der Pull-Index und damit die Migrationsmotivation, die 

vom Aufnahmeland ausgeht und als Informationsverlust zu interpretieren ist.  

Tabelle 7.8: Szenarien des Faktors Netzwerkstrukturen 

Funktionsfähig-
keit von Netz-
werkstrukturen  

niedrige Variante mittlere Variante hohe Variante 
Faktor 

optimale   • polnische/  
• slowenische 

Netzwerke 

1.0 

intensive • polnische/  
• slowenische 

Netzwerke 

• polnische/  
• slowenische/ 
• ungarische 

Netzwerke  

• ungarische/  
• estnische Netz-

werke 
• tschechisch 

Netzwerke  

0.9 

mäßige • ungarische 
Netzwerke 

• estnische Netz-
werke 

• tschechische 
Netzwerke  

 0.8 

schwache • estnische/  
• tschechische 

Netzwerke 

  0.7 
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7.2 Push-Pull-Index 

Durch die Addition der Kategoriewerte in den einzelnen Szenarien wird für jedes 

Land zunächst ein Push- bzw. Pull-Index gebildet. Aus Tabelle 7.9 und Tabelle 7.10 

sind die Indexe für die Beitrittsländer bzw. das Aufnahmeland in den drei Varianten 

zu entnehmen. Eine Betrachtung der ermittelten Indexe mit dem erreichbaren Maxi-

malindex von 24 (Produkt aus Anzahl der Faktoren (8) und Höchstwert (3)), bietet 

bereits einen ersten Eindruck über Migrationsmotivationen, die durch die Situation 

des Beitrittlandes bzw. durch die des Aufnahmelandes in den einzelnen Szenarien im 

Jahr 2030 erzeugt werden können. 

Tabelle 7.9: Push-Index 

Szenarien: 

(Maximum 24 Punkte) A 

niedrige Variante 

B 

mittlere Variante 

C 

hohe Variante 

Estland 21 18 13 

Polen 23 18 10 

Slowenien 14 5 1 

Tschechien 19 13 5 

Ungarn 20 15 8 

 

Tabelle 7.10: Pull-Index (ohne Faktor Netzwerkstrukturen) 

Szenarien: 

(Maximum 24 Punkte) D 

niedrige Variante 

E 

mittlere Variante 

F 

hohe Variante 

Deutschland 7 12 20 

 

In einem weiteren Schritt muss der Faktor Netzwerkstrukturen auf den Pull-Index 

angewendet werden. Es findet deshalb eine Multiplikation der o.a. ermittelten Fakto-

ren (siehe Tabelle 7.11) mit dem Pull-Index für die jeweiligen Beitrittsländer in den 
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drei Szenarien D, E und F statt. Der endgültige Pull-Index sieht für die jeweiligen 

Beitrittsländer wie folgt aus: 

Tabelle 7.11: Pull-Index unter Berücksichtigung des Faktors Netzwerkstrukturen 

Szenarien: 
(Maximum 24 Punkte) 

Deutschland 
D 

niedrige Variante 

E 

mittlere Variante 

F 

hohe Variante 

Estland 4,9 9,6 18 

Polen 6,3 10,8 20 

Slowenien 6,3 10,8 20 

Tschechien 4,9 9,6 18 

Ungarn 5,6 10,8 18 

Der Push-Pull-Index kann jetzt für jedes Beitrittsland durch die Addition des Push- 

zum Pull-Index ermittelt werden. Hierdurch ergeben sich bei jedem Beitrittsland 

Push-Pull-Indexe für 9 Szenarienkombinationen. Diese werden in der folgenden Ta-

belle erfasst. 

Tabelle 7.12: Push-Pull-Index 

Szenarien: 
 

AD 

1. 

AE 

2. 

AF 

3. 

BD 

4. 

BE 

5. 

BF 

6. 

CD 

7. 

CE 

8. 

CF 

9. 

vom Beitrittsland erzeugte 
Migrationsmotivation:  

hoch (niedrige Variante) 

vom Beitrittsland erzeugte 
Migrationsmotivation:  

mittel (mittlere Variante) 

vom Beitrittsland erzeugte 
Migrationsmotivation:  

niedrig (hohe Variante) 

von Deutschland erzeugte 
Migrationsmotivation: 

von Deutschland erzeugte 
Migrationsmotivation: 

von Deutschland erzeugte 
Migrationsmotivation: 

(Maximum: 
48 Punkte) 

niedrig mittel hoch niedrig mittel hoch niedrig mittel hoch 

Estland 25,9 30,6 39,0 22,9 27,6 36,0 18,9 23,6 31,0 

Polen 29,3 33,8 43,0 24,3 28,8 38,0 16,3 20,8 30,0 

Slowenien 20,3 24,8 34,0 11,3 15,8 25,0 7,3 11,8 21,0 

Tschechien 23,9 28,6 37,0 17,9 22,6 31,0 9,9 14,6 23,0 

Ungarn 25,6 30,8 38,0 20,6 25,8 33,0 14,6 19,8 26,0 

 
Dieser Push-Pull-Index gibt die Migrationsmotivation in den unterschiedlichen Sze-

narienkombinationen an und besteht aus einer Verbindung der Motivationen, die 
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durch die Beitrittsländer und das Aufnahmeland erzeugt werden. Betrachtet man die-

se Werte bezogen auf den Maximalwert 48, der erreichbar ist, lässt dieses bereits 

eine erste Bewertung zu (siehe Schaubild 7.1). 

Schaubild 7.1: Szenarien der Push-Pull-Indexe 

0

6

12

18

24

30

36

42

48

AD AE AF BD BE BF CD CE CF
Szenarien

Pu
sh

-P
uu

l-I
nd

ex

Estland Polen Slowenien Tschechien Ungarn

 

- Der höchste Push-Pull-Index wird von Polen mit 43 Punkten im Szenarium 

AF (Migrationsmotivation vom Beitritts- und Aufnahmeland hoch) erreicht, 

der niedrigste von Slowenien mit 7,3 Punkten im Szenarium CD (Migrati-

onsmotivation vom Beitritts- und Aufnahmeland niedrig). 

- Betrachtet man das mittlere Szenarium BE, erreicht auch hier Polen den 

höchsten Index, gefolgt von Estland, Ungarn, Tschechien und Slowenien. Ei-

ne solche Reihenfolge ist auch in anderen Szenarien anzutreffen. Beim Sze-

narium AE weist allerdings Ungarn einen höheren Index als Estland aus, bei 

CF, CD und CF hat Estland einen höheren Index als Polen. 

- Daneben wird deutlich, dass ein Szenarium, bei dem eine hohe Migrations-

motivation im Beitrittsland und nur eine niedrige im Aufnahmeland erzeugt 

wird (AD), für die meisten Beitrittsländer einen geringeren Push-Pull-Index 

hervorbringt (d.h. eine geringere Gesamtmotivation für eine Emigration) als 

ein umgekehrtes Szenarium, in dem die hohe Motivation vom Aufnahmeland 

und die niedrige vom Beitrittsland ausgeht (CF). 
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7.3 Migrationspotenzial 

Der Push-Pull-Index zeigt die Intensität der Migrationsmotivation bei unterschiedli-

chen Voraussetzungen an und stellt damit eine Vorstufe zur Ermittlung des interes-

sierenden Migrationspotenzials dar. Die Wirkung der Push-Pull-Faktoren sowie des 

Faktors Netzwerkstrukturen auf ein Potenzial, d.h. auf alle diejenigen, für die eine 

Emigration in Frage kommt, lässt aber Realisierung bzw. Nicht-Realisierung einer 

Emigration entstehen. Demzufolge muss der Push-Pull-Index in Verbindung mit ei-

nem Migrationspotenzial, das diese Personengruppe umfasst, gestellt werden, um so 

das faktisch existierende Migrationspotenzial zu ermitteln. 

Es müssen deshalb zwei Größen unterschieden werden: Eine, welche im folgenden 

als absolutes Migrationpotenzial bezeichnet wird und den Bevölkerungsteil der je-

weiligen Beitrittsländer umfasst, für die eine Emigration nach Deutschland denkbar 

ist. Daneben existiert das Potenzial, welches durch das Modell ermittelt werden soll 

und im Weiteren als das konkrete Migrationspotenzial benannt wird (siehe 

Schaubild 2.1: Entwicklungskonzept). Letzteres bildet einen Anteil des absoluten 

Migrationspotenzials und repräsentiert den Bevölkerungsteil der jeweiligen Beitritts-

länder, der plant, eine Wanderung nach Deutschland auch umzusetzen. 

Für die Berechnung des konkreten Migrationspotenzials ist zunächst die Kenntnis 

über das Ausmaß des absoluten Migrationspotenzials für die jeweiligen Beitrittslän-

der notwendig. 

Wie kann bei der Ermittlung des absoluten Migrationspotenzials vorgegangen 

werden? 

Den Weg, eine repräsentative Umfrage hierfür einzusetzen159, ist aus dem Grund zu 

verwerfen, da dieses Potenzial für das Jahr 2030 bestimmt wird und einer Wande-

rungsentscheidung aus heutiger Sicht keine Relevanz für die Zukunft beigemessen 

werden kann. Darüber hinaus sind potenzielle Emigranten, die im Jahr 2030 wan-

dern, heute noch nicht geboren und wären in einer solchen Befragung nicht berück-

sichtigt. 

                                                 
159 Dieses Verfahren verwenden Fassmann und Hintermann (Fassmann, 1997) bezogen auf das Potenzial für Deutschland und 
Österreich bei einer Auswahl von Kandidatenländern (sie stimmt nicht mit der hier verwendeten Auswahl überein) sowie die 
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Ein Vorgehen derart zu wählen, dass für alle Länder derselbe prozentuale Anteil be-

zogen auf die Herkunftsbevölkerung festgelegt wird160, muss vor dem Hintergrund 

ausgeschlossen werden, dass die Analysen über die bisherigen Wanderungsbewe-

gungen zwischen den Beitrittsländern und Deutschland im Kapitel 4 erhebliche Un-

terschiede gezeigt haben. Diskrepanzen, die diese Beitrittsländer bei derartigen Wan-

derungsbewegungen aufzeigen, können nicht allein durch unterschiedliche Ausprä-

gungen der Push-Pull-Faktoren oder durch Differenzen bei gesetzlichen Wande-

rungsbestimmungen erklärt werden. Die Analysen zeigen eher, dass die Heterogeni-

tät auch wegen ausgebildeter bzw. nicht ausgebildeter Wanderungspfade zustande 

kommt, die sich wiederum nicht ausschließlich auf eine abweichende Funktionsfä-

higkeit von ethnischen Migrationsnetzwerken zurückführen lassen. Hier müssen  

ebenso historische Bezüge wie länderspezifische Eigenheiten (z.B. Mentalitäten u.ä.) 

als ein Grund für derartige Unterschiede angeführt werden. 

Aufgrund solcher Überlegungen wird eine Schätzung dieses Potenzials, bei der zent-

rale empirische Informationen länderspezifisch als Schätzgröße implementiert wer-

den, als eine angemessene Vorgehensweise gesehen. Ein derartiges Vorgehen leistet 

zwar formal nur eine Annäherung an das gesuchte Potenzial, die Schätzung ist aber 

nicht als beliebig anzusehen, sondern bietet eine solide Orientierung, da sie auf kon-

kreten Vorerfahrungen und vergangenen Entwicklungsverläufen aufbaut. Die Quali-

tät einer solchen Schätzung hängt im Wesentlichen von der methodischen Durchfüh-

rung und den einfließenden Parametern ab. Aus diesem Grund soll versucht werden, 

die hier relevanten Größen zu entwickeln. 

                                                                                                                                          

Studie, die die Paul-Lazarsfeld-Gesellschaft für Sozialforschung in Wien koordinierte (IOM 1998). Daneben existieren auch 
nationale Umfragen (vgl. Korcelli 1996). 
160 Andere Studien (Walterkirchen & Dietz 1998) schätzen z.B. für Österreich den jährlichen Migrationsstrom in Anlehnung an 
internationale Vergleichsstudien (USA) und gehen aufgrund dessen bei einem Wohlstandsgefälle von 10 Prozent von einer 
jährlichen Abwanderung von 0,05 bis 0,15 Prozent der Bevölkerung aus. Da sie in Europa die psychologische Migrationsnei-
gung geringer als die in den USA annehmen, unterstellen sie den niedrigen Wert von 0,05 Prozent. 
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Welche Aspekte sind bei einer solchen Schätzung wesentlich? 

Drei Grundüberlegungen werden als zentral eingestuft, und es ist im späteren zu klä-

ren, welche Gesichtspunkte hieraus für die Schätzung herausgearbeitet werden kön-

nen: 

1. Im Kontext der Süderweiterung der europäischen Gemeinschaft sind bezogen auf 

Wanderungsbewegungen bereits Erfahrungen gesammelt worden. Es muss geprüft 

werden, ob ähnliche Entwicklungen auch für die EU-Osterweiterung zu erwarten und 

in die Schätzung einzubeziehen sind. 

2. Das Ausmaß der Wanderungsbewegungen, das in der jüngeren Vergangenheit 

zwischen den einzelnen Beitrittsländern und Deutschland als Aufnahmeland zu beo-

bachten ist, wird hier als eine wichtige Größe angesehen. Durch die Einbeziehung 

solcher empirischen Daten wird erwartet, dass einerseits eine erste Orientierung hin-

sichtlich des Umfanges des interessierenden Potenzials erreichbar ist und anderer-

seits eine länderspezifische Vorgehensweise umgesetzt werden kann. 

3. Daneben ist zu prüfen, inwiefern Aspekte wie die Optionserweiterung, die bezo-

gen auf Wanderungen für die Bürger der Beitrittsländer durch die EU-Osterweitung 

entsteht, oder die demographische Entwicklung dieser Länder bis zum Jahr 2030 bei 

diesen Schätzungen einfließen müssen. 

7.3.1 Die Süderweiterung 

Die Süderweiterung der europäischen Gemeinschaft sah eine Integration Griechen-

lands im Jahr 1981, Spaniens und Portugals im Jahr 1986 vor. Die Regelung über die 

Freizügigkeit und über die Niederlassungsfreiheit wurde allen drei Ländern erst nach 

Ablauf von sechs bzw. sieben Jahren gewährt, d.h. für Griechenland 1987, für Spa-

nien und Portugal 1993. Die Ausgangssituationen dieser Länder lassen sich durchaus 

mit denen der heutigen Beitrittskandidaten vergleichen: die Existenz einer rückstän-

digen Volkswirtschaft sowie ein zu bewältigender Wechsel aus langjährigen Diktatu-

ren hin zu parlamentarisch-demokratischen Systemen. Einen gravierenden Unter-

schied gibt es hinsichtlich der Migrationsbewegungen. Die Länder der Süderweite-

rung wiesen vor dem Integrationsprozess bereits langjährige Wanderungsbeziehun-

gen mit den übrigen EU-Ländern auf. Dagegen wurde dieses für die meisten Länder 
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der Osterweiterung erst im Jahr 1989 durch den Wegfall des Eisernen Vorhangs ver-

stärkt möglich.  

Welche Wanderungsbewegungen haben sich durch den Prozess der EU-Integration 

dieser drei Länder in Bezug auf das Zielland Bundesrepublik Deutschland ergeben? 

Die Zahl der Zuzüge von griechischen und portugiesischen Personen in die Bundes-

republik Deutschland ist mit dem Einsetzen der Freizügigkeitsregelung (1986 bzw. 

1993) für die Länder Griechenland und Portugal stark angestiegen. Nach einigen 

Jahren des Anstiegs erfolgte aber bereits wieder eine deutliche Abnahme. Es entstand 

somit eine Wanderungswelle, die zum einen nur einen sehr geringen Zeitraum um-

fasst und zum anderen in ihrem Ausmaß keine Massenzuwanderung darstellte. Hin-

sichtlich der Zuzüge in die Bundesrepublik Deutschland von ausländischen Personen 

mit Herkunft Spanien ist ebenfalls nach 1993 (Freizügigkeitsregelung wird einge-

führt) eine Zunahme festzustellen, die aber bis heute anhält. Allerdings fällt sie hin-

sichtlich ihres Umfanges sehr viel geringer aus. Weiter lässt sich feststellen, dass 

auch die Fortzüge von ausländischen Personen aus der Bundesrepublik Deutschland 

in diese Länder seit 1986 bzw. 1993 angestiegen sind (siehe Schaubild 7.2). 

Schaubild 7.2: Wanderungen von Ausländern zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Ländern Griechenland, Portugal und Spanien 
von 1980 bis 2001 
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Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt 
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In diesem Zusammenhang stellen auch die Wanderungssalden eine bedeutende Grö-

ße dar, sie geben Auskunft über die erfolgte Nettowanderung (Zuzüge abzüglich 

Fortzüge). 

Schaubild 7.3: Entwicklung der Nettowanderung für die Bundesrepublik Deutschland 
im Zeitraum 1980 bis 2001 
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Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt 

Bei der Betrachtung der Wanderungssalden von 1980 bis 2001 ist erkennbar, dass ein 

Maximum für die Bundesrepublik Deutschland bezogen auf die Herkunftsländer 

Griechenland (Maximum 1988), Portugal (Maximum 1994) und Spanien (Maximum 

1995) ungefähr mit dem Zeitpunkt zusammenfällt, zu dem wie bereits angedeutet 

diese Länder die Freizügigkeitsregelung einführen konnten (siehe Schaubild 7.3). 

Nach dem Eintritt des Maximums lässt sich jeweils ein abfallender Trend beobach-

ten, so dass Deutschland in den letzten Jahren hinsichtlich dieser Wanderungen sogar 

einen negativen Wanderungssaldo aufweist. 

Damit kann zunächst resümiert werden, dass die Süderweiterung für Deutschland 

keine Massenmigration zur Folge hatte. Insbesondere zeigen die Wanderungssalden 

mit Herkunft Portugal und Griechenland, dass es hier nur in einer sehr kurzen Zeitpe-

riode zu einem Übergewicht von Zuzügen aus diesen Herkunftsländern (siehe 

Schaubild 7.3) kam. Die Mehrzahl der Personen aus diesen Ländern, die heute in 

Deutschland leben, haben diese Wanderung bereits in der Zeit der Anwerbephase 

getätigt (vgl. Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Ausländerfragen in 

der BRD 2002).  
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Als Letztes soll hier noch die Entwicklung der Größe analysiert werden, welche die 

Zuzüge der ausländischen Personen aus den drei Ländern in die Bundesrepublik 

Deutschland als Anteil an der jeweiligen Herkunftsbevölkerung beschreibt. Über den 

Zeitraum von 1980 bis 2001 wird hier der jeweilige Maximalwert als wichtige Be-

zugsgröße eingestuft. Dieser Wert als prozentualer Anteil an der Bevölkerung des 

Herkunftslandes gibt an, welches Ausmaß an Zuwanderung erreicht wurde und kann 

damit als Orientierung für ein zukünftiges Wanderungsaufkommen dienen, da ein 

Migrationspotenzial natürlich in Abhängigkeit vom Volumen der Herkunftsbevölke-

rung steht.161 Den höchsten Wert über diesen Zeitraum erreicht von den drei Ländern 

das Herkunftsland Griechenland mit 0,33 Prozent im Jahr 1988, gefolgt von Portugal 

mit 0,32 Prozent im Jahr 1996 und Spanien mit 0,024 Prozent im Jahr 2000 (siehe 

Schaubild 7.4). 

Darüber hinaus erscheint hier der Anstieg dieser Größe, der aus heutiger Sicht noch 

gegenüber der Phase vor der Integration in die EU zu beobachten ist, zentral zu sein. 

Es lässt sich daran erkennen, dass neben der kurzfristigen Wanderungswelle langfris-

tig eine Zunahme der Zuwanderungen aus diesen Herkunftsländern nach Deutsch-

land stattgefunden hat. 

Schaubild 7.4: Zuzüge von ausländischen Personen mit Ziel Bundesrepublik Deutsch-
land als Anteil an der Herkunftsbevölkerung von 1980 bis 2001 

Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt u. eigene Berechnungen 

                                                 
161 Häufig wird hier statt der Zuzüge der Wanderungssaldo als Bezugsgröße verwendet. Für die Abschätzung eines absoluten 
Migrationspotenzials werden die Zuzüge als die zentrale Größe gesehen, da nur so das potenzielle Gesamtaufkommen eines 
Wanderungsprozesses ermittelt werden kann. Wie viele der Zuwanderer wieder fortziehen und wie viele im Aufnahmeland 
verbleiben, ist für die Ermittlung eines solchen Potenzial nicht relevant.  
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Zusammenfassend hat diese kurze Analyse gezeigt:  

• Die Süderweiterung hat keine Massenwanderung hervorgebracht.  

• Es entstand nur eine kurzfristige Wanderungswelle im Bezug auf das Aufnahme-

land Deutschland. 

• Der Anteil der Zuzüge an den Herkunftsbevölkerungen ist im Zuge der Erweite-

rung angestiegen und mit Ausnahme von Spanien kurz danach wieder gesunken. 

Er ist aber für alle drei Herkunftsländer auf einem höheren Niveau als vor der In-

tegration verblieben. Der maximale Prozentanteil weist für den betrachteten Zeit-

raum ein Intervall von 0,33 bis 0,024 Prozent auf. 

Eine Berücksichtigung bei der Einschätzung dieser Analyse muss der Faktor erfah-

ren, der eine Erklärung für das Aufkommen der geringen Wanderungsintensität auf-

grund der Süderweiterung liefern kann: In den Ländern der Süderweiterung waren in 

den 80er Jahren die Sicherungssysteme bereits gut ausgebaut und haben damit eine 

Immobilität beeinflusst (vgl. Daheim et al. 1992, Dorner 1998). In den Ländern der 

Osterweiterung ist eher die Tendenz eines Abbaus der sozialen Systeme zu beobach-

ten (siehe Kapitel 4 Empirische Analyse), so dass hier ein derartiger Effekt nicht 

auftauchen wird und damit höhere Migrationspotenziale erwarten lässt. 

7.3.2  Wanderungsbewegungen der jüngeren Vergangenheit 

Bei der Einbeziehung bisheriger Wanderungsbewegungen der Beitrittsländer wird 

das Maximum der letzten Wanderungswelle als wichtige Größe für die Schätzung 

eines zukünftigen Migrationspotenzials gesehen. Es zeigt für jedes einzelne Land an, 

welches Ausmaß eine Wanderungswelle unter bestimmten politischen und wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen erreichen konnte. 

Das Potenzial, welches hier geschätzt werden soll, bezieht nur die Emigration aus 

den Beitrittsländern ein, aber nicht eventuelle Rückwanderungen. Deshalb ist hier als 

interessante Größe das Maximum zu sehen, welches sich auf die Zahl der Zuzüge mit 

Ziel Deutschland und Herkunft der Beitrittsländer beschränkt. Bezieht man diese 

Größe auf die jeweilige Herkunftsbevölkerung (siehe Kapitel 7.3.1 Süderweiterung), 

beschreibt es den Bevölkerungsteil des Beitrittslandes, der nach Deutschland emig-

riert ist und zwar in dem bisher maximalen Ausmaß. Um eine derartige Größe für die 
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Beitrittsländer vergleichbar zu gestalten, muss die Festlegung des Maximums (Zahl 

der Zuzüge im Zielland) für die Zeitspanne 1993 bis 2001 erfolgen. Eine solche Ein-

schränkung erscheint wichtig, da einige Länder ihre Souveränität erst Anfang der 

90er Jahre erhalten haben und erst ab diesem Zeitpunkt von gleichen Voraussetzun-

gen auszugehen ist. Außerdem spricht für diese zeitliche Eingrenzung, dass ab 1993 

eine veränderte Asylpolitik sowie auch die veränderte Haltung hinsichtlich der Aus-

siedlerwanderungen in Deutschland relevant wurde (siehe Kapitel 1.2 Vorgehens-

weise und 2.2 Entwicklungskonzeption). 

Des Weiteren ist hier zu beachten: Möchte man eine solche Größe (maximaler Wan-

derungsanteil an der Herkunftsbevölkerung) in eine Schätzung zukünftiger Wande-

rungsprozesse einbinden, muss berücksichtigt werden, dass Wanderungen verstärkt 

im jüngeren Alter stattfinden. Demzufolge erscheint eine Aufteilung dieser Größe in 

Teilgruppen adäquat und zwar in eine Gruppe der 0- bis unter 65-Jährigen sowie in 

eine Gruppe der 65-Jährigen und älteren.162  

Die Tabelle 7.13 weist den maximalen Wanderungsanteil der Beitrittsländer für die 

letzte Wanderungswelle aus. Er ergibt der sich aus den maximalen Zuzügen und der 

jeweiligen Herkunftsbevölkerung (im entsprechenden Jahr) und zwar einerseits be-

zogen auf die Gesamtbevölkerung sowie andererseits bezogen auf die o.a. Teilgrup-

pen. Vergleicht man die Anteile untereinander, sind nur leichte Abweichungen fest-

stellbar: Ungarn und Polen haben die höchsten Anteile, im Mittelfeld befinden sich 

die Anteile von Slowenien und die niedrigsten Anteile haben die Tschechische Re-

publik sowie Estland. Zudem liegen alle Anteile bezogen auf die gesamte Herkunfts-

bevölkerung im Intervall 0,024 bis 0,33 Prozent, welches für die Länder der Süder-

weiterung identifiziert wurde (siehe Kapitel 7.3.1). Für die Teilgruppe 0 bis unter 65 

Jahre lässt sich bei allen Beitrittsländern ein deutlich höherer Anteil und für die Teil-

gruppe 65 Jahre und älter jeweils ein sehr viel niedrigerer Anteil gegenüber dem auf 

die gesamte Herkunftsbevölkerung bezogenen, feststellen. Insofern hat sich hier ge-

zeigt, dass eine Aufteilung dieser Größe in Altersteilgruppen sinnvoll ist. 

                                                 
162 Das Statistische Bundesamt in Wiesbaden weist Zuzüge aus dem Ausland nach Altersgruppen aufgeteilt für Deutschland nur 
nach der Staatsangehörigkeit aus. Allerdings zeigen sich nur geringe Differenzen für die Beitrittsländer gegenüber den Zuzü-
gen, die nach Herkunftsgebiet ausgewiesen werden.  
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Tabelle 7.13: Maximaler Wanderungsanteil an der Herkunftsbevölkerung 

Herkunftsland Jahr Zahl der maxima-
len Zuzüge mit Ziel 
Deutschland (ins-
gesamt bzw. für die 
Teilgruppen) 

Herkunftsbevölke-
rung am 1.1. des 
Jahres des Maxi-
mums (insgesamt 
bzw. Teilgruppen) 

- in Tausend - 

Anteil der Zuzüge 
an der Herkunfts-
bevölkerung (ins-
gesamt bzw. Teil-
gruppen) 

- in Prozent - 

Estland  1995 

 

 

1.570 1.448 0,108 
0- bis unter 65-Jährige  1.543 1.255 0,123 

65-Jährige u. älter  27 193 0,014 

Polen  1995 87.238 38.581a 0,226 
0 bis unter 65-Jährige  86.118 34.285 0,251 

65-Jährige u. älter  1.120 4.324 0,026 

Slowenien  1993 2.880 1.990 0,145 
0- bis unter 65-Jährige  2.845 1.759 0,161 

65-Jährige u. älter  35 231 0,015 

Tschechien  2000 11.341 10.232d 0,110 
0- bis unter 65-Jährige  11.216c 8.821 0,127 

65-Jährige u. älter  125c 1.410 0,009 

Ungarn  1993 24.240 10.031 0,242 
0- bis unter 65-Jährige  24.047 8.627 0,279 

65-Jährige u. älter  193 1.404 0,014 
Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt, Statistische Jahrbücher der jeweiligen Beitrittsländer und eigene Be-
rechnungen; 
a = Bevölkerung am 31.12, b = Quelle: Weltentwicklungsbericht 1995, c= für die Ausweisung nach Altersgruppen 
noch keine Literaturquelle für das Jahr 2000 vorhanden, deshalb Durchschnitt der Jahre 1993 (ähnlich hohe Zuzü-
ge) und 1999 verwendet, d = 1.1. des Folgejahres, da hier Ergebnisse der letzten Volkszählung berücksichtigt sind.  

7.3.3 Sonstige Kriterien 

An dieser Stelle sind zwei Aspekte zu nennen, die bei einer Schätzung des Migrati-

onspotenzials einfließen müssen: 

• Die Gewährung der uneingeschränkten Freizügigkeit und Niederlassungsfrei-

heit (im Jahr 2030 haben Übergangsfristen keinen Bestand mehr) bewirkt die 

Verringerung von Wanderungsbarrieren, d.h., das Migrationspotenzial wird 

sich aus diesem Grund vergrößern. 

• Die Entwicklung der Altersstruktur der Beitrittsländer lässt eine Veränderung 

für die Zukunft erwarten. Es erscheint hier notwendig, dieses zu berücksichti-

gen, da Wanderungen überwiegend von jüngeren Menschen durchgeführt 

werden. Aufgrund der für die Zukunft deutlich erkennbaren Anzeichen einer 
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Reduzierung der jüngeren Generationen sowie einer Erhöhung der älteren 

Generationen in den Beitrittsländern (siehe Kapitel 4 Empirische Analyse), ist 

von einer Abnahme der Wanderungsdynamik auszugehen. 

7.3.4 Das absolute Migrationpotenzial 

In diesem Kapitel sollen die oben angeführten Überlegungen zu einer Schätzung des 

absoluten Migrationspotenzials zusammengeführt werden. Zunächst lässt sich fest-

halten, dass in der Ermittlung der Größe „maximaler Wanderungsanteil an der Her-

kunftsbevölkerung“ ein guter Ansatz zur Annäherung an das absolute Migrationspo-

tenzial gesehen wird. Um diese Größe zu optimieren, bedarf sie einer Anpassung an 

die Situation im Jahr 2030. Dazu sind die wesentlichen Kriterien, die sich aus den 

übrigen Analysen ergeben haben, zu berücksichtigen: 

1. Aufgrund der Erfahrung mit der Süderweiterung ist langfristig von einer 

leichten Zunahme der Wanderungsdynamik gegenüber der Ausgangssituation 

auszugehen. 

2. Die Gewährung der uneingeschränkten Freizügigkeit und Niederlassungsfrei-

heit (im Jahr 2030 haben Übergangsfristen keinen Bestand mehr) bewirkt ei-

ne Vergrößerung des Migrationspotenzials gegenüber der Ausgangssituation. 

3. Die zunehmende Alterung der Herkunftsbevölkerung wird die Wanderungs-

dynamik verringern.  

Den Effekt des dritten Punktes umzusetzen, bedeutet, die Größe „maximaler Wande-

rungsanteil“ gesondert nach Bevölkerungsteilgruppen aufzugliedern, und zwar ana-

log zum Kapitel 7.3.2 Wanderungsbewegungen der jüngeren Vergangenheit (siehe 

Tabelle 7.13). Hier hat der Bevölkerungsteil, der in der aktiveren Lebensphase steht, 

einen höheren Anteil als der jenige Bevölkerungsteil, der in die Rentenphase einge-

treten ist. Die getrennte Betrachtung dieser Größen ermöglicht, dass veränderte Be-

völkerungsstrukturen für die Berechnung eines Gesamtpotenzials berücksichtigt 

werden. 

Die Umsetzung der ersten beiden Punkte muss dagegen eine Erhöhung der Wande-

rungsdynamik gegenüber der Ausgangssituation, also das bisher maximale Ausmaß 

an Zuzügen, beinhalten. Diese Anpassung soll einerseits durch eine Verdoppelung, 
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bezogen auf die Ausgangssituation bei dem Anteil der Teilgruppe von 0- bis unter 

65-Jährigen, stattfinden und anderseits durch eine Steigerung auf das 1,5fache für 

den Anteil realisiert werden, der sich auf die Teilgruppe bei der Herkunftsbevölke-

rung der 65-Jährigen und älteren bezieht. Hierbei bietet die Entwicklung, die bei dem 

Gesamtanteil für die Länder der Süderweiterung zu beobachten ist, eine Orientierung 

(siehe Schaubild 7.4, Kapitel 7.3.1 Die Süderweiterung). Diese Länder haben nach 

ca. 20 Jahren in der EU ungefähr einen doppelt so hohen Anteil als kurz vor der EU-

Integration. Die unterschiedliche Erhöhung bei den Teilgruppen ist dadurch zu erklä-

ren, dass der Punkt 2 „Gewährung der uneingeschränkten Freizügigkeit und Nieder-

lassungsfreiheit“ eine stärkere Auswirkung auf die Bevölkerungsgruppe erwarten 

lässt, die in der aktiveren Lebensphase (0 bis 64 Jahre) sind als auf die, welche sich 

bereits im Rentenalter befinden. 

Eine weitere notwendige Anpassung besteht hinsichtlich der Herkunftsbevölkerung. 

Es müssen für die Bildung der Größe „Migrationspotenzial als Anteil an der Her-

kunftsbevölkerung“ Daten für das Jahr 2030 über die vorausberechneten Bevölke-

rungen der Beitrittsländer herangezogen werden. Diese Daten werden aus den Pro-

jektionen der UN der mittleren Variante entnommen (UN 2003). An dieser Stelle 

muss darauf hingewiesen werden, dass darin zwar Wanderungen für das Jahr 2030 

enthalten sind, also auch Emigrationen, die hier erst ermittelt werden sollen, diese 

Emigrationen aber nur einen geringen Anteil der gesamten Wanderungsannahme 

bilden und daher vernachlässigt werden können. Der alternative Weg einer eigen-

ständigen Bevölkerungsvorausschätzung erscheint vor dem Hintergrund der o.a.  

Überlegungen als ein Aufwand, der den Rahmen dieser Arbeit stark ausweiten wür-

de.163 

Das oben entwickelte Vorgehen zur Schätzung des absoluten Migrationspotenzials 

ergibt für die Beitrittsländer folgendes Ergebnis: 

                                                 
163 Nationale Vorausschätzungen können hier nicht verwendet werden, da sie i.d.R. methodisch voneinander abweichen und 
somit keine vergleichbaren Daten darstellen würden. 
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Tabelle 7.14: Schätzung des absoluten Migrationspotenzials für die Beitrittsländer 
 
Herkunfts-
land/ 
Altersgrup-
pen 

Migrationspotenzial 
an der Bevölkerung 
im Jahr 2030 in der 
jeweiligen Alters-
gruppe  

- in Prozent - 

Bevölkerung im 
Jahr 2030 in der 
jeweiligen 
Altersgruppen 

- in Tausend - 

absolutes 
Migrationspo-
tenzial im Jahr 
2030 in der je-
weiligen Alters-
gruppe 

absolutes Migra-
tionspotenzial im 
Jahr 2030 
(insgesamt) 

- gerundet - 

Estland 
0 bis unter 65 J. 

65 Jahre u.ä. 

 

0,246 

0,021 

 

776 

218 

 

 

1.908 

46 

 

 

1.950 

Polen 
0 bis unter 65 J. 

65 Jahre u.ä. 

 

0,502 

0,039 

 

28.664 

7.875 

 

 

143.890 

3.071 

 

 

146.960 

Slowenien 
0 bis unter 65 J. 

65 Jahre u.ä. 

 

0,322 

0,0225 

 

1.327 

484 

 

 

4.273 

109 

 

 

4.380 

Tschechien 
0 bis unter 65 J. 

65 Jahre u.ä. 

 

0,254 

0,0135 

 

7.240 

2.319 

 

 

18.390 

31 

31 

206 

 

 

18.420 

Ungarn 
0 bis unter 65 J. 

65 Jahre u.ä. 

 

0,558 

0,021 

 

6.720 

1.860 

 

 

37.498 

390 

 

 

37.890 
Quelle der Daten: UN 2003 und eigene Berechnungen 

Das absolute Migrationspotenzial der fünf Beitrittsländer für das Jahr 2030 mit Ziel 

Deutschland umfasst zusammen 208.600 Personen. 

7.3.5 Das konkrete Migrationspotenzial 

Um Aussagen treffen zu können, in welcher Größenordnung das konkrete Migrati-

onspotenzial für die Beitrittsländer mit Ziel Deutschland im Jahr 2030 liegt, müssen 

die in Kapitel 7.3 ermittelten Push-Pull-Indexe der einzelnen Szenarien auf das in 

Kapitel 7.4.4 geschätzte absolute Migrationspotenzial angewendet werden. 

Das konkrete Migrationspotenzial wird wie folgt ermittelt: Der Push-Pull-Index kann 

einen Maximalwert von 48 Punkten erreichen. In einem solchen Fall stellt das kon-

krete Migrationspotenzial 100 Prozent des absoluten Potenzials dar. Bei geringerer 

Punktzahl berechnet sich der Anteil des absoluten Migrationspotenzials durch 

100 48x ⋅ , wobei x den jeweiligen Push-Pull-Index angibt (siehe Tabelle 7.12). Die 

Ergebnisse über das konkrete Migrationspotenzial aller Szenarien sind der folgenden 

Tabelle 7.15 zu entnehmen: 
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Tabelle 7.15: Konkretes Migrationspotenzial im Jahr 2030 für das Zielland Deutschland 

Herkunftsland 

 

Szenarien: 

(Migrationsmotivation) 

vom Beitritts-
/Zielland) 

Push-Pull-Index 

(max. 48 Punkte.) 

konkretes Migrations-
potenzial (gerundet): 

(gerundet)  AD   (hoch/niedrig) 25,9 1.050 
AE   (hoch/mittel) 30,6 

1253 
 

1.240 
AF   (hoch/hoch) 
 

39,0 1.580 
BD   (mittel/niedrig) 
 

22,9 930 
BE   (mittel/mittel) 
 

27,6 1.120 
BF   (mittel/niedrig) 36,0 1.460 
CD   (niedrig/niedrig) 18,9 770 
CE   (niedrig/mittel) 23,6 960 

Estland: 
1.950 
(absolutes Migrationspotenzial) 

CF   (niedrig/hoch) 31,0 1.260 
 

AD   (hoch/niedrig) 29,3 89.710 
AE   (hoch/mittel) 33,8 103.480 
AF   (hoch/hoch) 
 

43,0 131.650 
BD   (mittel/niedrig) 
 

24,3 74.400 
BE   (mittel/mittel) 
 

28,8 88.180 
BF   (mittel/hoch) 38,0 116.340 
CD   (niedrig/niedrig) 16,3 49.910 
CE   (niedrig/mittel) 20,8 63.680 

Polen: 
146.960 
(absolutes Migrationspotenzial) 

CF   (niedrig/hoch) 30,0 91.850 
 

AD   (hoch/niedrig) 20,3 1.850 
AE   (hoch/mittel) 24,8 2.260 
AF   (hoch/hoch) 
 

34,0 3.100 
BD   (mittel/niedrig) 
 

11,3 1.030 
BE   (mittel/mittel) 
 

15,8 1.440 
BF   (mittel/hoch) 25,0 2.280 
CD   (niedrig/niedrig)   7,3 670 
CE   (niedrig/mittel) 11,8 1.080 

Slowenien: 
4.380 
(absolutes Migrationspotenzial) 

CF   (niedrig/hoch) 21,0 1.920 
   

AD   (hoch/niedrig) 23,9 9.170 
AE   (hoch/mittel) 28,6 10.980 
AF   (hoch/hoch) 
 

37,0 14.200 
BD   (mittel/niedrig) 
 

17,9 6.870 
BE   (mittel/mittel) 
 

22,6 8.670 
BF   (mittel/hoch) 31,0 11.900 
CD   (niedrig/niedrig)   9,9 3.800 
CE   (niedrig/mittel) 16,6 6.370 

Tschechien: 
18.420 
(absolutes Migrationspotenzial) 

CF   (niedrig/hoch) 23,0 8.830 
 

AD   (hoch/niedrig) 25,6 20.210 
AE   (hoch/mittel) 30,8 24.310 
AF   (hoch/hoch) 
 

38,0 30.000 
BD   (mittel/niedrig) 
 

20,6 16.260 
BE   (mittel/mittel) 
 

25,8 20.370 
BF   (mittel/hoch) 33,0 26.050 
CD   (niedrig/niedrig) 14,6 11.530 
CE   (niedrig/mittel) 19,8 15.630 

Ungarn: 
37.890 
(absolutes Migrationspotenzial) 

CF   (niedrig/hoch) 26,0 20.520 
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7.4 Zentrale Ergebnisse  

Das zusammengefasste Migrationspotenzial der fünf Beitrittsländer zeigt für die ein-

zelnen Szenarien eine hohe Spannweite auf: Sie erstreckt sich von 66.680 (CD nied-

rigstes Szenarium) bis hin zu 180.530 (AF höchstes Szenarium) potenzielle Zuwan-

derer. Das mittlere Szenarium BE weist ein Migrationspotenzial (alle fünf Beitritts-

länder) von 119.780 Personen auf (siehe Schaubild 7.5). 

Schaubild 7.5: Szenarien des konkreten Migrationspotenzials im Jahr 2030 mit Ziel 
Deutschland  

121.990

142.270

180.530

99.490

119.780

158.030

124.380

66.680

87.720

0
20.000
40.000
60.000
80.000

100.000
120.000
140.000
160.000
180.000
200.000

AD AE AF BD BE BF CD CE CF

Quelle der Daten: eigene Berechnungen 

Tabelle 7.16: Zahl der bisherigen Zuzüge von ausländischen Personen nach Deutsch-
land mit Herkunft Estland, Polen, Slowenien, Tschechien und Ungarn 

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 

114.895 111.585 120.272 106.599 93.266 90.360 99.416 104.331 111.888 
Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt u. eigene Berechnungen 

Vergleicht man diese Zahlen mit den Zuzügen, die Deutschland aus diesen Her-

kunftsgebieten in den letzten Jahren hatte (siehe Tabelle 7.16), ist festzustellen, dass 

drei Szenarien (AE, AF und BF) eine merkliche Steigerung für das Jahr 2030 gegen-

über der Ausgangssituation ausweisen und vier weitere (AD, BD, BE, CF) ungefähr 

auf dem heutigen Niveau liegen bzw. eine leichte Steigerung haben. Zwei befinden 

sich deutlich unterhalb dieses Niveaus (CD, CE). 

Herkunft: Estland, Polen, 
Slowenien, Tschechische 
Republik und Ungarn 
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Schaubild 7.6: Anteile der Beitrittsländer am konkreten Migrationspotenzial im Jahr 
2030 mit Ziel Deutschland  
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Quelle der Daten: eigene Berechnung 

In Schaubild 7.6 ist weiter zu erkennen, dass das Beitrittsland Polen den mit Abstand 

höchsten Anteil am Gesamtpotenzial (durchschnittlich bei 74 Prozent) in allen Sze-

narien aufzeigt. Den zweitgrößten Anteil stellt Ungarn mit im Durchschnitt ca. 17 

Prozent. Danach folgt Tschechien mit einem Anteil von durchschnittlich ca. 7 Pro-

zent. Den geringsten Anteil haben die Beitrittsländer Slowenien und Estland, sie 

kommen auf einen Anteil, der je nach Szenarium zwischen 0,6 bis 2,5 Prozent liegt. 

Interessant erscheint auch, den Vergleich der einzelnen Szenarien zwischen den Län-

dern Estland und Slowenien sowie zwischen Tschechien und Ungarn anzustellen. 

Hier trifft man auf ähnlich große Herkunftsbevölkerungen. Dennoch zeigen die Er-

gebnisse z.T. erhebliche Unterschiede auf. 

Beim Ländervergleich Estland - Slowenien fällt zunächst auf (siehe Schaubild 7.7), 

dass Slowenien fast in jedem Szenarium höhere Potenziale aufweist als Estland. 
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Schaubild 7.7: Konkretes Migrationspotenzial mit Ziel Deutschland im Jahr 2030: 
Herkunftsland Estland bzw. Slowenien  
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Quelle der Daten: eigene Berechnung 

Zudem liegt das größte Potenzial (AF) von Slowenien (3.100) sehr viel höher als das 

von Estland (1.580). Nur beim niedrigsten Szenarium (CD) hat Estland (770) ein 

höheres Potenzial als Slowenien (670). Insgesamt zeigen sich die Unterschiede zwi-

schen den Szenarien bei Estland als nur gering, dagegen sind bei Slowenien höhere 

Schwankungen zu erkennen (siehe Schaubild 7.7). Die Szenarien CD, CE wie auch 

BD belegen für beide Länder ähnlich hohe Potenziale, obgleich die Parameter der 

Schätzung (absolutes Migrationspotenzial/Push-Pull-Index) hier für beide Länder 

sehr unterschiedlich ausfallen (siehe Tabelle 7.12). 

Ähnliche Beobachtungen können bei den Ländern Tschechien und Ungarn angestellt 

werden (Schaubild 7.8). Ungarn hat in allen Szenarien sehr viel höhere Potenziale als 

das Beitrittsland Tschechien. Auch die Spannweite zwischen dem niedrigsten und 

höchsten Szenarium ist bei Ungarn (11.530 niedrigstes, 30.000 höchstes Potenzial) 

größer (Tschechien: 3.800 niedrigstes, 14.200 höchstes Potenzial). 

Für das Land Polen ist ein solcher Ländervergleich nicht sinnvoll, da es eine sehr viel 

größere Herkunftsbevölkerung als die übrigen Beitrittsländer besitzt. Es kann hier 

aber festgestellt werden, dass das niedrigste Szenarium CD bei Polen mit 49.910 

einen sehr weiten Abstand zum höchsten Szenarium der anderen Beitrittsländer hat, 

z.B. Ungarn (30.000). 
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Schaubild 7.8: Konkretes Migrationspotenzial mit Ziel Deutschland im Jahr 2030: 
Herkunftsland Tschechien bzw. Ungarn  
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Quelle der Daten: eigene Berechnungen 

Wie bereits o.a. wird auch hier deutlich, dass Polen mit Abstand die höchsten Poten-

ziale in allen Szenarien aufweist (siehe Tabelle 7.15). Der erhebliche Abstand zwi-

schen dem höchsten Szenarium (130.640) und dem niedrigsten (49.520) bei Polen 

zeigt bereits das mögliche Spektrum der unterschiedlichen Verläufe auf. 

Schaubild 7.9: Konkretes Migrationspotenzial mit Ziel Deutschland im Jahr 2030: 
Herkunftsland Polen  
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Quelle der Daten: eigene Berechnungen 
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8 Auswirkungen aus demographischer Perspektive 

Eine Betrachtung möglicher Auswirkungen der geschätzten Migrationsszenarien für 

die Beitrittsländer wie aber auch für das Aufnahmeland Deutschland wird hier in 

erster Linie aus demographischer Sicht vorgenommen. Immigration bzw. Emigration 

stellen demographische Komponenten dar, die auf internationaler Ebene einerseits 

zur Ab- bzw. Zunahme der Einwohnerzahl eines Staates führen und andererseits die 

Altersstruktur der Bevölkerungen der betroffenen Staaten verändern können. Deshalb 

sind die geschätzten Migrationsszenarien unter einem solchen Fokus zu beleuchten. 

Veränderungen, die durch das Auftreten der o.a. Szenarien entstehen werden, hängen 

dabei wesentlich von der demographischen Ausgangslage der jeweiligen Bevölke-

rungen in diesen Ländern ab. 

Für die hier betrachteten Beitrittsländer ist anzuführen, dass sich ihre demographi-

sche Ausgangssituation nicht wesentlich unterscheidet (siehe Kapitel 4 Empirische 

Analyse), sondern vielmehr eine Vielzahl ähnlicher Charakteristika aufzeigt. Sie alle 

sind seit der politischen Umbruchphase mit einem erheblichen Rückgang der Gebur-

ten konfrontiert, was heute in den meisten dieser Länder zu einem negativen natürli-

chen Wachstum und damit zu einem Bevölkerungsverlust führt. Nur in Polen ist die 

Geburtenbilanz noch leicht positiv (GUS 2003), dennoch führen dort Wanderungs-

verluste zu einer Bevölkerungsschrumpfung. Eine Ausnahme bildet das Land Slowe-

nien, welches aufgrund von Wanderungsgewinnen ein Bevölkerungswachstum ver-

zeichnen kann. Die Tendenzen für die zukünftige demographische Entwicklung stel-

len sich aber für alle Beitrittsländer gleich dar: Es ist einerseits von einem Bevölke-

rungsverlust auszugehen sowie andererseits von einer Veränderung der Alterstruktur. 

Sie wird durch Abnahme der jüngeren und Zunahme der älteren Bevölkerung entste-

hen, d.h. es findet eine Alterung der Bevölkerung in den Ländern statt. Anhand der 

Entwicklung des Altenquotienten, der das Verhältnis der 65-Jährigen und Älteren je 

100 Personen im Alter von 20 bis unter 65 Jahren angibt, kann diese zu erwartende 

Verschiebung sehr deutlich gezeigt werden: Im Jahr 2000 liegt der von der UN für 

die Beitrittsländer errechnete Altenquotient noch zwischen 43 und 50, er steigt aber 
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im Jahr 2030 laut ihrer Projektion (mittlere Variante) auf einen Wert zwischen 54 

und 63 an (UN 2003).164 

Beim Eintreten des Szenarium BE, welches aufgrund der Annahmensetzung ein mitt-

leres Szenarium für Beitritts- und Aufnahmeland bildet, ist keine erhebliche Verän-

derung im Jahr 2030 hinsichtlich des Umfanges der Zuwanderungen, die aus den 

Beitrittsländern in Richtung Deutschland stattfinden werden, gegenüber der Situation 

in den letzten Jahren festzustellen (siehe Schaubild 7.5 und Tabelle 7.16). Für einige 

Beitrittsländer würde es allerdings zu einer Zunahme der Emigration zwischen 10 

und 25 Prozent (Polen, Ungarn und Estland) und für Slowenien und Tschechien zu 

einer Abnahme, die sich zwischen 25 und 40 Prozent bewegt, kommen.  

Berücksichtigt man dabei, dass die Bevölkerungszahl der Beitrittsländer laut UN-

Projektion (mittlere Variante) zurückgeht und zwar von 2002 bis 2030 um 6 Prozent 

und für Estland sogar um 26 Prozent, erhalten solche Emigrationen eine wesentliche 

Relevanz. Sie führen eine Verstärkung des Bevölkerungsverlustes herbei, falls eine 

Kompensation dieses Wanderungsverlustes nicht durch Immigration aufgefangen 

wird. Derartige Verstärkungseffekte sind für ein Beitrittsland wie insbesondere Est-

land, welches bereits eine kleine Einwohnerzahl besitzt und eine gravierende 

Schrumpfung bis 2030 zu erwarten hat, schwieriger zu verkraften als für Beitrittslän-

der mit einer größeren Bevölkerung wie z.B. Polen, Ungarn oder die Tschechische 

Republik.  

Neben dem Emigrationsumfang ist ebenso von Bedeutung, wer solche Wanderungen 

realisiert. In der Vergangenheit sind überwiegend junge Menschen aus diesen Län-

dern emigriert (siehe Kapitel 4 Empirische Analyse). Da Wanderungen auf allen  

Ebenen, d.h. international wie auch innerhalb eines Staates, immer schon verstärkt 

von jüngeren Personen getragen wurden, muss davon ausgegangen werden, dass sich 

die dargestellten Migrationsszenarien ebenfalls überwiegend aus diesen Teilgruppen 

zusammensetzen. Die demographischen Auswirkungen, die hieraus für die Beitritts-

länder resultieren, betreffen die unmittelbare Abnahme der jüngeren Bevölkerungs-

                                                 
164 Die Projektionen der UN werden hier trotz der methodischen Einwände, dass sie für das Jahr 2030 bereits Wanderungsan-
nahmen beinhalten, die erst durch das Modell geschätzt werden, für eine Einschätzung der zukünftigen Bevölkerungsentwick-
lung herangezogen (siehe Kapitel 7.3.4). Für die einzelnen Beitrittsländer liegt der Altenquotient für das Jahr 2000 bei 50 für 
Estland, 46 für Polen, 43 für Slowenien, 43 für Tschechien und 46 für Ungarn und steigt im Jahr 2030 auf 58 für Estland, 55 für 
Polen, 63 für Slowenien, 58 für Tschechien und auf 54 für Ungarn. 
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gruppe, welche bis 2030 laut UN-Projektionen ohnehin einen deutlichen Rückgang 

zu verzeichnen hat. Damit erfährt auch der Alterungsprozess der Bevölkerung in 

diesen Ländern eine Beschleunigung. Letzteres wird dadurch intensiviert, dass diese 

Abwanderungsgruppe potenzielle Eltern darstellt und mit ihrer Emigration auch ein 

Geburtenrückgang eintritt. Im europäischen Vergleich besitzen heute die Beitritts-

länder Estland, Polen und Ungarn eine verhältnismäßig junge Bevölkerungsstruktur. 

Sie werden laut Projektionen (UN 2003) auch noch im Jahr 2030 eine relativ junge 

Bevölkerung haben, so dass hier derartige Verstärkungseffekte durch die o.a. Migra-

tionsszenarien jedoch noch nicht so stark zur Wirkung kommen. Für Slowenien und 

Tschechien wird dagegen der Alterungsprozess der Bevölkerung bis 2030 ausgepräg-

ter sein (UN 2003) und der Fortzug eines jungen Bevölkerungsteils eine Intensivie-

rung der Alterung bedeuten. 

Die Auswirkungen der beschriebenen Effekte können stark divergieren. Bedingt 

durch die hohen Arbeitslosenraten in einigen Beitrittsländern (Estland, Polen und 

Tschechien, siehe Kapitel 4 Empirische Analyse) ist aus heutiger Sicht z.B. ein dor-

tiger Rückgang des Anteils der jüngeren Bevölkerung einerseits als eine positive 

Entlastung für den Arbeitsmarkt zu bewerten. Demzufolge muss unter solchem Blick 

eine Abnahme dieses Bevölkerungsteils durch die aufgeführten Migrationsszenarien 

als wünschenswert angesehen werden. Anderseits lassen sich Tendenzen erkennen, 

dass trotz hoher Arbeitslosigkeit ein regionaler Fachkräftemangel (z.B. Estland und 

Ungarn) zu verzeichnen ist. Sind unter den Emigranten der o.a. Szenarien überwie-

gend ausgebildete Fachkräfte, ist zu befürchten, dass sich für das Jahr 2030 durch das 

Eintreten der Migrationsszenarien ein solcher Mangel verschärft, da auch das Er-

werbspotenzial zurückgegangen ist. 

Daneben wird insbesondere die Alterung der Bevölkerung in den Beitrittsländern 

eine Herausforderung hinsichtlich der Sicherung der sozialen Systeme wie Gesund-

heits- und Rentensysteme darstellen. Dieser demographische Prozess lässt erwarten, 

dass in Zukunft Finanzierungsprobleme bei diesen Systemen aufgrund eines verän-

derten Verhältnisses von weniger Beitragszahlern zu einer steigenden Zahl von Leis-

tungsempfängern auftreten. Eine passive Alterung, ausgelöst durch Emigration (vgl. 

Birg 1995, Ströker 1998), wirkt hier insofern problemverstärkend. 
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Bei Eintritt anderer Szenarien, z.B. AF (höchstes Migrationspotenzial) oder CD 

(niedrigstes Migrationspotenzial), sind die oben beschriebenen Effekte und Auswir-

kungen für die Beitrittsländer, die am Beispiel des Szenarium BE vorgenommen 

wurden, entsprechend des Umfanges des Migrationspotenzials höher bzw. niedriger 

anzusetzen. 

Um die Bedeutung der Auswirkungen der Szenarien für Deutschland einordnen zu 

können, erscheint es zunächst sinnvoll, die bisherigen Wanderungsbewegungen, die 

Deutschland bezogen auf das gesamte Ausland hatte, zu betrachten (siehe Schaubild 

8.1). 

Schaubild 8.1: Wanderungen von Ausländern zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land165 und dem Ausland im Zeitraum von 1955 bis 2002 
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Quelle der Daten: Statistisches Bundesamt 

In der Vergangenheit gab es in Deutschland mehrere Wanderungswellen. Die letzte 

dieser Wellen Mitte der 90er Jahre hat hinsichtlich der Zuwanderungen mit über 

1.200.000 ausländischen Personen im Jahr 1992 den höchsten Wert angenommen. 

Heute liegen die Zahlen der ausländischen Zuwanderungen wieder sehr viel niedriger 

und zwar bei ungefähr 600.000 bis 700.000 Personen, wobei der Anteil aus den Bei-

trittsländern ungefähr 16 Prozent beträgt (siehe Tabelle 7.16). 
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Bei Eintreten des Migrationsszenariums mit dem höchsten geschätzten Potenzial 

(180.530 Zuwanderer) findet bezogen auf die Ausgangsituation eine Steigerung um 

ca. 80.000 Personen statt. Ein Rückgang der Zuwanderungen um ca. 40.000 Perso-

nen ist bei Eintreffen des niedrigsten Szenariums (66.680 Personen) zu verzeichnen. 

Schwankungen in diesem Bereich sind grundsätzlich nicht ungewöhnlich und ließen 

sich beispielsweise bei den Zuzügen Ende der 90er Jahre erkennen. 

Für die weitere Einschätzung der Migrationsszenarien soll die demographische Aus-

gangslage Deutschlands einbezogen werden. Sie unterscheidet sich deutlich gegen-

über den Beitrittsländern (siehe Kapitel 4.6.1.3): Ein Rückgang der Personen im er-

werbsfähigen Alter hat bereits eingesetzt und wird sich ab 2010/2015 noch verstär-

ken (Fuchs & Manfred 1999, Fuchs & Thon 2001). Die Bevölkerung wächst trotz 

Geburtendefizits und zwar aufgrund von Wanderungsgewinnen aus dem Ausland. 

Dennoch liegen Entwicklungstendenzen ähnlich wie bei den Beitrittsländern vor: Es 

ist in der Zukunft von einer Schrumpfung und einer Fortsetzung der Alterung der 

Bevölkerung auszugehen. Nach Bevölkerungsprojektionsrechnungen wird, je nach 

Annahmensetzung, bereits für 2005/2010 ein Bevölkerungsrückgang zu erwarten 

sein (vgl. Birg 1998, Statistisches Bundesamt 2003b). Die UN kommt bei ihrer Pro-

jektion (mittlere Variante), ähnlich wie das Statistische Bundesamt bei der mittleren 

Variante (5. Variante) der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, bis zum 

Jahr 2030 auf einen Bevölkerungsverlust, der ungefähr bei 1 bzw. 1,5 Prozent liegt 

(UN 2003, Statistisches Bundesamt 2003b). Die Abnahme der Bevölkerung wird für 

Deutschland somit sehr viel niedriger geschätzt als für die Beitrittsländer im selben 

Zeitraum. Dagegen muss in Deutschland von einer Altersstrukturverschiebung bis 

2030 ausgegangen werden, die zu einer stärkeren Alterung der Bevölkerung im Ver-

gleich zu den Beitrittsländern führt. Dieser extreme Alterungsprozess wird anhand 

des Anstiegs des Altenquotienten von 47 im Jahr 2002 auf einen Wert in Höhe von 

68 im Jahr 2030 deutlich (Daten: UN 2003, mittlere Variante). 

Untersucht man auch für Deutschland die Effekte und Auswirkungen, die bei dem 

„mittleren“ Szenarium BE mit einem Migrationspotenzial von 119.320 auftreten 

würden, ist zunächst festzustellen, dass die Zuwanderungen gegenüber 1999 um ca. 

                                                                                                                                          
165 Bis 1990 nur für das frühere Bundesgebiet. 
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19.900 Personen, gegenüber 2000 um knapp 15.000 Personen und gegenüber 2001 

um ungefähr 7.430 Personen ansteigen. Wanderungszuwächse in solchen Größenka-

tegorien166 können nur in einem geringen Ausmaß demographische Prozesse, d.h. 

hinsichtlich Bevölkerungszahl und -struktur, beeinflussen. Dennoch kann davon 

ausgegangen werden, dass ein Migrationspotenzial von 119.320 Personen im Jahr 

2030 zu einer Erhöhung des jüngeren Bevölkerungsteils beiträgt. Es ist dabei 

allerdings vorauszusetzen, dass sich, wie bereits bei den Beitrittsländern, diese 

Personengruppe überwiegend im Alter zwischen 20 und 40 Jahren befindet. Eine 

direkte Auswirkung wäre ein Anstieg beim Erwerbspotenzial, welches laut o.a. IAB-

Projektion (Fuchs & Manfred 1999, Fuchs & Thon 2001) in Deutschland im Jahr 

2030 bereits stark geschrumpft ist. Dabei muss aber berücksichtigt werden, dass 

einige Emigranten nach Deutschland kommen, um zunächst ihre Qualifikation zu 

erweitern bzw. als Familienangehörige zuwandern und somit nicht in die Gruppe der 

Erwerbstätigen fallen. Allerdings reicht der Umfang des o.a. Migrationspotenzials 

nicht aus, dieses zeigt ebenso die IAB-Projektion, die Entwicklung eines 

abnehmenden Erwerbspotenzials zu verhindern. Es kann nur den Trend kurzfristig 

aufhalten, da auch diese Personengruppe dem Alterungsprozess unterliegt. 

Die sozialen Sicherungssysteme stehen in Deutschland aufgrund des voranschreiten-

den Alterungsprozesses der Bevölkerung vor erheblichen Schwierigkeiten. Die Zahl 

der Rentner pro Erwerbstätigen wird stark ansteigen und ein Sinken der Einnahmen-

basis für die Systeme bzw. zusätzlich eine Erhöhung der Ausgaben nach sich zieht. 

Letzteres ist zum einen für das Rentensystem durch den Anstieg der Rentenempfän-

ger sowie längerer Bezugsdauer aufgrund der zunehmenden Lebenserwartung zu 

erwarten. Für das Gesundheitssystem können zunehmende Ausgaben angenommen 

werden, da eine ältere Bevölkerung mehr Leistungen beansprucht (vgl. Deutscher 

Bundestag 2002). Vor diesem Hintergrund wird ein Zuwachs der jungen Bevölke-

rung, der durch das o.a. Zuwanderungspotenzial erzielbar ist, für die sozialen Syste-

me von substanzieller Bedeutung sein. Ein solcher Verjüngungseffekt kann einerseits 

direkt durch das Zuwanderungspotenzial und anderseits dadurch stattfinden, dass 

sich aufgrund der Zuwanderung die Zahl der potenziellen Mütter erhöht und dieses 

zu einem Geburtenanstieg führt. Erreichbar ist allerdings hierdurch nur eine Ab-

                                                 
166 Hier  werden die Bruttozuwanderungen und keine Nettowanderung betrachtet. 
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schwächung der Alterung, was langfristige Bevölkerungsvorausschätzungen un-

terstreichen (Birg & Börsch-Supan 1999). 

Darüber hinaus ist ein derartiges Migrationspotenzial in der Lage, einen möglichen 

Bevölkerungsverlust im Jahr 2030 sowie die damit einhergehenden Probleme abzu-

mildern. Eine Abnahme der Bevölkerung ist heute bereits in den neuen Bundeslän-

dern anzutreffen. Dieses Phänomen kann sich auf andere Regionen ausbreiten. Durch 

das Eintreten der o.a. Migrationszenarien ist anzunehmen, dass derartige Prozesse 

gemindert werden können, obgleich aus heutiger Sicht nicht davon auszugehen ist, 

dass die neuen Bundesländer aufgrund ihrer Strukturschwäche einen wesentlichen 

Zuwachs durch ein derartiges Migrationspotenzial erhalten werden. 

Andere Szenarien wie AF (hohe Variante) und CD (niedrige Variante) würden die 

genannten Effekte und Auswirkungen entsprechend des Migrationsumfanges erhö-

hen bzw. abschwächen, aber keine Probleme bzw. Lösungen hervorbringen. 
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9 Schlussbemerkungen 

Die vorgelegte Arbeit schätzt Gesamtpotenziale möglicher Migrationen im Kontext 

der EU-Osterweitung für die Beitrittsländer Estland, Polen, Slowenien, Tschechische 

Republik und Ungarn als Herkunftsländer und Deutschland als Aufnahmeland im 

Jahr 2030. Das Werkzeug für diese Schätzung ist ein Migrationsszenarienmodell, zu 

dessen Entwicklung ausgehend von der Fragestellung, Wanderungen für einen dis-

kreten zukünftigen Zeitpunkt in ihrer Intensität zu beurteilen, ein Forschungsdesign 

gewählt wurde, das qualitative und quantitative Forschungsstrategien systematisch 

miteinander verknüpft. Dieses stellt in der demographischen Praxis bzw. in Kontex-

ten der Migrationsforschung ein eher selten anzutreffendes Vorgehen dar. Die ab-

schließenden Bemerkungen sollen deshalb neben der Einordnung zentraler Ergebnis-

se in Bezug auf andere Studien zur vorliegenden Fragestellung auch eine Bewertung 

von Praktikabilität und Angemessenheit der methodischen Herangehensweise enthal-

ten. 

Die Verwendung des qualitativen Analyserahmens zur Erstellung eines tragfähigen 

Gerüstes, in das dann quantitative Verfahren implementiert werden, besitzt eine for-

schungsprogrammatische und eine gegenstandsbezogene Begründungsebene. Erstere 

wird bei Oevermann et al. (1979, S.16) deutlich, die herausstellen, „dass erst 

qualitative Verfahren in der Lage sind, die eigentlich wissenschaftlichen 

Erklärungen von Sachverhalten zu liefern“. Bezieht man dieses Zitat auf die 

vorliegende Arbeit, so grenzt sie sich insbesondere auch durch den Anspruch von 

anderen Studien ab, über die reine Berechnung von Wanderungspotenzialen hinaus, 

deren Bestimmungsfaktoren und Zusammenhänge zu explizieren. 

Auf der gegenstandsbezogenen Begründungsebene ist das hohe Maß an Plausibilität 

eines solchen Vorgehens herauszustellen, denn im vorliegenden Fall ermöglicht es, 

einerseits das Potenzial soziologischer und ökonomischer Theorien sowie anderer-

seits die für die konkreten Untersuchungsobjekte vorliegenden Informationen in Be-

zug auf die Identifikation von determinierenden Merkmalen von Migration zu nut-

zen. Dieses zielt darauf, das Gerüst des Wanderungsmodells auf ein Fundament zu 

setzen, welches aus verschiedenen Blickwinkeln das Thema Migration bzw. dessen 
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Bedingungs- und Erklärungsfaktoren beleuchtet und so der Interdisziplinarität dieses 

Themenfeldes gerecht wird. 

Der quantitativ ausgerichtete Bestandteil der Modellierung weist Charakteristika auf, 

die ihre Erklärung in den Spezifika der Untersuchungsobjekte findet. Die traditionell 

für die Berechnung von Wanderungsströmen verwendete Methodik wird in der vor-

gelegten Arbeit als auf die konkrete Datenbasis nur schwierig anwendbar einge-

schätzt. Die hier aufgezeigte Alternative grenzt sich im engeren durch die Verwen-

dung einer Push-Pull-Modellierung kaum von anderen Modellierungen ab. Die Be-

sonderheit liegt vielmehr darin, dass die Quantifizierung der Push- und Pullfaktoren 

auf die eingeschränkte und in ihrer Aussagekraft beschränkte Datenlage in der Weise 

reagiert, dass zurückliegende und zukünftige Entwicklungstendenzen nicht isoliert 

betrachtet und formal quantifiziert werden, sondern vor dem Hintergrund der spezifi-

schen Situation des untersuchten Landes sowie der Heranziehung geeigneter Ver-

gleichsgrößen bewertet werden. Dieses erlaubt vor allem, die altkommunistische 

Phase und die sich daran anschließenden Transformationsprozesse in den untersuch-

ten Ländern adäquat zu berücksichtigen. 

Die Bedeutung der vorgeschlagenen Modellierung liegt neben ihrer Funktion in Be-

zug auf die konkrete Berechnung der Migrationsströme insbesondere in ihrem hohen 

exemplarischen Wert für ähnlich ausgerichtete Fragestellungen im Forschungsfeld 

Migration. Dieses gilt über den Kontext einer weiteren EU-Erweiterung hinaus. Die 

analytische Herangehensweise beschreibt einen Zugang zur Quantifizierung von 

Wanderungen, die vergleichsweise anspruchslos in Bezug auf notwendige Datenres-

sourcen ist und, das soll an dieser Stelle betont werden, einen hohen Grad an Flexibi-

lität besitzt. In der zeitlichen Festlegung einer Schätzung für das Jahr 2030 ist man 

nicht gebunden, hier kann ebenso ein anderer mittel- oder langfristiger diskreter 

Zeitpunkt gewählt werden. Eine interessante Perspektive zeigt sich auf, wenn die 

Modellierung in die Wanderungsannahme einer eigenen Bevölkerungsprojektion 

implementiert wird und die dann ihrerseits wieder in die Modellierung einfließen 

kann. Dieses würde die Möglichkeit eröffnen, Wanderungsprozesse in ihrer Dynamik 

auch über einen kontinuierlichen Zeitraum zu analysieren. 



Schlussbemerkungen 225 

 

Die Flexibilität des Modells bezieht sich auch darauf, bei Bedarf aktualisierte Infor-

mationen in der Annahmensetzung und Kategorienbildung berücksichtigen zu kön-

nen; das Modell erlaubt ferner, migrationsfördernde und -hemmende Faktoren hinzu-

fügen oder, wenn es sinnvoll erscheint, herauszunehmen. Zudem muss für eine wei-

tere Verwendung des Modells ein großer Teil der Entwicklungsarbeit nicht mehr 

geleistet werden. 

Welche konkreten Ergebnisse liefert das Modell? Zur Bewertung und Einordnung 

muss an dieser Stelle nochmals die mittel- bzw. langfristige Perspektive des Analyse-

fokus unterstrichen werden. Das Modell ist daher nicht in der Lage, Momentaufnah-

men individueller Migrationsmotivationen zu liefern oder diese zu quantifizieren. 

Diesbezügliche Informationen können nur mikroanalytische Untersuchungen liefern, 

die aber durchaus auf die im qualitativen Teil der Modellierung vorgenommene Iden-

tifikation von hemmenden und fördernden Faktoren für Wanderungen aufgebaut 

werden könnten. 

Als zentrales Ergebnis sind in der Modellierung neun Migrationszenarien je Beitritts-

land für das Jahr 2030 entstanden, denen unterschiedliche Annahmensetzungen un-

terliegen. Diese neun Migrationspotenziale bilden einen Korridor, in den mit hoher 

Wahrscheinlichkeit die tatsächliche Entwicklung hineinfällt. Die Analyse zeigt, dass 

das Migrationspotenzial der ausgewählten Beitrittsländer in allen Szenarien nicht zu 

einer auffällig hohen bzw. niedrigen Zu- bzw. Abwanderung führt. Grob betrachtet 

liegt das Spektrum zwischen einem Rückgang um 30 Prozent und einem Anstieg um 

75 Prozent gegenüber der Ausgangssituation im Aufnahmeland. Mittlere Entwick-

lungsverläufe in Beitrittsländern und in Deutschland weisen auf ein Potenzial hin, 

dessen Umfang mit der heutigen Zuwanderung nach Deutschland zu vergleichen ist. 

Dennoch ist bei näherer Betrachtung aus einer demographischen Perspektive deutlich 

geworden, dass das Eintreten der Migrationsszenarien für die Herkunftsländer sowie 

für das Aufnahmeland zwar keine gravierenden Probleme hervorbringt, aber 

Verstärkungs- bzw. Verzögerungseffekte bei Schrumpfung und Alterung der jeweili-

gen Bevölkerung auslösen können. Dabei wird es für betroffene Länder schwierig 

sein, die Auswirkungen z.B. im Bereich Sicherungssysteme oder Arbeitsmarkt zu 

kompensieren. 
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Vergleicht man Ergebnisse dieser Arbeit mit denen anderer Studien, muss zunächst 

auf einige grundsätzliche Unterschiede hingewiesen werden. Alle Studien, die Schät-

zungen für das Aufnahmeland Deutschland durchführen, kommen zu unterschiedli-

chen Ergebnissen, die u.a. durch die verwendete Methodik, Annahmensetzungen 

aber vor allem auch durch den Untersuchungsbereich167 zu erklären sind. Zwei 

Gruppen lassen sich aufgrund ihrer methodischen Arbeitsweise unterscheiden: ma-

kroanalytische Modellrechnungen und mikroanalytische Erhebungen (Fassmann & 

Hintermann 1997, IMO 1999, Iglicka 2000, Bastyr et al. 2001). 

Methodisch liegt die erstgenannte Gruppe von Studien dem hier entwickelten Migra-

tionsszenarienmodell am nächsten. Die wesentlichen Unterschiede bestehen aber 

darin, dass bei dieser Gruppe von Studien Zeitreihen (Fertig 2000, Brücker & Boeri 

2000, Brücker et.al. 2000) und/oder Gravitationsmodelle (Sinn et al. 2000, Brücker 

& Boeri 2000) zur Anwendung kommen. Die Studie von Brücker & Boeri ist die 

einzige dem Autor bekannte Arbeit, die einen längerfristigen Zeitraum bis 2030 für 

ihre Schätzungen ins Auge fasst, alle anderen schätzen bis zum Jahr 2015. Weitere 

wesentliche Unterschiede gibt es hinsichtlich des Untersuchungsbereichs, denn keine 

der o.a. Studien beschränkt sich im Untersuchungsbereich auf die hier verwendete 

„Luxemburg-Gruppe“.168 Darüber hinaus ist anzumerken, dass überwiegend die Net-

towanderung (Zuzüge abzüglich Fortzüge) als geschätzte Größe Verwendung findet, 

bzw. es werden der Bestand der ausländischen Bevölkerung in Deutschland voraus-

geschätzt und nicht, wie in der vorgelegten Modellierung, als Migrationspotenzial 

die Bruttowanderungen der Zuzüge zugrunde gelegt. Ohne näher auf die einzelnen 

Studien und deren Ergebnisse einzugehen (ein detaillierter Vergleich der Studien 

findet sich bei Fassmann & Münz 2002 und Herzog 2003) lässt sich insgesamt fest-

stellen, dass ein direkter Vergleich und damit eine Einordnung der in dieser Arbeit 

ermittelten Ergebnisse nur schwer durchführbar ist. Es ist jedoch Konsens aller Stu-

dien, wie auch dieser Arbeit, dass eine Massenzuwanderung im Kontext der EU-

Osterweiterung nicht zu erwarten ist. Neben der Identifikation von Faktoren, die das 

Verständnis über Bedingungsfaktoren von Migration erweitern können, ist dieses 

                                                 
167 Hierunter sind die einbezogenen Länder der einzelnen Studien gemeint. 
168 Die Ifo-Studie (Sinn et. al. 2000) schätzt den Bestand der polnischen, rumänischen, slowakischen, tschechischen und ungari-
schen Bevölkerung in Deutschland. Dagegen umfasst die Studie von Brücker & Boeri (2000) und die Schätzung von Fertig 
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vielleicht das dominierende Ergebnis dieses Forschungsprojektes, denn viele Vorbe-

halte auf Seiten der Bürger aus Alt-EU-Ländern gegenüber der aktuellen aber auch 

einer weiteren EU-Osterweiterung basieren auf weit überzogenen Erwartungen hin-

sichtlich des Ausmaßes möglicher Migrationen. 

                                                                                                                                          

(2000) insgesamt 10 Staaten aus Ostmitteleuropa (Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, Slowakei, Slowe-
nien, Tschechische Republik und Ungarn).  
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